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pARVUS: 

Ein Problem der geistigen Revolution. 

n ER große Zerstörer, der Krieg, und der große Gleich¬ 
macher, die Revolution, klopfen auch bereits an die 
durch die Tradition geheiligten - Pforten der Universitäten 
und fragen auch hier gebieterisch nach Berechtigung und 
Zweckmäßigkeit der Einrichtung. Der Hochschulunterricht 
steht vor mancherlei Bedrängnissen und vor großen neuen 
* Problemen. 

| Fangen wir mit den ersteren an. 

Fünf Jahre lang wurde die Jugend statt in die Hochschulen 
in die Schützengräben geschickt. Jetzt drängt sie auf einmal 
wieder in die Horsäle. Die Reihen sind gelichtet, der mörde¬ 
rische Krieg hat in ihnen große Lücken gerissen, aber es 
sind fünf Jahrgänge auf einmal, darum sind die Hörsäle 
gedrängt voll. Schon durch diesen Massenandrang, dem 
weder die Räumlichkeiten noch die Lehrkräfte der Hoch¬ 
schulen gewachsen sind, wird die Einhaltung des alten Lehr¬ 
planes schier unmöglich gemacht. 

Zugleich sind die Studierenden, die aus den Schützen¬ 
gräben kommen, anderer Art, als jene, die soeben erst die 
Schulbank drückten. An Stelle der Muttersöhnchen, die kaum 
erst das Elternhaus verließen, kommen gereifte Männer, 
die bereits den Wert ihrer Persönlichkeit im härtesten Kampf 
geprüft haben. Aber das formale Wissen dieser Männer, die 
im Krieg gelernt haben, selbständig zu denken und zu han¬ 
deln, ist inzwischen unter dem Donner der Kanonen und in 
der Abgeschiedenheit des Schützengrabens verblaßt. 
Bei den jüngeren Jahrgängen, die erst während des Krieges 
ihr Abiturium gemacht haben, entspricht dieses Wissen von 
vornherein den alten Forderungen lange nicht mehr. 

Schon aus diesem Grunde empfiehlt sich eine Reform 
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des Lehrplanes der Universitäten und der Technischen Hoch¬ 
schulen. 

Der Lehrplan muß einer Zuhörerschaft angepaßt werden, 
der man ein reiferes Urteil und mehr Tatkraft zumuten darf, 
deren wissenschaftliche Vorbereitung aber eine mangelhafte 
ist, er muß vereinfacht und abgekürzt werden, um mit dem 
großen Andrang möglichst schnell aufzuräumen und um den 
Männern, die bereits mehrere Jahre ihres Lebens dem Krieg 
geopfert haben, nicht noch weitere Zeitvergeudung aufzu¬ 
bürden. 

Diese Abkürzung ist zugleich eine staatliche Notwendig¬ 
keit, da Deutschland zum Aufbau der Industrie, des sozialen 
Lebens und des Staates selbst, der durch die Revolution 
eine gewaltige Umgestaltung (erfahren hat, dringend eines 
raschen Zustroms gebildeter Kräfte bedarf. 

Es darf auch nicht übersehen werden, daß eine große 
Zahl gebildeter Kräfte, die das Offizierkorps verbrauchte, 
nunmehr freigeworden sind. Um diesen zum Teil sehr tüch¬ 
tigen Elementen den Uebergang zu technischen Berufen und 
zum Staatsdienst zu erleichtern, müssen die Hochschulen ver¬ 
mittelnd eingreifen. Die Lösung des Problems liegt wieder^ 
um in der Vereinfachung des Lehrplanes und der Anpassung 
des Unterrichts an die Intelligenz erwachsener Männer. 

. Das alles zielt dahin, die Hochschule von ihrer Isoliert¬ 
heit, ihrem Treibhausdasein zu befreien, einen innigeren Kon¬ 
takt zwischen ihr und dem pulsierenden Leben der Außen¬ 
welt herzustellen. 

In der gleichen Richtung geht eine starke Bewegung von 
unten, aus den Massen. 

Der Weg soll gebahnt werden dem Tüchtigen. Der Tüch¬ 
tige drängt sich vor und fordert sein Recht. Die Verwirk¬ 
lichung dieses Rechtes ist zugleich eine nationale und so¬ 
ziale Notwendigkeit. Aber die wichtigste Vorbedingung zur 
Entwicklung und Geltendmachung der persönlichen Fähig¬ 
keiten ist der Unterricht. Wie soll sich nun der Tüchtige 
aus den Volksmaßsen geltend machten, wfenln der höhere Unter¬ 
richt das Privilegium der Besitzenden bleibt? 

Wenn der Krieg im Treibhaus der Hochschulen die Fenster 
eingeschlagen Jiat, so kommt von unten eine Bewegung, 
die die Mauern selbst einreißen möchte. 

Die Hochschule kann aber nicht unmittelbar an die Volks¬ 
schule angegliedert werden. Neben dem Problem der Au6- 
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gestaltung der -Volksschiule zu leinem wirklichen Volksbildungs- 
mstitut bleibt also das andere, Vorkehrungen zu treffen, 
um eine rasche Vorbereitung zum Hochschulstudium zu er¬ 
möglichen. Es handelt sich m der Hauptsache um die Lehr¬ 
bedürf tigen unter den jungen Industriearbeitern, die zwar 
nur über eine Volksschulbildung verfügen, aber durch Tüch¬ 
tigkeit in ihrem Beruf, Selbstunterricht, öffentliche Betäti¬ 
gung usw. sich Kenntnisse, Erfahrunjgen im praktischen Leben 
und ein geschärftes Urteil angeeignet haben. 

Die Arbeiterintelligenz, die mit dem wirtschaftlichen und 
politischen Emporkommen der Arbeiterklasse auf allen Ge¬ 
bieten vorwärts drängt, muß sich die Universitäten und 
Hochschulen erobern. Die Arbeiter sind maßgebend in allen 
parlamentarischen und kommunalen Vertretungen, sie über¬ 
nehmen die Staatsverwaltung, sitzen in zahlreichen Gerichts¬ 
tribunalen, sie sichern sich einen großen Einfluß in der 
Produktion, in den Fragen ider Industrie und des Handjels, 
— und doch haben sie bis jetzt alles, was» sie an geschicht¬ 
lichen, volkswirtschaftlichen, juristischen, technischen Kennt¬ 
nissen besitzen, nur einzeln mühsam sich zusammenklauben 
müssen. Das lückenhafte Wissen führt zum Dilettantismus, 
der Dilettantismus rächt sich an der ganzen Gesellschaft, 
wenn er zur ausschlaggebenden politischen Macht wird. Es 
ist also im Interesse der Arbeiterklasse wie der ganzen Ge¬ 
sellschaft, daß die Arbeiterschaft eine Schicht Intellektueller 
stellt, die sich dem Studium in den Hochschulen widmen, 
um sich auf die Beamtenlaufbahn und auf die Tätigkeit 
in den verschiedenen wirtschaftlichen und sozialpolitischen 
Vertretungen der Arbeiterklasse vorzubereiten. 

Neben der Vorbereitung zum Hochschulstudium erfordert 
das wiederum die Anpassung des Lehrprogramms 1 der Hoch¬ 
schulen an die neue Zuhörerschaft. • 

Schließlich und im allgemeinen muß die Hochschule über¬ 
haupt sich dem neuen politischen und sozialen Geist der 
Welt anpassen. Neben der Aenderung der Lehrmethoden 
steht sie vor einer Umgestaltung des Lehrstoffes und der 
wissenschaftlichen Gesichtspunkte, von denen aus dieser Stoff 
bearbeitet wurde. Das Gebiet der Sozialpolitik mit dem 
Genossenschaftswesen, den Arbeiterorganisationen, dem staat¬ 
lichen Versicherungswesen tritt in den Vordergrund, der 
Staat wird von neuen Gesichtspunkten aufgefaßt, in der 
Industrie entsteht eine neue Betriebslehre, alle Probleme 
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der Geschichte und der kulturellen Entwicklung bekommen 
eine neue Beleuchtung. 

Die geistige Revolution, die in der Gefolgschaft der po¬ 
litischen Revolution erscheint, wird das deutsche Hochschul¬ 
wesen vom Grunde aus umgestalten. Ich habe die Probleme 
flüchtig skizziert, um sie zum Bewußtsein zu bringen. Zu 
ihrer bestmöglichen Lösung ist die geistige Mitwirkung aller 
beteiligten Kreise notwendig. Diese Mitwirkung durch eine 
sachliche Diskussion der aufgeworfenen Fragen zustande¬ 
zubringen, ist der Zweck dieses Artikels. 


BERNHARD RAUSCH: 

Der Kampf um Noske. 

T)AS lebhafte politische Interesse, daß man im Inlande 
sowohl wie im Auslande der Reichswehr entgegenbringt, 
besteht leider hier wie dort zum größten Teil in Argwohn 
und Sorgen. Während bei uns weite Kreise befürchten, 
daß die Reichswehr in den Händen monarchistischer Offiziere 
ein konterrevolutionäres Werkzeug zur Wiederherstellung der 
Monarchie werden könnte, bangen unsere Gegner vor einer 
Wiederstärkung des sogenannten preußischen Militarismus, 
und in Erinnerung an den militärischen Aufschwung mach 
der Niederlage Preußens im Jahre 1806 beobachten sie 
voller Mißtrauen die uns im Friedensvertrag aufgenötigte 
Herabminderung unserer Heeresstärke. All diese Sorgen und 
Befürchtungen beruhen indessen auf einer völligen Verken¬ 
nung der tatsächlichen Verhältnisse. 

Es ist noch immer nicht mit Sicherheit festzustellen, wem 
unserer Gegner wir die rigorose Bestimmung, daß wir die 
Reichswehr bis zum 1. April 1920 auf 100 000 Mann ver¬ 
ringert haben sollen, eigentlich verdanken. Alle Vertreter 
der alliierten Mächte, mit denen bisher einzeln über militä¬ 
rische Dinge geredet werden konnte, seien es Franzosen, 
Engländer, Amerikaner oder Japaner, haben übereinstimmend 
erklärt, daß gerade ihrem Lande nichts an diesen harten 
Bedingungen, deren Zwecklosigkeit und Undurchführbarkeit 
sie einsehen, gelegen sei. Es bleibt indessen abzuwarten, 
wie diese bessere Einsicht sich bei den bevorstehenden Kom¬ 
missionsberatungen geltend machen wird. Endlich ist die 
Vorkommission der interalliierten Ueberwachungskommission 
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^ unter Führung des-französischen Generals Nollet eingetroffen 
und hat sich in den großen Berliner Hotels häuslich einge¬ 
richtet. Es ist übrigens auffallend, daß die Amerikaner, 
nachdem sie den Krieg durch ihr Eingreifen zu unseren Un¬ 
gunsten entschieden haben, sich von den europäischen Ange¬ 
legenheiten anscheinend völlig zurückziehen. Jedenfalls be,- 
findet sich in der vor kurzem' eingetroffenen Militärkom¬ 
mission, in der die Franzosen vollkommen überwiegen, nicht 
ein einziger Amerikaner. Wlenn diese Kommissionen mit ihrem 
großen Gefolge uns auch mancherlei Annehmbares, aller¬ 
dings zu guten Preisen, mitzubringen pflegen, so besteht 
ihre Hauptaufgabe jedoch leider darin, unseren Heeresappa¬ 
rat so schnell wie möglich einzuschmelzen. 

Nun kann von vornherein kein Zweifel darüber bestehen, 
daß die Regierung nicht das mindeste Interesse daran : hat, 
auch nur einen Mann mehr zu behalten, als sie zur Auf - 
rechterhaltung der Ordnung in Deutschland unbedingt nötig 
hat. Das jetzige Söldnerheer ist im Vergleich zu dem frühe¬ 
ren der allgemeinen Wehrpflicht so teuer, daß die Regierung 
schon aus finanziellen Gründen gern auf jeden Mann», der 
überflüssig ist, verzichtet. Ihr liegen, wie sie immer wieder 
betont hat, alle Hintergedanken und Verdunkelungsabsich’- 
ten, die zwecklos und töricht wären, vollkommen fern, und 
sie ist gewillt, der überwachenden Kommission mit absoluter 
Offenheit und größter Loyalität jeden gewünschten Ein¬ 
blick zu gewähren. Es ist deshalb schmierigstes landes¬ 
verräterisches Treiben, wenn die unabhängige Presse, voran 
ihr Berliner Sensations- und Revolverblatt, die „Freiheit“, 
die militärischen Absichten der deutschen Regierung ver¬ 
dächtigt. Durch diese perfiden Denunziationen wird nicht 
nur Wasser auf die Mühlen der ausländischen Chauvinisten 
geleitet, auch die Sozialisten des Auslandes lassien sich leider 
immer noch irreführen. So hat Longuet noch unlängst in 
der französischen Kammer davon gefabelt, daß Deutschland 
1' 200 000 Mann unter Waffen habe. 

Die Gesamtzahl aller, die noch als deutsche Soldaten an¬ 
zusprechen sind, beträgt zurzeit insgesamt rund 400 000. 
Daneben sitzen in den Schreibstuben der Bezirkskommandos 
und Abwicklungsstellen eine Anzahl von Leuten, die zwar 
zurzeit einen Uniformrock tragen, aber selbst unbedingt ab¬ 
lehnen, als Militärpersonen zu gelten. Sie leisten lediglich 
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Bureaudienste bei der Bearbeitung der Renten- und Versor¬ 
gungsansprüche von Militärhinterbliebenen, Kriegsbeschädig¬ 
ten und heimgekehrten Kriegsgefangenen. Ihre Zahl wird sich 
vorläufig nicht wesentlich herabsetzen lassen, weil das nur 
auf Kosten der zu Versorgenden geschehen könnte. 

Man hatte gehofft und beabsichtigt, die Reichswehr bis 
zum 1. Oktober dieses Jahres auf 250 000 zu verringern. Die 
unerwarteten Ereignisse in Oberschlesien und Westpreußen, 
sowie die höchst unwillkommene Verzögerung des Rück¬ 
transportes der kurländischen Truppen haben die Verwirk¬ 
lichung dieses Planes unmöglich gemacht und den Erz- 
bergerschen Militäretat zunächst völlig über den Haufen ge¬ 
worfen. Indessen wird mit Energie an der Herabsetzung der 
Heeresziffer gearbeitet, und es soll in Zukunft der Versuch 
gemacht werden, mit 100 000 Mann Reichswehr auszukommen. 
während des bevorstehenden Winters hat die Durchführbar¬ 
keit des Ententegebots jedoch ihre bestimmte Grenze. Schon 
jetzt ist sich jedermann darüber klar, daß die Kohlennot 
und die mit ihr verbundene ungeheure Arbeitslosigkeit 
Deutschland in den Wintermonaten vor eine ungeheure Be¬ 
lastungsprobe stellen werden. Fortgesetzte Entlassungen von 
Reichswehrsoldaten würden nicht nur die Zahl der Arbeits¬ 
losen ungeheuer anschwellen lassen, sondern auch die vor¬ 
handenen Verbände derart zerreißen und dezimieren, daß es 
allmählich kaum noch einen in sich geschlossenen, zuver¬ 
lässigen Truppenkörper gäbe. Und der Einsicht kann sich 
selbst das ängstlichste und mißtrauischste Ententehirn nicht 
verschließen, daß 250 000 Mann deutsche Reichswehr in einem 
wirtschaftlich völlig erschöpften Land für niemanden eine 
Gefahr bilden, wohl aber 100 000 Mann, denn diese dürften 
im kommenden Winter kaum in der Lage sein, die Welle des 
Bolschewismus aufzuhalten, der dann an der deutschen West¬ 
grenze gewiß nicht Halt machen würde. Die bevorstehenden 
Kommissionsberatungen werden vollauf Gelegenheit bieten, 
die Vertreter der Alliierten davon zu überzeugen, wie töricht 
ihr Mißtrauen gegenüber Deutschland ist. 

Auch bei diesem Mißtrauen hat die gegenwärtige Regie¬ 
rung noch unter den Sünden des alten Regimes zu leiden. 
Wenn das Ausland ein Erstarken des preußischen (Militarismus 
befürchtet, so ist man im Inlande besorgt vor einem Wieder¬ 
erwachen des militär-absolutistischen Geistes. Weite Kreise 
derer, denen die Erhaltung der revolutionären Errungen- 
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schäften am Herzen liegt, namentlich innerhalb der sozial¬ 
demokratischen Arbeiterschaft, beobachten voll wachsender 
Unruhe die inneren Zustände der Reichswehr. Hängt doch 
von ihrer Beschaffenheit das Schicksal Deutschlands ab, denn 
wer die Reichswehr hat, hat die politische Macht. So not¬ 
wendig und verständlich aber diese lebhafte politische Anteil¬ 
nahme an der Reichswehr ist, so hat die Nervosität und 
Gereiztheit, mit der alle wirklichen oder angeblichen Aeuße- 
rungen eines reaktionären Geistes innerhalb der Reichswehr, 
namentlich auch von der Parteipresse, vermerkt und ge¬ 
rügt wurden, zu dem bedauerlichen Ergebnis geführt, daß 
sich in nur zu vielen Köpfen ein völlig falsches Bild fest¬ 
gesetzt hat. Nicht nur bei den Unabhängigen, sondern auch 
bei einem großen Teil der Mehrheitssozialdemokratie hat 
man sich daran gewöhnt, in der Reichswehr nichts anderes 
zu sehen, als ein Machtinstrument in den Händen einer reak¬ 
tionären Offizierskaste. Man kommt sich dabei ungeheuer 
gescheit vor, und während die einen, die Noskes Selbständig¬ 
keit und starken Willen kennen, seinen Charakter an¬ 
zweifeln, halten ihn die anderen, die seine innere Geradr 
heit und Ehrlichkeit kennen, für eine beherrschte, willen¬ 
lose Puppe. 

Das innerpolitische Zentralproblem der Reichswehr ist die 
Offiziersfrage. Der deutsche Offizier war seit jeher unpoli¬ 
tisch. In strengem Autoritätsgefühl erzogen, war die Mannes¬ 
treue gegenüber dem „Herzog“, dem er sich persönlich ver¬ 
bunden fühlte, sein Stolz und Lebensideal, und der Inhalt 
seiner Politik war Gehorsam. Die gesellschaftliche Grund¬ 
lage, auf der diese Ideologie beruhte, ist endgültig über¬ 
wunden. die alten Tafeln sind zerbrochen, die bisher heiligen 
Symbole sinn- und wertlos geworden. Das Neue aber nat 
nicht so rasch Wurzel fassen können. Es hat schon seine 
zureichenden Gründe, wenn die Mehrzahl der Offiziere der 
Staatsumwälzung fremd jjnd kalt gegenübersteht. Nicht ge¬ 
wohnt, dem inneren Zusammenhang gesellschaftlicher Er¬ 
scheinungen nachzuspüren und die eigentlichen Ursachen unj* 
seres jetzigen Unglücks 'zu erkennen, vergleichen sie un¬ 
politisch und naiv die früheren Zustände in Deutschland mit 
den jetzigen. Und da damals die Menschen mehr arbeiteten 
und besser lebten, in Deutschland mehr Reichtum vorhanden 
war und größere Ordnung herrschte fühlen sie sich vor¬ 
wiegend zu den politischen Parteien hingezogen, die mit dem 
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demagogischen Mittel dieses äußerlichen Vergleichs hausieren. 
Dazu kommt, daß kein Stand durch die Revolution materiell 
und ideell soviel eingebüßt hat, wie der der aktiven Offi¬ 
ziere. Von 24 000 Offizieren können nur 4000 dauernd in 
die Reichswehr übernommen werden. Alle anderen gehen 
einer unsicheren, zum Teil trostlosen Zukunft entgegen. Fer¬ 
ner hatte sich gegen die Offiziere nach der Niederlage der 
Haß des' revolutionär erregten Volkes in erster Linie gerichtet. 
All das erleichtert es den Offizieren nicht, sich in die neuen 
Verhältnisse zu finden. Eine Jahrhunderte alte militärische 
Tradition ist ohnehin nicht mit einem Schlage entwurzelt. 
Das zeigt zum Beispiel die Geschichte Frankreichs, in dessen 
Heer noch lange nach 1870/71 monarchistische Tendenzen 
lebendig waren, obwohl Frankreich bereits 1790 zum ersten 
Male Republik geworden war. 

Die Sachkenntnis und das Fachwissen der alten Offiziere 
kann auch das neue Deutschland trotz seines verkleinerten 
Heeresapparates nicht entbehren. Aufgabe und Ziel der re¬ 
gierenden Parteien kann es demnach nicht sein, die wert¬ 
vollsten und fähigsten Elemente unter den Offizieren von 
sich abzustoßen, sondern sie zti positiver Mitarbeit za ge¬ 
winnen. Dazu ist notwendig, daß man ihnen Zeit läßt, sich 
in den neuen Verhältnissen zurechtzufinden. Mit Recht wies 
Noske in einem Interview vor Berliner Arbeitern unlängst 
daraufhin, daß es ein großer Fehler der französischen Revo¬ 
lution war, die Vertreter des alten Regimes zuerst fast 
restlos über Bord zu werfen. Dadurch schuf sie sich selber 
ein Heer verzweifelter Gegenrevolutionäre. Trotzdem hin¬ 
dert seine staatskluge Besonnenheit den Reichswehrminister 
nicht, überall da zuzupacken, wo wirkliche Uebergriffe und 
Aeußerungen eines staatsgefährlichen Geistes zutage treten. 
Und die wachsenden Angriffe der reaktionären Presse gegen 
Noske zeigen, daß sie in ihm einen starken Feind wittert. 

Wenn Noske als Sozialdemokrat.,,trotzdem eine unbedingte 
Autorität in dem ihm politisch vorwiegend fernstehenden 
Offizierkorps erlangt hat, so verdankt er das außer seiner 
aufrechten soldatischen Persönlichkeit in lerster Linie seiner 
staatsmännischen Weisheit. Die Offiziere fühlen bei Noske 
Verständnis für ihre Lage, sie fühlen sich gerecht beurteilt 
und behandelt, und es ist bezeichnend, daß sie auf Noske all 
die Gefühle der Gefolgstreue und unbedingten Ergebenheit 
übertragen, die sie seit jeher ihrem obersten Führer entgegen- 
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zubringen gewohnt waren. Nicht selten hört* man von Offi¬ 
zieren, daß die Regierung ihnen höchst schnuppe sei, sie 
sich aber für Noske in Stücke hauen lassen würden. 

Das persönliche Autoritätsgefühl kann natürlich nicht dau¬ 
ernd die Grundlage der Disziplin in der Reichswehr sein. 
Noske ist ein parlamentarischer Minister, und die Reichswehr 
muß so fundiert sein, daß sie, unabhängig von Einzelperso¬ 
nen, in dem auf verfassungsmäßigem Wege zum Ausdruck 
gelangenden Mehrheitswillen des Volkes die oberste Autorität 
erblickt. Es wäre jedoch falsch, zu übersehen, daß das 
Offizierkorps sich bereits mitten in einem inneren Umwand- 
lungsprozeß befindet , und nicht wenige haben sich den neuen 
Verhältnissen bereits vollkommen angepaßt. Schon seit jeher 
war ein Teil der Offiziere nicht blind vor den Schäden 
des alten Systems. Nie aber war es falscher als jetzt, die 
Offiziere als eine einheitliche reaktionäre Masse zu betrach¬ 
ten. Leider wird der seelische ümwandlungsprozeß der Offi¬ 
ziere nur zu sehr gehemmt durch die kurzsichtige Offiziers¬ 
feindschaft gerade innerhalb der wichtigsten Regierungs¬ 
partei. Was viele unserer Parteigenossen den Offizieren vor¬ 
werfen, daß sie nicht schnell genug aus den alten Stiefeln 
heraus können, gilt in noch höherem Maße für sie selber. 
Die Partei hat gegenüber den Aufgaben, vor die die Revo¬ 
lution sie gestellt hat, deshalb zum großen Teil versagt, 
weil sie den Uebergang von der Opposition zur verantwor¬ 
tungsfreudigen, positiven Arbeit nicht rasch und entschieden 
genug zu vollziehen vermochte. Namentlich können unsere 
Genossen nur schwer die alte Offiziersfeindschaft los werden. 
Jedenfalls gehört ein hohes Maß von Vorurteil dazu, um zu 
verkennen, daß auch ein Offizier, der sich zur Monarchie 
bekennt, dem Lande wertvolle Dienste leisten kann. An sich 
wäre es natürlich am wünschenswertesten, wenn die Reichs¬ 
wehr aus lauter überzeugten Republikanern bestände. Und 
doch ist es unmöglich, dem Republikanischen' Führerbund 
eine Sonderstellung einzuräumen, denn dann würde er zum 
Sammelbecken aller derjenigen Elemente, die sich durch einen 
raschen Gesinnungswechsel bei der Reichswehr erhalten 
wollen, oder die glauben, sich auf ihre republikanische Ge¬ 
sinnung etwas zugute tun zu können. Es ist nichts als der 
Ausfluß eines unbestechlichen, staatsmännischen Verantwort¬ 
lichkeitsgefühls, wenn Noske immer wieder erklärt, daß ihm 
ein tüchtiger Soldat, der Monarchist ist, lieber ist, als ein 
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schlechter Republikaner. Bei dem Ueberwiegen der mon¬ 
archistischen Elemente innerhalb des Offizierkorps muß 
andererseits sorgfältig darauf geachtet werden, daß niemand 
lediglich wegen seiner republikanischen Gesinnung benach¬ 
teiligt wird. Aus diesem Grunde ist es bedauerlich, daß 
Major Lange der Reichswehr den Rücken-kehren will, wenn 
er auch als Leiter des mecklenburgischen Polizeiwesens die 
Treppe herauffallen wird. 

Bedeutete die Revolution für die Offiziere einen starken 
Verlust, so war sie gerade deshalb für die Unteroffiziere ein 
großer Gewinn. Auf den Unteroffizieren hatte von jeher die 
Hauptlast des Drills und Kommißdienstes geruht. Dabei 
standen sie jahrelang in einem armseligen Kasernenleben 
unter einem die freie Entfaltung der Persönlichkeit ein¬ 
engenden unerhörten Druck. Wohl lebte in ihnen schon 
immer ein mehr oder weniger bewußter Groll, aber bei der 
völligen Unmöglichkeit, “sich unter dem alten Regime selber 
eine Besserung zu verschaffen, lebte sich de* Persönlichkeits¬ 
drang und die Betonung des getretenen Ichs nicht selten 
allein gegenüber den Untergebenen aus. Es ist kein Zufall, 
daß die größten Soldatenschinder meist alte mißvergnügte 
Unteroffiziere waren. 

Bei der Staatsumwälzung fühlten die Unteroffiziere in¬ 
stinktiv, daß auch ihre Befreiungsstunde geschlagen hatte, 
und im ersten Ueberschwang der Gefühle glaubten viele, 
daß nun die Unteroffiziere restlos an die Stelle der Offi¬ 
ziere treten könnten, Diese Stimmung ist bei einem Teil 
der Unteroffiziere auch jetzt noch vorhanden. Nun ist zwei¬ 
fellos richtig, daß alte, erfahrene Unteroffiziere die untere 
Truppenführung mindestens ebenso gut, meist bedeutend 
besser auszuüben vermögen, als junge Offiziere. Deshalb ist 
eine erhebliche Zahl ehemaliger Unteroffiziere in der Reichs¬ 
wehr und der. Reichsmarine zu Offizieren befördert worden. 
Die Meinung aber, daß die Unteroffiziere alle Offiziere er¬ 
setzen könnten, schießt erheblich über das Ziel hinaus. Denn 
wie alles gelernt sein will, so nicht zum wenigsten auch 
die höhere Truppenführung. 

Im übrigen steht die Regierung gerade den Unteroffizieren 
mit besonderem Wohlwollen gegenüber, denn weil die Revo¬ 
lution ihre Interessen gefördert hat, sind sie die natür¬ 
lichen Verbündeten des aus der Revolution entstandenen 
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Regimes. Aengstliche Gemüter mögen sich deshalb bei dem 
Gedanken beruhigen, daß, selbst wenn es einzelne Offiziere 
nach reaktionären Staatsstreichen gelüsten sollte, sie bei 
der Masse der Unteroffiziere nie die erforderliche Gefolg¬ 
schaft finden würden. Die Mehrzahl der Unteroffiziere steht 
aus eigenstem Interesse fest hinter der aus der Revolution 
geborenen demokratisch-sozialistischen Regierung. 

Dasselbe gilt nicht minder von den Mannschaften. Bei 
Beurteilung der die Mannschaften betreffenden Fragen wird 
nicht selten der völlig neue Charakter der Reichswehr im 
Vergleich zum früheren Heer der allgemeinen Wehrpflicht 
übersehen. Man hat zum Teil keine rechte Vorstellung da¬ 
von, bis zu welchem Grade die Selbstauflösung des alten 
Heeres während der Revolution gediehen war. Verwendbare 
Formationen gab es so gut wie gar nicht mehr, und auch 
die Verbände, die in noch leidlicher Ordnung in die Heimat 
zurückkehrten, fielen auseinander, sobald sie die Großstädte 
berührten. _ Als im Dezember 1918 die bewaffneten Massen 
Berliner Spartakisten die Straßen der Hauptstadt durchflute¬ 
ten, saß die Regierung in der Wilhelmstraße so gut wie 
ohne jedes staatliche Machtmittel. Dieses mußte erst vor 
den Toren Berlins mühsam geschaffen werden, und es war 
von vornherein klar, daß den zur Aufrechterhaltung der 
staatlichen Ordnung sich freiwillig Meldenden Existenz¬ 
bedingungen geboten werden mußten, die ihnen verlocken¬ 
der erschienen, als der Empfang der Arbeitslosenunterstüt¬ 
zung. Unsere Parteigenossen müssen einsehen, daß die höhere 
Löhnung und bessere Verpflegung der „Noskegarden“, über 
die soviel geredet worden ist, eine unbedingte Notwendig¬ 
keit im Interesse des Staates sind und immer bleiben werden. 
Wenn die gegenwärtig in der Reichswehr Stehenden gern 
bei der Truppe bleiben, so weil sie bei der augenblicklichen 
Wirtschaftslage in Deutschland das Schicksal der Arbeiits,- 
losigkeit fürchten. Es wäre aber ein Irrtum, anzunehmen, 
daß alle jetzigen Reichswehrsoldaten auch bereit sein würden, 
12 Jahre lang militärischen Dienst zu tun. Die meisten wollen 
zunächst erst. mal über den kommenden Winter hinweg¬ 
kommen. Es ist bezeichnend, daß in einer thüringischen 
Formation 14 Prozent allein Bäcker und Schlächter sind, 
also Gewerben angehören, in denen es augenblicklich wenig 
zu tun gibt. In Zeiten eines auf blühenden Wirtschaftslebens 
werden alle diese Elemente die Reichswehr sofort verlassen, 
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Im alten Preußen waren, nach einem bekannten Worte 
Scharnhorsts, für das Söldnerheer nur Diebe, Trunkenbolde 
und anderes Gesindel zu haben. Freilich litt der altpreußische 
Staat dauernd unter einem erheblichen Menschenmangel im 
Gegensatz zum heutigen Ueberschuß an Bevölkerung. Trotz¬ 
dem wird es in Zukunft sehr schWer sein, jährlich 15 000 
brauchbarer junger Leute aufzutreiben, die sich freiwillig 
dazu entschließen, 12 der schönsten Jahre ihres Lebens in der 
Kaserne zu verbringen und die Bürde des militärischen 
Dienstes zu tragen, denn für die Reichswehr kommt bei ihrer 
ungeheuren Wichtigkeit nur ein erstklassiges Menschenmate¬ 
rial in Frage. Ein Söldnerheer ist ohne straffste Mannes¬ 
zucht undenkbar. Die Regierung muß von jedem Angehörigen 
der -Reichswehr absolute Treue und unbedingten Gehorsam 
verlangen. Das Recht individueller politischer Meinungs¬ 
freiheit hat seine selbstverständliche Grenze an den Inter¬ 
essen des Staates. Politische Vereine können ..innerhalb der 
Reichswehr nicht geduldet werden, ganz gleich, welcher 
Richtung sie seien. Und auch die wirtschaftliche Interessen¬ 
vertretung darf keine Formen annehmen, die die Verwen¬ 
dungsfähigkeit der Truppe beeinträchtigen könnte. Soldaten¬ 
gewerkschaften sind undenkbar. Man darf ferner nicht das, 
was in einem Volksheer notwendig und wünschenswert wäre, 
auf das jetzige Söldnerheer übertragen wollen, in dem das 
Soldatenratssystem selbstverständlich unmöglich ist. Das 
Bindeglied zwischen Führer und Truppe bilden in der Reichs¬ 
wehr die Vertrauensleute. Als Ausgleich für diese Einschrän¬ 
kungen muß in besonderem Maße für das materielle und 
geistige Wohl der Truppen gesorgt werden. Man kann sie 
nicht mehr wie bisher in den Kasernen einpökeln, sondern 
muß ihnen behagliche und wohnliche Räume schaffen, ferner 
in hervorragendem Maße ihre geistige Fortbildung fördern 
und ihnen eine Existenzmöglichkeit nach vollendeter zwölf¬ 
jähriger Dienstzeit sichern. Da es im eigensten Interesse der 
Regierung liegt, die Truppe bei Stimmung zu erhalten, wird 
in dem neuen Reichswehrministerium eine besondere Fürsorge¬ 
stelle geschaffen werden, die dem Reichswehrminister un¬ 
mittelbar untersteht und die sich das leibliche und geistige 
Wohl der Soldaten besonders angelegen lassen sein wird. 

Alles in allem ist es eine Unsumme von Schwierigkeiten, 
• die gerade der Reichswehrminister bei der Neuordnung 
Deutschlands zu überwinden hat. Eine Revolution kann 
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immer nur soviel erreichen, als nach dem Stande der öko¬ 
nomischen und gesellschaftlichen Entwickelung möglich ist. 
•Schießt sie über das Ziel hinaus, so folgt ihr notwendiger¬ 
weise ein Rückschlag. Wenn Noske in der harten Welt 
der Tatsachen, in der er schafft, wenig Neigung verspürt, 
tönende Phrasen zu drehen, aber bemüht ist, das, was die 
Arbeiterklasse sich errungen hat, dauernd zu befestigen, so 
erweist er sich als ein viel besserer Revolutionär, als all die 
Maulhelden und Wirrköpfe dieser Tage, die die Revolution 
an die Oberfläche gespült hat. Gerade darin zeigt sich Noske 
immer wieder als ein Staatsmann großen Ausmaßes, daß er, 
ein festes Ziel im Auge, die Bismarcksche Kunst versteht, 
zu warten. 

Es ist deshalb nicht nur im allgemeinen Interesse, sondern 
auch in dem der Partei so unsagbar töricht, wenn Genossen 
Noske in den Reihen seiner eigenen Partei immer wieder 
Schwierigkeiten bereitet werden, und man kann nur schärfste 
Verachtung dem rüpelhaften Verhalten jener Mecklenburger 
entgegenbringen, die Noske nicht empfangen wollten, weil 
sie ihn nicht mehr zur Partei gehörend rechnen. 

Eines Tages, wenn Noske sein Werk vollendet haben wird, 
wird man auch ihn in die Wüste schicken. Das ist Politiker¬ 
schicksal ! Vorläufig aber und auf lange hinaus ist er noch 
unentbehrlich und unersetzlich! An seiner Person hängt der 
Zusammenhalt der Reichswehr und damit auch der Bestand 
der Demokratie in Deutschland. Die Sozialdemokratie nützt 
sich nur selbst am meisten, wenn sie den Mann unbedingt 
stützt, der ist und als das wirkt, was er Zeit seines Lebens 
war: ein treuer Sohn des arbeitenden Volkes. 


ALWIN SAENGER (München): 

Der Münchener Geiselmordprozeß. 

T} ER Münchener Geiselmordprozeß hat in hüllenloser Deut- 
^ lichkeit das Problem gezeigt, das die Revolution in den 
Vordergrund der Betrachtung des Staatsmannes gestellt hat. 
Heinrich Strobel, ein hervorragender Führer der deutschen 
Unabhängigen, hat jüngst in einem Artikel der „Wiener 
Arbeiterzeitung“ diese Probleme angedeutet. Er schrieb: 
„Ein Rätesystem, dessen Funktionen unbegrenzt sind und 
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das nicht wieder seine Korrektur findet in einer starken 
Demokratie, in unbeschränktester Freiheit der Kritik, in 
völliger Koalitions-, Rede-'und Pressefreiheit, wird unfehlbar 
zünftlerischer, bureaukratischer Verknöcherung verfallen, wo¬ 
mit sich ungebührlicher Einfluß .skrupelloser Demagogen, 
politischer Glücksritter und Scharlatane durchaus verträgt. 
Es war durchaus kein Zufall, daß ln München neben einigen 
wirklichen Idealisten vorwiegend Abenteurer und Wirrköpfe 
cms Ruder gelangten. Wer die harten, realen Widerstände 
des politischen Wirtschaftslebens am furchtbarsten ignorierte, 
den entfesselten Leidenschaften am skrupellosesten schmei¬ 
chelte und den Massen die phantastischsten Versprechungen 
machte , kam am sichersten obenauf. Um so unentrinnbarer 
mußte das Abenteuer schließlich ein Ende mit Schrecken 
nehmen. Was sich in München im großen abspielte, wird 
sich unter dem Rätesystem tausendmal im kleinen ereignen. 
Nicht die klugen, bedächtigen, kenntnisreichen Arbeiter wer¬ 
den vielfach zu Mitgliedern der Arbeiterräte gewählt werden, 
sondern die Schreier, die Leute mit den rücksichtslosen Ell¬ 
bogen, die gerissenen Rechnungsträger. ‘ ‘ 

Die Richtigkeit dieser gescheiten Betrachtung Strobels und 
damit sehr viel Bedenkliches und von Sozialisten bisher 
nicht Erkanntes hat der Prozeß am Volksgericht leider er¬ 
wiesen. Demagogen und Phrasendrescher mögen die Leier 
ihrer Agitationssprüche weiter klimpern; der Mann mit Ver¬ 
antwortung wird nachdenklich werden. 

Um die Einzelpersonen der angeklagten Mörder handelt 
es sich natürlich bei dieser ganzen Betrachtung überhaupt 
nicht. Arzt und Kriminalist mögen feststellen, um wieviel 
die unerhört viehischen Mordtaten im Münchener Luitpold¬ 
gymnasium das bisher bei Menschen an bestialischer Roheit 
und sadistischer Brutalität für möglich Gehaltene über¬ 
trumpft haben. Eine respektable Staffelung nach unten hat 
dieses Mördervolk erreicht und allzu versöhnend wirkt es 
ja gerade nicht, daß die Herren Sektionsführer der Kommu¬ 
nisten an der Hand der auf ihr Bitten herbeigeholten Geist¬ 
lichen zum Richtplatz schreiten. Feststellen wollen wir für 
die geschichtliche Kritik kommender Zeiten. nur nochmals, 
daß nie ein furchtbareres Verbrechen mit kaltblütigerer Ver¬ 
ruchtheit planmäßig an wehrlosen Unschuldigsten verübt 
wurde. Dem Milieu der unerhörten Bluttat, die sich in 
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Gegenwart Zigaretten rauchender Dirnen, bei frischem An¬ 
stich in der Kantine und Klängen der Ziehharmonika ab¬ 
spielte, entsprach es ja wohl durchaus, daß die Mörder nach 
Urteilsfällung mit vergnügten Sinnen noch im Gerichtssaal 
nach der Zigarette griffen. Nichtsdestoweniger bleiben diese 
für die Befreiung des Proletariats nordenden Verbrecher 
die artig behüteten; Protektionskinder der leitartikelnden kom¬ 
munistischen yjnd — verwandten (Politiker, die um die Häupter 
selbst dieser erbärmlichen Geiselmörder den Glorienschein 
des politischen Märtyrers zaubern. Es ist natürlich ein 
dummer, abgeleierter Spruch, daß das Gesindel des Luit¬ 
poldgymnasiums aiich „Opfer der allgemeinen Kriegsverroh¬ 
ung“ gewiesen sei. Es war das typische Großstadtgelichter 
syphilitischer Zuhälter und arbeitescheuer Vagabunden, die 
bei jeglicher passender Gelegenheit mit und ohne Krieg 
ihr sauberes Handwerk treiben. Und gleich absurd ist das 
unabhängig-kommunistische Entschuldigungsgeschwätz, daß 
die Geiselmorde durchaus entschuldbar und verständlich 
seien angesichts der Ausschreitungen der Regierungstruppen. 
Die Verwechslung von Ursache und Wirkung entspricht ja 
durchaus dieser niedrigen Parteilogik; jeder nalbwegs Kun¬ 
dige weiß genau, daß die Schandtaten des spartakistischen 
Gelichters in Deutschland Exzesse auf der Gegenseite her vor¬ 
rufen und insbesondere gerade der verruchte Geiselmord in 
München rächende Wut auslösen mußte. Aber der Kernpunkt 
des ganzen erschütternden Problems wird mit diesen partei¬ 
politischen unabhängig-kommunistischen Deduktionen über¬ 
haupt nicht berührt. 

Der Münchener Geiselmordprozeß hat der Sache der Arbeiter¬ 
klasse um dessentwillen solch unendlichen Schaden zugefügt, 
weil das glückverheißende politische Zeitalterder proletarischen 
Diktatur mit dem gemeinen Mord endete. Die selten unge¬ 
schickte Verteidigung der Angeklagten operierte zugunsten 
ihrer Klientel vorwiegend mit dem bedenklichen Argument, 
daß das Zivilistenpack und die zum größten Teil nie im Felde 
gewesene Soldateska des Gymnasiums, ein solches Gesindel, 
die Masse so erregt gewesen sei, daß die angeblichen Führer 
dieser Kohorte sich dem „Wunsche“ nach Erschießen der 
Geiseln gar nicht hätten widersetzen können. Und so kommen 
wir zu der Ströbelschen Doktrin. Den Schreiern, Demagogen 
und Volksbetrügern waren großle Teile der Münchener Ar¬ 
beitermassen seit den ersten Apriltagen nachgelaufen. Nicht 
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überlegende Einsicht stand zu den Führern, die im Kampfe 
eines Menschenalters für da&^ Proletariat grau geworden 
waren; nein, auf die hergelaufenen Neulinge und Fremd¬ 
linge, die. die zugkräftigsten Phrasen machten, die groß¬ 
mäuligsten Reden hielten und die unmöglichsten Verspre¬ 
chungen verhießen, ^chwur man den rätediktatorischen Be- 
freiungseid. Die schmeichelnden Lobeshymnen der ehrlosen 
Feiglinge Levien und Levine-Nissen wurden den Massen 
Evangelium. Die Grundsätze, mit denen man groß geworden, 
galten ein Nichts. Die sich zu ihnen als politische Charak¬ 
tere weiter bekannten, wurden von den toll Gewordenen 
verhöhnt und bedroht. Angebetet aber hat man die „Führer“, 
die im vorausschauenden Bewußtsein einer notwendigen 
Niederlage der Arbeiter die Massen weiter in einen Bürger¬ 
krieg und zum nutzlosen Sterben auf die Straße hetzten, 
sich selbst aber ohne Ausnahme in seltener Feigheit recht¬ 
zeitig in Sicherheit brachten I Den Warnungen treuester, 
selbstloser Freunde der vorwärts strebenden Arbeiterklasse 
zum Trotz erkannte man den Schwindel nicht. Die Herren 
Levien und Gesellen, diese erbärmlichen Hauptschuldigen 
am zehnfachen Geiselmord,, blieben den Massen das leuch¬ 
tende Ideal. Die Verführung siegte auf der ganzen Linie 
und die Schlußapotheose der Räteherrlichkeit bestand in 
Leichenschändung und -fledderei. — 

Das Luitpoldgymnasium zu München als letztes, stand¬ 
haftestes Regierungsgebäude der menschheitbeglückenden 
Räteepoche: ein mahnendes Beweisstück der offenherzigen 
Theorie des U.S.P.-Ströbel. Entfesselte Leidenschaften, 
Schmeicheln gegenüber der Masse, Ende mit Schrecken. . . 

Welch andere Schlußfolgerung aus allem bleibt dem Denker 
übrig als das Eingeständnis, wie unreif heute noch unendlich 
große Teile der Massen sind, welch geringe politische Eim 
Sichtsfähigkeit und ernstes Verantwortungsgefühl ihnen zu 
eigen sind. Der Staatsmann aber wird aus diesen Fest¬ 
stellungen den Schluß zu ziehen haben, daß dieses und noch 
manches Säkulum hindurch die Grundlage des Staates Macht 
und Wille und Möglichkeit, sie anzuwenden, sein muß, sollen 
Volk und Kultur nicht zugrunde gehen.- 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 





Arthur Schulz’ Vermächtnis. 


849 


Dr. FRITZ DARMSTAEDTER (Helversen): 

Arthur Schulz’ Vermächtnis. 

gALD sind zwei Jahre‘seit dem Tode von Arthur Schulz ver¬ 
strichen. Mit Schulz hat die deutsche Sozialdemokratie wie 
überhaupt die gesamte Linke einen Mann von seltenem Können 
und Scharfblick verloren, der berufen gewesen wäre, im neuen 
Deutschland eine bedeutende Rolle zu spielen. Schulz war der 
Agrarpolitiker der Sozialdemokratie, und wäre jetzt gewiß zum 
Führer in allen die Landwirtschaft betreffenden Fragen geworden. 
Er war nicht der einseitige, in der Marxschen Uriehre befangene 
Theoretiker wie Kautsky — obwohl er auch wissenschaftlich-theo¬ 
retisch geschult war, wie kaum ein anderer —, er war vor 
allem ein Praktiker und Politiker, der selbst als erfahrener Land¬ 
wirt mit dem Leben in ständiger Fühlung stand. Wahrscheinlich 
w'äre er heute der Mann gewesen, der die Fähigkeit besessen 
hätte, eins der schwierigsten und größten Probleme unserer Tage 
seiner Lösung näher zu bringen: die Herbeiführung des auf gegen¬ 
seitiger Einsicht beruhenden, engen politischen und wirtschaftlichen 
Kontakts zwischen Arbeitern und Bauern. — Schulz' Ideal war 
es, dieses Einvernehmen zu erreichen, und in ihm erblickte er 
die Verwirklichung eines gutes Stücks sozialistischer Grundanschau¬ 
ung. Der selbstarbeitende Bauer sollte mit dem industriellen und 
städtischen Arbeiter Hand in Hand gehen; sie sollten beide er¬ 
kennen, daß sie sich gegenseitig bedingen und durchaus solidarisch 
sind. Beide sollten einsehen, daß der eine vom Wohlergehen des 
anderen lebt, und jeder Fortschritt in der Betriebsführung oder 
in der Lebenshaltung des einen auch im allgemeinen eine Förde¬ 
rung des anderen zur Folge hat. Gegenseitige Einsicht und Ver¬ 
stehen müssen aber die Voraussetzungen jedes Kontakts und jeder 
‘Solidarität sein. Schulz erkannte klar die hier zu überwindenden 
Hindernisse, die mannigfaltiger Art waren und sind: vor allem 
die in politischer, wirtschaftlicher und geistiger Hinsicht viel¬ 
fach zurückgebliebene Schulung der bäuerlichen Bevölkerung, die 
mangelhafte Durchbildung des ländlichen Organisationswesens, und 
nicht zuletzt die in vielen Gegenden maßgebende, einseitig groß¬ 
agrarische Führung. Wie sollte es möglich sein, eine Fühlung- 
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nähme zwischen Bauern und Arbeitern herzustellen, wenn die feu¬ 
dalen Großgrundbesitzer als Wortführer der „Bauernschaft“ auf¬ 
traten und tatsächlich weite Kreise des Landvolkes ihnen Folge 
leisteten? — Die Beseitigung der politischen und wirtschaftlichen 
Vormachtstellung des Großgrundbesitzes schien Schulz die Vor¬ 
bedingung der Erfüllung seines Ideals zu sein. — In den Kreisen 
def alten Sozialdemokratie fand er hierfür noch wenig Verständnis; 
es herrschte naturgemäß hinsichtlich des Kampfes gegen den Feu¬ 
dalismus volle Einmütigkeit, aber in der Beurteilung der 1 wirt¬ 
schaftlichen Bedeutung der Frage fand Schulz nur relativ wenig 
Anhänger. Zwar hatte Schulz in seinem Kampf für eine tat¬ 
kräftige Bauernpolitik manchen wertvollen Vorläufer und Mitstreiter; 
es sei hier nur an Eduard David und sein Werk „Sozialismus 
und Landwirtschaft“ (1903) erinnert. Trotzdem behielt Kautskys 
Agrartheorie, die auf der seinerzeit von England abgeleiteten Marx- 
schen Lehre fußte und dem ländlichen Großbetrieb den Vorzug 
gab, die Oberhand. Es soll hier nicht auf die große wirtschafts¬ 
wissenschaftliche Kontroverse „Groß- oder Kleinbetrieb in der Land¬ 
wirtschaft“ eingegangen werden, zu der Schulz in zehnjähriger 
Arbeit ein überaus reiches Material beitrug, nur so viel sei hier 
bemerkt, daß Schulz’ Lehre von den Vorzügen des kleinen und 
mittleren bäuerlichen Betriebs gegenüber dem Großbetrieb vor 
allem auf der klaren Kenntnis der Psyche des deutschen Land¬ 
bewohners beruhte. Schulz, der selbst vom Lande stammte und 
selbst Landwirt war, wußte genau, daß nur die Betriebsform 
des freien Bauern auf eigener Scholle der Denkungsart, den Sitten 
und Gewohnheiten des deutschen Landmannes entsprach und ent¬ 
spricht; sein stetes Eintreten für eine energische Bauernkolonisation 
entsprang — abgesehen von allen wirtschaftspolitischen Erwägungen 
— hauptsächlich dem Bestreben, der tiefen Sehnsucht der Land¬ 
arbeiter und des „kleinen Mannes“ auf dem Lande nach dem 
Erwerb von Eigenland Rechnung zu tragen. Auch aus seinen 
mannigfachen ausländischen Studien hatte Schulz gelernt, daß die 
produktionsgenossenschaftliche Betriebsweise in der Landwirtschaft 
nicht dem Sinn des deutschen Landvolkes angemessen war, um 
so weniger, als sich ja diese Betriebsform auch bei den Ver¬ 
suchen der italienischen Landarbeiter in Romagna nicht bewährt 
hatte und von den dortigen Sozialisten überwiegend aufgegeben 
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worden war. Erst ganz allmählich und langsam gelang es Schulz, 
mehr und mehr Boden zu gewinnen, vor allem auch in Bayern, 
wo von Vollmars Politik schon lange auf eine Stärkung 0er 
kleinen Landwirte gerichtet war. 

Mit Recht konnte auf die Politik der Sozialisten in den meisten 
anderen Ländern hingewiesen werden, wo sie fast überall gegen 
den Großgrundbesitz und zugunsten des Kleinbauerntums Stellung 
nahmen, so z. B. in Frankreich, Italien, Rußland, Polen, Böhmen 
usw. (In unseren Tagen ist diese Politik besonders augenfällig 
in Böhmen und in Polen, wo die Agrarreformen mit der Be¬ 
schränkung des Großgrundljgsitzes mit den Stimmen der Sozia¬ 
listen angenommen wurden, nicht zuletzt auch in Rußland, wo 
sogar die Bolschewiks als Hüter und Förderer der Kleinbauern 
auftreten). — In der deutschen Sozialdemokratie brach sich diese 
Tendenz in einem offiziellen Organ erstmals in einem Artikel 
Friedrich Stampfers im „Vorwärts“ (31. Mai 1918) Bahn; nach 
der Revolution kam sie dann .dadurch zum Ausdruck, daß die 
sozialistische Fraktion der Nationalversammlung dem Reichssied¬ 
lungsgesetz einmütig zustimmte. — Hat sich nun so die Er¬ 
kenntnis von der Notwendigkeit der Stärkung und Vermehrung 
der Bauernschaft innerhalb der Sozialdemokratie so gut wie durch¬ 
gesetzt — so fehlt doch andererseits die Auswirkung im Geiste 
des Schulzschen Ideals, hinsichtlich der Herbeiführung des engen 
Einvernehmens zwischen Arbeitern und Bauern. Dieses kann auf 
Grund der Schulzschen Anschauung zunächst nur im Wege der 
Aus- und Durchbildung des genossenschaftlichen Prinzips erreicht 
werden, nicht etwa im Sinne der produktionsgenossenschaftlichen 
Form, sondern im Sinne der Begründung oder des Ausbaus einer 
genossenschaftlichen Ueberorganisation über den bäuerlichen Eigen¬ 
betrieben. Das lokal ausgebaute Netz von Einkaufs- und Absatz¬ 
genossenschaften (hier interessiert vor allem die Absatzgenossen¬ 
schaft) muß in eine Zentrale ausmünden, die, von gemeinwirt¬ 
schaftlichen Grundsätzen geleitet, die Absatzregulierung vornimmt. 
Hierzu gehört , auch die Einwirkung auf die Produktion durch 
Schaffung fördernder Einrichtungen kaufmännischer, technischer und 
kultureller Art. 

Schulz schwebte hierbei immer das großartig ausgebaute Ge- 
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nossenschaftswesen Dr. Heims vor, der mit seinen Einrichtungen 
in Regensburg in vieler Hinsicht Vorbildliches geleistet hat, man 
denke nur z. B. an seine Bauernhochschulkurse. — In einer solchen 
genossenschaftlichen Ueberorganisation liegt auch ein sehr wesent¬ 
liches Mittel, der Rückständigkeit auf dem Lande wirksam zu 
begegnen und die ganze Betriebsweise zu beleben und zu fördern. 

— Auf der anderen Seite nun muß Hand in Hand mit den länd¬ 
lichen Genossenschaften das Konsumvereinswesen der städtischen 
Arbeiter, Beamten usw. gehen. Glänzende Einrichtungen sind hier 
schon vielfach seit langem vorhanden; die deutschen Konsum¬ 
vereine haben zum Teil Großartiges geleistet und vor dem Kriege 
wesentlich dazu beigetragen, die Lebdkshaltung weiter Volksschichten 
zu verbessern. Im ganzen waren aber die Konsumvereine bisher 
einseitige Organe der Arbeiter, Beamten usw., die im wesentlichen 
dadurch günstig abschnitten, daß sie als Großkäufer auftraten 
oder durch eigene Großbetriebe billiger zu liefern imstande waren. 

— Es fehlte ihnen aber völlig die innige Berührung mit der 
anderen Seite, den bäuerlichen Genossenschaften. Eben diese Ver¬ 
bindung erschien Arthur Schulz das wichtigste Mittel zur gegen¬ 
seitigen Verständigung. Nicht mit Hilfe bureaukratischer Methoden, 
sondern allein im Wege freier, von gemeinwirtschaftlichem Geiste 
durchtränkter Selbstverwaltung kann diesem Ziel nähergetreten 
werden. Die Ausgestaltung und Durchbildung der genossenschaft¬ 
lichen Organisationen auf beiden Seiten würde naturgemäß ge¬ 
waltige Arbeit und Mühe erfordern, obwohl ja fast überall er¬ 
hebliche Ansätze, wenn auch nicht in der von Dr. Heim durch¬ 
geführten Weise, bestehen. Ebenso müßte der Frage der plan¬ 
mäßigen Einordnung der bisherigen Träger des Zwischenhandels 
in das neue System größte Aufmerksamkeit zugewandt werden. 
Neben dieser technischen Durchbildung ist die Schaffung der 
geistigen Vorbedingungen für den gegenseitigen Kontakt dringend 
vonnöten. Besonders bedauerlich ist es, daß die bureaukratische 
Kriegs- und Zwangswirtschaft gerade hierfür eine äußerst un¬ 
günstige Atmosphäre geschaffen und die Gegensätze zwischen Stadt 
und Land, zwischen Bauern und Arbeitern besonders verschärft 
hat. — Ob nicht gerade in der Ersetzung des bisherigen bureau- 
kratischen Zwangssystems durch das genossenschaftliche, auf freier 
Selbstverwaltung beruhende allmählich die beste Abhilfe geschaffen 
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und der Weg zur Verständigung gefunden werden könnte? Eine 
Regierung, die sich zum erheblichen Teil aus Sozialisten zusammen¬ 
setzt, sollte den Versuch machen, im Sinne des Schulzschen Ideals 
die Verwirklichung der Verständigung zwischen Bauern und Ar¬ 
beitern und damit eines Stückes freier Gemeinwirtschaft herbei¬ 
zuführen ! 


L. COHN (München): 

Eine neue Utopia. 

n ER Krieg mit allen seinen Folgen hat auf die Phantasie be¬ 
fruchtend gewirkt. Quacksalber aller Art bieten, wie auf den 
Jahrmärkten früherer Zeiten, ihre Universalmittel gegen Wirtschaft- . 
liehe und soziale Leiden mit der großen Reklametrommel an. 
Meist handelt es sich um längst überwundene und unwirksame 
Mixturen, wie es das Zinsverbot der katholischen Kirche war, 
oder um das im Mittelalter mit Erfolg erprobte Verfahren, die 
Abtragung der Schulden durch den Todschlag der Juden zu voll¬ 
ziehen. Aber es gibt unter den Rettern der Menschheit auch 
„wissenschaftlich“ arbeitende und von der Richtigkeit ihrer Lehren 
überzeugte Leute. Dazu gehört vor allem Silvio Gesell, argen¬ 
tinischer Großkaufmann und Finanzminister der Münchener Räte¬ 
republik, nebst seinen Aposteln. Er hat bereits eine Anzahl Organi¬ 
sationen geschaffen: den Freigeld-Freilandbund, die Physiokratische 
Vereinigung in Berlin, sowie in der Schweiz den Freiland-Freigeld¬ 
bund, dem hauptsächlich Sozialdemokraten angehören. Daneben 
wirbt eine täglich wachsende Zahl von Schriften für die Ideen 
dieser Neuphysiokraten, so daß es sich schon lohnt, der Sache 
näherzutreten. Die Zeit ist geeignet zur Aufnahme aller Phan¬ 
tastereien, und wenn der Unsinn im Gewand einer Methode auf- 
tritt, so findet er schnell Verbreitung, unier wissenschaftlich Ge¬ 
bildeten, wie unter der breiten Masse. Beweis dafür: die für 
Silvio Gesells Ideen wirkenden Schriftsteller und die Münchener 
Vorgänge im April 1919. 

Die Theorie Silvio Gesells. 

Sie beruht auf dem leicht zu begreifenden Satze, daß die ganze 
Volkswirtschaftslehre vor ihm eine Irrlehre war. Erst ihm war 
es Vorbehalten, sich von dem Ballast aller überkommenen Vor¬ 
stellungen zu befreien und mit leichtem Gepäck die Erlösung der 
unglücklichen Menschheit in die Hand zu nehmen. Eine ganz ein- 
fadie Sache. Man begreife endlich, daß die Wissenschaft von 
Aristoteles bis Marx die Menschheit am Narrenseile des Wert- 
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y begriffes führte, „einem Phantom, einem Hirngespinst, ein jeder 
Realität bares Phantasieprodukt. Kein Kaufmann, kein Praktiker, 
kein Unternehmer oder Politiker läßt sich von der Theorie der 
überlieferten Wissenschaft (wozu auch die sozialistische gehört) 
beeinflussen/' Nur bei solchen Männern, die das Schicksal (!) 
aus der Volkswirtschaft herausgeworfen, die Handel, Spekulation, 
Profit usw. nur vom Hörensagen kennen, bei den Lohnarbeitern 
hat sidh die Wertlehre Jünger geschaffen, die sich von einer 
Werttheorie in praktischen Dingen, namentlich in ihren politischen 
Bestrebungen und in der Lohnpolitik, leiten lassen. In den Köpfen 
unserer Sozialdemokraten spukt das Wertgespenst; in den finsteren 
Kohlengruben, im Lärm und Staub der Fabriksäle ... hat der 
Köhlerglaube an die Existenz einer Realität, die man Wert nennt 
und mit der sich etwas machen läßt, Platz gegriffen." (Gesell: 
Die neue Lehre vom Geld und Zins.) Aus diesem Fundamentah- 
satze ergibt sich zur Genüge, daß Herr Gesell ein überzeugter 
Feind des Sozialismus ist. Er wendet sich zwar stets gegen den 
Kommunismus, meint aber damit auch den Sozialismus, weil er 
deren Unterschiede nicht kennt und ihnen überhaupt, wie der 
ganzen Arbeiterbewegung, mit einer Unwissenheit gegenübertritt, 
die unbegreiflich erscheinen würde, wenn sie nicht das bequemste 
Sprungbrett in die frisch-freigeldliche Theorie abgäbe. Sollte sich 
jemand wundern, daß ein so überzeugter Gegner des Kommunismus 
von den Münchener Kommunisten als Volksbeauftragter gewählt 
wurde, so sei darauf erwidert: weder die Arrangeure noch die 
Akteure des traurigen Münchener Aprilscherzes können für irgend 
ftwas verantwortlich gemacht werden, weil sie nicht wußten, was 
sie taten. Nur Gesell wußte es. „Er wollte" wie es in der 
Verteidigungsschrift eines seiner Freunde heißt, „den Kommunis¬ 
mus mattsetzen u . 

Doch kehren wir nach dieser notwendigen Abschweifung zur 
„Theorie" zurück. Nachdem der Wertbegriff der Wissenschaft 
durch einen Fußtritt erledigt ist, bleiben für den praktischen Theo¬ 
retiker als beachtenswerte Eigenschaft der Waren nur deren Preise 
übrig. Da kein Kaufmann, kein Unternehmer, kein Politiker bei 
seinen Berechnungen und Dispositionen an den Wert denkt, sondern 
nur an die Preise, so handelt auch der argentinische Großkaufmann 
demgemäß. Die Preise sind ihm daher nicht, wie nach der Marx - 
sehen Definition, „Erscheinungsform des Wertes", Wertausdruck, 
sondern Ergebnisse von Angebot und Nachfrage und Resultat 
des Verhältnisses der Warenzirkulation zu den Zahlungsmitteln. 
Das Geld — und zwar Papiergeld — allein bildet daher den Motor 
der Gütererzeugung, der Güterverteilung und der Neugestaltung 
der Wirtschaft. Will man sie auf eine gesunde Basis stellen, 
so muß man den Goldwahn ablegen und die Menge des Zwangs¬ 
papiergeldes ins beliebige vermehren. Doch muß diesem neuen 
Papiergeld die Verschleißbarkeit aller Waren zukommen, es muß 
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selbst eine nach Bedarf zu vermehrende oder zu vermindernde 
Ware werden, während unserem bisherigen Geld, gerade wegen 
seines Vorzuges der Unverschleißbarkeit, dieser Warencharakter 
fehlte. FreigHd muß daher einen jährlichen Verlust von 5 Prozent 
— nach der Kongruenz der Warenzirkulation mit den Zahlungs¬ 
mitteln auch mehr oder weniger — erleiden. Wer am 1. Januar 
1000 Mark besitzt und sie nicht ausgibt, verliert bis zum 31. De¬ 
zember 50 Mark. Infolgedessen wird jedermann bestrebt sein, 
kein Geld zu besitzen, sondern es durch Wareneinkäufe los zu 
werden. Die Warenproduktion steigt daher ins Ungemessene, der 
sich die Ausgabe von Papiergeld anpaßt; das Geldangebot be¬ 
wirkt ein Sinken des Zinsfußes bis zum negativen Zins, den der 
Ausleiher dafür bezahlt, daß ihm der Leiher den 5-Prozent-Eigen- 
verlust des Geldes abnimmt. Kapitalismus und Rente, wie alles 
arbeitslose Einkommen, verschwinden von selbst, das Arbeitsein¬ 
kommen aber steigt bis zum vollen Arbeitsertrag! Die sinkende 
|oder steigende Kaufkraft des Geldes reguliert ein Währungsamt 
/durch jährliche statistische Feststellung des Preisstandes, nach dem 
sich auch die Höhe des Einkommens richtet.“ Zeigt es sich, 
daß der allgemeine Preisstand in einem Jahre um 3 Prozent ge¬ 
stiegen ist, dann sind für das folgende Jahr alle fälligen Zahlungen 
um 3 Prozent zu erhöhen, „also jeder Lohn, jede Miete, jede Alters¬ 
oder Invalidenrente, jede Witwenpension, jeder Vereinsbeitrag, jede 
staatliche Abgabe . . . jede fällige Rückzahlung oder Tilgungs¬ 
summe“ (Hammer: Die Währungsfrage). 

Der Leser wird aus dieser kursorischen Darstellung Gedanken¬ 
gänge der Bimetallisten, der Papiergeldschwärmer und anderer 
Geldverschlechterer unschwer erkennen. Die Hauptsache aber bleibt, 
daß die chiliastische Erfindung des Schwundpapiergeldes den Fort- 
bestand der kapitalistischen Warenproduktion voraüssetzt, und da¬ 
her nichts ist als eine konsequente Fortführung manchesterlicher 
Theorien. Wer die wirtschaftlichen Verhältnisse ausschließlich von 
der Geldseite aus der Gesundung zuführen will, der ähnelt dem 
Meteorologen, der vermittelst einer Aenderung der Meßapparate 
eine Beeinflussung der Witterung zu erreichen hofft. Denn wenn 
man auch alle Wirkungen des Freigeldes zugesteht und voraussetzt 
und mit Harburger (Der Staat ohne Steuern) annimmt, daß es 
gleichgültig ist, ob jedermann eine Milliarde ausgibt, wenn er sie 
einnimmt, so bleiben doch das soziale Verhältnis zwischen Unter¬ 
nehmer und Arbeiter, die Grundlage der kapitalistischen Wirt¬ 
schaft, das Lohnsystem und die Ausbeutung des Arbeiters von 
der nominalistischen Ausdehnung der Zahlungsmittel unberührt. Das 
ist es aber, was Silvio Gesell und seine Schule wollen. Wie 
Mephisto den verschuldeten Kaiser durch Papiergeld rettete, so 
wollen sie die kapitalistische Warenproduktion erhalten, den Unter¬ 
nehmergewinn, die Mehrwert- und Profitbildung und die Abhängig¬ 
keit des Arbeiters vom Verkaufswerte seiner Arbeitskraft verewigen. 
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Aber: „Damit die Wohltat allen gleich gedeihe, so stempelten 
wir gleich die ganze Reihe, Zehn, dreißig, fünfzig sind parat, 
Ihr denkt euch nicht, wie wohVs dem Volke tat“. (Faust, II. Teil.) 

* Die Praxis. 

Noch einfacher und unbeschwerter von des Gedankens Blässe 
sind die praktischen Vorschläge Silvio Gesells. Sie sind zusammen¬ 
gestellt in dem 400 Seiten starken Bande: Die natürliche Wirt - 
*schaftsordnung. „Natürlich“ ist die Anwendung des Darwinisti¬ 
schen Kampfes ums Dasein auf den Menschen als Wirtschafter. 
„Nur auf dem Wege des Wettbewerbes, der sich überwiegend auf 
wirtschaftlichem Gebiete abspielt, kann es zur förderlichen Ent¬ 
wicklung, zur Hochzucht kommen“. Der Wettbewerb muß sich 
aber auch wirklich so abspielen, „wie es die Natur will, d. hi. 
mit der von ihr gelieferten Ausrüstung unter gesetzlicher Aus¬ 
schaltung von Vorrechten“. Also freie Bahn dem Tüchtigen auf 
dem Boden der Demokratie. Unter „Führung der. Edelsten“ wird s 
der lange unterbrochene Aufstieg zu göttlichen Zielen auf genommen. 
„Die natürliche Wirtschaft wird darum auf dem Eigennutz auf¬ 
gebaut sein“. Der „volle Arbeitsertrag“ kann nach freiem Er¬ 
messen verwendet werden. Daß solche Grundlage der Wirtschaft 
nichts anderes als aufgewärmtes Manchestertum ist, sieht auch Gesell 
ein. Die Manchester schule war auf dem richtigen Wege, sagt 
er, aber sie besaß nicht den Weitblick, in dem Geldwesen die 
Quelle alles Uebels zu erkennen. „Man wußte nicht (!), daß das 
Geld den Zins zur Bedingung seiner Betätigung macht, daß die 
Wirtschaftsstockungen, der Fehlbetrag im Haushaltsplan der er¬ 
werbenden Klasse, die Arbeitslosigkeit einfach Wirkungen <ies her¬ 
kömmlichen Geldes sind. Die manchesterlLhen Hoffnungen und 
die Goldwährung waren unvereinbar“. 

Wir haben nur noch eine Wahl: Annahme des Manchestertums 
mit Freigeld oder „Kommunismus, Gütergemeinschaft. Ein anderer 
Ausweg ist nicht da“. Wenn man von Sozialismus nicht mehr 
weiß, als daß er Staatswirtschaft und Gütergemeinschaft bedeutet, 
und in der sozialistischen Gesellschaft, wie sie sich im Kopfe 
dieses Utopisten spiegelt, die Parteihäuptlinge über das Schicksal 
der Menschen entscheiden läßt, dann lohnt es sich nicht, die 
Ignoranz noch im einzelnen nachzuweisen. Doch sei an einem 
Beispiel — vielleicht aus der Praxis in München — gezeigt, wie 
Gesell den „Kommunismus“ mitsamt dem Sozialismus vernichtet. 
Man kann sich leicht in jeder Versammlung davon überzeugen, 
sagt er, welch eingefleischte Egoisten diese Kommunisten-Sozia- 
listen sind. Man braucht nur den Vorschlag der Lohngemeinschaft 
— soll heißen des gleichen Lohnes — zu machen, und plötzlich 
sind alle, die noch vorher die Gütergemeinschaft verherrlichen, 
still. „Die Führer lehnen diesen Ausgleich glatt ab unter den 
nichtigsten Vorwänden“. Der Leser wird schon aus diesen Proben 
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alte Bekannte aus den Kämpfen der Partei mit ihren Gegnern vor 
50 Jahren erkennen. Wer aber die Oberflächlichkeit dieses Welt¬ 
verbesserers in ihrer fast unglaublichen Totalität kennen lernen 
möchte, der werfe einen Blick in die „an die zu Weimar ver¬ 
sammelten Nationalräte“ gerichteten Denkschrift: Der Abbau des 
Staates nach Einführung der Volksherrschaft. Auch hier wird 
das an sich „richtige Manchestertum“ in konsequenter Weise zum 
Anarchismus entwickelt Also auch hier nur „olle Kamellen“ mit 
wenigen, aber desto heiteren Ausnahmen. Man höre: Sämtliche 
Ministerien werden abgebaut. Die Schulen werden äbgeschafft, da 
die Mütter im Freigeldstaate Zeit genug haben, ihre Kinder selbst 
zu unterrichten. Die Hochschulen erhalten sich durch freiwillige 
Beiträge der Eltern und Gemeinden. Am besten wäre es, die 
Hochschulen mit einer Fabrik zu verbinden, in der der Student in 
sechsstündiger Arbeitszeit seinen Unterhalt erwirbt. Die „perverse 
Institution“ des Ministeriums für Handel und Industrie vergiftet 
das ganze Volk. Fort damit! Existiert es nicht mehr, „so sind 
auch keine Vorrechte mehr zu verschenken“. Und wozu braucht 
man ein Ministerium für soziale Angelegenheiten? „Gott sorgt 
* für jeden, der für sich selbst sorgt“ und der Minister dieses 
Ressorts freut sich, wenn eine Krise „die Arbeiter zu Tausenden 
auf die Gasse setzt — das ist sein Element“! Das „Aeußere“ be¬ 
sorgt ein Völkerbund, und Tuberkulose, Syphilis und Alkoholismus 
verschwinden, wenn an Stelle der staatlichen Gesundheitspolizei 
der Mensch, mit dem Glauben an eine göttliche Vorsehung, sein 
Geschick in seine eigene Hand nimmt. 

Nicht viel besser als mit den volkswirtschaftlichen Kenntnissen 
scheint es mit den geschichtlichen zu stehen. Wörtlich: im Mittel- 
alter hat es keine Kriege gegeben, einfach weil es keine Staaten 
gab. Die Völker waren zerlegt in Grundherrschaften, Grafschaften, 
Bistümer Reichsstädte usw., und allen diesen Lebewesen lag der 
Gedanke (!) fern, sich auf irgendeine Weise von den Nachbarn 
und der Welt abzuschließen. Dieser großzügigen historischen Ge¬ 
schichtsauffassung schließen sich die Vorschläge über die Justiz¬ 
reform würdig an. Jede Gemeinde soll ein eigenes, ganz unab¬ 
hängiges Strafrecht haben und es ausbauen, so wie sie es ver¬ 
steht. So schaffen wir die zum Fortschritt nötigen Vergleichs¬ 
punkte. „Besonders begabte Salomone geben auch eigene Rechts¬ 
und Geschichtsbücher heraus, die von Privaten in ihren Verträgen 
als bindend für sie bezeichnet werden. Auf den Briefköpfen, in 
den Preislisten der Kaufleute werden diese Rechtsbücher genannt, 
wie man den Telegraphencode nennt“. 

Wird der Staat auf eine so einfache, nicht durch den Ballast 
überkommener Vorstellungen beschwerte Weise abgebaut, und „das 
deutsche Volk ist jetzt dank der erlittenen Niederlage geistig und 
wirtschaftlich besser dafür vorbereitet“, so ist die uralte soziale 
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Frage gelöst und der Kapitalismus definitiv überwunden. Das 
ist die neue, aber nicht die „fröhliche“ Wissenschaft des Herrn 
Gesell. Sie zu beachten, wäre nicht der Mühe wert, wenn sich 
der Kreis der Gläubigen der Heilslehre der Freigeld-Freilandleute 
nicht ständig erweiterte. Als eine der vielen krankhaften Erschei¬ 
nungen der Zeit darf sie nicht unbeachtet bleiben. Denn in einem 
hat unser Mann wohl recht: wir sind für jeden Nonsens besser 
vorbereitet als je zuvor. 

FRITZ TEJESSY: 

Die Sozialisierung der Kinoindustrie. 

QEI Sozialisierung der Kinoindustrie denke ich an die So¬ 
zialisierung der gesamten Filmindustrie und der Kinos. 
Die Frage ist, ob sie derzeit möglich und ob sie auch rat¬ 
sam ist. 

Der Hauptgrund, der im Augenblick auch hei den so- k 
zialisierungsreifen Industrien gegen die Sozialisierung 
spricht, ist die mangelnde Rentabilität, unter der infolge 
des Krieges die meisten Unternehmungen leiden. Der Staat 
wird sich natürlich hüten, Unternehmerbesitz zu enteignen, 
wenn er als Folge davon Millionen in der ersten Zeit 
zusetzen und außerdem das Odium der notwendig gewordenen 
Preissteigerungen auf sich nehmen muß. Diese Ueberlegun- 
gen waren zum Beispiel beim Steinkohlenbergbau maßgebend. 
Ihm gegenüber ist die gesamte Filmindustrie mit ihren Kinos, 
trotz des Tam-Tarn, mit dem sie auftritt, an Arbeitskräften 
verschwindend klein. Ihre Erzeugungszentren sind die Groß¬ 
städte, vor allem Berlin und München, die Pest der Kinos 
greift allerdings über das ganze Land. Bei der Film- und 
Kinoindustrie steht die Rentabilität außer Frage. Hier Be¬ 
weise zu bringen, hieße Papier verschwenden. Diese Er¬ 
kenntnis hat schon versChiedenenorts zu dem Gedanken der 
Verstaatlichung oder Kommunalisierung der Kinos geführt, 
nicht bloß in Räteungarn wurde sie durchgeführt, sondern 
auch in Wien erwogen. Man möchte eben die großen Ge¬ 
winne der Kinobesitzer für den Staat einfangen. Dieser öko¬ 
nomisch richtige Gedanke wird aber bei Isolierung sittlich 
falsch — und unsozialistisch. Sozialismus ist Produktion im 
Interesse der Gesamtheit. Es geht daher nicht an, sich mit 
einer Kommunalisierung zu begnügen, und auf diese Weise 
zum Schaden des breiten Volkes aus dem gewerbsmäßig er- 
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zeugten Schmutz der Filmindustrie Nutzen zu ziehen. Der 
Fehler muß bei der Wlurzjel angepackt werden, ohne die Kinos 
zu erschlagen, wenn sie nach einer Reform auch weniger 
Gewinn abwerfen, dafür aber auch weniger Schaden anrichten 
werden. 

Es ist zur Uebereinstimmung mit dem folgenden nötig, 
daß man zugibt, daß die Produkte, die hieute in den Lichtspiel- 
bühnen vorgeführt werden, zu 99 Prozent Schund sind. 
In der Filmindustrie herrscht derzeit die größte Anarchie 
von allen Industrien. Immer neue Unternehmungen schießen 
aus dem Boden, es wird Material und Arbeit für den Bau 
und die Einrichtung von Ateliers, Laboratorien, Lichtspiel¬ 
theatern usw. verschwendet und Hunderte von Menschen 
der produktiven Arbeit entzogen, ohne sie der künstlerischen 
zuzuführen. Das ist ein ungesunder Zustand. 

Das Kino weist viele Analogien zum Theater auf, ich 

g laube, es hält künstlerisch heute dort, wo das Theater vor 
essing. Wie damals ist auch heute eine Besserung nur 
von obenher möglich, soll sie nicht vom Ausland kommen. 
Der schlechte Stand der deutschen Valuta ist das Glück 
unserer Filmindustriellen, deren Ware daher auf dem heimi¬ 
schen Markt fast Monopol ist. Sie wissen ganz genau, daß 
sie mit englischen, französischen oder gar amerikanischen 
Films nicht wettzueifern imstande sind. Das schafft Voraus¬ 
setzungen, die früher oder später zu einem Krach in der 
deutschen Filmindustrie führen müssen, in dem viele Firmen 
zusammenbrechen und eine ganze Reihe von Existenzen unter 
sich begraben werden. Daher muß der Staat vorher eingrei- 
fen, solange für viele innerlich und äußerlich eine Berufs¬ 
änderung noch leichter möglich ist. 

Aber auch aus sittlichen Gründen ist der Staat zum Ein¬ 
schreiten verpflichtet, denn nach Aufhebung der Zensur (der 
damit noch nicht das Wort geredet sein soll!) ist die 
Ueberschwemmung mit den anrüchigsten Filmstücken kata¬ 
strophal geworden. Man verzeihe mir, daß ich so schweres 
Geschütz auffahren mußte, aber es geht nicht anders. 

Scheint es auf diese Weise klargestellt, daß der Staat ein- 
greifen muß und ökonomisch eingreifen kann, indem er aus 
sittlichen Gründen die ganze Branche erfaßt, so ist nun die 
Kardinalfrage, wie eine Sozialisierung technisch durchführbar 
ist, ohne die künstlerische Zukunft des Filmes zu unterbinden. 
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Vor allem müßte ein weiterer quantitativer Fortschritt 
unmöglich gemacht, es müßte ein Verbot erlassen werden, 
weitere Kinos zu errichten. Diese Maßnahme, wäre schon 
dadurch gerechtfertigt, daß wir jetzt für solche Zwecke kein 
Baumaterial haben, ein Gedanke, dem auch Genosse Branden¬ 
burg in der Preußischen Landesversammlung jüngst Ausdruck 

f ab. Dadurch wäre automatisch gegeben, daß sich auch die 
ahl der Filmfabriken (worunter ich immer die Industrien 
verstehe, die den kinoreifen Film, nicht den Rohfilm her- 
stellen) nicht mehr wesentlich vermehren könnte. Wenn die 
Allgemeinheit gleichzeitig die gesamten vorhandenen Kinos 
übernimmt, so würde damit gewissermaßen eine Sozialisierung 
des Inlandhandels mit dem Endprodukt angebahnt. Im Inland 
für das Inland würde nur mehr der Staat als Filmkäufer 
auf treten, so daß er imstande wäre, reformato risch auf die ge¬ 
samte „Dramenerzeugung“ izu wirken, sie zur Volksbildung 
und zu einem künstlerischen Zweck heranzuziehen. Natür¬ 
lich bedeutet das die verschärfteste Zensur, doch es handelt 
sich hier fürs erste nicht um Fragen der Meinungsfreiheit 
x noch der künstlerischen LJngebundenHeit, sondern vor allem 
um reine Industrie fragen! Das muß festgehalten werden! 
Die Kinoindustriellen wissen ganz genau, warum sie die 
Zensur als Feindin ihrer Kunst bezeichnen. Gäben sie zu, 
gewerbsmäßig Films zu erzeugen, hörte alle Kunst auf, und 
die Zensur würde zur Gewerbepolizei, die den Film auf 
seine Ungefährlichkeit prüft wie die Lebensmittelpolizei die 
Ersatznahrungsmittel. Den Brustton einer künstlerischen 
Ueberzeugung billige ich den Herren Filmindustriellen 
nicht zu! Man überlege doch nur einmal, wie ein 
Film gemacht wird. Meist haben die großen Unter¬ 
nehmungen ihre eigenen „Dichter“, die oft mehrere große 
Stücke in einem Monat dichten. Kleine Fabriken bedienen 
sich einzelner Individuen, die ihnen Sujets liefern. Geprüft 
wird nur auf Sensation, denn an einem Film, der einschlägt, 
läßt sich (sehr gut verdienen. Regisseure, Aufnahmeoperateure 
und ihre Hilfskräfte sind meist in fixem Verhältnis zu dem 
Unternehmer, seltener die Schauspieler und fast nie die 
Staffage. Die Schauspieler gehören zum Teil noch Theatern 
an und betreiben das Filmen als lukrativen Nebenverdienst, 
was auch nicht von Nutzen für den Film ist, zum Teil haben 
sie sich ganz dem Film gewidmet und suchen Starrollen, 
eine Erscheinung, die so alt ist, wie die Schauspielkunst 
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selbst, über die jeder Thteaterdirektor Bände schreiben könnte. 
Beim Theater aber wird diese menschliche Schwäche meist 
durch einen Direktor, der künstlerische Ziele verfolgt, bis 
zu einem gewissen Grade unschädlich gemacht. Beim Film 
gibt es keinen derartigen künstlerischen Direktor uifd dem 
Starstreben wird nur dann entgegengetreten, wenn es sich 
mit dem Profit nicht verträgt. Damit ist die Unmöglichkeit 
künstlerischer Gesamtleistungen gegeben. 

An die Sozialisierung der Kinos müßte sich daher un¬ 
mittelbar eine Einflußnahme auf die Filmerzeugung an- 
schließen, da sonst die Filmindustrie in der Gefahr, daß ihre 
mit großen Kosten angefertigten Erzeugnisse von den ver¬ 
staatlichten oder verstaatlichten Kinos nicht genommen wer¬ 
den, durch Einstellung der Erzeugung die Maßnahmen der 
Regierung illusorisch machen würden, andernfalls könnte 
auch eine Weiterführung der Unternehmen durch die An¬ 
gestellten über den Willen des Unternehmers hinaus ohne 
staatliche Hilfe zu keinem Ergebnis führen, da im allgemeinen 
weder Schauspieler noch Regisseure noch Dramaturgen nach 
den bisherigen Erfahrungen, die man mit ihnen gemacht hat, 
annehmen lassen, daß sie ohne weiteres imstande sind, 
irgendein Niveau zu halten. 

Natürlich läßt sich eine Kinokunst nicht dekretieren, aber 
andererseits ist der Schaden zu groß, der ökonomisch und 
sittlich entsteht, wenn man alles weitergehen läßt wie es eben 
geht, bis die Entwicklung selbst zum Guten führt. Ebenso 
ist klar, daß die Sperrung einer ganzen Reihe kleinerer 
Betriebe erfolgen muß, wenn der Staat einmal eingreift. 
Denn diese kleinen Betriebe sind meist viel schädlicher als 
die großen! In der Regel bestehen sie aus einem Regisseur, 
einem Hilfsregisseur, einem Aufnahmeoperateur und einem 
Dramaturgen im Nebenberuf und verfügen über gerade so 
viel Geld, als Zur Herstellung eines Films genügt, was aller¬ 
dings nicht wenig ist. Der eine Film muß einschlagen, und 
das sicherste ist eben die Sensation. Eine wirtschaftliche 
Notwendigkeit, diese kleinen Unternehmen bestehen zu lassen, 
deren Zahl in den letzten Jahren ganz unglaublich gewach¬ 
sen ist, und die mit zeitweise gedungenen Schauspielern 
zu arbeiten pflegen, ist nicht vorhanden. 

Darum genügt es, den großen Filmfabriken nach Ueber* 
nähme der Kinos einen Beirat zu geben, der durch seine Mit- 
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arbeit dem Unternehmer den Absatz seines Produktes bei 
den der Privatindustrie entzogenen Kinos sichert. Die kleinen 
Filmindustriellen mögen zusehen, ob sie sich im freien Wett¬ 
bewerb mit den großen, beratenen, Unternehmungen behaupten 
können*; denn wenn man an künstlerische Möglichkeiten 
des Filmes glaubt, darf man die Filmerzeugung nicnt bureau- 
kratisieren. Andererseits würde diesen kleinen Filmunter¬ 
nehmungen auch freistehen, durch Vereinigung eine Größe 
zu erlangen, die einen staatlichen Beirat rechtfertigt. Die 
Zahl derer, die durch solche Maßnahmen arbeitslos würden, 
wäre nicht groß, und selbst wenn sie es wäre, müßte man 
radikal Vorgehen, da Arbeitsmöglichkeiten, auf Kosten der 
Volkskultur erkauft, zu teuer erkauft wären. 

Gegen diesen Plan werden sich natürlich laute Stimmen 
erheben. Zum Kinobesitzer braucht man sicherlich keine 
besondere fachliche Eignung, eine Ueherführung der Kinos 
in Allgemeinbesitz ist also ohne weiteres möglich, die Vor¬ 
bereitung der Sozialisierung der Filmindustrie durch staat¬ 
liche Beiräte setzt allerdings Qualitäten voraus. Doch jede 
staatliche Maßnahme steigt und fällt mit der Güte der Exe¬ 
kutive. Darum über diesen Punkt einige Worte, da er den 
Gegnern meines Vorschlages 'wahrscheinlich als der schwächste 
erscheinen wird. Es ist fürs erste nicht an eine Ausschaltung 
der privaten Unternehmerinitiative gedacht, der Beirat soll 
bloß Grenzen stecken und Anregungen geben, er muß ver¬ 
suchen, einen neuen Geist in die ganze Filmerzeugung zu 
bringen. Seine Autorität liegt in dem Approbationsrecht, (über 
das hinaus es allerdings noch einen Appell geben müßte. Der 
Beirat hätte aus Leuten zu bestehen, die vor allem an eine 
Entwicklungsmöglichkeit des Fjlms im künstlerischen Sinne 
glauben, eine allgemein künstlerische Befähigung wäre Vor¬ 
aussetzung. Im übrigen brauchten keinerlei Beschränkungen 
durchgeführt zu werden. 

Wirtschaftlich würde diesen Beiräten eine große Rolle 
zufallen. Zwischen Kinobesitzern und Filmindustriellen ist 
heute ein sehr scharfer Interessenkampf, der eine sucht 
die Ware möglichst billig zu erwerben, der andere das Pro¬ 
dukt möglichst teuer abzusetzen. Wird der Staat alleiniger 
Kinobesitzer, so hat er ein Interesse daran, das Produkt 
nicht zu teuer zu kaufen. Andererseits wird er daran denken 
müssen, bei Berücksichtigung aller fiskalischen Notwendigkeit, 
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die Sitzpreise in den Kinos entsprechend zu gestalten. Auf¬ 
gabe der Beiräte würde tes nun sein, die hohen Gewinne 
der Unternehmer zu beschneiden, die ja schon darum dann 
ungerechtfertigt sein werden, da ja das Risiko, mit dem sie 
heute angeblich arbeiten, zum größten Teil weggefallen sein 
wird. Der Beirat soll nicht sozialisieren, aber doch in diese 
anarchische Industrie etwas Ordnung heneinbringen, indem 
er künstlerisch vorwärts hilft, die Sackgassen, in welche 
die Profitgier hineinlockt, zu vermeiden zwingt, und die 
volkswirtschaftlich ungesunden Riesengewinne der Filmindu¬ 
striellen unmöglich macht. 

Wie durch die Aufnahme von Arbeitern in die Aufsichts¬ 
räte, wie sie der Gesetzentwurf über die Betriebsräte for¬ 
dert, vor allem ein Erziehungswerk vorbereitet wird, damit der 
sozialistische Arbeiter derart in die kapitalistische Wirtschaft 
hineinwächst, daß er sie im geeigneten Augenblick im sozia¬ 
listischen Sinne zu sozialistischem Zweck übernehmen kann, 
so werden die Beiräte der Filmfabriken die Sozialisierung 
dieser Industrie vorbereiten, indem sie erzieherisch wirken. 
Ihre Aufgabe wird aber noch viel schwerer sein, weil sie 
Vorhandenes sich nicht aneignen können, sondern in An¬ 
lehnung an andere Kunstzweige Neues zu schaffen versuchen 
müssen. Ist es ihnen aber einmal gelungen, eine Kinokultur 
zu schaffen, dann werden auch die Arbeitnehmer mit der 
Zeit auf dem ihnen gewiesenen Wege allein fortzuschrei¬ 
ten imstande sein, wodurch die Vollsozialisierung automatisch 
gegeben ist. 



Glossen. 


Ludwig Frank und August Winnig. 

Ludwig Franks fünfter Todestag ist wenig erwähnt worden, wenn 
auch viele gewiß an ihn gedacht haben. Nur August Winnig hat in 
einem prächtigen Leitaufsatz der sozialdemokratischen Presse Ost¬ 
deutschlands der beiden großen Toten des Kriegsbeginns, Ludwig 
Frank und Jean Jaur&s, gedacht. Aus seinen Worten über unseren 
Ludwig Frank wollen wir die nachstehenden zitieren: 

Frank fiel in der fünften Woche des Weltkrieges, am 3. Sep¬ 
tember, als Freiwilliger auf den blumigen Hängen des Baccarat 
bei einem Sturmangriff in später Nachmittagsstunde. 
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Die Menschen lieben bekanntlich jenes anmutige Rätselraten, 
was wohl dieser und jener Tote zu den Ereignissen sagen würde, 
wenn er noch lebte. Bei Frank bedarf es keiner Frage. Er, 
der aus vaterländischer Begeisterung und politischem Pflicht¬ 
gefühl freiwillig an die Front ging, würde heute sicherlich in 
unseren Reihen oder vielmehr an unserer Spitze stehen, und als 
Ministerpräsident oder Außenminister arbeiten. 

Der tote Frank ist der lautsprechende Blutzeuge für die 
vaterländische Haltung der deutschen Sozialdemokratie. Alles 
Gebelfer gegen die Sozialdemokratie, daß sie mit Plan und Ab¬ 
sicht auf den Zusammenbruch hingearbeitet habe, muß vor dieser 
Blutzeugenschaft verstummen. 

Der Opfertod Franks besiegelte das neue Verhältnis zwischen 
Arbeiterklasse und Staat, das nun durch die Revolution eine 
schnelle Vollendung gefunden. Franks Tod war nicht nur für 
unsere Partei ein Verlust, der bis heute noch nicht ersetzt 
werden konnte, er war und ist noch jetzt ein schmerzlich fühl¬ 
barer Verlust für die deutsche Nation. Man muß sich einmal 
beim Anhören einer Unzulänglichkeit in der Nationalversammlung 
für eine Viertelstunde vorstellen, Frank stünde und spräche 
dort, dann fühlt man, was uns und unserem Volke mit ihm 
verloren ging. 

In 500 Jahren, wenn die Menschheit mit einmütigem Schaudern 
auf den Barbarismus unserer Zeit zurückblickt, wird auch ihr 
Urteil über die politischen Gestalten unserer Tage einig sein. Sie 
wird in der Bethmann-Gruppe arme, unglückliche Toren er¬ 
blicken, die kindlich und kindisch in das Verhängnis hinein¬ 
tapsten. Namen wie Clemenceau werden mit einem Abscheu 
genannt werden, wie wir heute etwa die Namen Tilly und Pizarro 
nennen, die Namen Frank und Jaures aber wird man mit 
Liebe und Verehrung auf goldene Tafeln schreiben. 

Bei dem lächerlichen Irrtum, durch den man Winnig im An¬ 
schluß an einen „Glocke“-Aufsatz neuerdings für einen Antisemiten 
erklärt hat, scheint uns die Verbreitung dieses seines Nachrufes 
auf Frank auch an dieser Stelle berechtigt. * E. H. 
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Glossen. 


Nummer 27 der „Glocke" hatte folgenden Inhalt: 

Parvus . . Ein Problem der geistigen Revolution. 
Bernhard Rausch.Der Kampf um Noske. 

Alwin Saenger (München): Der Münchener Geisel¬ 
mordprozeß. 

Dr. Fritz Darmstaedter(Helversen): Arthur Schulz* Ver¬ 
mächtnis. 

L. Cohn (München).Eine neue Utopia. 

Fritz Tejessy: Die Sozialisierung der Kinoindustrie. 
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ERICH KUTTNER: 

Die französischen Sozialisten in der 

Sackgasse. 

pINE Herde von scheuen Siegern“, mit diesem Wort cha- 
rakterisiert Emile Zola in seinem Kriegsroman von 1870 
die in Paris einquartierten deutschen Soldaten. Vielleicht 
ließe es sich mit noch größerem Recht auf die französische 
Kummer anwenden> die am 4. Oktober mit 444 gegen 1 
Stimme den Antrag Lefevre annahm. Die Angst des Siegers 
vor dem Besiegten hat wohl selten ähnlich groteske Formen 
angenommen, und vielleicht findet sich später einmal aus 
aen Reihen der geistvollen und witzigen Nation selber der 
Satiriker, der die französische Angstpsychose gebührend ver¬ 
spottet. 

Immerhin, — in ihrer instinktiven Form besteht diese 
Psychose wohl bloß bei dem ungeschulten Publikum, das 
sjein politisches Wissen aus den Sensationen der Boulevard¬ 
presse bezieht. Die geschulten Politiker lassen sich von der 
Massenstimmung mittragen, um sich ihrer für tiefere Zwecke 
zu bedienen. 

Beiden Chauvinisten ist das erklärlich. Sie müssen einfach, 
um leben zu können, den totgeschlagenen deutschen Mili¬ 
tarismus noch als Popanz lebendig erscheinen lassen. Die 
Gegnerschaft gegen ihn ist ja die eigentliche Quelle ihres 
Daseins. 

Tief verwundern muß es uns dagegen, wenn die franzö¬ 
sischen Sozialisten in dieser Beziehung mit ihren Chauvinisten 
einträchtig an einem Strang ziehen. Das Geschrei über 
die deutsche Gefahr ist in der französischen Sozialisten¬ 
presse vielleicht noch lauter als in der Presse der Chau¬ 
vinisten. Es genügt, einmal den linkssozialistischen „Popou- 

28 d 
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laire“ daraufhin zu verfolgen. Am 22. September bringt er 
einen Alarmartikel unter der auffälligen Ueberschrift: „Ein 
großer Propagandafeldzug zu unternehmen: Die Entwajfnung 
Deutschlands“. Der Artikel fordert die sozialistische Kammer¬ 
fraktion auf, die Alliierten zu zwingen, ohne Zögern die 
deutsche Reichswehr aufzulösen. Die Gefahr wird als unge¬ 
heuer hingestellt, gegen die französische Regierung werden 
die schwersten Vorwürfe lerhoben, daß sie die deutsche Armee 
noch duldet: 

„Nun wohl, das ist Verrat. Der Sozialismus hat die 
Pflicht, dem Volk diesen unzweideutigen Fall von Einver¬ 
ständnis mit dem Feinde (d’intelligenoe avec Fennemi) 
aufzudecken. Die Bourgeoisie ermächtigt Noske unter 
Verhöhnung des Vertrages von Versailles eine Armee von 
1200000 Mann zu unterhalten.“ 

Diese Sprache würde man eher von einem nationalistischen 
Hetzblatt als von einer sozialistischen Zeitung erwarten. 
Aber sie zeigt, wie einträchtiglich Nationalisten und Sozia¬ 
listen hier Zusammenarbeiten. Unter dem 25. September 
bringt der „Populaire“ einen gehässigen Artikel gegen Noske 
mit der Tendenz, daß in Deutschland der alte Militarismus 
wieder allmächtig sei; und im „Populaire“ vom 30. September 
wird der Feldzug gegen die deutsche Armee fortgesetzt 
unter der Ueberschrift „Die deutsche Armee und der inter¬ 
nationale Sozialismus“. Dieser Artikel stellt die deutsche 
Armee als das eigentliche Hindernis des dauernden Friedens, 
des Sozialismus und der Abrüstung hin. 

Das Verhalten der französischen Kammer}raktion entspricht 
durchaus dieser Campagne. Renaudel forderte am 25. Sep¬ 
tember die vollständige Entwaffnung Deutschlands, dem man 
nicht eine einzige Kanone , nicht das geringste Kriegsmaterial 
lassen dürfe, und die französische Kammerfraktion stimmte 
am 4. Oktober dem Antrag Lefevre einmütig zu. 

Nun erklären freilich die französischen Sozialisten, daß 
ihr Kampf gegen die Reste der deutschen Armee das End - 
ziel der allgemeinen Abrüstung im Auge habe. Sie argu¬ 
mentieren : Wenn Deutschland keinen einzigen Soldaten, keine 
Kanone mehr hat, dann ist uns in Frankreich der Kampf 
gegen den Militarismus bedeutend erleichtert. — Merk¬ 
würdig nur, daß die letzten paar Hunderttausend deutschen 
Soldaten ein absolutes Hindernis für diesen Kampf bilden 
sollen! 
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An sich müßte die französischen Sozialisten schon ihr 
Zusammengehen mit den französischen Chauvinisten in dieser 
Frage stutzig machen. Die Chauvinisten wüten gegen die 
deutsche Gefahr, um den Nationalismus am Leben zu er¬ 
halten , die Sozialisten, um die französische Abrüstung her¬ 
beizuführen. Nun ist. sicher: Wenn zwei das gleiche tun, 
um das Gegenteil zu erreichen, dann hat einer von beiden 
sich verrechnet. 

In diesem Fall sind es ganz sicher die Sozialisten, die 
sich verrechnet haben, während die Chauvinisten die trium¬ 
phierenden Nutznießer der Campagne sein werden. Denn 
die Chauvinisten wissen ganz genau, daß sie das französische 
Volk gegen einen Popanz hetzen, den man immer wieder 
lebendig machen kann, wenn man ihn auch noch so oft 
totgeschlagen hat. Die französischen Sozialisten dagegen hal¬ 
ten den deutschen Militarismus immer noch für ein leben¬ 
diges Wesen, dem man nur einmal den Todesstoß zu ver¬ 
setzen braucht, damit er auf immer zu Boden sinkt. Es wird 
sich aber zeigen, daß der Popanz als solcher niemals um¬ 
zubringen ist. Wie war es in den Anfangsmonaten der Revo¬ 
lution? Damals suchte die deutsche Regierung vergeblich 
auch nur ein paar Tausend Mann zum Schutze gegen Spar¬ 
takus zu sammeln. Zu der gleichen Zeit stand aber in allen 
Ententeblättern zu lesen, Deutschland verfüge noch über 
ein Heer von mindestens drei Millionen Mann, Beweis seien 
die massenweise in Uniform herumlaufenden kräftigen jungen 
Leute. Die feldgrauen Entlassungsanzüge genügten als Maske, 
um den Popanz in Dreimillionengröße auf die Bühne zu 
zaubern! 

Mit solchen Mitteln wird sich der französische Chauvinis¬ 
mus seinen Popanz immer wieder zurecht zimmern, auch 
wenn wirklich die Reichswehr in Stücke geschlagen würde. 
Der Sozialismus dagegen wäre nicht fähiger als heute, gegen 
die von ihm selbst großgezogene Angststimmung anzu¬ 
kämpfen. 

Auch der Weg, den sie zur Entmilitarisierung des eige¬ 
nen Landes einschlagen, müßte den französischen Sozialisten 
zu denken geben. Es war ein altes Prinzip der Internationale, 
daß jeder ihrer nationalen Zweige den Militarismus zunächst 
im eigenen Lande bekämpfen müsse. Gerade die Linkssozia¬ 
listen haben während des Krieges diesen Grundsatz auf das 
heftigste betont, während die Mehrheitssozialisten bei grund- 
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sätzlicher Beibehaltung dieses Standpunktes die Garantie einer 
gewissen Gleichmäßigkeit und gleichen Wirksamkeit der Be¬ 
kämpfung verlangten. Niemals aber hat bisher eine sozia¬ 
listische Partei den Kampf gegen den Militarismus in der 
Weise gutgeheißen, daß man in das feindliche Nachbarland 
geht und dort zunächst einmal den Militarismus totschlägt. 

Gerade das hat bisher als chauvinistische Taktik gegolten! 
Der Chauvinismus war es, der predigte, man müsse zunächst 
den Nachbar zerschmettern, dann ließe sich darüber reden, 
wie weit man selber abrüsten könnte. Bisher haben sich 
die Sozialisten gehütet, auf diese Theorie hereinzufallen, 
weil sie praktisch immer nur bis zur Zerschmetterung des 
Nachbarn gedieh und den eigenen Militarismus zur stärksten 
Bliite brachte. Heute bewegen sich die französischen So¬ 
zialisten im Bannkreise dieser echt chauvinistischen Ge¬ 
dankengänge, und der Glaube, damit sozialistische Politik 
zu treiben, wird bei ihnen nicht erschüttert durch die Tat¬ 
sache, daß sie die französischen Chauvinisten als Bundes¬ 
genossen an ihrer Seite finden! 

Chauvinistisch und imperialistisch sind auch ihre Mittel. 
Wie wollen sie die Vernichtung des deutschen Militarismus 
durchsetzen? Durch die härteste Anwendung der Bestim¬ 
mungen eines Gewaltfriedens, den der siegreiche Imperialis¬ 
mus einem niedergeworfenen Volk aufgezwungen hat. Nicht 
sie wollen agieren, sondern Herrn Clemenceau, den Sieger, 
wollen sie für sich agieren lassen. Sozialisten also, die mit 
den Mitteln der brutalen Knechtung, die durch das Diktat 
des Siegers auf ein anderes Volk einwirken wollen, — eine 
unmögliche Vorstellung, wenn sie hier nicht zur Ta£ würde! 

Nun rühmen zwar die französischen Sozialisten* die Be¬ 
stimmung des Versailler Instruments, die Deutschlands Ent¬ 
waffnung vorschreibt, als eine der wenigen guten Vorschrif¬ 
ten des Friedensvertrages. Sie soll von pazifistischem Geiste 
diktiert sein, und die deutschen Unabhängigen, die „Freiheit“ 
voran, schwatzen dies gläubig nach. Also ist es Pazifismus, 
wenn der Sieger dem Besiegten das Schwert aus der Hand 
schlägt?! Dann verdient Napoleon /. einen Ehrenplatz unter 
den Pazifisten, denn er hat ja im Tilsiter Frieden Preußen 
eine ganz ähnliche Rüstungsbeschränkung auferlegt! — Pa¬ 
zifistisch ist die Bestimmung nicht im geringsten, solange 
keinerlei Gegenseitigkeit der Abrüstung garantiert ist. Im 
pazifistischen Sinne würden die französischen Sozialisten wir- 
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ken, wenn sie eine positive Garantie der Gegenseitigkeit 
verlangten, aber nicht im mindesten wirken sie pazifistisch, 
wenn sie ganz einseitig die härteste Anwendung der Vertrags¬ 
bestimmungen auf Deutschland oder sogar die Verschärfung 
der Rüstungsbeschränkung über den Vertrag hinaus bis auf 
den Nullpunkt fordern. 

Die französischen Sozialisten vertrauen darauf, daß die 
Gegenseitigkeit sozusagen von selber kommen würde. Dabei 
sind sie es, die sich selbst die Möglichkeit jeder erfolg¬ 
reichen Abrüstungsagitation in Frankreich zerstören. Indem 
sie selbst fortwährend über die deutsche Gefahr und den 
deutschen Militarismus jammern, schelten und Anklagereden 
halten, geben sie ihren eigenen- Gegnern die wuchtigsten 
Waffen in die Hand. Wer kann heute in Frankreich positiv 
für Abrüstung eintreten, wenn selbst die Sozialisten fort¬ 
während dem Volk Schreckbilder von der deutschen Gefahr 
an die Wand malen?! 

Anstatt das französische Volk über die tatsächlichen ge¬ 
waltigen Veränderungen in Deutschland aufzuklären, helfen 
die Sozialisten ihren Feinden, den' Nationalisten, getreulich 
den Trugglauben in Frankreich aufrecht zu erhalten, daß 
sich in Deutschland gar nichts geändert habe! 

Die geistige Hilflosigkeit, in welche die französischen So¬ 
zialisten durch diese ihre Taktik gegenüber den französischen 
Chauvinisten geraten, spiegelt sich deutlich in der Debatte, 
die der Annahme des Antrages Lef&vre vorangeht. Cachin 
fragt zunächst ganz richtig: „Warum entwaffnen wir nicht 
alle Welt, warum sollen nur die Deutschen abrüsten, nicht 
aber auch wir?“ Worauf Lefevre erwidert: „Sie werden 
doch wohl zugeben, daß Belgien Deutschland nicht über¬ 
fallen wird, und auch wir entschlossen sind, keine Offen¬ 
sive zu unternehmen.“ Cachin antwortet: „Sehr gut, aber 
warum rüsten wir denn nicht ab?“ Darauf Lefdvre: „So- 
längeres eine Regierung in Deutschland gibt, die offenkundig 
einen General von der Goltz unterstützt, und in der die 
deutschen Mehrheitssozialisten sich befinden, solange müssen 
wir uns auf alles gefaßt machen und uns auf das schärfste 
bewaffnen.“ 

Hierauf wäre es für jeden Sozialisten das Gegebene ge¬ 
wesen, darzutun, daß diese eingebildete deutsche Gefahr ein 
Schreckgespenst ist, daß die deutschen Mehrheitssozialisten 
absolut friedlich gesonnen sind, und daß die deutsche Re- 
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gierung das Goltzsche Abenteuer bekämpft, soweit es in 
ihrer Macht steht. Aber das können ja eben französische 
Sozialisten nicht antworten, denn sie selber haben ihre 
ganze Propaganda auf .gegenteilige Behauptungen auf gebaut! 

Was geschieht also? Anstatt Lefevre zu widerlegen, ruft 
der Sozialist Bisseo: „Jawohl, besonders vor den Berliner 
Sozialisten müssen wir uns hüten“, er liefert also dem Natio¬ 
nalisten Lefevre Wasser auf die Mühle, und selbst der ver¬ 
ständigere Longuet weiß nur den einen Einwand, daß die 
Entente ja auch heimlich mit von der Goltz sympathisiere, 
was jedenfalls kein Grund für die Abrüstung Frankreichs 
ist. — 

Cachin ergreift nochmals das Wort und fordert die Ab¬ 
rüstung der ganzen Welt, aber wieder liefert er dabei den 
Gegnern der Abrüstung die besten geistigen Argumente, denn 
er betont, daß der preußische Militarismus von neuem sein 
Haupt erhoben habe und beschimpft Noske und die Mehrheits¬ 
sozialisten in beinahe rüpelhafter Weise. Lefevre bleibt mit 
seinem Argument unwidersprochen, „daß die Demokratie der 
Welt nicht ab rüsten könne, solange die Gefahr eines An¬ 
griffs bestehe ". 

Deutlicher als durch diese Debatte kann wohl kaum ge¬ 
zeigt werden, wie sich die französischen Sozialisten den 
geistigen Weg zur Bekämpfung ihres eigenen Militarismus 
mit allen Mitteln der Kunst verrammelt und verbaut haben. 
Wenn die französischen Chauvinisten die deutsche Gefahr 
an die Wand malen, so müssen die Sozialisten hilflos schwei¬ 
gen, denn sie haben dieses Wahnbild selber mitgemalt! 
Hätten sie stattdessen gezeigt, wie ganz anders das repu¬ 
blikanische Deutschland gegenüber dem früheren kaiser¬ 
lichen denkt und fühlt, dann hätten sie eine sichere Grund¬ 
lage, von der aus sich die französische Mitabrüstung for¬ 
dern ließe. So haben sie ihre beste geistige Waffe gegenüber 
dem französischen Chauvinismus selbst zerbrochen. 

Man würde nicht begreifen, wie eine Partei so einsichts¬ 
los handeln kann, wenn nicht hinter der ganzen Taktik der 
französischen Sozialisten, hinter ihrer Forderung der völligen 
Zertrümmerung des deutschen Heeres in Wirklichkeit ein 
ganz anderes Ziel lauerte, ein Ziel, daß der „Populaire“ 
bezeichnet als: „ Die Vernichtung der Republik Scheidemann “. 
Die französischen Sozialisten wollen Deutschland bis zum 
letzten Mann und zur letzten Kanone entwaffnen, um auf 


Difitized by Gougle 


Original frnm 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



Die französischen Sozialisten in der Sackgasse. 


871 


diese Weise die ihnen angenehmeren Unabhängigen und 
Kommunisten ans Ruder zu bringen. 

Der Beweis findet (sich in den drei zitierten Artikeln 
des „Populaire“, er findet sich in den Reden Renaudels und 
Cachins. Namentlich der „Populaire“ spricht dieses Ziel 
immer wieder mit der größten Deutlichkeit aus. Zitieren wir 
nur den letzten Artikel vom 30. September „Die deutsche 
Armee und der internationale Sozialismus]“, er schließt mit 
den Worten: 

„Das Problem, das sich uns auf tut, ist folgendes. Ent¬ 
weder man wird den deutschen Militarismus aufrecht er¬ 
halten unter der Form, die der Versailler Vertrag vor¬ 
sieht, und die Rückkehr der Hohenzollern auf den Thron 
wird sich eines Tages von selber vollziehen; oder aber 
man versetzt diesem Militarismus den endgültigen Todes¬ 
stoß und die zweite deutsche Revolution wird sich in 
kurzem vollziehen. Will man aber die Wiederherstellung 
des Vergangenen oder i das Herankommen einer neuen so¬ 
zialen Zukunft?“ 

Und der „Populaire“artikel vom 22. September „Die Ent¬ 
waffnung Deutschlands“ sagt: 

„Warum zögert die Partei, einen großen Propaganda¬ 
feldzug zu unternehmen (für die völlige Entwaffnung 
Deutschlands. Red.), sie, die . . . mit Freude die Zer¬ 
schmetterung der Republik Scheidemann und die Her¬ 
stellung einer unabhängig-kommunistischen Herrschaft be- 
grüßeh würde?“ 

Solche Sätze sind wohl unzweideutig! Freilich wissen wohl 
die meisten Leute, in Frankreich nicht, was dieses Ziel der 
unabhängig-kommunistischen Herrschaft bedeutet. Ihre Un¬ 
kenntnis der deutschen Verhältnisse läßt sie an die Möglich¬ 
keit einer Regierung Haase glauben. Wir aber kennen aus 
eigener Anschauung das Verhältnis der Unabhängigen und 
Kommunisten, wir wissen, daß die Unabhängigen den Kommu¬ 
nisten gegenüber soviel Selbständigkeit haben, wie etwa ein 
halb verschlungener Frosch, der noch mit seinen vorderen 
Gliedmaßen aus dem Rachen einer Ringelnatter herausguckt. 
Man bringe diesen Frosch zur Herrschaft, und es wird 
nur Momente dauern, bis ihn die Ringelnatter verschlungen 
hat, wie München lehrt, folgt in spätestens vierzehn Tagen 
auf die unabhängige die kommunistische Herrschaft. 
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Und dann? Dann wird man in Frankreich wiederum mit 
der deutschen Regierungsform sehr unzufrieden sein. Nach¬ 
dem man Deutschland erst von dem Militarismus djer Hohen- 
zollern, dann von dem „Militarismus“ der „Republik Scheide¬ 
mann“ befreit hat, wird man nunmehr danach dürsten, es 
von dem „unter dem Deckmantel des Bolschewismus wieder 
au)erstandenen Militarismus'' zu befreien. An Vorwänden 
werden es ja unsere Kommunisten nicht fehlen lassen, ihr 
grausames Schreckensregiment, das wir von Rußland, Un¬ 
garn und Bayern her kennen, wird genügend Stoff geben, um 
die französischen Gemüter jn Bewegung zu setzen. 

Und die französischen Sozialisten ? — Sie werden vielleicht 
protestieren und damit genau soviel erreichen, wie ihr Pro¬ 
test gegen die Intervention der Alliierten in Rußland erreicht, 
sie werden den Sturz des deutschen Bolschewismus durch 
französische, polnische und tschechische Bajonette, wirksam 
gefördert durch die erneute englische Hungerblockade, eben- 
sowenig verhindern, wie sie den Sturz der Budapester Räte¬ 
regierung durch Ententegewalt verhindern konnten. Dann 
beKommt Deutschland seinen Erzherzog Joseph und der Tanz 
gegen den deutschen Militarismus kann zum vierten (aber 
noch nicht letzten) Male beginnen, diesmal wieder unter 
Mitwirkung der französischen Sozialisten. Nur von einer 
französischen Abrüstung wird . bei der ganzen Sache nie¬ 
mals die Rede sein. JDie französischen Sozialisten bleiben 
an den Wagen des siegestrunkenen Chauvinismus gefesselt, 
dem es keine deutsche Regierung Recht machen kann. 

Die Politik der französischen Sozialisten ist auf ein aus¬ 
sichtsloses Gleis geraten. Sie haben sich zu einer antisozia¬ 
listischen, mit chauvinistischen Mitteln arbeitenden Politik 
bestimmen lassen, wie wir fürchten, im wesentlichen unter 
den Einflüsterungen ihrer deutschen Freunde, der Unabhän¬ 
gigen. Diese sind es, die ihnen in Luzern und Amsterdam 
den ganzen Feldzug gegen iden deutschen Militarismus sug¬ 
geriert haben, weil sie darin für sich das Mittel sahen, 
in Deutschland ans Ruder zu kommen, nachdem ihnen nach 
eigenem Geständnis „die Straße endgültig verloren gegangen“ 
ist. Unfähig, die deutsche Reichswehr mit Gewalt zu zer¬ 
schlagen, unfähig, sie von innen heraus zu zerwühlen, un¬ 
fähig, auf demokratischem Wege die Mehrheit im Volk und 
damit die Herrschaft zu erlangen, wollten die Unabhängigen 
sich die Bahn für ihren nächsten Putsch auf dem Umwege 
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über das französische Mißtrauen gegen jede deutsche Wehr“ 
macht ebnen. 

Clemenceau sollte ihr Spiel spielen, indem er durch sein 
Machtgebot die deutsche Wehrmacht zertrümmerte. Aber 
Clemenceau weiß, daß von einer bankerotten Räterepublik 
Frankreich keine Entschädigung zu erwarten hat, er blieb 
daher taub gegen die liebenswürdigen Denunziationen, mit 
denen die unabhängige Presse vor ihm schweifwedelte. Da 
verfielen die Unabhängigen auf einen andern Plan: die frarn 
zösischen Sozialisten sollen im Verein mit den Chauvinisten 
Clemenceau zwingen! Und die französischen Sozialisten 
waren leider nicht taub gegen die veilogenen und verzerrten 
Darstellungen der Unabhängigen über das deutsche „Gewatt- 
regiment“, in ihrer Unkenntnis detf deutschen Verhältnisse über¬ 
sahen sie die enormen Schwierigkeiten, mit denen die Re¬ 
gierung der Mehrheitssozialisten zu kämpfen hat. Leichter 
und bequemer, als deren Handlungsweise zu verstehen, war es, 
in die agitatorischen Klagen der Unabhängigen einzustimmen. 
Sie hielten die unabhängigen Zerrbilder für die Wirklichkeit, 
wie sie sich in Luzern die Lüge Crispins von den 1 200 000 
Mann der deutschen Armee auf schwatzen ließen. Und so 
ließen sie sich von den Unabhängigen in den Kumpf gegen 
den deutschen Militarismus hineinhetzen, der sie an die Seite 
ihrer ärgsten Feinde, der französischen Chauvinisten, führte. 

Bangt ihnen heute nicht selber vor der Situation, die sie sich 
geschaffen haben? Denn soviel ist klar: Die von ihnen ge-* 
wünschte Zertrümmerung der deutschen Reichswehr erreichen 
sie nicht, aber indem sie diese Reichswehr, die fortbestehen 
wird, als Schreckgespenst für Frankreich hingestellt habend 
haben sie sich auf Jahre und Jahrzehnte hinaus den Kampf 
für eine französische Abrüstung unmöglich gemacht. Bei 
ehrifcher Einsicht müssen sie sich sagen, daß sie auf den 
Rat falscher Freunde hineingefallen sind, die Mißbrauch mit 
ihrer Empfindung getrieben, die sie aus egoistischen Motiven 
belogen und betrogen haben., Die Falschheit der deutschen 
Unabhängigen hat aen französischen Sozialismus in eine Sack¬ 
gasse geführt, aus der ihn nur die schleunige Umkehr, völliges 
Einsteflen der Hetze gegen die deutsche Republik retten kann. 


28f2 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 





874 


Kontinentalpolitik ? 


MÜLLER-BRANDENBURG: 

Kontinentalpolitik? 

A NLÄSSLICH meines Aufsatzes „Doch mit Frankreich“ 
sind mir eine Anzahl Ziischriften zugegangen, aus denen 
ich entnehmen muß, daß nicht jeder Leser des Aufsatzes 
klar erkannt hat, worauf ich hinaus will. Vielleicht hat auch 
die Fußnote der Schriftleitung da einen Eindruck geschaffen, 
der die Leser des Aufsatzes beeinflußt hat. Ich bin kein un¬ 
entwegter Dogmatiker der Kontinentalpolitik. Ausschließlich 
Zweckmäßigkeitsgründe diktierten meinen Aufsatz „Doch mit 
Frankreich“, Zweckmäßigkeitsgründe, die jedem Einsichtigen, 
der ohne Voreingenommenheit die Dinge betrachtet, klar 
sein müßten. Wenn in Zuschriften an mich zum Ausdruck 
kam, daß ich mit meinem Aufsatz eine imperialistische Po¬ 
litik gegen England predige, so zeigt das, wie außerordentlich 
falsch verstanden worden ist. Ich muß gestehen, diesen 
Vorwurf habe ich am wenigsten erwartet, um so weniger, 
als ich mich von jeglicher Art imperialistischen Woliens 
frei weiß. 

Ich stehe nicht an, zu erklären, daß, wenn Englands Ar¬ 
beiterschaft ein maßgebender Faktor auch für die englische 
Außenpolitik geworden ist, wenn sie ausschlaggebend die 
Richtung der englischen Außenpolitik bestimmt, dann kein 
Grund vorhanden ist, daß wir nicht eng mit England zusam L 
men arbeiten. Dann ist das, was man heute mit Kontinental¬ 
politik bezeichnet, nicht nötig. Ich habe das übrigens bereits 
im April jn Nr. 18 des „Offizier und Staatsbürger“ zum 
Ausdruck gebracht, als ich die englische Arbeiterschaft und 
ihre Stellung zu den Versailler Verhandlungen beleuchtete 
und die energische Haltung gewisser Teile der Arbeiter¬ 
schaft in dieser Frage in bezug auf eine gute Lösung der 
Völkerbundsfrage unterstrich, wobei ich den Satz schrieb: 
„Ein wahrer Völkerbund macht eine Ostorientierung über¬ 
flüssig, kennt keine ausgesperrten Nationen.“ Unbedingt, 
wenn die englische Arbeiterschaft einmal ein maßgebender 
Teil in der englischen, ausführenden Politik sein wird, dann 
können wir erwarten, daß die englische Außenpolitik eine 
große Objektivität uns gegenüber zeitigen wird; eine größere, 
als sie heute zum Ausdrück kommt bei irgendeinem der uns 
noch feindlichen Völker. Aber noch sind die englischen 
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Arbeiter nicht ausschlaggebend in der englischen Politik; 
noch ist ihr Einfluß auf die Führung der englischen Außen¬ 
politik glattweg null. Solange das aber der Fall ist, solange 
der Imperialismus und Großkapitalismus in England den 
entscheidenden Einfluß auf die englische Außenpolitik aus¬ 
übt, solange wird die Jahrhunderte alte Tradition großbritan¬ 
nischer Herrschaft nicht gebrochen werden, wird die eng¬ 
lische Politik mit allen ihr zur Verfügung stehenden Mitteln 
versuchen, uns unter ihrer Herrschaft zu beugen und die 
Völker Europas, vor allen Dingen das deutsche und fran¬ 
zösische Volk, gegeneinander hetzen. Solange diese Tat¬ 
sachen in Wirkung sind, können wir gar nicht, wollen wir 
den Gefahren entgehen, anders handeln, als irgendwie den 
Ausgleich der deutsch-französischen Interessen zu suchen. 
Das um so mehr, als wir zurtzeit nicht in der Lage sind, mit 
Rußland irgendwie ins reine zu kommen. In der russischen 
Frage ist der Standpunkt Winnigs unbedingt der richtige, 
nämlich der, daß wir uns heraushaltjen sollten, und uns 
weder für den Bolschewismus noch für den Zarismus, die 
dort um die Macht kämpfen, festlegen. Entgegen den An¬ 
sichten von Bernhard, Gohen-Reuß usw. glaube ich den Weg 
unbedingter Neutralität Rußland gegenüber vertreten zu 
müssen. Es ist ganz ausgeschlossen, in dem derzeitigen 
russischen Hexenkessel klar zu erkennen, welches Gericht 
dort gebraut wird, und das Festlegen für den Bolschewismus 
oder Zarismus setzt uns nur in die Gefahr, letzten Endes auf 
die falsche Seite zu fallen. Man darf bei der Betrachtung 
der russischen Frage nicht übersehen, daß, entgegen anderen 
Meinungen, letzten Endes doch Rußland auf die eine oder 
andere Weise sich konsolidieren wird. Weder die Ukraine 
noch die Randstaaten werden sich auf die Dauer hin als 
vollkommen selbständige Organe lebensfähig zeigen. Wer 
die geschichtliche Entwicklung Rußlands verfolgt, sich über 
die ethnologischen und geographischen Grundbedingungen 
im klaren ist, die Wirtschaftsmomente erfaßt, für den ist 
Gewißheit, daß in mehr oder weniger kurzer Zeit aus dem 
russischen Hexenkessel ein Staatsgebilde emporsteigen wird, 
das, sei es auf Einheits- oder föderativer Grundlage, letzten 
Endes in Ausdehnung und Machtfülle demjenigen ähnlich 
sein wird, was das alte Rußland war, sei dieses Rußland nun 
zaristisch, bolschewistisch, sozialistisch, demokratisch oder 
konstitutionell. Solange aber diese ganze Frage noch nicht 
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in das Stadium einer Klärung eingetreten ist, wäre es in 
unserer Lage ein geradezu frivoler Leichtsinn, wollten wir 
uns festlegen. 

Betrachten wir die Dinge 90, dann zeigt sich, daß wir zur¬ 
zeit nicht in der Lage sind, nach Osten hin uns irgendwie 
zu orientieren, daß wir, solange der Imperialismus und Ka¬ 
pitalismus ausschlaggebend englische Politik beeinflußt, 
keinerlei Anlehnung an diese suchen können. Wollen wir 
nicht in die direkte Gefahr der Versklavung geraten, so 
bleibt uns nur der Weg nach Paris in dem Sinne, wie ich 
ihn in meinem .Aufsatz „Doch mit Frankreich“ gekennzeich¬ 
net habe, wobei ich allerdings der Meinung bin, daß mit 
einem Frankreich Clemenceauscher Färbung ein Zusammen¬ 
gehen nicht möglich ist. Die letzten Tage haben aber ja 
auch den Nachweis gebracht, / und zwar durch Clemenoeau 
selbst, daß die Tage der Herrschaft des Tigers von Frank¬ 
reich gezählt sind. Das Ergebnis der Wahlen werden wir 
abwarten müssen, um dann zu sehen, ob oder auf welchem 
Wege wir an dem Ausgleich der deutsch-französischen In¬ 
teressen herantreten können. Ein schweres, schweres Pro¬ 
blem, das wir aber lösen müssen, wollen wir nicht mit 
daran arbeiten, Europa endgültig als Hort der Kultur zu 
vernichten. Die Stimmungen, die uns aus den französischen 
Kammerverhandlungen e,ntgegenschlagen, sind allerdings der¬ 
art, daß man fast hoffrlungslos vor der Frage des deutsch¬ 
französischen Ausgleichs steht; jedoch darf man wohl die 
Vermutung hegen, daß es sich hier um Sterbegesänge handelt, 
Sterbegesänge der Abgeordneten, die da ihr letztes Stündlein 
kommen sehen. 

Mir hat erst vor wenigen Tagen ein Franzose, auf dessen 
Urteil immerhin einiges Gewicht gelegt werden darf, zum 
Ausdruck gebracht, daß kein Mensch in Frankreich heute in 
der Lage sei, zu sagen, welches Ergebnis die Wahlen haben 
würden; es sei ebenso möglich, daß eine stark chauvinistische 
Kammer wie eine stark sozialistische Kammer an Stelle der 
jetzigen auftauchen könne, wie es auch möglich sei, daß 
eine Kammer der Mitte die Herrschaft der jetzigen antrete. 
Niemand in Frankreich könne sagen, wo die größere Aussicht 
läge, und deshalb sei zurzeit alles unbestimmt.- 

In der Tat, wie in Frankreich so in der ganzen politischen 
Welt, es fließt alles wirr durcheinander, geklärt ist noch 
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keine Frage; Grund genug für uns, die Entwicklung der 
außenpolitischen Verhältnisse der europäischen Völker mit 
allergrößter Aufmerksamkeit zu verfolgen und überall An¬ 
knüpfung zu suchen, wo solche möglich ist. Gerade wir 
Sozialisten müssen dieses tun, wollen wir nicht unseren 
Grundsätzen entgegen handeln und selbst mit die Axt an 
die Wurzeln unseres Stammes legen. Unsere Politik muß so 
geführt werden, daß wir jeder Kriegsmöglichkeit aus dem 
Wege gehen, gleichzeitig aber auch die Sicherung unseres 
nationalen Seins gewährleisten. Wohl nie hat ein Volk unter 
schwereren und gefährlicheren Bedingungen Außenpolitik 
treiben müssen, wie wir es jetzt tun; um so notwendiger ist 
es, vorurteilslos und leidenschaftslos alle Fragen der Außen¬ 
politik zu behandeln, jegliche Fehler zu vermeiden, die uns 
unter Umständen — wenn sie getan werden — endgültig 
der Vernichtung zutreiben. 


HANS von KIESLINQ: 

Die deutsche Zukunft. 

Ein Mahnwort. 

VU'ENN drei Großmächte der uns feindlichen Koalition 
den Frieden durch ihre Parlamente ratifiziert haben, 
soll -dem ermüdeten Europa der endgültige Friede werden. 
Der Moment ist nahe. Dann tritt für das besiegte Deutsch¬ 
land der Zustand ein, der die Erfüllung all der Bedingungen 
verlangt, die in dem Vertragsinstrument von Versailles fest¬ 
gesetzt sind, dann steht das ganze deutsche -Volk vor der 
Notwendigkeit, den Wechsel einzulösen, den es durch die 
Unterschrift seiner Staatsmänner anerkannt hat. 

Die Verpflichtungen, die jeder Deutsche im Augenblick, wo 
dieser Vertrag zur Tatsache wird, übernimmt, sind ernst und 
schwer. Vielen mögen sie unerfüllbar erscheinen. Sie werden 
aber erfüllt werden müssen und das deutsche Volk wird 
dadurch seinen früheren Gegnern den Beweis liefern, daß es 
nicht vernichtet werden kann. Trotz aller Furchtbarkeiten, 
die das zukünftige Leben uns bringen wird, haben wir heute 
nach Unterzeichnung doch wenigstens die Gewähr dafür, daß 
wir in gewisser Beziehung Herr in unserem eigenen Hause 
bleiben, wenn auch aus dem einstigen Palast eine Hütte 
geworden ist. 
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Die Zukunft, die vor unseren Augen liegt, ist klar. Unser 
Los wird Arbeit sein, Arbeit in allen Formen und die ganze 
Zeit unseres Lebens hindurch. In der Arbeit werden wir aber 
auch den Trost finden, sie wird uns wieder politische Stel¬ 
lung, Achtung in der Welt verschaffen ^ erinnern wir uns, 
daß das deutsche Volk das erste Arbeitsvolk der Erde ist. 
Bei Anspannung aller Kräfte, Sparsamkeit, Zurücksetzung 
vieler persönlichen Wünsche wird es mit der Zeit vielleicht 
doch möglich sein, die schweren auf uns ruhenden Lasten 
abzutragen und Kindern und Kindeskindern ein freies Vater¬ 
land zu hinterlassen. 

Die wirtschaftliche Lage des Reiches ist schlimm, aber 
nicht hoffnungslos. Zusammenarbeit von Kopf und Hand, 
von Intelligenz, Kraft und Ausdauer aller Volksgenossen 
wird sie überwinden. Wir sind an den Folgen des dreißig¬ 
jährigen Krieges nicht zugrunde gegangen, wir werden auch 
dieser schwersten Krise, die das deutsche Volk durch¬ 
zumachen verurteilt ist, gewachsen sein. 

Die alte kapitalistische Wirtschaft ist im Sterben. Das 
freie Spiel der Kräfte, das in der Vorkriegszeit so große 
Reichtümer nach Deutschland fließen ließ, wird heute nach 
dem Zusammenbruch der Industrie, des deutschen Finanz¬ 
wesens, bei dem Fehlen aller Rohstoffe, bei den 'großen zu 
bestreitenden Schulden nicht imstande sein, die deutsche 
Wirtschaft über den toten Punkt hinwegzubringen. Nur eine 
gründliche Aenderung des ganzen deutschen Wirtschafts¬ 
systems in der Richtung auf die Sozialisierung cfcr arbeitenden 
Betriebe kann hier helfend eingreifen. 

Andererseits' ist für eine grundlegende Umgestaltung der 
Augenblick so ungünstig wie möglich, da sonst der Wirrwarr, 
der ohnehin schon besteht, zum vollendeten Chaos werden 
müßte. Sorgsam überlegte Uebergangsarbeit ist hier zu 
leisten. 

Die ganze deutsche Wirtschaft muß eine planmäßige, ein¬ 
heitlich geleitete, werden. Nur dann kann jede Kraft ent¬ 
sprechend zur Auswirkung kommen, und kann so billig als 
nur irgendmöglich, ohne das Existenzminimum des schaffen¬ 
den Arbeiters herabzudrücken, produziert werden. 

Wenn es Deutschland auch während des Krieges gelang, 
seine Industrie und Arbeitseinrichtungen unbeschädigt zu er¬ 
halten, so wird es doch unmöglich sein, einfach auf der 
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alten Basis fortzuarbeiten. Die Industrie wird andere Rich¬ 
tungen einschlagen müssen. Unser einstiger Kohlen reich- 
tum ist dahin, auch bei Anspannung aller Kräfte werden 
wir in dieser Beziehung die alte Produktionshöhe nicht 
mehr erreichen können. Die Gesundung des deutschen Wirt¬ 
schaftslebens wird in erster Linie davon abhängen, ob es 
gelingt, neue Kraftquellen zu erschließen. Wasserkräfte wer¬ 
den hier in erster Linie herangezogen werden müssen. Kraft¬ 
stationen, Ueberlandzentralen werden die Versorgung der 
deutschen Fabriken mit elektrischer Energie möglich machen, 
die Elektrisierung der Bahnen sie von ihrer Abhängigkeit von 
der Kohlenproduktion befreien. Ein Heer von Arbeitslosen 
wird bei der Schaffung dieser Kraftquellen Beschäftigung 
finden können. 

Mit größter Anstrengung wird sich Deutschland auf den 
Schiffsbau werfen müssen. Die gewaltige Frachtraumnot der 
Erde wird die Herstellung von Handelsschiffen zu einem 
vorzüglichen Geschäfte machen. Rohstoffe hierfür sind teil¬ 
weise vorhanden, teilweise aus der Nähe zu beziehen. Eisen 
und Holz gibt Schweden und Rußland. Die Entente verlangt 
von uns den Bau von 200 000 Tonnen pro Jahr. Bauen wir 
400 000! Die Vergrößerung (der Werften, die Anlage von 
neuen, die sofortige Beschaffung von reichlichen Rohstoffen für 
den Schiffsbau wird vornehmlichste Sorge der leitenden Män¬ 
ner sein. Mit dem Schiffsbau wird auch die deutsche Handels!- 
schiffahrt wieder einsetzen können. Auf diesem Gebiete 
stehen alle Nationen der Wjelt vor den gleichen Schwierig¬ 
keiten, der tüchtige Arbeiter wird den Vorrang haben. 

' Jeder Deutsche wird sich auf äußerste Sparsamkeit ein¬ 
richten müssen. Geld darf ins Ausland nur für Rohstoffe 
und notwendigste Lebensmittel gehen. Wir haben für die 
Zukunft keine Mittel mehr, um dem Auslande Luxusgegen¬ 
stände und Genußmittel, die nur den Gaumen kitzeln, abzu¬ 
kaufen. Unser ganzes Leben muß von dem Gedanken be¬ 
herrscht werden, „Erwerben um Schulden abzuzahlen, er¬ 
werben um wieder frei zu werden.“ 

Unbedingt erhalten müssen wir uns die Leistungsfähigkeit 
der Landwirtschaft. Der Gesetzgeber wird dafür sorgen 
müssen, die in den Städten befindlichen beschäftigungslosen 
Industriearbeiter wieder nach dem flachen Lande zurück¬ 
zuführen, um den Bauern Arme zur Feldbewirtschaftung, 
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zur intensiven Bodenbebauung zu sichern. Je mehr die deut¬ 
sche Landwirtschaft produziert, um so weniger brauchen 
wir vom Auslande zu kaufen, um so mehr können wir das 
durch Industrie und Handel erworbene Kapital zur Schulden¬ 
tilgung verwenden. Die Landwirtschaft muß hochwertige 
Produkte anbauen, damit wir vom Auslande hauptsächlich 
diejenigen. Lebensmittel einführen können, die billig sind. 
Reichliche .Rohstoffe für die Zuckerfabrikation müssen so bald 
als irgendmöglich von der einheimischen Landwirtschaft wie¬ 
der zur Verfügung gestellt werden. 

Die angeführten wenigen Beispiele genügen, um darzutun, 
daß nur eine planmäßige, das ganze Reich umfassende Wirt¬ 
schaft uns in den Stand setzen kann, die schwere Krise, die 
wir infolge des Krieges durchmachen müssen, zu überwinden. 

Wir werden den Verhältnissen jedoch trotzdem in keiner 
Weise gewachsen sein, wenn nicht jeder Deutsche sich der 
Arbeitspflicht bewußt ist. Seit dem Zusammenbruch des deut¬ 
schen Heeres im November vorigen Jahres denkt das Volk 
nur mehr an Rechte. Aber nur derjenige darf Anspruch 
auf Rechte machen, der die Pflicht obenan stellt. Die Si¬ 
tuation ist von einer unerbittlichen Deutlichkeit. Es ist 
höchste Zeit, daß wir aus der furchtbaren Lethargie erwachen, 
die als Folge des Krieges wie eine schwere düstere 
Wolke über Deutschland lastet, und uns erinnern, daß es 
ein Heilmittel gegen jede Krankheit gibt, und daß die Ar¬ 
beit allein imstande ist, über alles, auch das schwerste, 
hinwegzuhelfen. 

Begraben wir heute alles Trennende, den Haß und Hader, 
der das ganze deutsche Volk vergiftet. Wir müssen den 
Frieden nnden in der gemeinsamen Arbeit, in der jeder 
seine Kraft für die Allgemeinheit einsetzt, bewegt von dem 
Gedanken, daß wir unseren Kindern und Kindeskindern ein 
freieres und schöneres Vaterland hipterlassen wollen, als wir 
es heute besitzen. In weiter Ferne sehe ich einen leisen 
Streifen der Hoffnung, sehe ich ein fernes Morgenrot auf¬ 
dämmern. Gehen wir ihm trotz aller Schwierigkeiten, die 
uns heute umtürmen, aufrecht und kraftbewußt entgegen. 
Nur das Volk ist verloren, das sich selbst aufgibt. 
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CURT BIGINO: 

Akademiker und Partei. 

Wahrlich, das war immer euer Tun: ihr 
vergälltet mir meinen besten Honig und den 
Fleiß meiner besten Bienen. 

Nietzsche, Zarathustra. 

pNDLICH einmal* muß der Wahrheit gemäß ausgesprochen 
werden, warum verhältnismäßig so wenig Akademiker in 
der Sozialdemokratischen Partei tätig sind: sie werden syste¬ 
matisch hinausgeekelt! Unter solchen Umständen werden 
alle Aufrufe an das geistige Proletariat, in die Kampfreihen 
der Sozialdemokratischen Partei zu treten, wenig nützen. 
Selbst die Angehörigen des Kopfarbeiterstandes, die An¬ 
hänger der sozialistischen Idee sind, zeigen wenig Neigung, 
Mitglied bei der offiziellen Sozialdemokratie zu werden und 
sich in ihrem Dienste zu betätigen. Das ist keineswegs 
geistiger Hochmut, sondern das bewußte und klare Ge¬ 
fühl, daß der Akademiker in Parteikreisen zumeist schief 
angesehen und nur für „halbecht“ gehalten wird. 

Die Schuld daran liegt nicht etwa an dem Durchschnitts¬ 
proletarier. Der Arbeiter weiß ganz genau und empfindet 
fein mit dem Instinkt einer durch formale „Bildung“ nicht 
belasteten Seele, wes Geistes Kind er jeweils im Akademiker 
vor sich hat. Es fiele ihm gar nicht ein, die Begründer des 
modernen Sozialismus, einen Marx, Engels, Kautsky, Meh¬ 
ring, Liebknecht oder Rosa Luxemburg für unsichere Kan¬ 
tonisten zu halten," weil sie Akademiker seien. Der deutsche 
Arbeiter hat eine viel zu tiefe und wohlbegründete Achtung 
vor geistigem Schaffen und ist von sich allein aus nicht 
so ohne weiteres geneigt, bei den Urhebern der Intelligenz 
immer gleich die mala fiaes anzunehmep. Er läßt sich gern 
von studierten Fachleuten belehren und weiß den Wert einer 
mühsamen geistigen Arbeit wohl zu schätzen. Es kann danach 
gar nicht deutlich genug betont werden; die Ursachen dafür, 
daß der Akademiker in der Partei nicht heimisch wird, 
liegen durchaus nicht in der Mentalität der breiten Masse 
verankert. Mit der einen Einschränkung, an der man nicht 
vorbeireden darf, daß der gänzlich Ungebildete allerdings 
«»ehr zur Gehässigkeit gegen den Intellektuellen neigt; eine 
Wahrnehmung, die schon die alten Talmudisten, zweifellos 
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gediegene Menschenkenner, gemacht haben. „Und der Haß 
der ungebildeten gegen die Gelehrten ist größer als der 
Haß der Völker der Welt gegen Israel“, heißt es im Traktat 
Pesachim. Das trifft jedoch nur auf Elemente zu, die wirk¬ 
lich jeder Bildung und jedes Bildungsbestrebens bar sind. 
Diesen Vorwurf aber kann man dem deutschen Arbeiter in 
seiner Gesamtheit nicht machen. Im Gegenteil: die Bildungs¬ 
möglichkeiten, die von der Partei geboten wurden, sind früher 
von allen Schichten der Handarbeiterschaft so eifrig ge¬ 
fördert und ausgenutzt worden, daß man dem deutschen 
Arbeiter mit Recht das Zeugnis ausstellen kann, er sei der * 
gebildetste und bildungshungrigste der Welt. Es wäre also 
leichtfertig, zu behaupten, daß von ihm das Mißtrauen gegen 
das intellektuelle Proletariat ausgehe. Es ist vielmehr von 
Stellen genährt worden, die fürchten zu müssen glaubten, daß 
sie ihre bisherige Führerstellung in der Partei unter Um¬ 
ständen an die geistig besser Ausgerüstetsten abgeben 
müßten. 

Es ist eine alte Erfahrungstatsache, daß der Gebildete im 
Halbgebildeten seinen hartnäckigsten und skrupellosesten 
Gegner hat. Der Halbgebildete ist der wahre Feind der 
höheren Kultur, der Verteidiger des seichten Klopffechtertums 
und der Sklave einer bequemen geistigen Naschhaftigkeit. 
Gerade derjenige, der an allen großen Fragen mit Hilfe ge¬ 
fälliger populärer Literatur nur oberflächlich schlechte und 
sich auf diesem Wege eine nach außen hin blendende Talmi¬ 
bildung aneignete, deren Tiefe im umgekehrten Verhältnis 
zu ihrer Aufmachung steht, ferner der bloß einseitig hand¬ 
werksmäßig Dressierte sieht in dem akademisch Gebildeten 
oft bloß den Nebenbuhler, der ihm in jeder Beziehung über 
ist, und den er daher in der Konkurrenz auf geistigem Gebiet 
selbstverständlich als gefährlichen Gegner ansprechen muß. 

Es ist in der Geschichte der Sozialdemokratischen Partei 
wohl begründet, daß ein großer Teil ihrer Unterführer sich 
eben aus den Kreisen solcher Halbgebildeten rekrutieren 
mußte. Solange unter dem alten Regime die Sozialdemokratie 
notgedrungen eine Ausnahmestellung nach der negativen Seite 
liin innehatte, eine Stellung, in der jede öffentliche Betätigung 
schwere wirtschaftliche Nachteile mit sich brachte, war die 
Partei mit wenigen Ausnahmefällen wegen der Indolenz und 
Feigheit vieler heimlicher Anhänger bürgerlicher Provenienz 
bei der Aufzucht ihres Führernachwuchses auf die eigenen 
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Reihen angewiesen. Meist kam es so, daß Genossen, die 
infolge einer ausgesprochenen Rednergabe über die anderen 
liinausragten, allmählich in Unterführerstellen aufrückten und 
dort ihr Amt schlecht und recht betreuten. In einer Weise, 
die bisweilen geradezu vorbildlich in Gewissenhaftigkeit und 
Selbstverleugnung war und bei der der Mangel an allgemein- 
wirtschaftlichen Kenntnissen durch Begeisterung für die gute 
Sache und angeborenen gesunden Menschenverstand oder her¬ 
vorragende gewerkschaftliche Fähigkeiten wett gemacht 
wurde. Auf der anderen Seite ereignete es sich aber wieder¬ 
um, daß man aus Mangel an geeigneten Leuten Genossen zu 
Unterführern machte, machen mußte, die nur Rednergabe 
besaßen und das Manko auf den übrigen Gebieten durch ein 
geschicktes und oft übel angewandtes Demagogentum ver¬ 
deckten. In der Parteileitung hatte man rechtzeitig die Ge¬ 
fahr eingesehen, die in der Verwendung solcher „wilden“ 
Autodidakten lag, und sich redliche Mühe gegeben, die Bil¬ 
dung der zu Unterführern Bestimmten zu vertiefen. Die 
gröbsten Kanten schliff man weg, indem man die Partei¬ 
schule ins Leben rief (in der pikanterweise Lehrer selbst, 
die aus Akademikerkreisen kämen, Schwierigkeiten hatten, 
indem man sie von seiten der Hörer die Tatsache ihres Stu¬ 
diums so ein bißchen als moralisches Defizit fühlen ließ; 
ich habe da unter vier Augen bittere Klagen gehört). Aber 
die Parteischule war ein Gebilde, das eine große Einseitigkeit 
aufwies; dazu kam, daß man im Laufe der Zeit, während die 
Arbeiterbewegung sich immer mehr zu einem riesenhaften 
Verwaltungskörper ausbaute, in einen bedenklichen Bureau- 
kratismus und in eine doktrinäre Stagnation hineingeriet, 
daß der Entwicklungsgedanke allmählich in Vergessenheit 
geriet, und daß aus Gründen des pädagogischen Schematis¬ 
mus unter dem Führernachwuchs eine Dogmengläubigkeit 
groß gezogen wurde, die schließlich dazu führte, daß diese 
Art von Partei- und Pressefunktionären nur noch zwei Mei¬ 
nungen kannte: die sogenannte eigene, in Wirklichkeit einr 
gepaukte des parteilichen Glaubensbekenntnisses asuf der 
einen Seite, und auf der anderen die eo ipso falsche 
eines jeden, dessen Ueberzeugung nicht aus dem partei¬ 
offiziellen geistigen Brutofen hervorgegangen war. 

Mittlerweile war das Interesse an sozialpolitischen Frage¬ 
stellungen in der großen Masse der geistigen Arbeiter, ins¬ 
besondere in Akademikerkreisen derart gewachsen, daß ein 
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erheblicher Zustrom von Gesinnungsgenossen aus diesen 
Schichten einsetzte. Es wurde aber sofort gedämmt durch das 
provokatorisch zur Schau getragene Mißtrauen derjenigen 
Genossen in unserer Bewegung, in denen die Besorgnis er¬ 
wachte, daß ihre, praktisch unbestreitbaren, theoretisch aber 
doch mehr subalternen Fähigkeiten von denjenigen, deren 
Geist durch die wahrlich nicht leicht zu erlernende Arbeits¬ 
methode wissenschaftlicher Forschung geschliffen war, ver¬ 
dunkelt werden könnten. Und so setzte ein heimliches Kessel¬ 
treiben gegen die sozialistisch orientierten Akademiker ein, 
die voller Ideale und arbeitsfreudig in die Partei eingetreten 
waren. Es wurde ihnen Stellenjägerei und kleinlicher Ehr¬ 
geiz vorgeworfen; merkwürdigerweise gerade von denen, die, 
wenn der Vorwurf berechtigt gewesen wäre, eben von der Stel¬ 
lenjägerei der Neuen allein den Nachteil gehabt hätten. Die 
böse, im politischen Kampf nur zu oft erprobte Methode, dem 
Gegner unlautere Motive zu unterstellen, wurde hier gegen 
die akademisch gebildeten Parteigenossen mit Erfolg aus¬ 
geübt. Noch heute wird, wjer in der Partei auch hinter den 
Kulissen zu Hause ist, die Beobachtung machen können, 
daß der Akademiker keineswegs von irgendeinem beliebigen 
Genossen in der Ehrlichkeit seiner Gesinnung verdächtigt 
wird, sondern meist erst dann, wenn er mit solchen, die 
% bislang irgendwo irgendwelchen lokalen Einfluß besaßen, 
kollegial“ Zusammenarbeiten soll. 

Man scheute sich sogar nicht einmal, der großen Masse des 
Proletariats vorzuwerten, daß der Akademiker gar nicht in 
die sozialdemokratische Partei hineingehöre, und man 
schreckte dabei nicht vor der lächerlichen Begründung zurück, 
daß er durch das Milieu seiner Erziehung, durch das Studium 
an einer „bürgerlichen“ Universität notgedrungen geradezu 
ein Feind des Proletariats sein müßte. Der Arbeiter glaubte; 
man hatte ihm ja beigebracht, daß alle Weisheit, die von den 
Parteiinstanzen, auch von den di minores, herabtroff, un¬ 
fehlbar sei: Man tat, als seien Sozialismus und Sozialdemop 
kratische Partei miteinander identisch. Man redete dem 
Arbeiter vor, daß die Befreiung der Arbeiterklasse nur durch 
die schwielige Faust erfolgen könne, und daß der Arbeiter 
dabei der Mitarbeit der Intellektuellen nicht nur entraten 
dürfe, sondern (wohl aus Gründen des „Klassenbewußtseins“) 
sogar entraten müsse, so er nicht in den Verdacht geraten 
wolle, ein heimlicher Stiefelputzer der Bourgeoisie zu sein 
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und ein „Verräter an der Arbeiterklasse“. Ein Schlagwort 
sozialistischer Demagogen, dessen Giftwirkung noch nie ver¬ 
sagt hat. 

Die Ereignisse, die auf die Novemberrevolution folgten, 
machten es notwendig, die sozialdemokratische Bewegung 
großzügiger und breiter zu fundieren. Aus taktischen Grün¬ 
den rief man das intellektuelle Proletariat auf und warb um 
seine Gefolgschaft. Die dem Ruf nachkamen, standen einer 
fata morgana gegenüber. Die Parteileitung, die die Auf¬ 
frischung mit dem Blute des Intellektualismus nur zu gern 
gesehen hätte, wurde von den eigenen Mannen (genauer: 
den Parteiunteroffizieren) desavouiert. Die Sünden des Bür¬ 
gertums waren in den Kriegsjahnen so himmelhoch ange¬ 
wachsen und hatten eine solche Idiosynkrasie gegen alles 
Nichtproletarische erzeugt, daß man jeden, der keine Horn¬ 
haut auf den Handflächen hatte, zum Bourgeois und Feind 
der Arbeiterklasse stempelte. Und diejenigen Intellektuellen, 
die sich gläubigen und aufrichtigen Herzens um das rote 
Banner geschart hatten, sahen sich allzu bald in einer splendid 
Isolation, die ihnen deutlich zu Gemüte führte, daß gegen 
sie ein heimlicher Kampf im Werk war. Und dieser heim¬ 
liche Kampf derer, die da glauben, für ihre ersessenen 
Führerpöstchen bangen zu müssen, geht weiter und weiter, 
trotz der offenbaren Gefahr, die für die Sozialdemokratie 
darin besteht, daß ein großer Teil der geistigen Arbeiter, 
enttäuscht und angeekelt durch das in kränkendster Weise 
zur Schau getragene Mißtrauen, in den Schoß des kapita¬ 
listisch dirigierten sogenannten Bürgertums zurückkehrt. Wie 
weit die Agitation gegen die Kopfarbeiter geht, ersieht man 
daraus, daß eine Parteizeitung der Provinz Sachsen die Ar¬ 
beiterschaft ermahnte, wenn irgendmöglich keine Akademiker 
in die Betriebsräte zu wählen; oder aus der Tatsache, daß 
ein al* Antiakademiker bekannter Redakteur sich weigerte, 
eine vip anderen Parteiblättern gebrachte Notiz über die 
Ausbeutung der geistigen Arbeit zu bringen, weil es sich um 
— wissenschaftliche Schriftsteller handelte. 

Wenn eine Taktik falsch ist, so ist es diese. Sammlung 
tut not, aber nicht Zersplitterung der Arbeiterschaft in die 
allein waschecht sozialistischen Handarbeiter auf der einen 
und die suspekten Intellektuellen auf der anderen Seite, denen 
auf solche Art von'vornherein das Brandmal der politischen 
Unzuverlässigkeit aufgedrückt wird, unbekümmert darum, daß 
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viele von ihnen alte und seit vielen Jahren bewährte Partei¬ 
genossen sind. Eine Partei, die den Sozialismus auf ihre 
Fahne geschrieben hat, die auf das demokratische Prinzip 
schwört, aber ganze Bevölkerungsschichten, die ihrer wirt¬ 
schaftlichen Lage und ihrer Gesinnung nach unzweifelhaft 
Proletarier sind, davon ausschließen will, mitzuraten und mit- 
zutaten in gemeinsamen wirtschaftlichen und politischen 
Fragen, ist eine contradictio in adjecto. Sozialdemokratie 
— seid umschlungen Millionen! — in der Theorie und 
Handarbeiterdiktatur in der Praxis gibt ein Parteigebilde, 
dessen moralische Stoßkraft der Reaktion sicher keine schlaf¬ 
losen Nächte bereiten wird. 


KARL NÜSE: 

Der Verfall unseres Wirtschaftskörpers, 
eine Lebensgefahr für unser Volk. 

Wir bringen den nachstehenden Ar¬ 
tikel. ohne uns durchweg mit ihm zu 
identifizieren. Die Red. 

MACH Ansicht aller ernsthaften Fachleute stehen wir vor 
einem Zusammenbruche der Kohlenversorgung und des 
Verkehrs und damit unseres gesamten Wirtschaftslebens. 
Das würde für unser Volk angesichts des bevorstehenden 
Winters einen Jammier bedeuten, gegen den alle bisherigen 
Leiden des Krieges und des sogenannten „Rechtsfriedens“ er¬ 
blaßten. Wir würden uns weder ernähren, noch gegen die 
Winterkälte schützen, noch auch den Gang der gewerblichen 
Arbeit aufrecht erhalten können; Millionen würden dem 
grausigen Tode ausgeliefert, dem Verbrechertum Tür und Tor 
geöffnet werden. 

Man sollte meinen, daß solche bedrohliche Aussichten die 
maßgebenden Stellen zu ganz entschlossenen Maßregeln ver¬ 
anlassen würden. Leider aber scheint es, daß man auch dies¬ 
mal in Erwägungen sich erschöpft und mit Halbheiten be- 
rnügt. Die gewissenlose Verschwendung, die mit unserem 
ebenswichtigsten Rohstoff getrieben wird, muß unnachsicht¬ 
ig unterbunden werden. Es ist unverantwortlich, daß Koh- 
en in Form von Licht und Kraft tagtäglich unnütz und 
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unwirtschaftlich massenhaft verbraucht werden, während wir 
keinen Hausbrand haben und die lebenswichtigen öffentlichen 
Wirtschaftsbetriebe nur mit Mühe in Gang zu halten sind, 
ja große Fabriken schon die Arbeit haben einschränken oder 
gar einstellen müssen und wir nicht einmal die Lebensmittel¬ 
schiffe und Fischdampfer mit Bunkerkohlen versorgen kön¬ 
nen. Der Landwirtschaft fehlt es vielfach an Betriebsstoff 
für Dreschmaschinen, Motorpflüge und dergleichen, aber für 
Vergnügungsfahrten in Kraftwagen und Flugzeugen ist 
Benzol vornanden. Es ist zu befürchten, daß unsere Zucker¬ 
fabriken, Nährmittelfabriken, Ziegeleien und andere Be¬ 
triebe die Arbeit einstellen müssen und selbst die Bäckereien 
in Schwierigkeiten geraten. Daß es soweit kommen konnte, 
ist nur dem Mangel an Voraussicht seitens der verantwort¬ 
lichen Stellen zuzuschreiben, denn wir wußten seit vorigem 
Winter genau, was uns bevorstand und zum Ueberfluß haben 
besorgte Sachkenner immer wieder auf die drohende Gefahr 
hingewiesen. 

Der Kohlennöt ist nur zu steuern durch unnachsichtliche 
Verhinderung der Verwendung von Kohlen für jegliche nicht 
wirtschaftlich nötigen Zwecke. Alle Mahnungen zur Spar¬ 
samkeit sind erfahrungsgemäß in solchen Dingen wirkungslos, 
helfen kann nur schonungslose, alle gleichmäßig treffende 
Unterbindung. Der größte Feind für uns ist nicht der 
Verband, sondern die eigene Unzulänglichkeit, Schwäche und 
Entschlußunfähigkeit. Unsere Lage wäre gar nicht so 
schlimm, wenn eine starke und zielbewußte Hand die Aus¬ 
wüchse unterdrückte und in fürsorglicher und entschlossener 
Führung alle guten Kräfte unseres Wirtschaftslebens zu voller 
Entfaltung brächte. 

Kohlenmangel und Verkehrsnot sind nur die Folgen un¬ 
serer zerfahrenen wirtschaftlichen Leitung. Man sucht durch 
kleine Mittel und halbe Maßregeln die Erscheinungen zu be¬ 
seitigen, statt das Uebel an der Wurzel zu fassen. Die 
Ursache aller Schwierigkeiten liegt in der unheilvollen Zer¬ 
rüttung unseres Ernährungswesens. Der tägliche Lebens¬ 
unterhalt ist nun einmal die Unterlage unseres irdischen 
Daseins und jeder Arbeitsleistung überhaupt, also muß hier 
der Hebel aiigesetzt werden. Die immer mehr zunehmende 
Arbeitsunlust die namentlich unsere Kohlenversorgung 
hemmt, den Verkehr und die gewerbliche Tätigkeit lahmlegt, 
entspringt teils der Unterernährung, hauptsächlich aber der 
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ständigen aufreibenden Unruhe und Sorge unserer handarbei¬ 
tenden Volksgenossen um die Sicherung unserer Ernährung. 
Alle Lohnerhöhungen sind unwirksam, weil sie nur kurze 
Zeit Vorhalten und nach einem volkswirtschaftlichen Gesetz 
immer wieder aufgehoben werden durch ein Steigen der 
Preise und die Entwertung des Geldes, also die Schraube 
ohne Ende nur um eine neue Windung vermehrten. Das 
einzige Mittel, die Arbeitslust zu heben und die Arbeits'- 
leistung zu steigern, liegt in einer gesicherten und genügenden 
Ernährung. Dies trifft namentlich für den Bergarbeiterstand 
zu, an dessen Leistungsfähigkeit ganz besondere Anforde¬ 
rungen gestellt werden, die natürlich auch einen höheren 
Nahrungsbedarf bedingen. Aehnlich ist es in anderen schwer 
handarbeitenden Berufen, bei Feuerarbeitern und dergleichen. 

Wir haben genug Lebensmittel im Lande, um alle Volks¬ 
genossen ausreichend zu ernähren. Aber ebenso wie wir 
«unsere Kohlen in großen Mengen für entbehrliche Vergnü¬ 
gungen und unwichtige Zwecke unwirtschaftlich vertun, dul¬ 
den wir es, daß drohnenhafte Nichtstuer mit den auserlesen¬ 
sten Lebensmitteln übergebührlich versorgt werden. Wir 
müssen uns do^^dar machen, wie aufreizend und erbitternd 
es auf unsere Arbeitende Bevölkerung, namentlich in den 
Kohlengruben und Eisenwerken, wirken muß, wenn sie sieht, 
wie von dem sauer verdienten Lohn ein erheblicher Teil 
mühelos dem wucherischen Schleichhandel zufällt, der kei¬ 
nerlei wirkliche Arbeit leistet, dessen Vertreter sich aber 
dennoch vermöge des leicht erbeuteten Geldes die beste 
und teuerste Ernährung leisten können; man braucht nur 
auf die unerhörten Zustände in den Seebädern und anderswo 
hinzuweisen. Unsere Hausfrauen bekommen kaum noch fri¬ 
sches Fleisch zu sehen, aber in den Gaststätten kann jeder 
ohne Marken so viel Fleischgerichte essen, wie er will, 
wenn er nur die Wucherpreise bezahlen kann. Mit Zucker 
ist es nicht anders. Einmachezucker konnte nicht verteilt 
werden, für Zuckerlinge (Bonbons), Backwerk, Kuchen und 
Süßigkeiten aller Art, die unwirtschaftlich in gewissen Kreisen 
vernascht werden, ist er reichlich vorhanden, ebenso im 
Schleichhandel. Selbst zur Süßung des Weines wird Zucker 
freigegeben und zur Herstellung von Schnaps weiß man ihn 
hintenherum zu verschaffen. "Solche Zustände herrschen auf 
fast allen Gebieten unserer öffentlichen Versorgung. Sie 
bieten gewerbsmäßigen Hetzern willkommenen Stoff zwecks 
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Aufreizung der unteren Schichten zu Arbeitseinstellungen 
und Gewalttätigkeiten, zur Untergrabung der öffentlichen 
Ruhe und Ordnung und des staatlichen Bestandes. Wie 
schlimm diese Wirkung ist, zeigt der Umstand, daß gerade 
in den sozialisierten Betrieben des Kohlenbergbaues und 
der Bahnen, obschon sie Gemeingut des gesamten Volkes 
sind, die Unruhe am größten ist. Die Lebensmittel, die jetzt 
schändlich verwuchert und verpraßt werden, wenden wir 
besser unseren Kohlenschürfern und den Leuten zu, die 
unsere Tokomotiven und Bahnwagen bauen und in Ord¬ 
nung halten und andere wichtige Arbeiten ausführen, dann 
werden wir schnell bessere Leismngen erzielen und bald auch 
wieder dahin gelangen, daß wir Güter zur Ausfuhr erzeugen 
können, um dafür Lebensmittel im Austausch zu erhalten. 
Unbedingt nötig ist aber auch, daß wir die Arbeitslosen¬ 
unterstützung, die sich zu einem wahren Krebsgeschwür aus¬ 
gebildet hat und zum größten Unrecht an der fleißigen 
Arbeiterschaft geworden ist, auf das richtige Maß zurück¬ 
schrauben. Wir müssen wieder zu dem gesunden Grundsatz 
zurückkehren, daß derjenige, der arbeiten kann und es nicht 
tut, auch nicht essen soll. Das gilt aber nicht nur für die, 
die wir gemeinhin als Arbeiter zu bezeichnen pflegen, son¬ 
dern für die Arbeitsfähigen in allen Schichten der Bevölke¬ 
rung. Darin liegt auch das beste Abwehrmittel gegen die er¬ 
schreckend zunehmende Entsittlichung auf allen Gebieten des 
Lebens. 

Unsere leitenden Stellen stehen den Dingen völlig rat- 
und tatlos gegenüber und suchen den jeweils auftretendien 
Schwierigkeiten durch kleine bureaukratische Mittel auszu¬ 
weichen. Dazu rechne ich auch die bewilligten drei Milliar¬ 
den für die Senkung der Preise, die keinen Erfolg gebracht 
haben, sondern in der Hauptsache dem Schleichhandel zugute 
gekommen sind und unsere Währung verschlechterten, wie 
es jeder volkswirtschaftlich Unterrichtete voraussah. Wie 
unzulänglich dieses Mittel war, geht schon daraus hervor, 
daß auf den Tag für jeden von uns nur etwa fünfzig Pfennig 
entfallen, von einer wirklichen Erleichterung der Lebens¬ 
haltung also gar keine Rede sein kann. Seit Bewilligung dieser 
Milliarden sind überall starke Preiserhöhungen zu verzeich¬ 
nen, die namentlich in den Gaststätten sich geltend machen 
und höchst verderblich wirken, selbstverständlich auch wieder 
neue Lohnforderungen auslösen. 
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Jetzt stehen wir sogar vor einer Bedrohung unserer Brot¬ 
versorgung und zwar lediglich verschuldet durch die letzte 
unsinnige, geradezu zerrüttend wirkende Maßnahme der 'Re¬ 
gierung, die Freigabe des Hafers, die lediglich ein Geschenk 
von Hunderten von Millionen Mark an die Landwirte und 
Händler bedeutet, ohne dem allgemeinen Wirtschaftskörper 
den geringsten Nutzen zu bingen. Die Wirkung war, daß 
der sogenannte „freie Handel“ sich auf den Hafer stürzte und 
die Preise sprunghaft nach oben trieb. Das Land wurde 
förmlich von aufkaufenden Händlern überschwemmt, die sich 
gegenseitig im Preise überboten. Als natürliche Folge warfen 
sich die Landwirte, woraus man ihnen durchaus keinen Vor¬ 
wurf machen kann, mit aller Macht auf den Ausdrusch des 
Hafers, verkauften diesen zu höchsten Preisen, verfütterten 
dafür lieber das billligere Brotgetreide und vernachlässigten 
den Ausdrusch des Roggens. Es erscheint kaum begreiflich, 
daß seitens der leitenden Stellen diese selbstverständlichen 
Folgen nicht vorausgesehen wurden. Um diese abzuwenden, 
greift man wiederum zu einer Halbheit, indem man den 
Roggenpreis erhöht und die berüchtigten Druschprämien wie¬ 
der aufleben läßt und so fernere Hunderte von Millionen 
aus öffentlichen Mitteln fortwirft, aber den Zweck doch nicht 
erreicht, wohl aber Löhne und Preise weiter in die Höhe 
treibt. Wie töricht ist es doch, zunächst mit den Erzeu¬ 
gern bei der Festsetzung der Preise für wichtige Lebens¬ 
mittel um einige Pfennige zu feilschen und zu streiten, 
aber hinterher die Millionen zu Hunderten für „Prämien“ 
wegzuwerfen und dem ausbeuterischen Schleichhandel Milliar¬ 
den in die Hände fallen zu lassen. Im Zusammenhänge damit 
darf darauf hingewiesen werden, daß trotz der Sorge um 
die allgemeine Brotversorgung überall Schrippen und sonstige 
Gebäcke unter den Augen der Behörden ohne Brotmarken 
wucherisch verkauft werden, auch Mehl im Schleichhandel 
im Ueberfluß zu haben ist. 

Unsere Eisenbahnen sind durch das Schieberunwesen völlig 
überlastet, nicht nur im Güterverkehr, da die Waren unnütz 
hin- und hergefahren werden, sondern auch im Postpaket- 
und Personenverkehr. Wie ist es zum Beispiel möglich ge¬ 
wesen, daß ganze Eisenbahnzüge künstlichen Düngers und 
anderer Waren in Nordschleswig aufgehäuft werden konnten? 
Daß täglich Hunderttausende von Zentnern verschobener 
Waren durch die Hand des Schleichhandels gehen? Und 
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wer auf der Bahn ein offenes Ohr und Auge hat, der kann 
aus den Gesprächen der Mitreisenden und dem mitgeschlepp¬ 
ten Gepäcke allerhand lehrreiche Schlüsse ziehen. Die erste 
notwendige Maßregel zum Zwecke der Kohlenersparnis und 
der Lahmlegung des Schiebertums wäre die gänzliche Ein¬ 
stellung des Personenverkehrs auf eine gewisse Zeit und 
mit kurzer vorheriger Ankündigung. Dann können die Läger 
der Bahn sich wieder Kohlen ansammeln für den Güter¬ 
verkehr, die Städte für den Hausbrand, die Betriebe für 
den Fortgang der gewerblichen Arbeit. Weiter müssen wir 
unsere Berufstätigkeit viel mehr auf das Tageslicht einstellen 
durch allgemeine Einführung der durchlaufenden Arbeits¬ 
zeit und Beschränkung der Abendbeleuchtung für alle 
Zwecke. Finden wir nicht rechtzeitig die Kraft zu solchen 
starken Mitteln, so werden wir einen furchtbaren Winter 
erleben. 

Aus unserer gegenwärtigen verzweifelten Lage kann uns 
nur eins wirklich retten. Wir müssen die hilflose bureau- 
kratische Zwangswirtschaft durch eine lebendige Gemein¬ 
wirtschaft auf der Grundlage der Selbstverwaltung ersetzen. 
Wenn wir die landwirtschaftlichen Erzeuger zusammenschlie* 
ßen und zu verantwortlichen gemeinhaftenden Verwaltern 
der Lebensmittel und Trägern der Versorgung unter an¬ 
gemessener Preisbewilligung machen, so ist jedem von uns 
der ihm zustehende Ernährungsanteil gesichert. Dem zer¬ 
setzenden, preis- und lohn treibenden Schleichhandel würde 
damit der Boden entzogen, sollte er sich aber dennoch 
hervorwagen, so müßte er durch rücksichtslosestes Vorgehen 
unschädlich gemacht werden, wobei wir selbst vor gänzlicher 
Vermögensentziehung nicht zurückschrecken dürfen, denn es 
steht „Sein oder Nichtsein“ unseres Volkes auf dem Spiele 
und wer sich dagegen versündigt, begeht Landesverrat. Schon 
die Ankündigung der vorgeschlagenen starken Schritte würde 
von der wohltätigsten beruhigenden und versöhnenden Wir¬ 
kung auf unsere arbeitende Bevölkerung sein und den ge¬ 
werbsmäßigen Aufwieglern den Wind aus den Segeln nehmen. 
Haben wir mit Hilfe der landwirtschaftlichen Zusammen¬ 
schlüsse, die über alle Ueberschüsse der Erzeugung ver¬ 
fügen, und allein zu deren Versand berechtigt sind, unsere 
Lebensmittel in der Hand, so wird auch der furchtbaren 
Mißhandlung und Vergeudung wichtiger Nährstoffe vor¬ 
gebeugt, „denn wir dürfen uns darauf verlassen, daß nichts 
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mehr umkommen und verderben wird, wienn der eigene Geld¬ 
beutel davon in Mitleidenschaft gezogen wird, während die 
bureaukratischen Stellen von solchen Verlusten gar nicht 
berührt werden. Dann dürfen wir auch wieder Güteansprüche 
stellen und darauf rechnen, statt des jetzigen verbrecherischen 
Brotes, an dem unzählige Menschen zugrunde gegangen sind, 
ein genießbares Brot zu erhalten. 

Aus der Zerrüttung unseres Ernährungswesens entspringen 
alle übrigen Krankheitserscheinungen unseres Wirtschafts|- 
körpers. Daher darf nichteinen Tag länger gezögert werden^ uni- 
sere Volksernährung auf die natürlichen Grundlagen einer freien 
verantwortlichen Wirtschaft der Erzeuger selost zu stellen. 
Dazu sind keinerlei Neueinrichtungen erforderlich, sondern 
es bedarf lediglich einer Umstellung der seitherigen bureau¬ 
kratischen Erfassung, was sich völlig reibungslos vollziehen 
wird. 

Aber auch die anderen Gebiete unseres Wirtschaftslebens 
werden durch Einschaltung der verantwortlichen Selbst¬ 
verwaltung auf gleiche Weise gesunden müssen, wodurch alle 
Kriegsgesellschaften überflüssig werden, deren Tausende von 
Angestellten jetzt meist unfruchtbare Arbeit leisten und sich 
weit besser im lebendigen Wirtschaftsleben betätigen könn¬ 
ten, während die frei werdenden Räume die“ Wohnungsnot 
lindem würden. Es ist ein ganz und gar unhaltbarer Zustand, 
daß irgendwelche dringenden Gebrauchs waren fast nur durch 
den Schleichhandel zu beschaffen sind und überall ein ver¬ 
derbliches Schiebertum sich breit macht. Hier kann nur eine 
verantwortliche, gemeinhaftende Wirtschaft der Erzeuger 
selbst unter Mitwirkung der lauteren Kaufmannschaft Wan¬ 
del schaffen. Ein Sägewerk verkauft Eisenblech, ein Tiefbau¬ 
unternehmer künstlichen Dünger, eine Eisenhandlung Bohnen 
und Erbsen, Leute aus allen Berufen und solche ohne jeden 
Beruf handeln mit allen möglichen Dingen. Man sollte es 
kaum für möglich halten, daß trotz unserer Kohlennot der 
Schleichhandel mit Brennstoffen einen gewaltigen Umfang 
angenommen hat und sich ganz offen breit macht. 

Für Erwägungen und halbe Maßregeln ist kein Platz mehr, 
nur starke Entschlußkraft und ganze Arbeit können uns 
retten. Es sei noch darauf hingewiesen, daß größte Eile 
auch im Hinblick auf das Rückgrat unserer Ernährung, die 
Kartoffelernte not tut; denn wenn wir nicht rechtzeitig 
Vorkehrungen gegen den Schleichhandel mit Herbstkartoffeln 
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und die sicher zu erwartenden gewaltsamen Plünderungen' 
der Kartoffeläcker treffen, so gehen wir schlimmen Zeiten 
entgegen. Die Kartoffeln versprechen eine reiche Ernte, 
aber sie ist nur zu bergen durch Beschaffung von Arbeits¬ 
kräften aus den Städten. Dazu haben wir ein sicheres Mittel, 
indem wir jedem, der sich an der Kartoffielrodung beteiligt, 
die Bedarfsmenge für seinen Haushalt als Teil seines Arbeitsc 
lohnes zueignen. 

Unsere jetzigen Zustände sind nicht nur eine tödliche 
Gefahr für unser Volk, sondern auch ein wahrer Hohn auf 
den sozialen Staatsgedanken und den Geist der neuen Zeit. 
Wo ist der Steuermann, jder das Schiff in die richtige Bahn 
lenkt? 


ROBERT ALBERT (Dresden): 

Darf der Deutsche wieder sein Haupt 

erheben? 

„Darf der Deutsche in „diesem Augenblicke, wo er rühmlos 
aus einem tränenvollen Kriege geht, wo zwei übermütige 
Völker ihren Fuß auf seinen Nacken setzen, wo der Franke, 
wo der Brite, mit dem stolzen Siegerschritte herrschend sein 
Geschick bestimmt — darf er da sich seines Namens rühmen 
und freuen? Darf er sein Haupt erheben und mit Selbst¬ 
gefühl auf treten in der Völker Reihe?“ 

Der so fragt und diese Frage mit einem lauten, stolzen: „Ja, 
er darf’s!“ beantwortet, war Friedrich Schiller. Derselbe Schiller, 
von dem man, ebenso wie von Goethe, wiederholt gesagt hat, 
daß sie in ihrem abgeschiedenen ’Musensitz zu Weimar keinen 
Anteil genommen hätten an den großen schmerzlichen Geschicken 
der Gegenwart. Die obige Frage zeigt, daß dieser Vorwurf Schiller 
gegenüber durchaus ungerecht-ist. Das hätten wir ja auch schon 
wissen sollen aus seinem Gedicht: „Zum Antritt des neuen Jahr¬ 
hunderts“. Tief ergreifen ihn da die ungeheuren politischen Vor¬ 
gänge, und mächtige Worte leiht er seiner Empfindung: 

Das Jahrhundert ist im Sturm geschieden 
' und das neue öffnet sich mit Mord. 
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Und das Band der Länder ist gehoben 
Und die alten Formen stürzen ein. 

Nicht das Weltmeer hemmt des Krieges Toben, 
nicht der Nilgott und der alte Rhein.“ 

Schiller sah damals das Anwachsen Frankreichs, die schreck¬ 
haft aufsteigende Bahn des Staatenzertrümmerers Napoleon Bona¬ 
parte; er sah die deutsche Nation zur Ohnmacht verdammt, ohne 
Stimme im Rate der weltregierenden Völker — ganz wie heute: 

„Zwo gewaltige Nationen ringen 
um der Welt alleinigen Besitz.“ 

Die Franzosen und die Engländer, und wo war der Deutsche? 
Preußen hatte schon 1795 seinen Frieden mit Frankreich ge¬ 
macht, der allerdings dem Norden Deutschlands und so auch 
Weimar Ruhe gab, der aber genau wie der von Versailles, den 
Keim des Verderbens in sich trug. Oesterreich mußte nach furcht¬ 
baren Schlägen den schimpflichen Frieden von Luneville eingehen 
(Februar 1801): Das ganze linke Rheinufer wurde abgetreten, 
ein Gebiet von weit über 1000 Quadratmeilen mit fast 4 Millionen 
deutscher Einwohner. Die beraubten deutschen Fürsten fühlten 
in kurzsichtiger Selbstsucht nichts als die brennende Begier nach 
Landentschädigung auf Kosten anderer Reichsstände, und bewarben 
sich darum, zum Teil mit schamloser Selbsterniedrigung, bei Bona¬ 
parte und seinem allmächtigen Minister. Das deutsche Volk schien, 
wie Ludwig Bellermann sagt, die Schmach kaum zu empfinden, 
die ihm angetan ward. 

Unter solchen Eindrücken stieg in Schillers starkem Geiste eine 
mächtige Dichtung empor, die er nicht vollendet hat, die des¬ 
halb auch heute den meisten noch unbekannt ist. Bruchstücke 
dieses Gedichtes zeigen uns deutlich, wie Schiller seinen Blick 
an den großen Welt- und Völkergeschicken geweitet hatte, und 
wie sein Mund des gewaltigen Ausdrucks für weltgeschichtliche 
Größe mächtig war. In wehmütiger Stimmung lesen wir heute 
Teile dieser herrlichen Dichtung, die beredte Zeugen seines genialen 
Gedankenfluges und seiner männlichen, vaterländischen Gesinnung 
sind. Die Dichtung beginnt mit der Frage, die wir an die Spitze 
dieses Artikels gesetzt haben, und mit der fest und bestimmt ge¬ 
gebenen Antwort darauf: „Ja, er darf’»!“ 
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Der Gedanke des uns leider nicht ganz erhaltenen Gedichtes ist 
— und uns kommt diese Mahnung vor, als wäre sie erst gestern 
geschrieben —: Laßt euch nicht blenden! Mag auch der Franke 
und der Brite jetzt die Welt beherrschen, der Deutsche wird sie 
doch einst überholen. Seine Aufgabe ist, an dem Bau der Menschen¬ 
bildung zu arbeiten, das Ideal des Menschen zu vollenden, „nicht 
im Augenblick zu glänzen, sondern den großen Prozeß der Zeit 
7cu gewinnen“. . , . „Das langsamste Volk wird alle die Schnellen, 
Flüchtigen einholen“. 

Dies zu begründen, führt Schiller vornehmlich zwei große Zeugen 
an: die deutsche Sprache und die deutsche Geschichte. „Die 
Sprache ist der Spiegel einer Nation, wenn wir in diesen Spiegel 
schauen, so kommt uns ein großes, treffliches Bild von uns selbst 
entgegen. Wir können das Jugendlich-Griechische und das Modern- 
Ideelle ausdrücken“. „Unsere Sprache wird die Welt beherrschen“, 
schließt der Dichter diese Gedankenreihe ab. Er wendet sich 
dann zu unserer Geschichte, die da lehrt, daß der Deutsche nach 
Freiheit des Geistes strebt. Begeistert strömt es ihm vom Munde: 

„Schwere Ketten drücken alle 
Völker auf dem Erdenballe, 
als der Deutsche sie zerbrach, 

Fehde bot dem Vatikane 
Krieg ankündigte im Wahne, 
der die ganze Welt bestach.“ 

Und so kommt der Dichter zu dem Schluß, daß der Deutsche, 
wenn er auch jetzt mit „lorbeerleerem Haupte“ dastehe, sich doch 
seines Namens rühmen könne: „Er geht unglücklich aus dem 
Kriege, aber das, was seinen Wert ausmacht, hat er nicht ver- 
-loren. . . . Die Majestät des Deutschen ruht nicht auf dem 
Haupt seiner Fürsten, und wenn auch das Imperium untergegangen, 
so bleibt doch die deutsche Würde unangetastet, denn sie ist eine 
sittliche Größe, sie wohnt in der Kultur und im Charakter der 
Nation. 

„Stürzte auch in Kriegesflammen 
Deutschlands Kaiserreich zusammen, 
deutsche Größe bleibt bestehen/' 
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Glossen. 


Welch felsenfeste Zuversicht spricht aus diesen Dichterworten! 
Welch schöne Vaterlandsliebe zeigt der Geist, der in so jammerwür« 
diger Zeit den Glauben nicht verliert und es mit Prophetenmunde 
ausspricht, daß das langsamste Volk alle die Schnellen, Flüchtigen 
überholen und den großen Prozeß der Zeit gewinnen wird. Gegen 
die HerrsChgelüste und den Kriegsruhm der anderen Völker wirft er 
prächtige, ideale Güter in die Wagschale. Welt- und Menschenge- 
schick legt er sich mit kühner Hand und tiefsinnigem Blick so zu¬ 
recht, daß er sagen kann: Ja, ich darf trotz allem stolz sein, daß 
ich ein Deutscher bin und möchte mit keinem Franzosen, mit keinem 
Engländer trotz ihres Glanzes tauschen. 

Inzwischen sind über hundert Jahre vergangen, ist Deutschland 
nach unerhörtem Aufschwünge durch den Weltkrieg wiederum aufs 
tiefste bezwungen worden, aber auch heute haben wir, wie Schiller 
vor hundert Jahren, allen Anlaß, auf die Zukunft zu hoffen und auf 
die idealen Eigenschaften, die uns den großen Prozeß der Zeit 
zweifellos gewinnen lassen werden. Deutschland wird auch jetzt 
wiederum sein Haupt aufs neue erheben dürfen.. 


Glossen. 

Um die Hoheit dieser Bestimmung zu fühlen, lasset uns bedenken, 
was in den großen Gaben Vernunft und Freiheit liegt und wie viel 
die Natur gleichsam wagte, da sie dieselben einer so schwachen, 
vielfach gemischten Erdorganisation, als der Mensch ist, anver¬ 
traute. Das Tier ist nur ein gebückter Sklave, wenngleich einige 
edlere derselben ihr Haupt emporheben oder wenigstens mit vor¬ 
gerecktem Halse sich nach Freiheit sehnen. Der Mensch ist der 
erste Freigelassene der Schöpfung, er steht aufrecht. Die Wage 
des Guten und Bösen, des Falschen und Wahren hängt in ihm: 
er kann forschen, er soll wählen. Wie die Natur ihm zwei freie 
Hände zu Werkzeugen gab und ein überblickendes Auge, seinen 
Gang zu leiten, so hat er auch in sich die Macht, nicht nur die— 
Gewichte zu stellen, sondern auch, wenn ich so sagen darf, selbst 
Gewicht zu sein. Joh. Gottfried v. Herder. 

Wie den Gewerben, ist auch den Religionen das Monopolsystem . 
schädlich, durch freie Konkurrenz bleiben sie kräftig, und sie 
werden erst dann zu ihrer ursprünglichen Herrlichkeit wieder 
erblühen, sobald die politische Gleichheit der Gottesdienste, sozu¬ 
sagen, die Gewerbefreiheit der Götter, eingeführt wird. 

' Heinrich Heine. 
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Nachdruck sämtlicher Artikel mit ausführlicher Quellenangabe gestattet 


PARVUS: 

Die Entente und der Bolschewismus. 

T)IE Entente wendet sich v durch eine Note an die neutralen 
Staaten'und wendet sich auch an Deutschland mit de;* 
Einladung, dem Boykott gegen Rußland beizutreten. 

Mit welchem Grunde und welcher Berechtigung sollen wir 
das tun? Sollen wir Rußland den Krieg erklären? Oder 
sollen wir gegen Rußland eine wirtschaftliche Kriegsmaß¬ 
regel ergreifen, trotzdem zwischen beiden Ländern kein Kriegs¬ 
zustand besteht? Es sind auch zwischen uns und Rußland 
keine Streitigkeiten derart, daß man deshalb Krieg führen, 
sollte. Wir wolfen überhaupt keinen Krieg mehr. Wir haben 
an dem Weltkrieg genug, den wir durchgemacht haben. Es 
hat sich aus den Erfahrungen dieses Krieges, bei dem deut¬ 
schen Volke die Ueberzeugung tief eingeprägt, daß jeder 
Friede besser sei, als ein neuer Krieg. Aus dieser Ueber¬ 
zeugung heraus haben wir ja auch den Friedensvertrag unter¬ 
schrieben. 

Wir sehen auch nicht klar, aus welchen Gründen die En¬ 
tente gegen Rußland Krieg führt. Als Rußland mit seinen 
Armeen die Grenzen Deutschlands und Oesterreich-Ungarns 
überzog, geschah es im Aufträge der Entente. Später, nach 
zahlreichen Opfern auf beiden Seiten, ging ihm die Kraft 
aus und es schloß einen Separatfrieden mit den Zentrale 
machten. Daraus resultierte ein Zerwürfnis zwischen ihm 
und seinen früheren Verbündeten. Nunmehr ist auch der 
Krieg gegen die Zentralmächte erledigt, und die Entente ist 
vollständig Herr der Situation. Sie hat den Separatfrieden 
annulliert und die Siege der deutschen Armeen benutzt, um 
auf dem früheren russischen Gebiet neue Staatsbildungen zu 
errichten. Man sollte meinen, daß damit auch für Rußland der 
Krieg zu Ende sei. Aber die Entente sagt: Nein! 
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Was bildet nun den Gegenstand des Streites? Die Schulden¬ 
eintreibung? Aber unter den verschiedenen Regierungen* 
die sich gegenwärtig in Rußland den Vorrang abzustreiten 
suchen, gibt es keine einzige mehr, die nicht bereit wäre^ 
die Staatsschulden zu bezahlen. 

Die Entente will die bolschewistische Regierung nicht aner¬ 
kennen. Diese Regierung besteht tatsächlich aus Usurpatoren, 
die mit Hilfe der Gewalt sich am Staatsruder halten. 'Aber 
die anderen russischen Regierungen, die von der Ententei 
begünstigt werden, haben ihr Regierungsmandat erst recht 
usurpiert. Auf alle Fälle ist es eine innere russische Ange¬ 
legenheit. Mögen doch die Russen selber Zusehen, wie sie 
fertig werden. 

Deutschland ist nicht Mitglied des Völkerbundes. Man hält 
uns mit Absicht außerhalb. Aber wir wissen, daß der Völker¬ 
bund gegründet worden ist, um die Kriege zu erschweren, 
nicht um sie zu erleichtern, daß er deshalb sowohl in seiner 
Mitte, wie im Verkehr mit anderen Staaten, die nicht zum 
Bunde gehören, Schiedsgerichte vorsieht. Wer ist der Kläger 
gegen Rußland und wo bleibt das Schiedsgericht? Die zivili¬ 
sierte Welt würde in einen Zustand der größten Angst und 
Sorge versetzt werden, wenn man sich über die Bestimmungen 
des Völkerbundes einfach in der Weise hinwegsetzen dürfte, 
daß ein Militärstaat erklärt: „diese Regierung erkenne ich nicht 
an, folglich gelten diesem Volke gegenüber die Bestim¬ 
mungen des Völkerbundes nicht.“ Die Kriege werden-stets 
von den Regierungen provoziert, aber von den Völkern aus¬ 
getragen. Um dieses zu vermeiden, wurde gerade der Völker* 
bund mit seinen Sicherungen geschaffen. 

Der Boykott, den die Entente gegen die bolschewistische 
Regierung vorschlägt, kehrt sich gegen das russische Volk. 
Dieses, wenn der Boykott überhaupt einen Effekt haben soll, 
wird darunter zu leiden haben. Wir haben keine Veranlassung, 
das russische Volk zu bekämpfen. Wir wollen Völker¬ 
eintracht und Völkerfrieden. i 

Der Herd des Bolschewismus — das ist wohl die Meinung 
der Entente — müsse mit allen Mitteln ausgerottet werdenf, 
sonst würde sich der Bolschewismus auch auf die anderen 
Staaten übertragen. Aber der Weg, den die Entente be¬ 
schreitet, die Mittel, die sie anwendet, fördern den Bolsche¬ 
wismus, statt ihm zu schaden. 
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Wir kennen nur zu gut die geistige Verwirrung und die 
Zustände, die der Bolschewismus auch in Deutschland erzeugte. 
Aber wir wissen auch, daß die bolschewistischen Ideen in 
Deutschland sich nur haben verbreiten können, weil dem; 
Bolschewismus der furchtbarste aller Kriege vorausging und 
diesem Krieg ein Waffenstillstand folgte, der Millionen ver¬ 
zweifelter, verhungerter, verwilderter Menschen aus den 
Schützengräben ohne Atempause, unter Zertrümmerung des ge¬ 
samten Transport- und Verpflegungsmechanismus der Armee 
übers Land warf, und dieser Waffenstillstand nur eine Fort¬ 
führung des Krieges mit den verschärften Mitteln der Hungere 
blockade war, um nach vielen Monaten von einem Friedens¬ 
vertrag abgelöst zu werden, der die ganze Zukunft Deutsch¬ 
lands in Ungewißheit bringt und bis auf den heutigen Tag 
noch nicht einmal ratifiziert worden ist. 

Trotzdem sind wir in Deutschland mit dem Bolschewismus 
fertig geworden und wir werden mit ihm auch fernerhin fertig 
werden, wie wir mit seinem geistigen Vorgänger, dem An¬ 
archismus, fertig geworden sind: durch Organisation und 
Disziplinierung der Arbeitermassen. 

Die Entente aber ist mit dem Bolschewismus in Rußland 
nicht fertig geworden. Ihre gegenwärtige Note ist doch 
nichts anderes als eine Bankerotterklärung ihrer russischen 
Politik. 

Wfcpn es der Entente ernst darum zu tun ist, die Zufuhr 
über die Ostsee nach Rußland abzuschneiden, warum setzt 
sie sich nicht in den Besitz von Petrograd? Damit hätte 
sie sowohl den Wasserweg wie die Eisenbahnen in ihren 
Händen und könnte Rußland von der Seite hermetisch ab¬ 
sperren. Sie hat es aber bisher nicht zustandegebracht und 
wird sich hüten, es jetzt zu tun, denn sie würde dadurch nur 
die Last übernehmen, Petrograd im Winter zu ernähren, 
ohne den Widerstand der bolschewistischen Regierung ge¬ 
brochen zu haben. Uebrigens wird ja bald der Eisgang 
den Verkehr über die Ostsee überhaupt lahmlegen. Aber die 
Versorgung des bolschewistischen Rußlands geschieht ja gar 
nicht von da, sondern, von der Ukraine aus. Zwischen 
Rußland und der Ukraine gibt es nun zwar Armeen, die 
wechselseitig die Bevölkerung plündern, aber keine Grenze . 
Eine Absperrung der Zufuhr ist nur bis zu einem gewissen 
Grade möglich durch Absperrung der Eisenbahnen. Ob es 
nun Denikin gelingen wird, das zu erreichen, und die Sperre 
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den Winter über effekitv durehzuführen, muß angezweifelt 
werden, da es überhaupt fraglich ist, ob es ihm gelingen 
wird, seine Freibeuterhorden den Winter über beisammen¬ 
zuhalten. Wenn ihm das nicht gelingt, dann nützt der aus¬ 
ländische Boykott ganz und gar nichts. 

Der Bolschewismus herrschte und herrscht mit Hilfe von 
bewaffneten Banden. Er war durch eine moderne, reguläre 
Armee leicht zu besiegen. Aber die Armeen der Entente 
marschierten nicht. Weshalb? Weil für die Anheen 
der Entente nach der Niederwerfung des preußischen 
Militarismus der Krieg zu Ende war. Er verlor für die Sol¬ 
datenmassen seinen politischen Zweck und folglich auch 
seinen moralischen Impuls, wie er schon früher mit der 
Niederwerfung des russischen Absolutismus in den deutschen 
Armeen einen großen Teil seiner moralischen Tragkraft ein¬ 
gebüßt hatte. Die Entente bekämpfte das bolschewistische 
Rußland und stieß auf das demokratische, proletarische 
Europa. 

Außerdem war die Entente innerlich zerrissen, weil keiner 
dem anderen den großen Happen gönnte. 

Das russische Problem in seiner gewaltigen Tragweite kam 
der Entente unerwartet, weil sie ihren stieren Blick auf 
Mitteleuropa richtete. Sie sah in der ganzen Welt nichts 
als den preußischen Militarismus. Sie besaß keinen Gesichts¬ 
punkt, der die Welt umfassen könnte, und besitzt ihn auch 
heute noch nicht, trotz dem Völkerbund. Deshalb schuf sie 
einen Friedens vertrag, der eine neue Welt erstehen lassen 
sollte und der noch immer auf die Bekämpfung des bereits 
totgeschlagenen preußischen Militarismus zugeschnitten ist. 

So trieb denn die Entente in Rußland eine Politik der 
Halbheiten, der Planlosigkeit, der großen Worte und der 
unzulänglichen Mittel. 

Sie setzte den bewaffneten Banden von Lenin und Trotzki, 
an Stelle der regulären Armee, die bewaffneten Banden von 
Denikin und Koltschak entgegen. Statt Ordnung zu schaffen, 
vermehrte sie dadurch die Anarchie im Lande, aus der der 
Bolschewismus seine Macht schöpfte. Sie rettete den Bolsche¬ 
wismus, der als Doktrin längst Bankerott gemacht hatte, 
vor dem politischen Zusammenbruch und verlieh ihm eine 
neue Autorität. Denn einem Denikin gegenüber, der un¬ 
verhohlen mit Hilfe der Entente das zarische Regime wieder- 
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hersteilen wollte, besaß der Bolschewismus die Autorität 
der Revolution und der nationalen Verteidigung. 

Von nun an existierte der sozialistische Bolschewismus nur 
noch als Exportartikel, während in Rußland selbst sich ein 
nationaler, großrussischer Bolschewismus breit machte. Die 
Bolschewisten, die längst wußten, daß sie durch ihren Po¬ 
gromsozialismus nur zum Spielzeug kapitalistischer Hals¬ 
abschneider und zum Werkzeug des Lumpenproletariats ge¬ 
worden sind, und deshalb bereit waren, einem modernisierten 
Kapitalismus in Rußland die Wege zu ebnen, gebrauchten die 
Idee der Diktatur des Proletariats, um Europa in Aufruhr 
zu versetzen und auf diese Weise die Machtstellung Ruß¬ 
lands einem geschwächten Europa gegenüber wieder zu 
heben. ' 

Der Bolschewismus verstand es ausgezeichnet, die Unter¬ 
stützung, die die Entente seinen Gegnern verlieh, agitatorisch 
vom sozialen wie vom nationalen Gesichtspunkte aus auszu¬ 
schlachten, und verstärkte dadurch auch seine Position der 
einheimischen Bourgeoisie gegenüber, der er Verrat am Vater¬ 
lande vorwarf. 

Darum fehlte es ihm auch nicht an Zulauf für seine Ar¬ 
meen — um so mehr, als bei der Niederlegung der Industrie, 
des Handels und des Verkehrs die militärische Freibeuterei 
nicht nur die einträglichste, sondern die einzige Berufsmög¬ 
lichkeit für die Massen wurde. 

Soldatenbanden bekämpften sich gegenseitig und benützten 
diesen Kampf, um die Bevölkerung zu brandschatzen. Davon 
ernährten sich sowohl der Leninsche Sozialismus, wie der 
Denikinsche Patriotismus. Die Plünderung wurde so sehr 
Selbstzweck, daß demgegenüber der militärische Kampf weit 
in den Hintergrund trat. Deshalb die große Zahl der Ge¬ 
fangenen, die bald die Bolschewisten, bald die anderen zu 
melden hatten. Es fehlte auch nicht an Ueberläufem von 
der einen, wie von der anderen Seite. 

Militärische Auseinandersetzungen dieser Art können offen¬ 
bar zu keinem strategischen Abschluß führen, sondern ihr 
Ergebnis ist ein Chaos ohne Ende. 

In der letzten Zeit scheint Denikin den meisten Zulauf 
gehabt zu haben. Er hat aber schon jetzt, um seine Leute bei¬ 
sammenzuhalten, ihnen Kiew zur regelrechten Plünde¬ 
rung preisgeben müssen. Ein weiteres verlockendes Plün¬ 
derungsziel ist Moskau , Aber der Weg dahin wird vermut- 
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lieh durch Eintreten der Kälte verlegt werden. Mit oder ohne 
Moskau, im Winter werden die Armeen Denikins arg zusam¬ 
menschmelzen, und unter welcher Flagge sie sich im Frühling 
wieder sammeln werden, das ist ganz ungewiß. 

So ist die Situation. Wenn es da zu einer Aenderung 
kommt, dann jedenfalls nicht infolge des Boykotts, zu dem 
die Entente die neutrale Welt einladet. 


HANS VON KIESLING: 

Gedanken über die Umformung des 
deutschen diplomatischen Korps. 

TN der Zeit des Kaiserreichs war die auswärtige Politik für 

die Allgemeinheit ein Buch mit sieben Siegeln. Alle Ent¬ 
scheidungen wurden hinter verschlossenen Türen von einer 
kleinen Anzahl von Männern gefaßt; das Auswärtige Amt 
umgab sich mit einem Schleier des Geheimnisses. Der 
diplomatische Dienst galt als eine Art von Schwarzkunst, 
deren Ausübung an die Zugehörigkeit zu einem engbegrenzten 
Kreise von Berechtigten gebunden war. 

Das deutsche Volk hatte immer nur wenig Interesse für 
die Außenpolitik. Für die Mehrzahl der Deutschen der Vor¬ 
kriegszeit hatte das Ausland nur eine Bedeutung als Markt. 
Die Beziehungen zum Auslandsdeutschtum waren niemals 
so rege, daß sich eine enge kulturelle Gemeinschaft daraus 
hätte entwickeln können. Kein großes Volk hat so wenig 
gründliche Kenntnisse des Auslandes, der dort wirkenden 
Strömungen und Bewegungen, hat so wenig Verständnis für 
fremdes Volkstum, andere Weltanschauung wie das deutsche. 
Lange Jahre betrachteten wir die Nationen des Auslandes nur 
unter dem Gesichtswinkel des Machtprinzips und des Geld¬ 
erwerbs. 

Auch heute ist in Deutschland das Interesse am Aus¬ 
lande, an der Außenpolitik des Reiches nur gering. Nur 
einige Volksschichten sehen über die Grenzen hinaus. Der 
Durchschnittsdeutsche hat auch heute nur insoweit ein 
Interesse dafür, als die Einfuhr von Lebensmitteln, der 
Warenaustausch oder die Weltrevolution in Frage kommt. 

So hat auch die Ankündigung einer Reorganisation des 
deutschen Auswärtigen Dienstes die Allgemeinheit nur wenig 
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beschäftigt. Und doch handelt es sich hierbei mit um eine der 
allerwichtigsten Fragen, die der neuerstandene deutsche 
Volksstaat zu lösen hat. Von ihrer Lösung hängt vielleicht 
das Bestehen des Reiches überhaupt ab. Das geschlagene 
Deutschland kann keinen Entschluß fassen, keine Handlung 
ausführen, ohne, auf Schritt und Tritt mit den Interessen, 
mit den Rechten — eingebildeten oder tatsächlichen — an¬ 
derer Völker zusammenzugeraten. Die wirtschaftlichen und 
politischen Verhältnisse der Welt sind so kompliziert, daß nur 
die Besten und Tüchtigsten des Volkes den Anforderungen 
gewachsen sein werden, die die Zukunft an die deutsche 
Staatskunst und an die deutschen Auslandsvertreter stellt. 

Die Gliederung des diplomatischen Dienstes unter dem 
Kaiserreich war eine rein hierarchisch-bureaukratische. An 
der Spitze des komplizierten Apparates stand der Staatssekre¬ 
tär des Auswärtigen, dessen Entschluß- und Verantwortungs¬ 
freudigkeit stark dadurch beeinträchtigt war, daß die aus¬ 
wärtige Politik vornehmlich durch den Reichskanzler geleitet 
wurde. Der Antagonismus, der in den Anschauungen dieser 
beiden leitenden Spitzen in der deutschen Außenpolitik zum 
Ausdruck kam, trägt vielfach die Schuld an dem schwankenden 
Charakter, der die deutsche Politik der letzten zwanzig Jahre 
auszeichnet. 

Das Instrument, mit dem Staatssekretär und Reichskanzler 
arbeiteten, war das Auswärtige Amt, dem .auch der gesamte 
diplomatische und Konsulardienst unterstand. Dabei waren 
die letzteren beiden vollkommen voneinander getrennt. Die 
Botschaften und Gesandtschaften hatten nur einen sehr ge¬ 
ringen Einfluß auf die Tätigkeit der in ihrem Amtsbezirk 
wirkenden Konsuln; beide rekrutierten sich auch aus völlig 
verschiedenartigem Personal. 

Der gesamte Dienst war äußerst zentralisiert. Alle Be¬ 
richte liefen direkt im Auswärtigen Amt zusammen. Dort 
waren die Referenten die mächtigen Persönlichkeiten, die 
sehr häufig, ohne die betreffenden Länder genauer zu kennen, 
über die wichtigsten außenpolitischen Fragen entschieden. 
Leute wie der Geheimrat von Holstein beeinflußten dort 
maßgebend den Lauf der gesamten deutschen Außenpolitik. 
Ihre Akten- und Geschäftekenntnis gab ihnen eine über¬ 
ragende Stellung gegenüber Staatssekretär und Reichskanzler 
und verlieh ihrer Meinung ein größeres Gewicht, als wün¬ 
schenswert war. Sie bildeten sich ihre Anschauung am 
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Schreibtisch, auf Grund einer Kenntnis der Verhältnisse, 
die vor Jahren vielleicht zutraf, aber durch die Ereignisse 
längst überholt war. Vielen fehlte die Fühlung mit dem 
frischen Leben des Auslandes, sie sahen in ihrer Schreibstube 
die Welt, in die sie hineinblickten, nur mit der grünen 
Aktenbrille. 

Die Holsteinsche Politik, der wir wohl zum großen Teil 
das Elend verdanken, das über Deutschland kam, ist die 
Folge des blinden Autoritätsglaubens, an dem Deutschland 
krankte. Die Stellung Holsteins war bedingt dadurch, daß 
er aus der Bismarckschen Aera als Beamter übernommen, 
auch als Träger der großen Ideen des Altreichskanzlers 
galt, trotzdem er unter diesem nur ein verhältnismäßig unter¬ 
geordneter Handlanger war. Unter Bülow, wo die Politik in 
ihr entscheidendes Stadium trat, hat Holstein bis zu seinem 
Abgang entscheidenden Einfluß auf die Entschließungen des 
Staatssekretärs und des Reichskanzlers ausgeübt. Sein Sturz 
war eine Staatsaktion, unter der das Auswärtige Amt bis in 
seine Grundfesten erzitterte. 

Ich bin vor dem Kriege und im Kriege weit im Aus¬ 
lande herumgekommen. Fast überall fand ich bei den diplo¬ 
matischen Vertretern und den Konsuln die Anschauung vor, 
daß den Tatsachen entsprechende Berichte im Auswärtigen 
Amte unwillkommen seien, und daß es für denjenigen, der 
Karriere machen wollte, besser sei, seine Berichte etwas 
in der Richtung der augenblicklich in der maßgebenden 
Kanzlei der Wilhelmstraße herrschenden Anschauung zu 
färben. 

Der gesamte Dienstverkehr war schriftlich und vollzog 
sich nach der alten schwerfälligen, bureaukratischen Art. 
Es war die aus den Zeiten der Kabinettsorder übernommene 
Arbeitsmethode, wo dynastische Rücksichten die Maßnahmen 
bedingten und den Verkehr von Amt zu Amt, sowie zwischen 
Amt und diplomatischer Vertretung für die Bestreitung des 
außenpolitischen Bedürfnisses vollkommen genügte. Aber 
die Verhältnisse hatten sich schon längst geändert. Volks¬ 
stimmungen, wirtschaftliche und soziale Bewegungen waren 
längst maßgebend für die Beziehungen der Völker unter¬ 
einander geworden, dynastische Beziehungen spielten nur 
mehr eine sekundäre Rolle, eine so große Bedeutung man 
ihnen in Deutschland auch immer noch beimaß. 
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Die konservative Richtung der Zeit vor dem Kriege ver¬ 
wechselte vielfach in bezug auf die außenpolitischen Be¬ 
ziehungen Volk mit Herrscherfamilie und nahm viel zu wenig 
Rücksicht auf die Eigenart des fremden Volkstums, auf den 
Einfluß des Parteiwesens, auf die sozialen Bewegungen, auf 
die wirtschaftliche und politische Entwicklung innerhalb der 
fremden Nationen. 

Bei den Diplomaten der älteren Schule war die Beschäfti¬ 
gung mit der Presse, der Propagandadienst nur wenig beliebt. 
Selten traf man unter den Diplomaten der Kaiserzeit einen, 
der gründliche Kenntnis des Pressewesens besaß, der es 
verstand, sich der Journalistik zur Erreichung seiner Ziele 
gewandt zu bedienen und der von den Parteien des Landes, in 
dem er arbeitete, mehr wußte als ihre Namen, der ein ge¬ 
wisses instinktives Gefühl hatte für die unter der Oberfläche 
des politischen Lebens sich aufringenden Bewegungen. Die 
meisten unserer Diplomaten wurden von den Verhältnissen, 
vom Ausbruch politischer Ereignisse, wie es zum Beispiel 
seinerzeit die jungtürkische Bewegung war, vollkommen über¬ 
rascht, da ihre Fühlungnahme mit dem fremden Volkskörper, 
ihre Kenntnis der innerpolitischen Strömungen, ihre Be¬ 
ziehungen zu Leuten außerhalb der regierenden Kreise nur 
gering waren. 

Auch in der Heimat verstand es das Auswärtige Amt 
nicht, die Presse seinen Zwecken dienstbar zu machen. Es 
hätte sonst unbedingt verhindert werden müssen, daß imperia¬ 
listische Entgleisungen, wie sie im Gefolge der alldeutschen 
Bewegung^ auftraten, die Runde durch alle Zeitungen des 
In- und Auslandes machten, oder daß die Burenbegeisterung 
in einem Moment ausbrach, wo sie auf die deutsch-englischen 
Beziehungen geradezu vergiftend einwirken mußte. Eine 
richtige Bedienung der Presse mit Nachrichten, entsprechende 
enge Fühlungnahme mit der deutschen Journalistik mußte 
auch für Deutschland Einvernehmen und Zusammenarbeiten 
der Regierung mit der Presse ermöglichen, wie es in so 
vollkommener Weise vor und während des Krieges in den 
uns feindlichen Ländern geschah. Statt durch Uebernahme 
der Leitung im Nachrichtendienst, durch Heraustreten der 
in der Außenpolitik entscheidenden Männer in die Oeffentlich- 
keit die Bildung einer bewußten öffentlichen Meinung anzu¬ 
streben, ließ man es zu, daß Schlagworte, wie dasjenige von 
der Nibelungentreue, von der schimmernden deutschen Wehr, 
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von dem deutschen Wiesen, an dem die Welt gesunden sollte, 
usw. die Machtinstinkte des Volkes wachriefei* und das Aus¬ 
land aufs tiefste verletzten. Gerade in Deutschland, wo 
das Nachbeten der Zeitungsmeinung ein so viel verbreitetes 
Uebel ist, mußte eine engere Verbindung zwischen den maß¬ 
gebenden Politikern und der Oeffentlichkeit gefunden werden. 
Würden sie in freier Rede, in Versammlungen, so wie dies 
in England und Frankreich geschieht, vor das Volk getreten 
sein, so hätte dadurch vielleicht die Urteilslosigkeit in po¬ 
litischen Dingen in weiten Kreisen behoben werden können. 
Daß das Volk heute bei-einer Maßnahme Hurra schreit und 
morgen dieselbe in Grund und Boden verdonnert, ist . unbe¬ 
dingt die Folge des Mangels an politischer Schulung, an 
Aufklärung, eine Folge der Geheimniskrämerei, mit der die 
auswärtigen Beziehungen in Deutschland immer behandelt 
wurden. Mehr Offenheit in der Auslandspolitik würde nicht 
nur den Einfluß verantwortungsloser Persönlichkeiten be¬ 
schränken, es würde auch die Beteiligung der Allgemeinheit 
an der Erörterung großer politischer Fragen ermöglichen 
und dadurch die Gesamtheit des Volkes zu politischer Ver¬ 
antwortlichkeit erziehen. 

Bei Erörterung der deutschen Außenpolitik vor dem Kriege 
darf aber nicht vergessen werden, in welch schwieriger Lage 
sich Staatsmänner und Diplomaten befanden, gegenüber einem 
Monarchen, der impulsiv. in den Gang der politischen Er¬ 
eignisse und Verhandlungen eingriff, der auf dem Standpunkt 
der Unfehlbarkeit der eigenen Meinung stand und in diesem 
durch die ihn umgebende chinesische Mauer verantwortungs¬ 
loser Persönlichkeiten bestärkt wurde. 

Ein großer Teil der Kraft des Auslandsdiplomaten wurde 
durch die Geselligkeit uncj die sogenannten repräsentativen 
Verpflichtungen in Anspruch genommen. Meines Erachtens 
wurde Bedeutung und Einfluß dieser Dinge stark überschätzt. 
Gewiß wird der Diplomat geselligen Anschluß an die maß¬ 
gebenden Kreise suchen müssen, es dürfen aber Flirt, Renn¬ 
platz, Bridge und Poker, Badeleben, Diners und Tee dansants 
nicht eine so ausschlaggebende Rolle spielen, daß die übrige 
wichtigere Tätigkeit darüber zu kurz kommt. Uebrigens habe 
ich die Erfahrung gemacht, daß auch der gesellige Ver¬ 
kehr der meisten deutschen Diplomaten ein recht einseitiger 
war. Er beschränkte sich im allgemeinen auf die fremden 
Reichsbehörden, auf die sogenannte erste Gesellschaft der 
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betreffenden Hauptstadt, auf das dort akkreditierte diploma¬ 
tische Korps. Man bewegte sich immer im gleichen Kreise 
und sah immer dieselben Personen. Die Umgebung war fast 
immer eine internationale. Mir sind in meinem Auslandsleben 
nur wenige Diplomaten begegnet, welche ein wirkliches In¬ 
teresse daran hatten, das fremde Volk, in dessen Lande sie 
arbeiteten,,näher kennen zu lernen, welche sich bemühten, 
die geographischen, geschichtlichen und politischen Bedin¬ 
gungen zu studieren unter denen es lebte, die sich bemühten, 
die Regungen der fremden VolkfSeele zu beobachten und die 
Fäden aufzusuchen, die zur Festigung der kulturellen Be¬ 
ziehungen zwischen dem fremden Volke und der Heimat 
dienen konnten. 

Der Durchschnittsdeutsche hat während des Krieges sieh 
häufig darüber erregt, wie gering die Anhänglichkeit des 
Auslandsdeutschtums, besonders des nordamerikanischen, wäh¬ 
rend des Krieges an die Heimat war. Er übersah, daß das 
kaiserliche Deutschland nur wenig dazu getan hat, im Aus¬ 
ländsdeutschen warme und freundliche Gefühle für die ver¬ 
lassene Heimat zu erhalten. Die Tätigkeit des deutschen 
Diplomaten gegenüber dem Ausländsdeutschen beschränkte 
sich meist auf eine Unterstützung seines Vereinswesens und 
eine gewisse Fühlungnahme mit den besitzenden Kreisen. 
Die Einflußnahme aut kulturelle Weiterentwicklung, auf die 
Förderung des kulturellen Zusammenhangs mit der Heimat 
war recht gering. Nur selten übernahm die deutsche Diplo¬ 
matie im Auslande die Führung des Deutschtums und sorgte 
dafür, daß die deutschen Klubs aus reinen geselligen Ver¬ 
einigungen sich zu sozialen Gemeinschaften verdichteten, die 
kulturfördernde Arbeit verrichteten. Wie leicht wäre es 
möglich, zu verhindern, daß die Deutschen im Auslande 
ihre schmutzige Wäsche in voller Oeffentlichkeit wüschen, 
wie notwendig wäre es, gegenseitige Befehdung der Aus¬ 
ländsdeutschen, die widerwärtige Konkurrenz, die uns über¬ 
all so verhaßt gemacht hat, aus der Welt zu schaffen. Nie 
hat sich die Heimat und ihre Vertreter um die miserable 
deutsche Presse des Auslandes, um die Hebung des Schul¬ 
wesens gekümmert. 

Die kulturellen Ausstfahlungen Deutschlands vor dem 
Kriege nach dem Auslande waren niemals so groß, als wir 
es in unserer Selbstüberhebung uns gerne eingebildet haben. 
Wer mit offenen Augen im Ausland gewesen ist, wird mit 
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mir der Meinung sein, daß in unseren ganzen Auslands* 
beziehungen der egoistische Standpunkt des Geldverdienens 
in jeder Beziehung der ausschlaggebende Faktor war, und 
daß nur derjenige Unterstützung bei unseren diplomatischen 
Vertretungen fand, der mit Geld, Einfluß, Namen und Emp¬ 
fehlungen aufwarten konnte. Der arme Teufel, der als Aus¬ 
wanderer drüben ankam, der schwer ringende deutsche An¬ 
siedler war nirgends willkommen, wenn er um Hilfe nach¬ 
suchte. Mit einem kleinen Geldgeschenk trachtete man sich 
in den meisten Fällen seiner zu entledigen. 

Wir wundern uns darüber, daß der Deutsche im Ausland 
so rasch seine Nationalität verliert und übersehen dabei 
vollkommen, daß Deutschland nur sehr wenig tut, um dem 
im Auslande um seine Existenz schwer kämpfenden Volks¬ 
genossen die Erhaltung des Deutschtums zu erleichtern. Ich 
kenne nahezu alle größeren deutschen Kolonien des Aus¬ 
landes, diejenigen in Südamerika ebenso wie die in Rußland 
und Palästina, und habe überall den gleichen Jammer gehört. 
Nur vereinzelte Diplomaten haben soviel Interesse für die 
deutschen Gemeinwesen aufgebracht, daß sie diese an Ort 
und Stelle besucht und sich von ihrer Lage überzeugt haben. 

In kurzem wird die Auswandererfrage brennend werden. 
Ich habe schon an anderer Stelle auf die Notwendigkeit einer 
Organisation der Auswandererfürsorge im Auslande hinge¬ 
wiesen. Es wird einer eingehenden Umformung des diploma¬ 
tischen Korps bedürfen, um in den Ländern, die für deutsche 
Auswanderung vornehmlich in Frage kommen, Persönlich¬ 
keiten in die leitenden diplomatischen Stellungen zu bringen, 
welche genügend sozial empfinden und denken, um den großen 
Anforderungen, die in dieser Beziehung an sie gestellt werden 
müssen, zu genügen. Nur Leute mit ausgesprochen sozialem 
Organisationstalent, mit Verantwortlichkeitslust und Verant¬ 
wortlichkeitsgefühl und mit geradem Rücken werden dort 
am Platz sein. 

Das diplomatische Personal rekrutiert sich bis heute aus 
Angehörigen des alten Adels und der Finanzaristokratie. 
Der Zutritt zur Diplomatie war an das Vorhandensein eines 
gewissen Reichtums geknüpft, so daß der diplomatische Be¬ 
ruf eine Art Liebhaberberuf wurde und sich die Auswahl 
nur auf einen kleinen Kreis von bevorrechteten Personen 
beschränkte. Eine Sichtung nach Fähigkeit und Leistung 
fand um so weniger statt, als Name und Geburt, Zugehörig)- 
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keit zur herrschenden Kaste und Besitz mehr und mehr aus¬ 
schlaggebend wurden. Unter solchen Umständen mußte der 
konservative und alldeutsche Geist mehr oder weniger im 
diplomatischen Korps herrschend werden. Diese Richtung 
fand ihren Ausdruck in der Tätigkeit der deutschen Vertreter 
im Auslande. Die Begünstigung des Unternehmertums, des 
Geldmagnaten, war die Folge. 

Gewiß ruhen auf dem auswärtigen Vertreter Verpflich¬ 
tungen, die Geld kosten. Die Geselligkeit, die Repräsentation, 
die teuren Lebensverhältnisse des Auslandes, die meist zu 
geringen Gehälter machten es unmöglich, daß vermögenslose 
Persönlichkeiten in den diplomatischen Dienst eintraten. Ein 
großer Fehler ist es unbedingt gewesen, daß das alte, Deutsche 
Reich die Mittel nicht aufbrachte, um seine Diplomaten so 
zu bezahlen, daß sie den an sie gestellten Anforderungen 
entsprechen konnten. Die Verhältnisse sind in dieser Be¬ 
ziehung für den neuen deutschen Volksstaat noch schwieriger 
geworden.‘Er wird Mittel und Wege finden müssen, um aas 
diplomatische Korps so zu bezahlen, daß seine Ergänzung 
nicht nur aus einem kleinen Kreise besitzender Familien, 
sondern aus der ganzen breiten Masse des Volkes erfolgen 
kann. Zu vieles steht für Deutschland außenpolitisch auf dem 
Spiele. .Nur die besten und tüchtigsten Männer,, ausgewählt 
aus allen Kreisen, sind für die schwierigen Aufgaben, die des 
Diplomaten harren, gut genug. 

Der diplomatische Beruf jst vielleicht derjenige, der am 
wenigsten Spezialkenntnisse erfordert. Nötig ist vor allem 
überragende Intelligenz, Lebenserfahrung auf allen Gebieten, 
Berührung mit dem Getriebe der großen Welt und ein ausge¬ 
sprochenes Sprachentalent. Die Kenntnis von Geographie und 
Geschichte in ihren modernen Formen, des Auslandes, frem¬ 
der Völker und ihrer Lebensbedingungen und -gewohnheiten 
scheinen mir für den zünftigen Diplomaten viel wesentlicher 
als eingehende juristische Kenntnisse. Die Ueberschätzung 
der Jurisprudenz und ihrer Leistungen hat in Deutschland 
jene Neigung zur Paragraphenreiterei, zum Schematismus 
hervorgebracht, der uns in den Augen frei denkender und 
vernünftiger Ausländer oft so lächerlich erscheinen ließ. Ich 
fordere für den Auslandsdiplomaten in erster Linie eine große 
umfassende Allgemeinbildung. 

Aut dieser Basis muß sich die Vorbildung werdender Di¬ 
plomaten aufbauen. Das Hochschulstudium wird sich vor- 
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nehmlich mit Geographie, Geschichte, Nationalökonomie, 
Staats- und Volkswirtschaft zu beschäftigen haben. Handels¬ 
wissenschaft, Pressewesen, Sozialwissenschaften dürfen nicht 
vernachlässigt werden. Der moderne Diplomat muß die Ar¬ 
beiterfrage, die Entwicklung des Gewerkschaftswesens be¬ 
herrschen. Seine Bildung wird aber erst dann eine voll¬ 
kommene werden, wenn unsere Hochschulen die immer noch 
fehlenden Lehrstühle für Auslandskunde und für Politik 
errichtet haben werden. Es wird nichts schaden, wenn sie, 
um diese neuen Disziplinen in ihren Arbeitsrahmen einbe¬ 
ziehen zu können, alte verknöcherte Auchwissenschaften ab¬ 
stoßen. 

Die praktische Vorbereitung des jungen Diplomaten wird 
besonders dadurch gefördert, daß er durch tatsächliche 
Dienstleistung in großen Wirtschaftskörpern, in sozialen, 
wissenschaftlichen und künstlerischen Einrichtungen des In- 
und Auslandes sich betätigt, daß er durch Mitarbeit an gro¬ 
ßen Zeitungen die Journalistik von Grund aus kennen lernt. 
Demnächst käme die praktische Unterweisung in diploma¬ 
tischen Vertretungen des Auslandes, wobei es eine Gewissens¬ 
pflicht des Chefs der betreffenden Gesandtschaft ist, für die 
Weiterbildung seiner jungen Herren zu sorgen, sich energisch 
und eingehend darum zu kümmern, daß sie die Verhältnisse 
des fremden Landes und des fremden Volkes mit Eifer und 
Interesse studieren. Beschäftigung mit der Geschichte und 
Entwicklung desselben, Studium seiner Sprache und Lite¬ 
ratur, seiner wirtschaftlichen und sonstigen Einrichtungen 
sind die wichtigsten Fächer der an Ort und Stelle ein¬ 
setzenden Weiterbildung. Daß der Diplomat Sprachen be¬ 
herrschen muß, ist eine so selbstverständliche Tatsache, daß 
sie kaum weiter erwähnt zu werden braucht. 

Das diplomatische Examen ist mehr oder weniger leere 
Form, und dient nur dazu, gewisse sprachliche Kenntnisse 
und ein sehr geringes Quantum an juristischen und volkswirt¬ 
schaftlichen Kenntnissen nachzuweisen. Es wird meines Er¬ 
achtens besser ersetzt durch das Abgangszeugnis einer Hoch¬ 
schule unter Nachweis des Besuchs der weiter oben ange¬ 
führten, der Allgemeinbildung geltenden Vorlesungen. Erst 
die Beobachtung bei praktischer Arbeit kann den Beweis 
liefern, ob Bildung und Fähigkeiten zur Ausfüllung eines 
diplomatischen Postens genügen. 
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Die Vertreter des neuen Deutschen Reiches sind nicht 
mehr die Diener einer gekrönten Persönlichkeit wie im alten 
kaiserlichen Deutschland, sie sind die Repräsentanten eines 
großen Volks. Die Niederlage, die wir erlitten haben, hat 
nahezu alle Beziehungen zum Auslande zerrissen. Sie wieder 
anzuknüpfen, die Brücke zu schaffen, auf der sich die Na¬ 
tionen der verfeindeten Welt die Hände zu gemeinsamer 
Arbeit reichen, ist die schwierige Aufgabe, welche unsere 
zukünftigen Auslandsvertreter zu lösen haben. Sie müssen 
draußen anfangen, von Grund aus neu aufzubauen und Neues 
zu schaffen. 

Die in Deutschland stattgefundenen Umwälzungen, die Be¬ 
freiung des Volkes von den Fesseln einer autokratischen Kaste 
verlangen, daß auch die Auslandsvertretung sich auf einer 
ganz anderen Grundlage aufbaue. Das alte Deutschland ist 
tot. Nicht mehr konservative Machtentfaltung, Alldeutsch¬ 
tum, ausschließliche Stützung des Unternehmertums auf kapi¬ 
talistischer Basis ist die Aufgabe des deutschen Volkstaates. 
Seine Pflicht ist es vielmehr, die Ideen des freien Staats¬ 
bürgertums, der sozialen Entwicklung auf demokratischer 
Grundlage dem Ausland zu vermitteln und sich überall für die 
Zusammenfassung aller schaffenden Kräfte zu wiederaufbauen¬ 
der Arbeit und als gleichberechtigte Faktoren durchzusetzen. 
Deutschland muß wieder kulturelle Fortschritte an das Aus¬ 
land vermitteln, so daß dieses erkennen lernt, daß wir 
Deutsche nicht nur eine vorzügliche Handelsmacht, ein 
schaffender Industriestaat sind, sondern daß wir auch in 
künstlerischer Beziehung, in der Wissenschaft und auf allen 
Gebieten des menschlichen Könnens Werte an das Ausland 
abzugeben haben. Bei aller Notwendigkeit der produktiven 
Arbeit zur Schuldendeckung soll auch das, was schön und 
edel ist, bei uns wieder zur Geltung kommen; nicht auf dem 
Machtprinzip, sondern auf dem Kulturprinzip sollen sich die 
neuzuschaffenden Beziehungen zum Auslande entwickeln. 

Auch der moderne deutsche Diplomat wird guter Manieren 
nicht entraten können. Diese bestehen aber nicht allein 
darin, daß man keine Kleidersünden begeht und nicht mit 
dem Messer ißt, sondern viel mehr darin, daß man allen 
Leuten, gleichgültig wes Ranges und Standes sie sind, in der 
gleichen Art entgegenkommt. Sie bestehen auch darin, daß 
man den berechtigten Eigentümlichkeiten fremder Volkssitte 
Rechnung trägt und in allen Lagen den Takt zeigt, der gleich 
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weit entfernt ist von eigener Ueberhebung und devoter Krie¬ 
cherei. Eine hochstehende Herzens- und Geistesbildung steht 
auch beim Diplomaten weit über den Aeußerlichkeiten leerer 
Form. 

Zwischen der auswärtigen Zentralbehörde und den di¬ 
plomatischen Vertretungen muß eine viel engere, nicht nur 
auf dem Papier sich äußernde Verbindung bestehen. Ich 
möchte in dieser Beziehung die Einführung reisender Unter¬ 
staatssekretäre empfehlen, welche die lebendige Fühlung 
zwischen dem Auswärtigen Amt und den Gesandtschaften, 
bzw. Botschaften aufrecht erhalten. Nur so ist eine gewisse 
Kontrolle der Auslandsbeamten in ihrer Tätigkeit, und die 
Aufnahme direkter Fühlung mit maßgebenden Persönlich¬ 
keiten des Auslandes möglich. Durch die Schaffung dieses 
Institutes würde die Zentralbehörde ständig über Persön¬ 
lichkeiten verfügen, die die Verhältnisse des Auslandes genau 
kennen und die Beziehungen zu den leitenden Persönlichkeiten 
haben. Durch ihre Vermittlung können die Chefs der Missio¬ 
nen im Auslande besser und ausgiebiger über die Verhält¬ 
nisse der Heimat unterrichtet und mit Weisungen über die 
von ihnen zu befolgende Politik versehen werden, als durch 
dickleibige Aktenbände. Durch diese Einrichtung würde eine 
Beschränkung des übertrieben umfangreichen Schreibwesens 
möglich sein und in der Zentralbehörde mehr Verständnis 
für die vom Ausland kommenden Berichte geschaffen werden 
können. 

Bezüglich der Organisation scheint es mir wünschenswert, 
das Konsulats wesen mit der diplomatischen Vertretung zu 
vereinigen. Nur dadurch wird innerhalb des fremden Landes 
ein reibungsloser, ineinandergreifender deutscher Apparat ge- . 
schaffen, der einheitlich von einer Spitze aus — eben der 
deutschen Gesandtschaft in dem betreffenden Lande — ge¬ 
leitet werden könnte. 

Heute sind die Konsuln völlig unabhängig und unkontrol¬ 
liert. Ich habe ausgezeichnete deutsche Konsuln im Aus¬ 
lande kennen gelernt, aber doch auch recht viele, die der 
Arbeit aus dem Wege gingen, ihre Berichte nach den gerade 
im Auswärtigen Amt maßgebenden Anschauungen färbten 
und häufig nicht dazu beitrugen, die Achtung vor dem 
Deutschtum zu erhöhen. Berlin ist zu weit entfernt, um 
diese Leute zu beaufsichtigen und der Gesandte hat oft nicht 
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die Lust, allerdings auch nicht das Recht, in den Dienstbetrieb 
der Konsulate einzugreifen. 

Die Unterstellung der Konsulatsbezirke unter die betreffen¬ 
den Gesandtschaften hätte andererseits den großen Vorteil, 
daß die Gesandtschaftschefs gezwungen würden, das fremde 
Land durch häufige Reisen kennen zu lernen und sich dadurch 
zutreffendere Anschauungen über Land und Leute, politische 
und wirtschaftliche Möglichkeiten anzueignen, als es in dem 
bequemen Geselligkeitstrubel der Landeshauptstadt möglich 
ist. Die Berichte der Konsuln könnten durch die Gesandt¬ 
schaften auf ihren Wert besser beurteilt werden, wenn die 
maßgebenden Diplomaten durch Reisen und persönliche Füh¬ 
lungnahme ihren Ueberblick zu erweitern gezwungen würden. 
So allein sind die Gefälligkeitsberichte auszuschalten. 

Die großen Mittel, die für unsere Auslandsvertretungen 
aufgebracht werden müssen, können nur dann zur Verfügung 
gestellt werden, wenn jede unnütze Ausgabe dabei vermieden 
wird. Zunächst kann an der Zahl der Auslandsvertretungen 
gespart werden. Viele davon sind durchaus ungenügend be¬ 
schäftigt und dienten nur repräsentativen Zwecken des Kai¬ 
serreichs. An einem konkreten Beispiel möchte ich dies 
des Näheren ausführen. Ich kenne die Verhältnisse in Süd¬ 
amerika genau. Trotz der großen Interessen, die Deutschland 
dort zu vertreten hat und die mit der Entwicklung der Aus¬ 
wanderungsbewegung noch zunehmen werden, bin ich der 
festen Ueöerzeugung, daß Deutschland mit drei Gesandt¬ 
schaften auf dem ganzen südamerikanischen Kontinent aus- 
kommen könnte. Eine an der Ostküste mit dem Sitz in Rio 
oder besser noch Buenos Aires wird für den gesamten Dienst 
in Brasilien, Paraguay, Uruguay und Argentinien genügen; 
eine Gesandtschaft mit dem Sitz in Santiago de Chile würde 
die Beziehungen mit Chile, Bolivien und Peru, eine dritte 
mit dem Sitze in Caracas diejenigen mit Venezuela, Colum¬ 
bien und Ecuador ausreichend pflegen können. Der Verkehr 
ist heute in ganz Südamerika so ausgebaut, daß die Gesandten 
leicht und rasch den nötigen Ortswechsel vornehmen können. 
Allerdings dürfen es keine Greise oder körperlich degenerierte 
Menschen sein, nur Männer in der vollen Kraft ihrer Lei¬ 
stungsfähigkeit sind diesen Aufgaben gewachsen. Sollte auf 
diese Weise etwas mehr Jugend in die hohen diplomatischen 
Stellungen hineinkommen, so käme dies der ganzen deutschen 
Auslandspolitik zugute. Die ständigen Reisen würden außer- 
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dem zu einer Erweiterung des Horizonts, zu einer groß¬ 
zügigeren Beurteilung der fremden Verhältnisse durch die 
deutschen Auslandsbeamten beitragen. 

Deutschland unterhielt vor und während des Krieges ein 
Heer von Konsuln in Vorderasien, von denen sich -jeder zu 
einem kleinen Diplomaten aufzuschwingen bestrebt war. Bei¬ 
spielsweise befanden sich in Syrien folgende deutsche Kon¬ 
suln: ein Generalkonsul in Beyrut, ein Honorarkonsul in 
Alexandrette und Tripolis, Berufskonsulate in Aleppo und 
Damaskus. Solange die deutsche Schiffahrt von ausschlag^ 
gebender Bedeutung war, mag diese Anhäufung von Kon¬ 
sularbeamten berechtigt gewesen sein. Heute ist sie-.es jeden¬ 
falls nicht mehr. Eine ganze Menge von Konsulaten kann 
eingespart werden, dadurch, daß die^KonsuIatsbezirke größer 
gemacht werden und der Konsul gezwungen wird, sein Ge¬ 
biet ausgiebiger zu bereisen. Eine größere Beweglichkeit 
der deutschen Konsulatsbeamten" kann der Kenntnis von Land 
und Leuten, der Berichterstattung an Gesandtschaft und 
Zentralbehörde nur förderlich sein. 

Der Dienst des deutschen Auslandsbeamten wird jn Zu¬ 
kunft besonders schwierig sein. Andererseits ist er berufen, 
für seine Heimat den Boden zu bereiten, auf dem sich 
langsam wieder ein gutes Verhältnis zwischen Deutschland 
und der übrigen Welt aufbauen soll. Nur die Auswahl der 
besten Kräfte, der tüchtigsten Männer, ohne .Rücksicht auf 
Namen und Besitz, ist zulässig, wo es sich um das Wohl 
und Wehe des Reiches handelt. Hoffen wir, daß es in 
schwerster Stunde die leitenden Staatsmänner und selbstlosen 
Gehilfen finde, die seine Außenpolitik so zu führen imstande 
sind, daß auf die Nacht der Niederlage der Tag der Wieder¬ 
geburt, des machtvollen Wiedererstehens deutscher Kultur 
und Arbeit folge. 


H. FEHLINGER: 

Zur Sozialisierungsfrage. 

VOR dem politischen Umsturz vom November 1918 wurde 
über die Sozialisierung recht wenig nachgedacht, denn die 
meisten Sozialisten stellten sich die Sache so vor, daß die 
Vorbedingungen der sozialistischen Gesellschaft in der kapi¬ 
talistischen allmählich heranreifen würden. Man dachte, sagt 
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Staatssekretär Aug. Müller in seinem eben erschienenen Buch 
„Sozialisierung oder Sozialismus“ (Ullstein & Co., Berlin), 
die „Elemente des Sozialismus in der kapitalistischen Hülle“ 
würden immer stärker werden und schließlich die Menschheit 
zwingen, „die kapitalistische Schale zu sprengen und die 
sozialistische Organisation der Gesellschaft durchzuführen“. 
Das einzige, was die sozialistischen Führer für notwendig 
hielten, um das Kommen des Sozialismus vorzubereiten, war 
die Erfüllung gewisser politischer und sozialer Forderungen: 
Die Demokratisierung der öffentlichen Einrichtungen sollte 
dem Sozialismus Geburtshelferdienste leisten. 

Seit dem Zusammenbruch des alten Systems hat die Frage 
der Sozialisierung ein anderes Ansehen bekommen. Nun 
wurde bei einem großen Teil der Arbeiter und ihrer Führer 
die Auffassung herrschend, daß nicht abzuwarten sei, bis der 
Sozialismus von selbst kommt, sondern daß er herbeigefühirt, 
daß sozialisiert werden kann. Daß diese in gewissem Maße 
recht haben, erkennt Müller in dem erwähnten Buch an. Er 
ist davon überzeugt, daß „der Wille der Menschen zum 
Sozialismus einen wichtigen Faktor der Entwicklung darstellt. 
Aber von dieser Ueberzeugung bis zu der naiven Vorstel¬ 
lung, die Sozialisierung sei ein Prozeß, der in ein paar Monaten 
durch gesetzgeberische Maßnahmen entscheidend beeinflußt 
werden könnte, ist ein himmelweiter Unterschied“. Im 
Irrtum ist Müller jedoch, wenn er schreibt, nichts zeige 
„klarer die Herrschaft des sozialistischen Dogmas über die 
Vorstellungswelt des Arbeiters“ als die nun gestellte Forde¬ 
rung auf schleunigste Verwirklichung des Sozialismus. Dem 
ist nicht so. Tatsächlich hat die große Masse der ungestüm 
die „Sozialisierung“ fordernden Arbeiter von der Theorie 
des Sozialismus kaum die einfachsten Begriffe aufgenommen; 
sie lassen sich lediglich von praktischen Erwägungen leiten, 
nicht vom Sozialismus als Weltanschauung. Müller sagt selbst 
ganz richtig, in dieser Hinsicht sei die Ueberlegung entschei¬ 
dend, daß der politische Umsturz den Weg zur Beseitigung 
der materiellen Nöte der Arbeiterschaft frei gemacht nabe^ 
die nun zum Teil glaubt, es sei Zeit, sich auskömmliche Er-; 
nährung, anständiges Wohnen, kurze Arbeitszeit, dauernde 
Beschäftigung, Schutz vor den Folgen von Krankheit und 
Alter und anderes, kurz mehr Lebensgenuß und Lebensfreude, 
zu sichern. Ist es möglich, heute au das zu verwirklichen? 
Müller „muß des Zweifels Bitterkeit in den Becher der Sehn- 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



916 


Zur Sozialisierungsfrage. 


sucht träufeln“. Deutschland wird in unserer Lebenszeit (oder 
vielleicht überhaupt) nicht mehr die Werkstätte der Welt 
sein, wo aus fremden Rohstoffen fertige Güter erzeugt wer¬ 
den: „Die Welt wird ihre Wirtschaft einfacher gestalten, 
sie dem natürlichen Standort der Industrien sowie den Quellen 
ihrer Volkskraft unmittelbar anpassen. Dazu kommt, daß 
Deutschland gegenüber den Siegern im Weltkrieg erhebliche 
Verpflichtungen übernehmen muß, und daß es selbst im Kriege 
verarmt ist.“ Das und anderes bewirkt, schreibt Müller, daß 
die Voraussetzungen für den mit Muse und Daseinsfreude 
erfüllten Zustand mangeln, den man vom Sozialismus gemein¬ 
hin erwartete. ' 

Doch gerade weil unsere Wirtschaft daniederliegt, müssen 
wir sie wieder hochbringen, muß mit den vorhandenen Mitteln 
erreicht werden, was nur zu erreichen ist. Das kann nur sein^ 
wenn jeder einzelne an der Gütererzeugung interessiert ist, 
wenn er spürt , daß sich seine Lebenshaltung nach dem Ertrage 
der gesamten Produktion richtet. Es wird dagegen nicht sein, 
wenn der Arbeiter oder Angestellte weiß, daß er jedenfalls 
nur so viel bekommt, als zu notdürftiger Fristung des Lebens 
erforderlich ist, und es wird auch dann nicht sein, wenn 
er weiß, daß jeder ohne Rücksicht auf seine Leistung gleichen - 
Anteil an allem hat; denn dann richten sich alle nach dem 
Letzten, dem Unfähigsten. Zur Anspornung der Leistung 
schlägt Müller die Einführung des Stücklohns und des Taylor¬ 
systems vor. Besser wäre wohl Gewinnbeteiligung und Prä¬ 
miensystem. Ob diese Mittel hinreichen werden, die „so not¬ 
wendige freudige Mitarbeit der breiten Volksmassen an der 
schwierigen Aufgabe des Wiederaufbaues der Volkswirt¬ 
schaft“ zu gewährleisten, ist doch etwas zweifelhaft. Ihre 
Anwendung muß aber versucht werden, weil der reine Zeit¬ 
lohn unausweichlich dem völligen Ruin zuführt. Ueberdies 
müssen die Arbeiter die Gewißheit haben, „daß die soziale 
Entwicklung ihrem volkswirtschaftlichen Ideal entgegen¬ 
eilt“. Was zu tun sei, um ihnen diese Ge¬ 

wißheit zu geben, sagt Müller nicht; er betont bloß, 
daß Gleichmacherei ebenso wie genossenschaftlicher 
Sozialismus zu verwerfen seien, und daß die Sozialisierung 
Methoden finden müsse, die „durch Verbesserung des sach¬ 
lichen Produktionsprozesses den Ertrag der Arbeit erhöhen,“ 
ohne daß die Arbeitskraft stärker ausgenutzt wird, als bei 
intensiver Arbeitsleistung in acht Stunden gefordert werden 
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muß. Wer aber durch technische Verbesserungen eine nahezu 
unbegrenzte Ertragssteigerung erhofft, der kann leicht schwer 
enttäuscht werden. Entscheidend ist zudem die Steigerung der 
Produktivität landwirtschaftlicher Arbeit, und da stimmt Müller 
durchaus Sombart zu, „der darauf hinweist, daß die Produk¬ 
tivitätssteigerungen in der Landwirtschaft in der Hauptsache 
Verlegung der Arbeit aus der rein landwirtschaftlichen Sphäre 
in die Sphäre der (gewerblichen) Produktion bedeutet“. Hier 
liegen noch große Entwicklungsmöglichkeiten vor, die von 
einer vernünftigen Sozialisierung nicht übersehen werden 
dürfen. Dagegen würde sogar durch den Fortfall des Mehr¬ 
werts, der jetzt der Unternehmerklasse zufällt, die Lebens¬ 
haltung des einzelnen Arbeiters und Angestellten wahrschein¬ 
lich nicht wesentlich gehoben. 1 

Müller glaubt nicht, daß die Klassenunterschiede bald völlig 
zu beseitigen sind; inre Abschaffung betrachtet er als lang¬ 
wierigen Vorgang, „der noch Jahrhunderte in Anspruch neh¬ 
men kann; für die nächste Zukunft ist jedenfalls als Folge 
der Sozialisierung nicht mehr zu erzielen als eine Milderung 
der Extreme in der Einkommenverteilung“. Das heißt, die 
/demokratischen Entwicklungsmöglichkeiten doch allzu un¬ 
günstig beurteilen! — Entschieden wendet sich Müller gegen 
die Annahme, die Sozialisierung habe auf Abschaffung oder Ab¬ 
schwächung der Autorität wirtschaftlicher Leistung und Diszi¬ 
plin abzuzielen. Im Gegenteil: „Unbedingtes Erfordernis ist 
Ordnung und Disziplin und Anerkennung der sozialen Funk¬ 
tion, die die leitende Arbeit auszuführen hat.“ 

Der Sozialismus wird als bewußte Herrschaft der organi¬ 
sierten Gesellschaft über die Volkswirtschaft aufgefaßt, als 
das Gegenteil von Anarchie. Die Gesellschaft als Ganzes muß 
ebenso zweckmäßig organisiert werden wie ein moderner Fa¬ 
briksbetrieb, ihre einzelnen Teile müssen ebenso musterhaft 
ineinandergreifen, wie die Abteilungen eines industriellen Un¬ 
ternehmens. Die Leitung der sozialisierten Betriebe muß vor 
allem die ungehinderte Dispositjonsbefugnis über den Ar¬ 
beitsprozeß haben und in zweiter Linie muß ihr Anteil an dem 
Gesamtertrag der Produktion so groß sein, daß das Interesse 
an einem günstigen Wirtschaftsergebnis wachgehalten wird. 
Das ist vollauf berechtigt, weil sonst das wirtschaftliche 


1 Vergl.: Fehlinger, Produktionskosten und Produktionsertrag in den 
Vereinigten Staaten. Zeitschrift f. d. ges. Staatsw., Bd. 74, S. 247 u. f. 
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Fortschrittsstreben ertötet, die Wirtschaft zum Stillstand ge¬ 
bracht würde. Es wird dadurch die Arbeiterschaft nicht be¬ 
nachteiligt, wie es der Fall wäre, wenn nach wie vor viele 
unproduktive Menschen einen bedeutenden Anteil am Wirt- 
schaftfcertrag für sich in Anspruch nehmen würden. 

Müller will, daß die Leitung der Betriebe auf absehbare Zeit 
in der Regel in Händen der Privatunternehmer bleibt, die 
stark abhängig vom Willen der Volksgesamtheit zu machen 
wären, also gewissermaßen die Stellung oberster Betriebsbe¬ 
amter bekämen. Von dem wirtschaftlichen Rätesystem sollten 
sie — als geistige Arbeiter — nicht ausgeschlossen werden', 
denn der Ruin unserer Wirtschaft wäre die Folge, wenn man 
„die hervorragendsten wirtschaftlichen Sachverständigen an 
der Teilnahme an den Organen zur Lösung wirtschaftlicher 
Aufgaben verhindern wollte“. Noch jahrzehntelang wird 
selbst bei weitgehender Stellung des wirtschaftlichen Lebens 
unter öffentlich-rechtliche Einwirkung „weniger Gewicht auf 
das Emporkommen der zur Leitung qualifizierten Arbeiter als 
auf die Ausnutzung der bereits vorhandenen Sach¬ 
verständigen“ gelegt werden müssen, die heute Direktoren und 
Inhaber von Unternehmungen sind. Eine herrschende Klasse 
sind die Unternehmer nicht mehr, sobald die gewerbliche De¬ 
mokratie durch das Rätesystem verwirklicht ist. 

- ^ 


R. G. HAEBLER: 

Der Weg der Weltrevolution. 

HIE Nachrichten, die aus der Ententepresse und aus neu¬ 
tralen Ländern in der letzten Zeit den Weg zu uns fanden, 
weisen die immer deutlicher werdende Absicht auf, die Ost- 
jragen in absehbarer Zeit gewaltsam zu lösen. Der Ring 
um Rußland will sich schließen. Man liest von großen mili¬ 
tärischen Vorbereitungen. Ueber Sibirien sollen mächtige 
Transporte von Flugparks und Verkehrstruppen im Anmarsch 
sein. Von der Seeseite her drängen sich aggressive Massen. 
Im Innern Rußlands geht der Kampf weiter. Die Machthaber 
um Lenin stehen in harten, von wechselseitigem Glück getrage¬ 
nen Kämpfen mit den aufstrebenden Mächten der kapita¬ 
listischen, vielleicht auch monarchistischen Reaktion. Auf 
fast allen Flanken stehen die Kräfte der Entente bereit. Un¬ 
garn hat bereits das tolle Spiel der kommunistischen Hasar- 
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deure hinter sind. Bela Kun hat gründlich ausgespielt, wifc 
jeder einsichtige es voraussah. Das geschah in dem immerhin 
stark agrarischen Ungarn — in Deutschland ginge es mit 
solchem Tollhaus noch rascher zu Ende. Die politische 
Flanke ist vollkommen in der Hand der Pariser Machthaber. 
Deutschland, durch Versailles aller Macht beraubt, ist zwar 
nicht Aufmarschgebiet, aber notgedrungen neutral. Hätten wir 
den Friedensvertrag nicht unterzeichnet, wären wir heute eine 
gewaltige Etappe der Ententeheere für den Schlag gegen 
Rußland, das letzte Bollwerk der Weltrevolution, sowie die 
Dinge in den Junitagen weltsozialistisch lagen. Der Zug 
Napoleons durch Deutschland anno 1812 wäre ein Kinderspiel 
gewesen gegen den Aufmarsch, den wir heute oder bald erlebt 
hätten. Die österreichische Front ist gleichermaßen offen; 
wir erleben ja in diesen Tagen die Versailler Niederknebelung 
des Deutschtums aufs neue. 

So stehen heute die Dinge in der Welt,' die sich Europa 
nennt. Der Weltkrieg ist in seinem letzten Stadium angelangt, 
nach dem Fall Rußlands dämmert vielleicht, wenigstens für 
Europa, der Weltfriede. England hat dann alle seine Kriegs¬ 
ziele und mehr erreicht; heute schon spielt es offen seine 
Karten in Persien aus. Denn dies war der Sinn dieses Krieges', 
mit englischer Brutalität erkannt und geführt: die Zerschmet¬ 
terung aller Länder, die dem englischen Weltkapitalismus im 
Wege stehen. Eines dieser Länder und 1914 das wesentlichste, 
war Deutschland. Deutschland galt in der Welt als das Land, 
in dem der Gedanke des Sozialismus anfing Tat zu werden und 
immer mehr wurde. Deutschlands Sozialdemokratie war in der 
Welt die anerkannteste Vertreterin des Gedankens der Inter¬ 
nationale. In keinem anderen Volk der Erde war dieser Ge- 
, danke als politischer und gewerkschaftlicher Impuls so stark 
und ausgeprägt und willensbewußt wie in Deutschland. Und 
gegen dieses Deutschland, nicht so sehr gegen das monar¬ 
chische, richtete sich der Kampf Englands, das in allen Sta¬ 
tionen dieses Weltverbrechens entscheidende Instanz war. Der 
englische Kapitalismus hatte nur ein Ziel: die Zerschmetterung 
des deutschen Sozialismus, der durch die Arbeit der deutschen 
Sozialisten immer vorbildlicher werdenden deutschen Volks» 
Wirtschaft. Darum, weil dies der tiefste Grund war zum An¬ 
griffskrieg Englands gegen Deutschland (nur Kinder beur¬ 
teilen einen Krieg nach dem, der zuerst „angefangen“ hat!) 
darum ist die Haltung der Alehrheitssozialisten im Krieg vor 
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dem Urteil der Geschichte vollauf gerechtfertigt. Weil sie 
wußten, daß die Niederlage Deutschlands zugleich eine Nieder¬ 
lage des Sozialismus und der Internationale sein und werden 
mußte, darum haben einsichtige und vorausschauende Sozial¬ 
demokraten eine deutsche Politik betrieben: freilich keine all¬ 
deutsche, wie es fast nötig erscheint noch besonders zu sagen. 

Gesiegt hat, aus Gründen, die hier nicht weiter zu erörtern 
sind, die Internationale des Kapitalismus. Ihr Siegesdokument 
ist klar und deutlich der Versailler Friedensvertrag. Freilich: 
Noch hat dies Schriftstück einen Schönheitsfehler — es fehlt 
Rußland. Und dies ist das zweite, spätere Kriegsziel Englands. 
Rußland, das bolschewistische Land der unerwarteten Möglich¬ 
keiten, ist immer noch ein Keimherd der dem internationalen 
Kapitalismus verhaßten sozialistischen Internationale. Dieses 
Rußland muß zerschmettert werden wie Deutschland, wie 
Oesterreich, wie Ungarn zerschmettert wurde: erst dann ist 
der Weg frei. 

Das ist der weltpolitische Wille des Ententekapitalismus^ 
Wie stellt sich dazu die sozialistische Internationale? 

Das ist die entscheidende Frage dieser Zeit. Man kann 
sagen: in dem gleichen Maße wie der Weltkapitalismus ge¬ 
stärkt aus diesem Kriege hervorging, im gleichen Maße ist 
die Internationale des Sozialismus geschwächt worden. Eine 
Möglichkeit nach der andern im Kriege, da die Internationale 
Gelegenheit gehabt hätte, ihre Macht in die Wagschale zu 
werfen, wurde verpaßt durch die Schuld der in der Phraseolo¬ 
gie Northcliffes schwimmenden Ententesozialisten, die ein¬ 
seitig und verblendet auf den Schuldanteil Deutschlands starr¬ 
ten, statt zu erkennen, daß die große, große Schuld interna¬ 
tional ist und wahrhaftig genau so groß im englischen Imperia¬ 
lismus wie in der Revancheseele Frankreichs und den kapita¬ 
listischen Interessen Amerikas zu finden ist. So war es wäh¬ 
rend des Krieges: sie konnten zusammen nicht kommen. Und 
nach dem Krieg? Auch hier fehlte die Tat. Es gab einmal eine 
ganz wunderbare Gelegenheit, die rote Fahne der Internationale 
zu entfalten: das war in den Tagen, da Scheidemann sein „Un¬ 
annehmbar“ sprach. Die Tat der Internationale hätte Ver¬ 
sailles werden können, wenn damals das Internationale Prole¬ 
tariat das junge, sozialistischen Zielen entgegenstrebende 
Deutschland gestützt hätte in seinem Protest gegen den Ver¬ 
sailler Gewaltfrieden. Sie haben es nicht getan: die Eritente- 
sozialisten drüben und die ahnungslosen Helfer des Entente- 
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kapitalismus mit ihrem Ruf „Unterzeichnen auf jeden Fall und 
unter jeder Bedingung !“ In jenen Tagen hat die sozialistische 
Internationale ihre entscheidende weltpolitische Niederlage 
erlitten, nicht durch unsere Schuld. Denn dann bleibt uns eben 
nichts anderes übrig, wollte^ wir nicht nutzlos unser deut¬ 
sches Volk schlimmerem auSiefern, als zu unterzeichnen. 
In jenem zweiten großen weltpolitischen Angelpunkt — der 
erste war der Kriegsausbruch — hat die Internationale ver¬ 
sagt. Die Weltrevolution wurde als Tat, als Tat dieser Zeit 
verschlungen vom Weltkapitalismus der Versailler Macht¬ 
haber. Die Internationale des Goldes triumphierte. Vorbei! 

Bleibt, für viele, noch eine Hoffnung: Rußland. Ich habe 
oben gezeigt, welches die Absichten der Entente sind. Es 
gibt, wenigstens für das auf dem Kontinent maßgebende 
England, jetzt nur noch das eine Ziel: die Unterwerfung 
Rußlands. Und England wird, so wie die Dinge heute liegen, 
dies Ziel erreichen, wie es seit Jahrhunderten alle seine Ziele 
erreicht hat. Wer davor die Augen verschließt, mag träu¬ 
men; das Erwachen wird schon kommen. Er mag träumen 
von einer zweiten deutschen Revolution, von einem sieg¬ 
reichen Einzug und einer verbesserten Auferstehung des 
Bolschewismus in Deutschland — dieser Traum wird rasch 
zu Ende sein. Dafür wird die Eigenart der deutschen Volks¬ 
wirtschaft ebensosehr sorgen wie die Politik, d& in London 
gemacht wird. Aber diese Träume sind für den Sozialis¬ 
mus und seine Weiterentwicklung unzweifelhaft die größte 
Gefahr. Noch ist es so, daß wir aus all dem Unglück, in 
das uns eine verblendete Kriegspolitik der Militärs und 
der Monarchie gebracht haben, und an deren Folgen wir 
heute so bitter leiden, herauskommen können — wenn wir die 
eine, alte geschichtliche Wahrheit ins Auge fassen: daß 
eine jede Revolution nur zugrunde geht an der Ueberspan- 
nung ihrer revolutionären Kräfte. Und das ist die Gefahr, 
in der wir heute mitten drin stehen. Die Gefahr, die nur 
möglich ist, weil wir, das deutsche Volk, immer noch nicht 
erkennen können, daß alle innere Politik sich nur auswirken 
kann, wenn die außenpolitischen Voraussetzungen gegeben 
sind. Wer aber die außenpolitische Lage, so wie sie in 
Wahrheit ist, und nicht so wie manche sie gerne haben 
möchten, klar erkennt, der weiß, daß wir viel, sehr viel er¬ 
reichen, wenn wir uns gegenüber dem siegreichen Entente¬ 
kapitalismus als sozial-demokratischer Staat halten können. 
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Mit anderen Worten: daß von uns aus die Weltrevolution 
auf diktatorischem Wege nicht mehr zu schaffen ist. Die 
Tage von Versailles sind vorbei: wir hätten heute noch 
weniger die Gefolgschaft der Ententesozialisten wie damals. 

Der Weg der WeltrevolutioWist wieder eine breite, lang¬ 
sam ansteigende Fahrstraße geworden. Das können so viele 
heute noch nicht sehen. Sie meinen, weil im November 
1918 die Entwicklung einen raschen Schritt vorwärts ge¬ 
macht hat, darum müsse es nun so immer weiter gehen. 
In Wahrheit war der Umsturz von 1918 gar kein Schritt 
vorwärts in jenem Sinne: sondern er war ein rasches Nach¬ 
holen einer politischen und wirtschaftlichen Entwicklung, 
die im Grunde schon längst erreicht war, aber nur durch 
die Machtmittel der alten Gesellschaft künstlich nieder¬ 
gehalten war. Durch den Zusammenbruch der Front stürzten 
diese künstlichen Stützen nieder und die aufgestaute Kraft 
schoß nun in das Bett, das längst schon ihr vorbereitet 
war. Derartige Vorgänge wiederholen sich nicht von heute 
aut morgen. Was jetzt zu tun ist, das ist, das Errungene 
noch besser zu befestigen und weiterzuschreiten auf demo¬ 
kratischem Boden. Wir können auch hier nichts wider die Ent¬ 
wicklung als das eine: sie hemmen oder fördern. Aber 
wenn wir — aus weltpolitischen Gründen — die Entwicklung 
zur Ueberspannung des Revolutionären hemmen, fördern wir 
in Wirklichkeit das in der Entwicklung wirksame Element: 
das heißt, wir schaffen die Grundlagen der Weltrevolution 
durch die Demokratie. Und dann wird sie, durch den 
Widerstand, den der internationale Kapitalismus dieser Ent¬ 
wicklungstendenz entgegenstellt, gewissermaßen von selbst 
kommen. Ich darf gerade hierzu ein treffendes Wort von 
Friedrich Engels anführen, das schlagend beweist: „Die 
Ironie der Weltgeschichte stellt alles auf den Kopf. Wir, 
die Revolutionäre, die Umstürzler, wir gedeihen weit besser 
bei den gesetzlichen Mitteln als bei den ungesetzlichen 
und dem Umsturz. Die Ordnungsparteien, wie sie sich 
nennen (und das ist heute weltpolitisch der Ententekapita¬ 
lismus) gehen zugrunde an dem von ihnen selbst geschaffenen 
gesetzlichen Zustand.“ 

Und täuschen wir uns auch in einem zweiten Punkte 
nicht! Glauben wir nur nicht, das deutsche Proletariat sei 
der weltpolitisch entscheidende Faktor in der Entwicklung 
des Sozialismus. Heute nicht mehr so sehr wie früher. 
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Die Entscheidung fällt nicht in den Proletarierstaaten, son¬ 
dern in den Kapitalistenstaaten: nicht in Deutschland, son¬ 
dern in England. Wie aber steht es mit dem englischen 
Proletariat? Wie steht es mit den englischen Gewerkschaf¬ 
ten? Was man von dort hört, ermuntert nicht allzusehr. 
Die englische Arbeiterschaft und vor allem die sehr „aristo¬ 
kratischen“ englischen Gewerkschaften waren nie eine re¬ 
volutionäre Triebkraft in der Internationale und sie werden 
es heute, wo sie an dem Sieg Englands doch auch mitprofi¬ 
tieren, noch weniger sein. Man glaube nur hier nicht, das 
englische Proletariat werde sich um der schönen Augen 
einiger deutscher Revolutionäre so rasch ändern — sondern 
man nehme lieber seinen Marx in die Hand und überlege 
einmal, welches die wahren Triebkräfte sind, die prole¬ 
tarische Bewegungen entfesseln. Aber gerade deshalb, weil 
wir dies wissen, weil wir von Marx gelernt haben, daß 
Revolutionen nicht Putsche, sondern Wirkungen unerträglich 
gewordener, Zustände sind: darum glauben wir trotz allem 
noch an eine Weltrevolution und an einen Weltsozialismus. 
Beide werden kommen, wenn ihre Zeit erfüllt sein wird! 
Aber vier oder fünf Monate nach dem Versailler Frieden 
ist diese Zeit noch nicht da: diese aufrechte Wahrheit laßt 
uns in unsere Herzen hämmern und darüber den Glauben 
an die Kraft der sozialistischen Entwicklung nicht ver¬ 
lieren ! 


Dr. med. ERNST NEUMANN (Vohwinkel): 

Ein deutsches Rauschtrankgesetz. 

QCHON vor dem Kriege hat Island ein Gesetz angenommen 
u und durchgeführt, daß alle alkoholhaltigen Getränke mit 
mehr als etwa- 2 Prozent Alkoholgehalt verbietet. Jetzt 
haben die Vereinigten Staaten von Nordamerika ein Alkohol¬ 
verbotgesetz. In Nr. 34 der diesjährigen „Münchener Medi¬ 
zinischen Wochenschrift“ findet sich darüber folgende Mit¬ 
teilung: „In den Vereinigten Staaten von Nordamerika ist 
am 1. Juli dieses Jahres das Alkoholverbot in Kraft ge¬ 
treten. Das Gesetz, das eine Verfassungsänderung nötig 
machte, wurde Ende 1917 von beiden Häusern des Kon¬ 
gresses angenommen und im Laufe des Jahres 1918 der 
Alkoholparagraph als Nachtrag der Verfassung von den ein- 
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zelnen Staaten sanktioniert, wobei von 48 Staaten der Union 
nur drei dagegen stimmten. Mit der Einführung des Ver¬ 
botes der Herstellung und des Verkaufs alkoholhaltiger Ge¬ 
tränke verschwindet die hochentwickelte amerikanische Brau¬ 
industrie und der amerikanische Weinbau. Entschädigung 
wird nicht geleistet, da nach amerikanischer Auffassung ein 
Unternehmer, der sich mit der Herstellung oder dem Ver¬ 
kauf berauschender Getränke befaßt — Getränke, die die 
Gesundheit, die Moral und die Sicherheit der Allgemeinheit 

§ efährden — keinen Anspruch auf Entschädigung durch den 
taat hat, denn oberstes Gesetz ist die Wohlfahrt des Volkes 
(Urteil des obersten Gerichtshofs vom Jahre 1887). Die 
Brauereien und Weinbergbesitzer haben sich daher bereits 
anderen Erwerbsquellen zugewandt, so der Herstellung von 
alkoholfreien Getränken, von Speiseeis, Essig, Gemüse- und 
Obstkonserven, Hefe, Sirup, Malzzucker usw.“ 

Das Vorgehen der reichen und mächtigen Vereinigten Staa¬ 
ten von Nordamerika, über die man bei uns jetzt wohl 
nicht mehr so leicht mit Lächeln und dummen Witzen hinweg¬ 
geht, sollte uns zu denken geben. 

In der Zeit vor dem Kriege wurden in Deutschland jährlich 
ausgegeben: 

1. für Bier.2170 Millionen Mark 

2. „ Branntwein. 820 

3. „ Obst- und Trauben wein 520 


99 


99 


99 


99 


insgesamt 3510 Millionen Mark 


Zur Erzeugung des Branntweins wurden 20,8 Millionen 
Doppelzentner Kartoffeln jährlich verbraucht. Das gesamte 
„Branntweinland“ war im Jahre 1889/90 ungefähr so groß 
wie Braunschweig und Anhalt. 

Der Weinbau beanspruchte 125 000 Hektar. 

Für Bier wurden 1913 16 724 656 Doppelzentner Gerste 
verbraucht. Das „Bierland“ war ungefähr so groß wie alle 
Thüringischen Staaten! 

Der Rauschtrank nimmt uns von Trauben, Obst, Getreide 
und Kartoffeln viele Millionen Zentner fort, die als Nahrungs¬ 
mittel verwandt werden könnten; er schädigt die gesund¬ 
heitliche und sittliche Tüchtigkeit weiter Volkskreise, indem 
er einem Heer von Krankheiten, der geschlechtlichen Un¬ 
zucht und dem Verbrechen Vorschub leistet. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 




Ein deutsches Rauschtrankgesetz. 


925 


Schon in den Jahren vor dem Kriege grenzte es an Ver¬ 
brechen oder Wahnsinn, diesen Dingen gelassen zuzusehen. 
Jetzt nach diesem so ungeheuerlich mordenden und ver¬ 
wüstenden Kriege, nach dem politischen und wirtschaft¬ 
lichen Zusammenbruch Deutschlands, wo wir jeden Fußbreit 
deutscher Erde zur Eigenerzeugung von Nahrungsmitteln 
brauchen, wo wir jede Menschenkraft zu wirkliche Werte 
schaffender Arbeit nötig haben, wo wir rücksichtslos alles 
vermeiden müssen, was unsere wirtschaftliche, gesundheit¬ 
liche und sittliche Leistungsfähigkeit irgendwie schädigen 
kann, gibt es überhaupt keinen noch die Sache treffenden 
Ausdruck mehr, wenn Regierung und Volksvertretung taten¬ 
los der Wert zerstörenden und die Volkskraft schädigenden 
deutschen Rauschtranksitte zusehen. 

Wenn irgendwann, so ist es jetzt in Deutschland im 
wahrsten Sinne des Wortes notwendig, durchgreifend mit 
einem Reichsgesetz den Rausch trankschaden zu bekämpfen. 
Wenn irgendwann, so ist das jetzt auch durchführbar in 
Deutschland. Infolge der Kriegsmaßnahmen ist der Schnaps 
aus der Zivilbevölkerung so gut wie verschwunden, das 
Bier darf nur mit einem verhältnismäßig geringen Alkohol¬ 
gehalt gebraut werden. Durch Absperrung fremdländischer 
Weineinfuhr während der Kriegsjahre und durch sonstige 
Kriegsverhältnisse haben Weinbergbesitzer und Weinhandel 
in den letzten Jahren so glänzende Geschäfte gemacht, daß 
sie sehr zu den „Kriegsgewinnlern“ rechnen und jetzt am 
ehesten in der Lage sind, schwierige Uebergangszeiten zu 
überstehen. Dazu kommt, daß Frankreich eine Ueberfülle 
von auf Ausfuhr wartendem Wein haben und gerade Deutsch¬ 
land damit zu überschwemmen suchen wird. Ein zollpoliti¬ 
scher Schutz dagegen wird nicht möglich sein. So werden 
die deutschen Weinbergbesitzer wohl auch ohne Weinverbot 
in den kommenden Jahren wirtschaftlich ungünstig gestellt 
sein. 

Es sollte aus all diesen Gründen die Regierung möglichst 
umgehend ein Gesetz einbringen, das für das Gebiet des 
Deutschen Reiches im wesentlichen bestimmt: 

Es wird verboten: 

Erzeugung, Einfuhr und Verkauf 

1. von Trinkbranntwein, alkoholhaltigen Likören, Schnäp¬ 
sen irgendwelcher Art; 
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2. von alkoholhaltigem Trauben- und Obstwein irgend¬ 
welcher Art; 

3. von Bier oder bierähnlichen Getränken mit einem Alko¬ 
holgehalt von mehr als 2 Prozent. 

Besser wäre es, auch jedes alkoholhaltige Bier völlig zu 
verbieten, doch solch Gesetzesvorschlag würde bei uns leider 
kaum Aussicht auf Annahme haben, und mit Zulassung eines 
nicht mehr als 2 Prozent Alkohol enthaltenden Bieres kann 
man sich vom Standpunkt der Volksgesundheit und der 
Volkssittlichkeit zur Not einverstanden erklären. Für die 
deutsche Brauindustrie würde die Beschränkung der Brau¬ 
erlaubnis auf ein zweiprozentiges Bier im wesentlichen nur 
die Zustände festhalten, die der Krieg geschaffen hat. Und 
die deutschen Männer, die auch heute noch glauben, nicht 
ohne Bier leben zu können, würden gleichfalls nichts wesent¬ 
liches gegen ein solches Gesetz einzuwenden haben. 

Der „Wein“ steht bei seinen Preisen zumeist nur Kriegs¬ 
gewinnlern und ähnlichen Leuten zur Verfügung, kommt 
als Genußmittel auf jeden Fall nur für eine kleine Schicht 
des Volkes in Frage, trägt aber in unseren Großstädten 
nicht wenig dazu bei, daß die widerwärtigen Bilder mög¬ 
lich sind, die sich als wirkliche deutsche Schmach dieser 
Zeit in allerhand „Tingeltangel“ und Schlemmerlokalen leider 
immer wieder bieten. 

Auch in der Krankenbehandlung kann man den Wein ent¬ 
behren, wie jeder streng sachlich urteilende Arzt zugeben 
muß. 

Die Weinbergbesitzer können, wie oben schon ausgeführt, 
infolge des großen Gewinnes, den ihnen die Kriegsjahre 
gebracht haben, jetzt am ehesten und leichtesten die wirtschaft¬ 
lich schwierige Uebergangszeit überstehen. Für die Volks¬ 
ernährung würde es nur gut sein, wenn Trauben oder alkohol¬ 
freier Traubensaft reichlicher und billiger als bisher zu 
haben wären, so daß ihp Genuß auch den minderbemittelten 
Volksgenossen ermöglicht wird. 

Daß das Verschwinden des Schnapses jeglicher Art aus 
unserem Volke irgendwie ein Nachteil sein könnte, wagt 
wohl niemand zu behaupten. 

Ein Rauschtrankgesetz, das jeden Schnaps- und jeden al¬ 
koholhaltigen Obst- und Traubenwein völlig' verbietet, an 
Bier nur leichtes, zweiprozentiges gestattet, ist jetzt in 
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Deutschland leicht durchführbar und ist eine Notwendigkeit. 
Ein solches Gesetz ist eine Tat zum Nutzen unserer Volks¬ 
ernährung, zum Nutzen der körperlichen und seelischen Ge¬ 
sundheit unseres Volkes und bürdet dabei der Volkswirt¬ 
schaft nicht neue Lasten auf, sondern entlastet sie, da die 
Folgen eines solchen Gesetzes die Minderung nicht Werte 
schaffender Ausgaben, wie der Ausgaben für Krankenhäuser, 
Gefängnisse, Irrenanstalten und dergleichen sind. Man redet 
in allen Parteien immer wieder davon, daß in dieser Notzeit 
unseres Volkes alles nur mögliche getan werden müsse, 
um Gesundheit und Leistungsfähigkeit unseres Volkes zu 
heben. Die Annahme und Durch uhrung eines solchen Rausch¬ 
trankgesetzes, wie es oben kurz gezeichnet ist, ist eine Ge¬ 
legenheit für alle Parteien, zu zeigen, daß sie nicht nur 
zum „schön reden“, sondern auch zu tatkräftigem Handeln 
bereit sind, auch wenn es sich um allgemeine Vorurteile 
und um alteingewurzelte Sitten handelt, die allerdings nur 
törichte genannt werden können. 

Der Ausfall an Steuern, den ein solches Rauschtrankgesetz 
mit völligem Schnaps- und Weinverbot mit sich bringen 
würde, kann in einem wirklichen Volksstaat für Regierung 
und Volksvertretung überhaupt nicht Anlaß zu Bedenken 
sein. Einen wirklichen Nachteil von solchem Gesetz würde 
nur das Alkoholkapital haben, soweit es mit Erzeugung und 
Handel von Schnaps und alkoholhaltigem Wein jeder Art 
zu tun hat. Diese Interessen auch im neuen Deutschland 
noch irgendwie zu berücksichtigen, wäre zu grotesk! 

Die kapitalistische, an allen Rohstoffen reiche nordamerika¬ 
nische Union hat trotz Sieg und Gewinn im Kriege das rück¬ 
sichtslose Alkoholverbot durch Staatsgesetz durchgeführt. 
Wird Regierung und Volksvertretung des durch Krieg und 
Niederlage so unsagbar an Gütern verarmten, an der körper¬ 
lichen und seelischen Gesundheit so schwer geschädigten 
deutschen Volkes den Mut und die Tatkraft finden, trotz 
dem Geschrei aller interessierten Kapitalisten-, Prasser- und 
Philisterkreise mit einem durchgreifenden Verbotgesetz den 
Rauschtrank zu bekämpfen, von diesem Schädling, der dem 
deutschen Volk körperlich und seelisch fast unnennbaren 
Schaden bringt, das deutsche Volk in der Zeit seiner schweren 
Not zu befreien? 

Ich glaube, ein Rauschtrankgesetz, das Schnaps und Wein 
völlig verbietet und nur ein leichtes Bier gestattet, zum Volks- 
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entscheid gebracht, würde eine überwältigende Mehrheit fin¬ 
den. Dafür müßten schon unsere Frauen sorgen, wenn 
sie nicht ganz von Gott verlassen wären! 

Ein solches deutsches Rauschtrankgesetz würde eine Ruh¬ 
mestat im jungen deutschen Volksstaat sein und aller Welt 
zeigen, daß wir nicht nur ernste Reden halten, sondern auch 
ernst handeln können. 


Glossen. 

In Erwägung: daß die Emanzipation der Arbeiterklasse durch die 
Arbeiterklasse selbst erobert werden muß, daß der Kampf für die 
Emanzipation der Arbeiterklasse kein Kampf für Klassenvorrechte 
und Monopole ist, sondern für gleiche Rechte und Pflichten und 
für die Vernichtung aller Klassenherrschaft; daß die ökonomische 
Unterwerfung des Arbeiters unter den Aneigner der Arbeitsmittel, 
d. h. der Lebensquellen, der Knechtschaft in allen ihren Formen 
zugrunde liegt — dem gesellschaftlichen Elend, dter geistigen Ver¬ 
kümmerung und der politischen Abhängigkeit; daß die ökonomische 
Emanzipation der Arbeiterklasse daher der große Endzweck ist, 
dem jede politische Bewegung, als Mittel unterzuordnen ist; daß 
alle auf dieses Ziel gerichteten Versuche bisher gescheitert sind 
aus Mangel an Einigung unter den mannigfachen Arbeitszweigen 
jedes Landes und an dem Fehlen eines brüderlichen Bundes unter 
den Arbeiterklassen der verschiedenen Länder; daß die Emanzipation 
der Arbeiterklasse weder eine lokale, noch eine nationale, sondern 
eine soziale Aufgabe ist, welche alle Länder umfaßt, in denen die 
moderne Gesellschaft besteht, und deren Lösung vom praktischen 
und theoretischen Zusammenwirken der fortgeschrittensten Länder 
abhängt; daß die gegenwärtig sich erneuernde Bewegung der 
Arbeiterklasse in den industriellsten Ländern Europas, während sie 
neue Hoffnungen wachruft, zugleich feierliche Warnung erteilt 
gegen einen Rückfall in die alten Irrtümer und zur sofortigen 
Zusammenfassung der noch zusammenhanglosen Bewegungen drängt; 
aus diesen Gründen ist die Internationale Arbeiterassoziation ge¬ 
stiftet worden. Karl Marx (Statut der Internationale). 

*' 

Das Eigentum der Gesellschaft wird heute in der unwissendsten 
und verschwenderischsten Weise verbraucht, um das Böse anstatt 
des Guten hervorzubringen, den Menschen in Unwissenheit über 
seine unschätzbaren natürlichen Kräfte zu erhalten und alle seine, 
jeder Vervollkommnung möglichen Anlagen in einen niederen Geist 
der Anhäufung nutzlosen Besitzes zu verwandeln. 

Robert Owen. 
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In nächster Woche erscheint als viertes Heft 
der „Flugschriften der Revolution“ 

Verbrechen und Strafe 
im neuen Deutschland 

Von HANS HYAN 

Preis 1.— Mark 

Justizrat Dr. Werthauer sagt im Vorwort: 

... Mit treffsicherem Blick hat 'der Verfasser 
als das zu erstrebende Endziel den Erziehungs¬ 
gedanken erkannt.Mögen die warm¬ 

herzigen Worte des Verfassers nicht der Tot- 
schweigung anheimfallen, mögen sie Anklang 
finden bei denen, welche die Gesetze geben 
und bei denen, die sie anwenden. Es wird 
noch viel Arbeit nötig sein, viel Ausbau im 
einzelnen; aber die Grundlagen, welche Hans 
Hyan gefunden hat, sind richtig und geeignet 
bahnbrechend zu wirken! 

VERLAG FÜR SOZIALWISSENSCHAFT, BERLIN SW 68 
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ERNST HEILMANN: 

Fester Kurs. 

AUS Mangel an Richtung und Ziel, an Entschlossenheit 
und Einheit in der Staatsleitung ist der Staat der Hohen- 
zollern zugrunde gegangen. Unentschlossenheit, Unfähigkeit, 
zwischen verschiedenen Möglichkeiten des politischen Wir¬ 
kens zu wählen, wurde Deutschlands größte Kriegsschuld. 
Vermeidet die Deutsche Republik unter sozialdemokratischer 
Führung diesen Fehler? In der Denkschrift des Reichs¬ 
wirtschaftsministeriums vom 7. Mai 1919 sagt Rudolf Wissell: 
„Was bisher im Rahmen der programmlos vollzogenen Koa¬ 
lition an wirtschaftlichen und sozialen Proklamationen er¬ 
folgt ist, trägt den Stempel des Notkompromisses an sich 
und begegnet im Lande zweifeln an der Echtheit der Gen 
sinnung.“ Er beklagt das Fehlen eines „klaren und unzwei¬ 
deutigen Programms des Kabinetts gerade auf innerpoliti¬ 
schem und wirtschaftlichem Gebiete“ und mahnt, daß es aller¬ 
höchste Zeit sei, zu bessern, um die Weiterentwicklung der 
Katastrophe aufzuhalten. Im Gegensatz hierzu scheint mir 
äußere und innere Politik der Sozialdemokratie seit dem 
9. November klar, einheitlich und richtig und die Entwick¬ 
lung, welche wir genommen haben, in der großen Linie 
dem vernünftigen und nützlichen Grundgedanken ent¬ 
sprechend. 1 


1 Ich habe in der letzten Zeit in der „Glocke" mehrfach gegen Wissell 
polemisiert, dessen Grundanschauungen ich teile. Ich habe mich auch 
gegen die übergroße Schärfe und den allzu überzeugten Fanatismus ge¬ 
wandt, mit dem Wissell seine Sache verficht, ln seiner jüngst erschienenen 
Schrift „Praktische Wirtschaftspolitik“ (Verlag Gesellschaft und Erziehung) 
erwähnt nun Wissell, daß gegen ihn ein Flugblatt des Parteivorstandes er- 
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Nach dem Siege der Revolution am 9. November gab 
es für Deutschland zwei Orientierungsmöglichkeiten, die wir 
kurz als die östliche und die westliche bezeichnen können. 
Die östliche Orientierung hätte erfordert, sofort Verbindung 
mit Sowjetrußland zu suchen und, wenn auch nicht unbe¬ 
dingt in Deutschland die Räterepublik einzuführen, so doch 
mindestens mit gewaltsamer Schnelligkeit zu sozialisieren 
und den sozialistischen Charakter der deutschen Revolution 
mit aller Energie propagandistisch in die Ententeländer zu 
tragen. Wahrscheinlich hätte Deutschland in dieses Experi¬ 
ment Ungarn und Deutschösterreich, vielleicht sogar Polen 
und die Tschechoslowakei hineinreißen können, und die En¬ 
tente hätte zunächst eine schwere Aufgabe gehabt, diesen 
konsequent sozialistisch-revolutionären Block in Mittel- und 
Osteuropa zu zertrümmern. 

Der Gedanke an eine solche Politik ist bekanntlich seiner¬ 
zeit in Deutschland einmütig abgelehnt worden. Es ist un¬ 
vergessen, daß die „Freiheit“ es war, die mit einer zer¬ 
drückten Träne im Auge dem Vollzugsrat der Berliner A.- und 
S.,-Räte gut zuredete, seine Einladung an die Sowjetrepublik 
zur Teilnahme am ersten Rätekongreß zurückzuziehen. Erst 
nachträglich, als die Friedensbedingungen von Versailles be,- 
kannt wurden, ist man wieder „klug“ geworden und hat 
viel zu spät nachholen wollen, was, wenn überhaupt, spä¬ 
testens um die Novembermitte hätte gemacht werden müssen. 

Die allgemeine Orientierung nach dem Siege der Revolution 
war die westliche. Man war ehrlich bemüht, mit den sieg¬ 
reichen Ententestaaten zum Frieden zu kommen und erträg¬ 
liche Beziehungen Zu ihnen so rasch wie möglich! zu schaffen. 
War diese Voraussetzung einmal anerkannt, daß Deutschland 
den Unterwerfungsfrieden schließen mußte, so ergab sich 


schienen sei, in dem es heißt: „Der Plan der Planwirtschaft ist fein, aber 
durchsichtig 1 Die Arbeiter mit dem Kapitalismus zu versöhnen, sie mit¬ 
schuldig zu machen an der Ausbeutung des Volkes und ihre Aufmerksam¬ 
keit abzulenken von dem Kampf gegen Unternehmerallmacht! Aberder 
Plan zerschellt an der sozialistischen Schulung der organisierten Arbeiter¬ 
schaft.“ Hat der Parteivorstand wirklich ein solches Flugblatt herausge¬ 
geben, so ist kein Wort der Verurteilung zu scharf für eine so brutale 
demagogische Verunglimpfung eines unanfechtbar ehrlichen und treuen 
Genossen. Gerade weil ich hier mehrfach meine Auffassung der Wissells 
gegenüber gestellt habe, lege ich den größten Wert darauf, von diesem 
nichtswürdigen Pamphlet so weit wie möglich abzurücken. 
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alles andere von selbst. Wir waren dann naturgemäß ge¬ 
zwungen, uns auch in der inneren und Wirtschaftspolitik 
den westkapitalistischen »Ententesiegern anzupassen. Wir mu Al¬ 
ten also zunächst unbedingt Demokraten sein und bleiben, 
mußten so rasch wie möglich leine Nationalversammlung wäh L 
len. Schon im November haben die amtlichen amerikanischen 
Kreise die deutschen Unabhängigen wissen lassen, daß 
Lebensmittellieferungen erst beginnen könnten, wenn die Na¬ 
tionalversammlung gewählt sei. Hätten die Unabhängigen 
eineSpur von Veranlwortlichkeitsgefühl, wären sie nicht schon 
damals die willenlosen Sklaven der Kommunisten gewesen, 
so hätten sie diese an ihre Männer im Amt gerichtete Mit¬ 
teilung sofort veröffentlichen und selbst mit aller Kraft dafür 
eintreten müssen, daß die Wahl zur Nationalversammlung 
so früh wie irgendmöglich angesetzt werde. Statt dessen 
haben sie geschwiegen, die Wahl hinausgeschoben und durch 
ihre Putsche die Erringung einer sozialistischen Mehrheit 
unmöglich gemacht. Bei der grundsätzlichen Orientierung 
zum Frieden mit der Entente, die sie hatten, war das un¬ 
logisch und unehrlich in höchstem Maße. 

Bei der Orientierung nach Versailles hin war es weiter 
selbstverständlich, daß an eine allgemeine oder planmäßige 
Sozialisierung mindestens vor Abschluß des Friedens nicht 
gedacht werden durfte. Wir richteten uns auf den Friedens- 
schluß mit der Entente ein, also mußten wir uns ihr ähnlich 
machen. Wir konnten nicht als ein Staat, der im Begriff ist, 
die kapitalistische Wirtschaftsordnung' schnell und durch 1 - 
greifend in die sozialistische umzubauen, den rein kapi¬ 
talistischen Staaten im Lager der Sieger entgegentreten'. 
Sie hatten die Macht, wir hatten kapituliert und uns völlig 
entwaffnet — sie danach durch weitgehende sozialistische 
Maßnahmen zu reizen, wäre wilhelminische, nicht folge¬ 
richtige Politik gewesen. 

Wir mußten weiterhin positiv die Ordnung und Arbeits¬ 
fähigkeit so rasch wie möglich wieder hersteilen. Die bürger¬ 
lich-sozialistische Regierungskombination, die seit dem Zu¬ 
sammentritt der Nationalversammlung die Reichsgeschäfte 
leitet, erscheint Clemenceau trotz eines gewissen Mißtrau¬ 
ens gegen Noske doch im Grunde „vortrefflich“; sie sitzt 
ihm nur noch nicht fest genug im Sattel. Sie hat ihm nur 
noch nicht genug Ordnung und Autorität auf der Straße und 
in der Fabrik wieder hergestellt. Daß Lloyd George und 
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Wilson ebenso empfinden, unterliegt gar keinem Zweifel. 
Otto Bauer, der in Oesterreich mit Friedrich Adler zusammen 
den linken Parteiflügel führt (und doch in Taten gewiß 
nicht radikaler ist als ein deutscher Mehrheitssozialist), hat 
das Agrement der Entente für die Friedens Verhandlungen 
in St. Germain nicht erhalten, Karl Renner war willkommen. 
Landsberg und Leinert wurden zu den Friedens Verhandlungen 
in Versailles zugelassien —Haase und Cohn wären schleunigst 
wieder- heimgeschickt worden. Hätten wir die Putsche vom 
Januar und März, die Aufstände in Braunschweig, Bremen 
und Hamburg nicht niedergeworfen, hätte die Entente mit 
uns überhaupt nicht verhandelt, uns gar nicht als vertrags¬ 
fähig anerkannt. Auch die Noskegarden sind nur die logische 
Folge der Orientierung nach dem Westen hin, die seinerzeit 
vom Kabinett auf Antrag von Kautsky und Haase einstimmig 
beschlossen worden ist, als es sich um die Entscheidung der 
Frage handelte, ob man die Verbindung mit Sowjetrußland 
wieder aufnehmen oder die Entscheidung darüber hinaus¬ 
zögern, das heißt praktisch die Wiederherstellung der diplo¬ 
matischen Beziehungen ablehnen sollte. 

Die letzte Folge aus der Orientierung zum Weltfrieden 
hin ist der Entschluß, die Versailler Bedingungen, soweit 
das überhaupt möglich ist, ehrlich durchzuführen,'. Dazu 
wird eine Erneuerung der Produktionskraft, ihre Steigerung 
weit über das gegenwärtige Maß hinaus erforderlich sein. 
Auch hier ist unser Weg zwangsläufig. Das Gejammer der 
Unabhängigen über die Herstellung der kapitalistischen 
Ausbeutung in ihrer schönsten Blüte ist wiederum nur Folge 
der Denkfaulheit. War man entschlossen, sich unter die Aus¬ 
beutung der Ententebourgeoisie zu ducken, so blieb selbst¬ 
verständlich auch ein wesentliches Stück Ausbeutung in 
Deutschland bestehen. Nicht nur in dem Sinne, daß die 
Entente aus den deutschen Arbeitern ein vielfaches dessen 
herauspressen wird, was ja die Ausbeutung durch deutsche 
Kapitalisten aus ihnen herauszog, sondern auch durch Bei¬ 
behaltung der deutschen Kapitalisten als Leiter der Pro¬ 
duktion. Denn ein sozialistisches Ausbeutungssystem läßt 
sich eben noch schwerer konstruieren, als sich eine will¬ 
kürliche Sozialisierung auf revolutionärer Basis schon an 
sich durchführen läßt. Sollte Deutschland ausgebeutet werden 
— und das sollte es, wenn man Frieden nach Westen hin 
suchte — dann war an ein Zertrümmern der kapitalistischen 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 




Fester Kurs. 


933 


Wirtschaftsordnung in Deutschland nicht zu denken, dann 
konnte höchstens ihre allmähliche Umwandlung in sozia¬ 
lisierende Wirtschaftsformen angebahnt werden. Formale 
Demokratie, Noskegarden und Erhaltung des Kapitalismus 
mußten notwendigerweise in Kauf genommen werden, wenn 
man nach dem 9. November nicht nach Moskau, sondern nach 
Spaa und Versailles ging. Die Unabhängigen, die im Westen 
Frieden suchen und in Deutschland radikal-sozialistische Poli¬ 
tik treiben wollten, sind nur „von den Extremen unserer 
Zeit ein lächerliches Gemisch’“. Logisch sind die Kommu¬ 
nisten, welche den revolutionären Krieg gegen die Entente 
und den revolutionären Krie<y gegen die einheimische Bour¬ 
geoisie predigten. Folgerichtig und einheitlich' gehandelt 
haben auch die Mehrheitssozialisten, die aus der Niederlage 
alle Folgerungen gezogen und entschlossen über Bord ge¬ 
worfen haben, was für ein geschlagenes Land unjter der 
Fuchtel eines kapitalistischen Siegers nur unnützes Gepäck 
war. 

Freilich, die Politik der Mehrheitssozialisten und der Un¬ 
abhängigen wurde in diese Richtung durch eine Täuschung 
gedrängt, die sich mit jedem Tage mehr als Illusion er¬ 
wiesen hat. Die große Masse der Anhänger beider Parteien 
glaubte an einen milden Sieger, an einen Verständigungs- 
apostel Wilson, an einen Gerechtigkeit suchenden Völker¬ 
bund. Nur wir, die wir schon frühzeitig während des Krieges 
den brutalen Vernichtungswillen der feindlichen Mächte¬ 
gruppe erkannt hatten, wußten ziemlich genau, was uns in 
Versailles bevorstand, wenn auch die Bestimmungen über 
Memel und manches andere selbst die trübsten Erwartungen 
übertrafen. Vielleicht hätte das deutsche Volk, wenn es 
gewußt hätte, was ihm von Westen drohte, — die meisten 
wissen heute noch nicht, was uns geschehen ist, und werden 
es erst allmählich merken — den Verzweiflungsweg nach 
dem Osten eingeschlagen. Möglicherweise hätte dann auch 
Deutschland das Experiment des nationalen Bolschewismus 
nach großrussischem oder magyarischem Muster angestellt. 
Aber der Irrtum, in dem wir befangen waren, hat uns gerade 
auf die richtige Straße geführt. Der letzte Empörungs¬ 
versuch gegen den siegreichen Kapitalistenbund hätte uns 
nur noch befer in das Unglück hineinreiten können. Wir 
haben uns im Kriege mit den Leichnamen der Habsburger 
Monarchie- und der Türkei verbündet gehabt und haben 
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unseren Lohn dahin. Nur Wahnsinn hatte uns nach der 
Revolution wieder in die Arme des Leichnams Sowjetrußi- 
land treiben können. Uns Deutsche, die nur noch essen 
wollten und denen alles andere in der Welt ziemlich gleich¬ 
gültig geworden war. Wir wären verhungert, in kürzester 
Zeit zusammengebrochen und hätten selbst die anderen Räte¬ 
republiken nicht gestärkt, sondern mit heruntergezogen. Auch 
wer von der Grausamkeit der siegreichen Feinde das schlimm¬ 
ste befürchtete, mußte nach Versailles gehen und schließlich 
— nach Abwehr und Milderungsversuch' — unterzeichnen. 
Auch wer den Schwindel des Wilsonschen Völkerbundes von 
der ersten Minute seiner Proklamierung an klar durch¬ 
schaute, mußte ihn nach der Niederlage als Strohhalm er¬ 
greifen, weil es eben eine Planke nicht mehr gab. 

Obendrein hatte der russische Versuch bereits gezeigt, 
daß man nicht revolutionär sozialisieren kann. Als wir vor 
Jahren an dieser Stelle aussprachen: Sozialist sein heißt 
prinzipiell antirevolutionär sein, da erschien das von tau¬ 
send Genossen neunhundertundneunundneunzig - wie eine 
Gotteslästerung. Heute ist es beinahe platt, weil so unge¬ 
heuer selbstverständlich. Revolutionär kann man eben nur 
zerstören, nicht aufbauen, und Sozialismus ist Aufbau. 

So kam alles, wie es kommen mußte. Wir suchten Frieden 
im Westen, weil dort der Sieger war, der übermächtige 
Waffengewaltige, und weil wir von seiner verzeihenden Milde 
träumten. Weil das revolutionäre Räteverfahren der Sozia¬ 
lisierung bereits bankerott gemacht hatte. Damit wurde 
das Gesetz des Siegers unser Gesetz und dies lautete: Demo¬ 
kratie, Ordnung und Wiederbelebung der kapitalistischen 
Wirtschaft. Es entsprach dem, was die unmittelbare Not¬ 
durft uns von selbst vorgeschrieben hätte. Erst in dem 
Maße, wie wir den ärgsten Mangel an Nahrung und Kleidung 
überwinden, wie wir das schwere Joch der Entente all¬ 
mählich lockern, werden wir sozialistisch rascher vorwärts¬ 
kommen. Dabei zwingen uns freilich innen- und außen¬ 
politische Gründe, auf dem Wege zum Sozialismus den sieg¬ 
reichen Staaten immer ein wenig voraus zu sein, wie sie vor 
diesem Krieg dem Siegerstaat Deutschland in der Demo¬ 
kratie voraus waren. Der Schwächere muß um seines Lebens 
willen sich ein moralisches Plus sichern. 

Was seit dem 9. November geschah, war nicht Verrat an 
der Revolution, sondern logische Fortführung der ihr ge- 
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setzten Bedingungen. Der Sozialismus war~schon geschlagen, 
als Deutschland sich besiegt bekannte. Alles, was seither 
in der äußeren und inneren Politik wie der Wirtschafts¬ 
ordnung geschah, folgt notwendig aus der einmal gefällten 
Entscheidung der westlichen Orientierung. Die Wenigen, 
die es vorhersahen, haben über d£n 9. November nicht 
gejubelt, sondern — wie Schöpflin — geweint. Glücklicher¬ 
weise haben die Massen damals in süßen Erwartungen ge¬ 
schwelgt; hätten sie die Wahrheit geglaubt, wären sie wahr¬ 
scheinlich in Verzweiflung und Verderben hineingestürzt. 
„Denn der Irrtum ist das Leben, und das Wissen ist der 
Tod.« 

Die Illusionen der Revolution sind es, welche jetzt die 
Unabhängigen und die Deutschnationalen den Wählern um 
die Ohren hauen. Getäuschte Hoffnungen sind ihr Werbe¬ 
mittel. Wir kämpfen dafür, daß die Arbeiter nicht in diese 
Wüsten fliehen, weil nicht alle Blütenträume reiften. Die 
Revolution hat geleistet, was sie leisten konnte. Partei und 
Regierung haben einheitlich und folgerichtig die Politik ge¬ 
führt; die sie führen mußten. Verraten und verdorben wurde 
nicht die Revolution, sondern nur der Kinderglaube an den 
revolutionären Himmel. Wjr sind auf der Erde geblieben 
— das ist unser ganzes Verbrechen. Wir haben festen Kurs 
gesteuert und wollen jes mutig weiterhin tun. 


HANS VON KIESLING: 

Die Ententemächte und der Weltkrieg. 

i. 

T^ER große Weltkrieg ist zu Ende. Durch das Friedens¬ 
dokument zu Versailles, das die deutschen Vertreter am 
28. Juni unterzeichnet haben, ist eine neue Basis für die 
internationale Lage geschaffen. Für uns Deutsche bringt 
es unerträgliche Lebensbedingungen, immerhin aber auch' 
Klarheit über das, was uns in der nächsten Zukunft er* 
wartet. 

Damit ist der Augenblick gekommen, ernst und tatkräftig 
an den Wiederaufbau des zerstörten Wirtschaftslebens zu 
gehen. Die Schwierigkeiten, denen er begegnet, sind- 
außerordentliche* 
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Die Völker, die am Kriege teilnahmen, haben alle un¬ 
endlich gelitten. Ihre ethischen Begriffe, ihre moralischen 
Anschauungen haben sich verschoben; nirgends sind die 
Zerstörungswut, der Blutdurst, Folgen der Kriegsverhält¬ 
nisse, überwunden. Das Menschenleben gilt nichts mehr, 
die Achtung vor fremdem Besitz ist geschwunden. Kalten 
Blutes werden heute noch alte Kulturwerte vernichtet, Ar¬ 
beitsunlust erschwert allerorten das Wiederaufleben der Volks>- 
wirtschaft. Trotz des Friedensschlusses stehen sich die Na¬ 
tionen voll Haß, Neid und Mißgunst gegenüber; nirgends 
treten versöhnliche Gedanken an die Oberfläche. Die Na¬ 
tionen und ihre Beauftragten verstehen einander nicht. 

Die Folgen des vierjährigen blutigen Ringens, das einen 
zwanzigjährigen Kampfzustand beendete, vergiften auch 
heute noch, wo die Waffen ruhen, die Atmosphäre. Die 
Gefahr einer Verewigung des Kriegszustandes auf der Welt 
liegt nahe. 

Die schweren Schäden, die nahezu alle Völker aus dem 
Weltkrieg davongetragen haben, bedingen die wechselseitige 
Hilfe. Nur die gemeinsame Arbeit allein rettet Europa. 
Das Friedensinstrument läßt aber nichts von Hilfsbereit¬ 
schaft merken. 

Die Entente glaubt nicht an die Friedensliebe Deutsch¬ 
lands, sie mißtraut der neuen deutschen Republik und sieht 
das Gute in dem erstehenden deutschen Volksstaat nicht. 
Andererseits fühlt sich jeder Deutsche, gleichgültig welcher 
politischen Schattierung er angehört, tief verletzt durch den 
aufgezwungenen Gewaltfrieden, dessen Durchführung er als 
Erdrosselung des Deutschtums empfindet. Die Kluft, die 
uns im Kriege schied, ist tiefer geworden, die Völker sehen 
auch heute nur das Trennende, nicht das Gemeinsame. 

Deutschland hat gegen den Frieden in der nun Tatsache 
gewordenen Form protestiert. Es berief sich dabei auf sein 
Recht. Im Völkerleben gilt es und hat es nie ein absolutes 
Recht gegeben. Recht war immer ein subjektiver Begriff 
und wechselte in seinen Erscheinungsformen auch im Staate 
und in den Beziehungen der Menschen zueinander. Das 
Rechtsempfinden eines Volkes ist stets national und muß daher 
demjenigen des andern Volkes gegensätzlich sein, wo die 
Interessen auseinandergehen. Für jedes Volk ist das das 
Recht, was seinen eigenen Interessen und Wünschen ent- 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



937 


tHe 


Ententemächte und der Weltkrieg. 


spricht. Salus publica suprema lex est. Zwischen dem Rechts¬ 
standpunkt Deutschlands und der Entente fehlt die Brücke. 

Trotzdem haben die Völkef, im Augenblick, wo der Friede 
aut das Morden folgt, viel gemeinsame Interessen. Nicht die 
Zahlung von Milliarden ist imstande, die Kulturwerte wieder 
zu schaffen, die der Krieg vernichtete. Nur die gemein¬ 
same Arbeit aller kann hier helfen. Sie kann aber nur 
erwachsen auf dem Boden gegenseitigen Verstehens. Daraus 
allein kann das Vertrauen kommen, das die Welt braucht, 
wenn sie all das, was uns die letzten Jahrzehnte gebracht 
haben, vergessen soll. 

Dem Deutschen fehlt im allgemeinen die Gabe, auf 
fremdes Volkstum einzugehen. Die Mißerfolge der deut¬ 
schen Weltpolitik, die Unbeliebtheit des Deutschen Reiches 
und des einzelnen Deutschen im Auslande sind zum Teil 
darauf zurückzuführen. Man wird es lernen müfesen, den 
Standpunkt der andern Nationen in Betracht zu ziehen und 
ihm gerecht zu werden. Dann muß man die eigenen Inter¬ 
essen dazu in Beziehungen bringen und die richtige Mittel¬ 
linie suchen; darin liegt das Geheimnis aller auswärtigen 
Politik. 

In den folgenden zwanglosen Aufsätzen soll der Versuch 
gemacht werden, objektiv xlie Stellung unserer Feinde 
zur deutschen Politik und zum Weltkriege einer Würdigung 
zu unterziehen, gleichzeitig die außenpolitische Lage 
für die kommende Epoche des Friedens klar zu legen, 
so wie sie sich am Ende des blutigen Ringens ergeben 
hat. Daraus wird sich unschwer die Richtung, die die 
deutsche Außenpolitik für die Zukunft zu nehmen hat, er¬ 
sehen lassen. 

Es liegt mir ferne, das Recht des deutschen Volkes, 
auch feindlicher Gegenwirkung zum Trotz, seine Interessen 
zu vertreten, in irgendeiner Weise schmälern zu wollen. 
Ebenso bin ich ein grundsätzlicher Gegner davon, durch ein¬ 
seitiges Schuldbekenntnis das Mitleid der anderen anzu¬ 
rufen; ein solches Verfahren zieht, wie Vertreter dieser An¬ 
schauung in den letzten Monaten wohl erfahren haben, nur 
die Verachtung des Gegners nach sich. 

Der einzige Zweck, den die folgenden Ausführungen haben, 
ist der, die Anschauungen und Interessen der verschiedenen 
miteinander im Kriege gewesenen Völker gegenüber zu stel¬ 
len, und dadurch beizutragen zum gegenseitigen Verständ- 
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nis. Dieser Weg allein führt vielleicht dazu, daß auch 
unsere Feinde von gestern den deutschen Standpunkt ob¬ 
jektiver würdigen lernen und ihm in gewisser Beziehung 
gerecht zu werden versuchen. Das Weiterbestehen der euro¬ 
päischen Kultur hängt davon ab, daß in den Beziehungen 
der Völker untereinander wieder freundlichere Töne an¬ 
klingen. 

Alle, die an der schaffenden Arbeit der Völker beteiligt 
sind, rufe ich auf, an diesem Werke mitzuarbeiten, mit¬ 
zuhelfen, die schweren Wolken zu zerstreuen, die über 
Europa liegen und deren Druck durch den Frieden 
zu Versailles eher zu- als abgenommen hat. In der 
Solidarität aller Kopf- und Handarbeiter der Welt allein 
liegt die Rettung für den aus vielen Wunden blutenden 
Erdteil. 

II. 

Frankreich. 

Frankreich ist seit Jahrhunderten ein einheitlicher National¬ 
staat mit ruhmreicher Geschichte. Seit dem Sturz des mittel¬ 
alterlichen deutschen Kaisertums war es der mächtigste an 
der Spitze der europäischen Völker marschierende Staat. Nach 
dem westfälischen Frieden besaß es die unbestrittene Hege¬ 
monie auf dem europäischen Kontinent. In den Zeitaltern 
Ludwig XIV. und der beiden Napoleone erlebte es seine 
höchste politische Glanzzeit, in der Zeit der großen Revolution 
seine schönste kulturelle Blüte. In der letzteren errang es für 
die Welt die Menschenrechte und seine moderne auf demo¬ 
kratischer Basis sich aufbauende Staatsform. 

In den Jahren 1814 und 1870 betrat der Fuß fremder Heere 
den Boden von Paris. In den mit diesen Kriegen verbundenen 
Friedensschlüssen mußte Frankreich auf seine Vormachtstel¬ 
lung in Europa verzichten, es wurde vorübergehend zu einer 
Macht zweiten Ranges. Beide Niederlagen dankte es dem 
Deutschtum. 

Die Franzosen sind ein geistig regsames, nervös reizbares 
Volk von großem Selbstbewußtsein und starker innerer Ener¬ 
gie, die mit großer äußerer Empfindlichkeit gepaart ist. 

1870 verloren sie nicht nur die Hegemonie über Europa, sie 
verloren gleichzeitig zwei ihrer wertvollsten Provinzen an 
die Sieger. Die erzwungene Abtretung Elsaß-Lothringens hat 
das französische Volk stets als eine schwere, ihm beigebrachte 
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Wunde empfunden, die kaum äußerlich verheilte. Es konnte 
sich nie zu dem Standpunkt bekennen, auf dem Deutschland 
stand, und der die zurückgenommenen Gebiete als deutsches 
Land, als deutschen Kulturbesitz beanspruchte. 200 Jahre 
hatte das Elsaß zu Frankreich gehört, es. hatte teil an dem 
gewaltigen politischen Aufstieg des Franzosentums genom¬ 
men, es hat die Revolution mitgemacht, seine Soldaten tochten 
unter den siegreichen Fahnen Napoleons auf allen Schlacht¬ 
feldern Europas. In der Periode seiner Zugehörigkeit zu 
Frankreich nahm es französische Sitte an und wurde auch 
völkisch ein Teil seines Staatskörpers. Genau wie heute nach 
dem Frieden von Versailles in Deutschland ging auch nach 
dem Frankfurter Frieden, der den Krieg von 1870/71 beendete, 
eine gewaltige Protestbewegung durch Frankreich, das sein 
unveräußerliches Recht auf die abgetretenen Provinzen be¬ 
tonte. Das ganze Volk fühlte sich vergewaltigt und entehrt, 
ein Gefühl, das das französische Empfinden für die Zu¬ 
kunft andauernd beherrschte. 

In dieser gedemütigten Lage war das französische Volk 
Zeuge des gewaltigen Aufschwungs, den Deutschland nahm. 
Mit Neid blickten seine Staatsmänner auf die Entwicklung 
der deutschen Macht und sahen, wie die Fäden der euro¬ 
päischen Politik mehr und mehr in der Hand Bismarcks 
zusammenliefen. 

Aus dem brennenden Wunsche nach einer Revision des Frank¬ 
furter Friedensvertrages, .aus der Empfindung, entehrt und ver¬ 
gewaltigt zu sein, entstand im französischen Volk die Idee der 
Revanche. Sie ergriff alle Volkskreise. Durch die Erziehung 
wurde sie der Jugend eingeimpft, die Presse predigte sie, 
der junge Soldat in der Kaserne wurde mit ihr erzogen. So 
steigerte sich das Volk selbst in die Idee hinein, daß Deutsch¬ 
land der Feind, der Erbfeind sei. 

Die Politik Bismarcks wußte dieser französischen Seelen- 
stimmüng dadurch die Gefahr zu nehmen, daß er die Aus¬ 
breitung der Republik über See, ihre kolonialen Wünsche 
begünstigte. Eine gewisse Ablenkung trat in den Zeiten 
der Entstehung des großen französischen Kolonialreiches 
auch tatsächlich ein. 

Bei der ersten Gelegenheit jedoch griff die französische 
Psyche den alten Lieblingsgedanken wieder auf, und als durch 
den Zweibund mit Rußland und das Kolonialabkommen vom 
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Jahr 1904 mit England der Boden dafür bereitet war, richtete 
sich die ganze französische Politik gegen Deutschland. Die 
Revision des Frankfurter Friedens war nunmehr ihr einziges 
Ziel geworden. 

Da das deutsche Empfinden jedes Entgegenkommen in der 
elsaß-lothringischen Frage ablehnte, konnte die Revision nur 
auf kriegerischem Wege erzwungen werden; Frankreich be¬ 
reitete sich auf den Krieg vor. 

Wohl gab es eine Zeit, in der seitens Deutschland gewisse 
Freundlichkeiten das Verhältnis zu Frankreich milderlf sollten. 
Da es sich aber stets um bloße Höflichkeiten handelte, v nur 
um Worte statt der Taten, blieben sie ohne Erfolg. 

Frankreich stand stets auf dem Standpunkte, daß die ver¬ 
lorenen Provinzen sehnsüchtig auf die Befreiung aus der 
Fremdherrschaft harrten. Diesem Gedankengang fehlte nicht 
die innere Berechtigung, da die deutsche Reichspolitik nichts 
getan hatte, um den Elsaß-Lothringern die Umstellung in 
gute deutsche Reichsbürger ohne inneren Vorbehalt zu er¬ 
leichtern. Weite Kreise im Lande hielten an den französischen 
Beziehungen, an der französischen Kultur fest, die Idee einer 
Rückkehr zu Frankreich hatte zahlreiche Anhänger. 

Auch in Deutschland rechnete man mit einem neuen Waffen¬ 
gang gegen Frankreich. Auch hier spielte man mit dem 
Gedanken an den Krieg. Der Franzose war für alle deutschen 
Gaue der Erbfeind. 

Besonders drückend empfand Frankreich den in der stän¬ 
digen Bevölkerungszunahme begründeten Machtzuwachs des 
Deutschen Reichs. Während in Frankreich die Geburten zu¬ 
rückgingen, stieg in wenigen Jahrzehnten die deutsche Masse 
von 40 auf 70 Millionen an. Das gewaltige deutsche Heer 
war bald rein zahlenmäßig dem französischen überlegen und 
ließ, um die elsaß-lothringische Frage definitiv zu regeln, 
einen deutschen Präventivkrieg mehr und mehr zur Wahr¬ 
scheinlichkeit werden. Diese der französischen Denkart ent¬ 
sprechende Anschauung wurde bestärkt durch die Geisel¬ 
theorie des Geheimrats von Holstein, nach der Frankreich 
auch in einem Kriege gegen England die Kosten bezahlen 
müsse, und durch die aufreizenden Veröffentlichungen der 
alldeutschen Bewegung; auch gelegentliche Entgleisungen 
deutscher Staatsmänner und Generale, die Schriften Bern¬ 
hard» trugen zur Beunruhigung bei. 
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Frankreich fühlte sich bald durch das Anwachsen der deut¬ 
schen Macht in seinem Bestand bedroht. Es fürchtete, wenn 
es bei einem Zusammenstoß mit Deutschland allein bliebe, 
die Vernichtung. Aus diesen Gedankengängen heraus ertrug 
es die Schmach von Faschoda und nahm teil an der auf die 
Isolierung Deutschlands gerichteten Politik der übrigen Groß¬ 
mächte. 

Drückend fühlte das französische Volk die schwere Rüstung, 
die ihm der bewaffnete Friede auferlegte. Unerträglich wurde 
die Last, als die Einführung der dreijährigen Dienstzeit allein 
noch das Mißverhältnis gegenüber der deutschen Masse aus- 
gleichen konnte. 

■Während im letzten Lustrum des vergangenen Jahrhunderts 
die deutsche Politik Frankreichs Gefühle möglichst zu schonen 
versuchte, wurde sie zu Beginn des 20. Jahrhunderts aus¬ 
fallend und r offensiv. In dem Bestreben, ihr Kolonialreich 
durch das Protektorat über Marokko, abzurunden, wurde die 
Republik durch Deutschland behindert. Wegen Marokko kam 
es zu der bekannten schweren Krise. Nur mit Mühe wurde 
der Krieg vermieden. Algeciras und Agadir führten zu schwe¬ 
ren Demütigungen des französischen Nationalgefühls, ohne 
Deutschland wirtschaftlich oder politisch zu nützen. Gewiß' 
war der Sturz Delcass6s ein deutscher Erfolg, aber nur ein 
äußerer ohne jeden realen Hintergrund, der die französisch¬ 
deutschen Beziehungen noch mehr vergiftete. Nach Marokko 
war die französische Politik nur mehr auf den Revanchege¬ 
danken eingestellt. 

Auch auf anderen Gebieten empfand Frankreich die deutsche 
Konkurrenz schwer. Mehr und mehr wuchs der deutsche 
Einfluß in Südamerika, wo die französische Kultur, franzö¬ 
sische Sitte bis dahin alleinherrschend gewesen waren. Für 
den Südamerikaner galt einst Paris als das Zentrum der Welt. 
Mit der Zunahme des deutschen Ansehens verschob sich dieses 
nach der Mitte Europas, zog Berlin auch die romanischen 
Nationen an. 

In Afrika, in Marokko, am Kongo, in Vorderasien, machte 
sich das deutsche Auftreten politisch fühlbar. Die deutsche 
Bagdadbahn erreichte mit ihrer Fortsetzung über Taurus 
und Amanos nach Aleppo Syrien, wo Frankreich seit der 
Expedition des Jahres 1860 überragenden Einfluß besaß. 

Deutschland tat nichts, um die immer mehr und mehr in 
Erscheinung tretende Gegnerschaft Frankreichs zu beseitigen. 
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Im Gegenteil. Man beliebte diesseits des Rheins gern von der 
Dekadenz des modernen Frankreichs zu sprechen, seine mo¬ 
ralischen Qualitäten in Zweifel zu ziehen und äußerte sich 
sehr öffentlich darüber, daß der Moment, wo Frankreich 
definitiv zerschmettert werden müsse, bevorstehe. Die offi¬ 
ziellen Stellen Deutschlands, ebenso wie die öffentliche 
Meinung unterschätzten dabei allerdings die im französischen 
Volkstum ruhenden Kräfte. Gern wurde Paris und Frank¬ 
reich verwechselt. Ersteres ist zum Teil ein internationaler 
Jahrmarkt mit allen Vor- und Nachteilen eines solchen. Aber 
die Masse des Volkes, in der Provinz, besteht aus ausgezeich¬ 
netem Menschenmaterial, das gerne arbeitet, spart und sein 
höchstes Ideal in einem ruhigen, friedlichen Alter sieht. 

Die deutsche Ueberhebung hat sich unbewußt gar manche 
Verletzungen des überaus empfindlichen französischen Na¬ 
tionalgefühls zu schulden kommen lassen, die um so weniger 
entschuldbar sind, als sie vom stärkeren Volke ausgingen. 
Die ebenso häufigen plumpen Schmeicheleien konnten sie 
nicht aus der Welt schaffen. 

Heute, am Ende des Weltkrieges, sind beide Völker, die 
sich so feindlich waren, besiegt. Denn Frankreich liegt so 
gut am Boden wie Deutschland. Daran ändert die Gebärde 
des Siegers nichts. Die Härte des Clemenoeausehen Wil¬ 
lens ist nicht nur zum Teil im Mangel an Ritterlichkeit, 
im Haß begründet; sie ist vielmehr der Ausdruck der Er¬ 
kenntnis, daß die französische Kraft erschöpft ist. 

Frankreich hat unter dem Krieg unendlich viel mehr ge¬ 
litten als Deutschland. Die Zahl der Toten, die es zu be¬ 
klagen hat, ist nur wenig geringer, als diejenige Deutsch¬ 
lands, das sich nach allen Fronten wehren mußte. Vor 
allem aber steht sie in einem viel schrecklicheren Verhältnis 
zu der geringen Volkszahl. 

Das reiche Frankreich ist durch den Krieg verarmt. Der 
ganze Industriebezirk des Landes ist vernichtet, die nach 
Rußland gegebenen Kapitalien des kleinen Sparers sind ver¬ 
loren, seine unendliche Kriegslast liegt auf den Schultern 
der bankerotten Bevölkerung. 

Gewiß, auch der Wohlstand Deutschlands besteht nicht 
mehr, aber zu verarmen braucht dieses nicht in dem Maße 
wie Frankreich, wenn es nur wieder arbeiten will. Die 
Möglichkeit für die Arbeit ist vorhanden. Seine industriellen 
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Anlagen sind intakt, Arme gibt es im Ueberfluß, um die 
Maschinen in Bewegung zu setzen und in Gang zu halten. 
Sowie die Einfuhr der Rohstoffe einsetzt, kann die deutsche 
Industrie da anfangen, wo sie im Jahre 1914 aufgehört hat. 

Wie ganz anders sind die Verhältnisse in Frankreich! 
Die französische Industrie war mehr oder weniger in den 
Bezirken des Nordostens, wo die großen Kohlenbergwerke 
und Eisenfundstätten sind, zusammengehalten. Alle Anlagen 
sind durch den Krieg verwüstet, die Fabriken verbrannt, 
zerschossen, die Kohlenbergwerke ersäuft. Die Arbeitsbe¬ 
völkerung ist in alle Winde zerstreut, nirgends gibt es 
Wohnungen und Lebensmöglichkeiten für Arbeitswillige. Die 
Kosten des Wiederaufbaus in dem Gebiet, das den Krieg 
trug, sind gar nicht abzuschätzen. Allein die Aufräumungs¬ 
arbeiten werden ungezählte Milliarden verschlingen. 

Gewiß ist es fehlerhaft, Deutschland für die Zerstörungen 
im Kriegsgebiet allein haftbar machen zu wollen. Die Gegend 
trüg den Krieg, an den entstandenen Schäden sind alle 
Kriegsteilnehmer gleich mitschuldig. Aber die Tatsache bleibt 
bestehen, daß die .Zerstörung alles je Dagewesene über¬ 
trifft, und daß es französischer Boden ist, der sie erduldet. 
Die Fluren sind bis tief hinunter durchwühlt, das unterste 
ist zu oberst gekehrt, die ganze breite Zone, auf der sich 
die Ereignisse der letzten vier Jahre im Westen abspielten, 
ist in langer Zeit nicht wieder urbar zu machen. Man 
muß dort gewesen sein, um sich vorstellen zu können, daß 
mitten im Kulturland infolge des Krieges eine Wüste ent¬ 
standen ist, unfruchtbarer und fürchterlicher in ihrem An¬ 
blick, als die von der Natur zur Sterilität bestimmten Ge¬ 
biete. 

Es soll nicht geleugnet werden, daß unter dem Eindrücke 
der Ereignisse manche Zerstörung stattgefunden hat, die 
militärisch nicht zu rechtfertigen ist. Die Ersäufung der 
Kohlenbergwerke z. B. hatte in der damaligen operativen 
Lage kaum mehr einen militärischen Zweck. Nur die Auf- 
peitschung der gewalttätigen Instinkte des Menschen können 
dafür entschuldigend angeführt werden. 

Während des Krieges, wo das Militärische im Vorder¬ 
grund stand, kamen Frankreich die schweren Wunden, die 
seinem Land geschlagen wurden, nicht so sehr zum Be¬ 
wußtsein. Heute steht das Volk vor diesem furchtbaren Bilde 
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der Zerstörung. Die Heimkehrenden finden keinen Stein 
mehr aut dem andern. Sie erkennen den Platz nicht mehr, 
an dem einst ihr Haus gestanden. Ein Schrei des Hasses, 
der Wut durchzittert das Land. Ueber dem Anblick des 
Unglücks verliert Frankreich die Fassung. Es macht Deutsch¬ 
land verantwortlich für allen Schaden, und bleibt jeder ver¬ 
nünftigen Erörterung unzugänglich unter dem Drucke der 
Erkenntnis, durch den Krieg völlig zugrunde gerichtet zu sein. 

Dabei bedrängt das französische Volk stets noch die Furcht 
vor dem gewaltigen Gegner, dessen unbändige Kraft es 
am eigenen Leibe gespürt hat. Trotz allem ist die Er¬ 
kenntnis der gewaltigen Leistung des vierjährigen deutschen 
Widerstandes gegen vielfache Ueberlegenheit wirksam. Frank¬ 
reich weiß, daß die englischen und amerikanischen Heere 
Frankreich verlassen werden, und zittert bei dem Gedanken, 
dann mit seinem gewaltigen Widersacher auf dem Kontinent 
allein zu sein. 

Auch vor der wirtschaftlichen Konkurrenz des wieder¬ 
erstehenden Deutschlands bangt die französische Industrie. 
Trotz der Einfuhr von Rohstoffen kann sie nicht zu ar¬ 
beiten anfangen. Das siegende Frankreich stirbt, wenn das 
besiegte Deutschland arbeitet. 

Aus diesem Seelenzustand heraus ist der Vertrag von Ver- . 
sailles — nicht zu billigen, aber zu verstehen. Die Knebe¬ 
lung Deutschlands ist nach der Anschauung der herrschenden 
französischen Staatsmänner die Vorbedingung für die Ret¬ 
tung Frankreichs. Sie und mit ihnen das französische Volk 
übersahen dabei das Wesentliche. Nicht mit Geld sind die 
Schäden, die Frankreich erlitt, gutzumachen. Nur die werk¬ 
tätige, von gutem Willen getragene praktische Hilfe kann 
die gewaltige Arbeit leisten, die der Wiederaufbau Frank¬ 
reichs verlangt. Der deutsche Bevölkerungsüberschuß, die 
deutsche Organisationskraft und Technik sind berufen, hier 
helfend einzugreifen. Vielleicht schlägt dieser Gedanke die 
Brücke zwischen den Empfindungen der feindlichen Völker, 
über die hinweg sie sich zu gemeinsamer Arbeit finden, 
über die hinweg sich zwei Nationen verstehen lernen, die 
sich niemals hätten entzweien dürfen. 

(Fortsetzung folgt.) 
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FRIEDR. TH. KÖRNER: 

Unser Zusammenbruch vor einem Jahre. 

pNDE August dieses Jahres verbreitete unsere „nationale“ 
Presse eine Denkschrift Hindenburgs vom Jahre 1917, 
in der dieser dem Nachfolger Bethmann Hollwegs seine 
Auffassung über das Verhältnis zwischen Oberster Heeres¬ 
leitung und Reichsleitung auseinandersetzte. Aus diesem 
Dokument geht klar hervor, daß schon damals bei der höch¬ 
sten militärischen Stelle die Ansicht herrschte, daß wir 
„trotz militärischer Erfolge unfehlbar dem Abgrunde zu¬ 
gingen“. Obwohl sich diese Ueberzeugung bei unserer po¬ 
litischen und militärischen Leitung durchgesetzt hatte, wurde 
dennoch die alte Machtpolitik weitergetrieben, die uns schließ¬ 
lich zum Zusammenbruch führen mußte. Anstatt rechtzeitig 
einen Verständigungsfrieden zu schließen und dadurch Volk 
und Heer vor dem schlimmsten zu bewahren, wurden neue 
Mittel und Wege ausfindig gemacht, um „das Verständnis 
des müde gewordenen Volkes für Größe und Ernst der 
Zeit“ zu heben und zu beleben. 

Die „nationale“ Presse, die damals jede Verständigungs¬ 
regung mit Spott und Hohn brandmarkte, ist in der letzten 
Zeit wieder besonders bemüht, die Ursachen und Tatsachen 
unseres Zusammenbruchs zu verwischen und zu verschieben. 
Dabei bedient sie sich der beliebten Methode, möglichst 
laut: Haltet den Dieb! zu rufen, und dadurch die Aufmerk¬ 
samkeit der öffentlichen Meinung von ihren Schützlingen 
auf diejenigen zu lenken, die heute die Führung haben 
und die nur das ausbaden müssen, was ihnen jene wirklich 
Schuldigen eingebrockt haben. 

Wer sind denn die Schuldigen? Auf der einen Seite ist 
es die revolutionäre deutsche Arbeiterklasse, auf der anderen 
die Heerführer und Diplomaten. Die einen arbeiten mit den 
alten .Schlagworten der sozialistischen Propaganda, durch 
die Heimat und Front vergiftet worden seien; die anderen 
wälzen alle Schuld auf das Versagen der militärischen und 
politischen Führung. Wenn man beide Weltanschauungen 
(denn anders kann man diese Meinungsverschiedenheiten 
kaum bezeichnen) gegenüberstellt, so muß der ersteren ent¬ 
gegengehalten werden, daß es- während der Militärdiktatur 
unendlich schwierig war, sozialistische Propaganda zu treiben. 
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Jedenfalls hätte sie sich bei der Unterdrückung und dauern¬ 
den Ueberwachung nicht in dem Maße durchsetzen können, 
wie wir es im November tatsächlich erlebt haben. Wenn 
hier die Massen von den Ideen der Sozialdemokratie erfüllt 
waren, und auch ganze Scharen des Bürgertums und der 
Intelligenz der Sozialdemokratischen Partei zuströmten, so 
lag es daran, daß unser Zusammenbruch dem Volk die Augen 
geöffnet hatte und es endlich politisch zu denken anfing. 
Nicht die sozialistische Propaganda hat den Zusammenbruch 
vorbereitet, nicht die Revolution hat uns kampfunfähig ge¬ 
macht, sondern unser Zusammenbruch und die Revolution 
waren die Folgen unserer militärischen Niederlagen . Hand 
in Hand damit gingen unsere politischen Fehler. 

Deutschland war tatsächlich im Jahre 1918 nur ein Koloß 
auf tönernen Füßen. Es ruhte nur noch auf seiner Armee 
und auf dem Volk, das vier Jahre lang geduldet und ge¬ 
hungert hatte und doch wieder bereit war, das letzte zu 
ertragen, um ein „siegreiches Ende“ zu gewährleisten. Tat¬ 
sächlich war im März 1918, als die große Offensive im 
Westen begann, ganz Deutschland von neuen Hoffnungen 
beseelt. Selbst der „Vorwärts“ schrieb damals, daß der 
„Appell an die Waffen“ der Regierung als die letzte Mög¬ 
lichkeit übrig bliebe. Das Volk versagte also nicht, ebenso 
wenig wie die Armee. Auch sie war bereit, sich nochmals 
zu opfern, um dem Blutvergießen ein Ende zu bereiten und 
den „siegreichen Frieden“ zu erkämpfen, den man ihr immer 
wieder in Aussicht gestellt hatte. 

Die ganze Verantwortung lag also bei der militärischen 
und politischen Führung. Die strategischen Fehler der Ober¬ 
sten Heeresleitung sollen hier nicht erörtert werden. 1 Aber 
es muß daneben bedacht werden, daß auch unsere gesamte 
auswärtige Politik damals in den Händen der Obersten 
Heeresleitung lag. Daher fallen die Fehler, die in Rußland 
und im Osten Begangen wurden, auf ihr Konto. Wohl 
hatten wir zuerst im Osten Frieden, aber es war ein Schein¬ 
frieden. In der Tiefe gärte und brannte dort alles wie 
in einem fiebernden Vulkan, dessen Ausbruch auch uns ver¬ 
schütten mußte. So ist es denn auch gekommen: der Zu¬ 
sammenbruch im Westen hatte seine tiefste Ursache im 


1 Ich verweise hier auf den Aufsatz von Müller-Brandenburg: „Die 
Überschätzung der eigenen Kraft“, Heft 24 der „Glocke*. 
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Osten! Der Bolschewismus erhob sich und fraß an allen 
Völkern des Ostens! Auch bei den deutschen Soldaten fand 
er Eingang, weil etwa eine Million Mann nach dem Westen 
abgegeben werden mußten, und die Zurückbleibenden, die 
auf weite Strecken verteilt werden mußten, nicht mehr kon¬ 
trolliert werden konnten, sondern der bolschewistischen Pro- 

f iaganda und allerhand Bestechungen unterlagen. Eine ähn- 
icne Rückwirkung machte sich auch in Rumänien, in Bul¬ 
garien und der Türkei geltend. Jeder Mann wurde im Westen 
gebraucht, immer mehr wurden daher diesen östlichen Kriegs¬ 
schauplätzen entzogen. So mußte auch hier unfehlbar über 
kurz oder lang der Zusammenbruch erfolgen, denn was 
konnte man noch z. B. von der türkischen Palästinafront 
Großes erwarten, wo nur eine halb verhungerte, zerfetzte 
und undisziplinierte Schar, ohne das notwendigste Kriegs¬ 
material und ohne rückwärtige Verbindungen, in der Ab¬ 
wehr verharrte? 

Dies alles waren militär-politische Fehler der militäri¬ 
schen Führung, die schließlich in ihrer Zusammenwirkung 
im August 1918 selbst die Oberste Heeresleitung zu der 
Ansicht gelangen ließen, daß wir nicht mehr unsere Gegner 
auf die Knie zu zwingen vermöchten. Es ist tief tragisch 
und hat unserem Volk unendliche Opfer gekostet, daß die 
Oberste Heeresleitung sich so spät zu dieser Einsicht be¬ 
kannt hat. Die Ursachen und der Verlauf unseres Zusammen¬ 
bruches lassen sich an Hand der „Vorgeschichte des Waffen¬ 
stillstandes“ 2 verfolgen — ein Schicksalsbuch des deutschen 
Volkes, das in dramatisch bewegter Handlung die Tragik 
jener bangen Wochen zur Darstellung bringt. 

Noch Mitte Juli 1918 hatte Ludendorff dem Staatssekre¬ 
tär des Aeußern von Hintzie auf dessen Frage, ob mit der 
im Gang befindlichen Offensive der Feind endgültig und 
entscheidend besiegt werden könnte, erklärt: „Darauf ant¬ 
worte ich mit einem bestimmten Ja.“ Am 13. August hatte 
Ludendorff diese Sicherheit nicht mehr. Die Lage an der 
Front hatte sich immer mehr zu unseren Ungunsten ver¬ 
schlechtert. Trotz heldenhafter Aufopferung vermochten 
unsere Armeen der feindlichen Uebermacht nicht mehr stand¬ 
zuhalten. Die Siegeszuversicht der feindlichen Heere war 


9 Amtliche Urkunden, herausgegeben im Aufträge des Reidisministe 
riums von der Reichskanzlei. Verlag: Reimar Hobbing, 1919. 
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durch die anhaltenden Erfolge gehobener denn je. Uner¬ 
schöpflich war ihr Vorart an Reserven und Kriegsmaterial. 
Hierzu traten die Tatsachen, daß auch unsere Verbündeten 
am Ende ihrer Kraft angelangt waren. Die Neutralen neigten 
einem Siege der Entente zu und waren deshalb bereit, an 
unserer Niederlage mitzuarbeiten. 

Das alles veranlaßte am 14. August die Oberste Heeres'- 
Ieitung zu dem EingeständniSj daß auf einen entscheidenden 
Sieg nicht mehr zu hoffen sei, sondern daß nur noch durch 
strategische Defensive der Kriegswillen des Feindes gelähmt 
und er so allmählich zum Frieden gebracht werden könnte. - 
Maßgebend für diese Sinnesänderung war also in erster 
Linie die schlechte militärische Lage. 

Wie war dagegen die Stimmung und der Geist der Hei¬ 
mat? Gewiß war man kriegsmüde, die Ernährungsverhält¬ 
nisse, der Bekleidungsmangel wurden von Tag zu Tag schlim¬ 
mer, die Verschleppung der lange versprochenen Wahlrechts¬ 
reform verbitterte die Massen — aber die breiten Schichten 
des Volkes hofften trotz aller Leiden immer noch auf einen 
glücklichen Ausgang und dachten nicht an Revolution und 
Umsturz. Erst die neuen Niederlagen im September, die 
Extratour Oesterreichs, der Abfall Bulgariens öffneten der 
Heimat die Augen darüber wie es in Wirklichkeit mit uns 
stand. Wenn jetzt im Volke der Ruf nach Wahrheit laut 
wurde, wenn ein allgemeiner Wunsch nach dem Ende des 
Blutvergießens mächtig in allen Herzen emporstieg, wenn 
jetzt die Presse, die stets für Verständigung eingetreten war, 
immer dringender forderte, daß etwas geschehen müsse, ja 
selbst Stimmen hörbar wurden, die mit einem gewaltsamen 
Ende drohten — was war erklärlicher als dies alles? Alle 
diese Erscheinungen waren aber erst sekundärer Art. Was 
schließlich die Oberste Heeresleitung am 1. Oktober dazu 
zwang, für ein sofortiges Friedensangebot an Amerika einzu¬ 
treten, war wiederum in erster Linie die unhaltbare mili¬ 
tärische Lage. „Heute halte die Truppe, was morgen ge¬ 
schehen könne, sei nicht vorauszusehen“ — so beurteilte 
Ludendorff die gesamte Lage. Und in dem Vortrage, den 
Major Freiherr v. d. Bussche am 2. Oktober vor den Partei¬ 
führern des Reichstages hielt, führte er vor allem zwei 
Tatsachen als entscheidend für den unglücklichen Ausgang 
an: die feindlichen Tanks und den Verbrauch der Menschen¬ 
reserven (Ersatzlage) auf unserer Seite. 
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Wenn Ludendorff in einer Besprechung beim Reichskanzler 
am 9. Oktober zum erstenmal von .dem schlechten Geist 
des Ersatzes, der durch die Heimat angesteckt sei, sprach, 
so stand das in einem gewissen Widerspruch zu den an¬ 
erkennenswerten Urteilen, die sowohl er als auch andere 
Heerführer über die kämpfenden Truppen, zu denen schließ¬ 
lich doch auch die Reserven herangezogen wurden, fällten. 
Ludendorff scheint in diesen für ihn sicherlich schwersten 
Tagen seines Lebens die Nerven verloren zu haben — eine 
Tatsache, die bereits am 1. Oktober der Legationsrat Grünau 
und am 6. Oktober Vizekanzler v. Payer konstatierte („Luden¬ 
dorffs Nerven nicht mehr zuverlässig“). Dadurch wird viel¬ 
leicht der Versuch der Obersten Heeresleitung, welche die 
Verantwortlichkeit verschieben wollte, erklärlich. Mit dan¬ 
kenswerter Offenheit schob solchen Versuchen der damalige 
Staatssekretär des Aeußern, Solf, sofort einen Riegel vor, 
als er am 16. Oktober kategorisch darlegte: „Warum sei 
die Stimmung so gedrückt? Weil die militärische Macht 
zusammengebrochen sei. Jetzt aber sage man: die mili¬ 
tärische Macht wird zusammenbrechen, wenn die Stimmung 
nicht durchhält. Diese Verschiebung dürfe man nicht zu¬ 
lassen; sie paßt schlecht zu den eigenen Worten des Gene 1 - 
rals Ludendorff, der mit dem Kriegsminister einig gewesen 
sei, daß eine levee en masse nicht möglich ist.“ 

Inzwischen tobte an der ganzen Westfront ein erbittertes 
Ringen, in dem unsere tapferen Armeen Schritt für Schritt 
der feindlichen Uebermacht weichen mußten. Dazu war die 
zweite Note Wilsons eingetroffen, die indirekt die Abdankung 
des Kaisers forcierte und dadurch die innerpolitische Lage 
auf das äußerste verschärfte. Das alles fraß an den Nerven 
und zermürbte das Volk. Die Neigung, den Kaiser zu halten, 
war schon damals außerordentlich gering. Weit mehr lasteten 
die täglichen Meldungen über die Westfront, die Enttäuschun¬ 
gen über den U-Bootkrieg, der Bankerott der Bundesgenossen 
aut den Massen, und drückten die Stimmung. Scheidemann 
führte am 17. Oktober als Staatssekretär folgendes aus: 
„Die Arbeiter kommen mehr und mehr dazu, zu sagen, lieber 
ein Ende mit Schrecken, als ein Schrecken ohne Ende. Die 
Not ist zu groß, daß man vor einem völligen Rätsel steht; 
wenn man sich fragt, wovon lebt Berlin-Nord und wovon 
lebt Berlin-Ost. Solange man diese Rätsel nicht lösen kann, 
ist es ausgeschlossen, die Stimmung zu bessern.“ 
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Unerklärlich erscheint angesichts dieser Tatsachen der 
Optimismus, den Ludendorff zur Schau trug. Immer wieder 
fällt einem das berühmt gewordene Schlagwort „Hasard¬ 
spieler“ ein, wenn der für Heer und Volk verantwortliche 
Mann noch am 17. Oktober äußern konnte: „Wenn die 
Armee über die nächsten vier Wochen hinüberkommt und 
es in den Winter geht, so sind wir „fein heraus“. Wenn es 
gelingt, die Stimmung während dieser vier Wochen zu heben, 
würde das von außerordentlichem militärischen Werte sein.“ 
Diese Ueberschätzung der eigenen Kraft des Gegners waren 
das A und O der militärischen Politik Deutschlands während 
des ganzen Krieges und sie war noch immer vorherrschend 
bei der Obersten Heeresleitung. Was unserem Heere und 
dadurch der Heimat bei einer Fortführung des Krieges be¬ 
vorgestanden hätte, das hat uns der französische General 
de Lacroix verraten, der im Mai: d. J. im „Temps“ darüber 
beriichtete: „Am 11. November stand die deutsche Armee 
vor der schwersten Niederlage, die die Geschichte je gesehen 
hatte, und nur der Waffenstillstand hat sie vor ihrem Schick¬ 
sal bewahrt. Die Oberste Heeresleitung hatte den Kopf 
Verloren. Zwischen dem 10. und 20. Oktober begann der 
deutsche Rückzug auf der ganzen Front vom Meer bis zur 
Maas. Dem Oberkommando der Alliierten war die deutsche 
Niederlage sicher. Das deutsche Hauptquartier war um jede 
Bewegungsfreiheit gebracht, und man kann ohne Uebertrei- 
bung sagen, daß die deutsche Armee am 11. November 
rettungslos verloren war, weil ihre Führer mit blinden Augen 
den Gegner unterschätzt hatten und ein Hasardspiel unter¬ 
nahmen, dem ihre Kräfte nicht entsprachen,“ 

Nicht der innere Zusammenbruch, nicht die Revolution hat 
Deutschland den Krieg verlieren lassen, sondern der mili¬ 
tärische Zusammenbruch. Die Schuld trifft nicht die Armee 
selbst, die das letzte geopfert hat, sondern die Führung, die 
der eigenen Kraft allzu blind vertraut hat und die alle inner¬ 
politischen Imponderabilien außer acht lassen zu können 
glaubte. Die Revolution hat die Heimat vor einer völligen 
Vernichtung bewahrt, denn die Männer des alten Systems 
wollten den entehrenden Waffenstillstand ablehnen und die 
nationale Verteidigung bis zum äußersten organisieren. 

Die rechtsstehende Presse weist heute mit besonderer Vor¬ 
liebe darauf hin, daß die Schuld an Deutschlands Nieder¬ 
gang auf die Regierung falle, die damals die Waffenstill- 
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Standsbedingungen angenommen habe. Seit diesem ersten 
Dokument der Schande sei eine Erpressung nach der anderen 
gefolgt, bis wir schließlich am, Rande des Abgrundes ange¬ 
langt wären. 

..Keine Regierung hätte anders handeln können, selbst nicht 
eine Diktalurregierung. Der bittere Weg von Cömpiegne 
bis Versailles mußte gegangen werden, nicht aus Schwäche 
oder Nachgiebigkeit, sondern weil die Regierung einen Zu¬ 
sammenbruch liquidieren mußte, der durch die Fehler anderer 
in den Jahren 1914 bis 1918 verursacht war. 


ARTHUR HEICHEN: 

Finanzsozialismus. 

Y7TEL ist heute von der „Revolutionierung des Geistes“ und 
zwar im Sinne eines ethischen Postulats die Rede. Die 
meisten glauben damit etwas ganz Funkelnagelneues ans 
Tageslicht zu ziehen, bei näherem Zusehen kann aber die 
Priorität der Prediger des „neuen Geistes“ nicht bestehen 
bleiben. Das, was sie als neu verkünden, ist in Wirklichkeit 
ein altes Lied; ist auf gewärmter utopischer, hyperethisch¬ 
orientierter Sozialismus, den zu überwinden gerade das un¬ 
sterbliche Verdienst des wissenschaftlichen Sozialismus eines 
Marx und Engels war, indem dieser nämlich den Sozialismus aus 
seinem Wölkenkuckucksheim in die profane Welt der Ge¬ 
schickte und des sozialen Lebens herunterholten. Das Prole, 1 - 
tariat ist unter dieser Geistesrichtung nicht schlecht gefahren. 

Nun stehen Leute auf und reden viel vom neuen Geist 
und um ihr radikales Gerede glaubhafter zu machen, um 
ihren volumtaristischen Uebermut proletarisch zu legitimieren, 
reden sie viel von Marx und Engels und zitieren das Kommu-» 
nistische Manifest in einem fort gleichwie eine leibhaftige 
Bibel. 

Die beiden Komponenten des heutigen Linksradikalismus 
sind damit aufgezeigt. Auf der einen Seite der nichts-als-1 
ethische Sozialismus der Pazifisten und gekränkten Leber¬ 
würste vorwiegend unabhängiger Observanz, auf der anderen 
Seite der pseudomarxistische, buchstabengläubige Sozialismus 
der Spartakusse und ihrer unabhängigen Trabanten. Die einen 
haben die Bahnen des wissenschaftlichen und realistischen 
Sozialismus überhaupt verlassen, die anderen bilden seine 
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Karikatur. Die letzte Kategorie ist entschieden die inter¬ 
essanteste. Auch heute noch ist ihnen das Kommunistische 
Manifest eine Anweisung für den politischen Tagesgebrauch 
und ist Satz für Satz und Wort für Wort zu „befolgen“. Die 
politischen und sozialen Grundlagen der 40 er Jahre des 
vorigen Jahrhunderts, deren Widerspiegelung das Kommu¬ 
nistische Manifest ist, müssen — ihre Anschauungen konse¬ 
quent zu Ende gedacht — heute nach 80 Jahren noch die 
gleichen sein wie damals, denn die soziale Logik läßt von 
gleichbleibender und stillstehender Ideologie auf eine gleich¬ 
bleibende, stillstehende ökonomische und soziale Basis schlie¬ 
ßen. Damit wären wir glücklich bei dem absurden Gedanken 
einer stillstehienden Geschichte angelangt — stillstehend im 
revolutionären Zeitalter des Kapitalismus! Wir modernen 
Marxisten, die" wir auch heute noch die allgemeinen ge¬ 
schichtsphilosophischen Grundlagen dieses Kommunistischen 
Manifestes anerkennen, können den Spartakussen aufs Gebiet 
der Wortklauberei und marxistischen Katechese nicht folgen. 
Wir betrachten das Kommunistische Manifest als ein histo¬ 
risches Dokument, so wie es Marx und Engels in späteren 
Jahren — von seinem Ueberholtsein überzeugt — ebenfalls 
als historisches Dokument betrachtet und von diesem Ge¬ 
sichtspunkt aus seine Revision und Modernisierung abgelehnt 
haben (eine Tatsache, die übrigens von linksradikaler Seite 
nie erwähnt wird). 

Was den modernen Marxismus von dem ethisierenden und 
volumtaristischen Radikalismus ebenso wie von dem bourgeoi¬ 
sen Pseudoidealismus sowohl doktrinär-pazifistischer als auch 
alldeutsch-nationalistischer Observanz scheidet, das ist vor 
allem seine grundandere Einstellung zum Problem des gesell¬ 
schaftlichen Fortschritts, sein Glaube weniger an Menschen 
und ihre guten oder bösen Willen, sondern an „Dinge“. 
Nicht was die Menschen wollen ist letzten Endes maßgebend, 
sondern was sie müssen. — Deshalb auch kennt der Marxis¬ 
mus kein Sitten rieh tertum und ist ihm der Sozialismus keine 
Moralpauke. Die Besitzergreifung der Produktionsmittel durch 
die Gesellschaft wird — nach Engels — ausführbar nicht 
durch die gewonnene Einsicht, daß das Dasein der Klassen 
der Gerechtigkeit, der Gleichheit usw. widerspricht, nicht 
durch den bloßen Willen, diese Klassen abzuschaffen, sondern 
durch gewisse neue ökonomische Bedingungen. Dazu gehört 
auch eine soziale Erscheinung, die kaum eine Geschichte- 
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periode vorher in gleichem Ausmaß kannte , nämlich die 
moderne Staatsverschuldung. Der Weltkrieg als größter Re¬ 
volutionär hat den wirtschaftsliberalen Staat bis über die 
Ohren in Schulden gestürzt. Die Sanierung der Staats¬ 
finanzen wird zum Problem des Staates überhaupt. Diese 
Sanierung kann nicht ohne tiefgreifende Verletzung „wohl¬ 
erworbener Rechte“ der privateigentumsbegeisterten Bour¬ 
geoisie abgehen. Soweit ihre Führer den modernen Staat be¬ 
jahen — und vorsichtshalber können sie ihn gar nicht ver¬ 
neinen, können aus dem circulus vitiosus gar nicht heraus, 
wenn sie nicht anders die Anarchie wollen ! —, müssen sie mit 
eigenen Händen ein Werk beginnen, daß die Existenzgrund¬ 
lagen ihrer Klassen unterwühlt (vgl. Erzberger).. Der schwa¬ 
che Staat, der politische Ausdruck für die Herrschaft der 
Bourgeoisie, wird damit zum starken Staat; er verselbständigt 
sich, er ernält eigene Willensimpulse, die er im Interesse 
seiner Selbstbehauptung gegen die Bourgeoisie, die das be¬ 
sitzt, was er zur Sanierung seiner Finanzen braucht, kehren 
muß. Aus dem Nachtwäöhterstaat wird der interventions¬ 
lüsterne Wachtmeisterstfaat, der Staat, der durch Steuerpolitik, 
Erbrechtspolitik, Wirtschafts- und Sozialpolitik das Privat¬ 
interesse der Kapitalisten allerorten und allerwegen auto¬ 
matisch kränken muß. So muß der Staat und seine Hand¬ 
langer, die Bureaukratie, auch wenn gar kein Proletariat, das 
aus Klasseninteresse in gleicher Richtung drängen muß, vor¬ 
handen wäre, dem Sozialismus in die Hände arbeiten. Das 
Institut des Privateigentums an den Produktionsmitteln wird 
und muß durch Steuergesetze, Erbrechtsgesetze, Sozialisie¬ 
rungsgesetze pp. solange eingezäunt und umhegt und schließ¬ 
lich eingeengt und verdrängt werden, bis es schließlich ganz 
unterhöhlt und gegenstandslos geworden ist und nur noch 
als Schatten seiner selbst in sich zusammenbricht. Dazu 
aber bedarf es keiner zweiten Revolution , keiner erneuten 
proletarischen Kraftanstrengung. Das muß und wird ganz 
von selbst kommen, weil die Finanznot des modernen Staates 
diesen Weg mit zwingender eherner Notwendigkeit vor¬ 
schreibt — wenn nicht anders der Staat sich selbst auf¬ 
geben will, was aber nicht einmal im Interesse der Bourgeoisie 
Hegt, die dieses zweite Uebel dem größeren der bolsche¬ 
wistisch-anarchistischen Experimente immer vorziehen wird. 
Ein liberales Blatt, die „Frankfurter Zeitung“, hat dies klar 
erkannt, als sie vor einiger Zeit in einem Leitartikel schrieb, 
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die Arbeiter könnten beruhigt sein, die ungeheure Finanznot 
werde schließlich mehr Kommunismus erzwingen, als man 
es heute in irgendeinem Lager für möglich halte. Aus diesem 
Grunde auch gehören Sozialismus und Staat zusammen; das 
Proletariat müßte von Natur und Rechts wegen seine stärkste 
Stütze, die Sozialdemokratie seine treuste Bundesgenossen 
im Kampfe gegen die interventionsfeindlichen Teile der 
Bourgeoisie sein. Dazu aber gehört Staatsgesinnung, die 
leider im Proletariat nicht im wünschenswerten Maße vor¬ 
handen ist und bei einer Klasse, die den Staat nicht anders 
als ihren Todfeind kennt, und die ihr Klassenbewußtsein in 
stetem Kampfe gegen ihn gestählt hat, auch gar nicht so 
über Nacht kommen kann — denn auch hier gibt es Gesetze 
der sozialen Trägheit! Diese Staätsgesinnung aber, die den 
vierten Stand ergreifen soll, darf nicht vom ökonomischen 
und sozialen Automatismus allein erwartet werden, obgleich 
es schließlich letzten Endes auch nur dieser ist, der die 
reale Basis für die geistige Umstellung des Proletariats ab¬ 
gibt. Diese geistige Umstellung aber herbeizuführen, die 
psychologischen Voraussetzungen für die Regierungsfähig- 
keit l< des Proletariats so schnell und so reibungslos als mög¬ 
lich zu schaffen, das ist die spezielle Aufgabe der Sozial¬ 
demokratie als politische Partei. 


H. FEHLINGER: 


Neue Grenzen. 

PLSASS-LOTHRINGEN wurde praktisch bereits bei Ab¬ 
schluß des Waffenstillstands abgetreten, da Deutschland 
damals die 14 Punkte Wilsons angenommen hat, deren achter 
u. a. die Verpflichtung enthält, das „Unrecht wieder gut zu 
machen, das Frankreich durch Preußen im Jahre 1871 hin¬ 
sichtlich Elsaß-Lothringen zugefügt wurde“. Nun aber soll 
nach der Ratifikation des Friedensvertrages durch die ver¬ 
bündeten Gegner der Vollzug der übrigen „Desannexionen“ 
beginnen, der Wiederabtretung von Gebieten an unsere Nach¬ 
barstaaten. 

Belgien wurde mit der Vertragsunterzeichnung das seit 1815 
strittige Neutral-Mo resnet zuerkannf, das 3 500 Einwohner 
mit größtenteils deutscher Muttersprache hat. An Belgien 
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abzutreten ist ferner der westlich der Straße Lüttich—Aachen 
liegende Teil von Preußisch-Moresnet und das gesamte Gebiet 
der Kreise Eupen und Malmedy. Der Kreis Eupen zählt 
(nach der deutschen Antwort auf die Friedensvorschläge) 
unter 25 000 Einwohnern nur 98 Wallonen und im Kreise 
Malmedy gibt es unter 37 000 Einwohnern 9 500 Wallonen. 
Das Ultimatum der Gegner rechtfertigt diese Abtretungen 
mit historischen Gründen, und zwar damit, daß Eupen und 
Malmedy 1814/15 von den benachbarten, später belgisch ge¬ 
wordenen Gebieten Limburgs, Lüttichs und Luxemburgs ab¬ 
getrennt und ;Preußen zugeteH,! wurden. Es wird weiter gesagt, 
diese beiden Kreise haben auch weiterhin enge wirtschaftliche 
Beziehungen zu den angrenzenden Teilen Belgiens unterhalten. 
Solche Beziehungen gibt es jedoch in allen Grenzgebieten; 
und es wird gewiß niemand bestreiten wollen, daß die Be¬ 
ziehungen dieser Kreise zu Deutschland viel weiter und tiefer¬ 
greifend sind, als die zu Belgien. Das Ultimatum weist endlich 
darauf hin, daß der Vertrag die Befragung der Bevölkerung 
über ihre Staatszugehörigkeit vorsieht. Die betreffende Be¬ 
stimmung des Artikels 34 des Friedensvertrages ist aber so 
gehalten, daß die Befragung nur zugunsten Belgiens aus- 
fallen kann, denn wer sich gegen die belgische Herrschaft 
wehren will, der hat dies schriftlich zu tun. Es heißt nämlich: 
„Sechs Monate lang nach Inkrafttreten des gegenwärtigen 
Vertrages werden von der belgischen Behörde in Eupen und 
Malmedy Listen ausgelegt. Die Bewohner dieser Gebiete 
sijnd berechtigt, darin schriftlich den Wunsch auszudrücken, 
daß diese Gebiete ganz oder teilweise unter der deutschen 
Souveränität bleiben. Es ist Sache der belgischen Regierung, 
das Ergebnis dieser Volksabstimmung zur Kenntnis des Völker¬ 
bundes zu bringen, dessen* Entscheidung anzunehmen sich 
Belgien verpflichtet.“ Wer sich in diese Listen einträgt, 
läuft Gefahr, sich selbst auf die schwarze Liste zu setzen, 
denn fällt diese Art „Volksabstimmung“ nicht zugunsten 
Deutschlands aus, so werden sich die belgischen Behörden 
die Listen der Protestler näher ansehen. Solche Erwägungen 
werden viele, vielleicht die meisten Einwohner abhalten, gegen 
das BelgiSchwerden zu protestieren. 

Außerdem kommt in Betracht, was nicht nur bezüglich 
Eupens und Malmedys, sondern bezüglich aller Abstimmungs¬ 
gebiete gilt: Die Selbstsucht wird ihre Wirkung tun. Jene 
Bevölkerung der Abstimmungsgebiete, der materielle Dinge 
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über alles gehen, wird nur allzuleicht zur Abwendung von 
Deutschland bereit sein, weil sie sich davon wirtschaftliche 
Vorteile erhofft; weniger Steuern, ungehemmte Geschäfts 1 - 
tätigkeit, bessere Währung usw. Nur die, welche sich 
durch das nationale Ideal an Deutschland gebunden fühlen, 
werden sich nicht von solchen Erwägungen leiten lassen. 
Sind das die meisten? 

Das Saarland wollen wir nicht als abzutretendes, sondern 
als besetztes Gebiet betrachten. Es umfaßt die Kreise: Saar¬ 
louis, Saarbrücken, Ottweiler und St. Ingbert ganz, die im 
Osten daran grenzenden Teile von Zweibrücken, Homburg 
und St. Wendel sowie den südwestlichen Teil des Kreises 
Merzig. Artikel 45 des Friedensvertrages besagt: „Als Ersatz 
für die zerstörten Kohlengruben in Nordfrankreich und in 
Anrechnung auf den Betrag der von Deutschland geschuldeten 
Wiedergutmachung der Kriegsschäden tritt Deutschland das 
vollständige unbeschränkte, von allen Schulden und Lasten 
freie Eigentum an den Kohlenbergwerken im Saarbecken 
mit dem ausschließlichen Ausbeutungsrecht an Frankreich 
ab.“ Deutschland verzichtet auf 15 Jahre auf die Regierung 
des Saarlandes, das in dieser Zeit von einer Kommission des 
Völkerbundes verwaltet wird. Artikel 34 der besonderen 
Bestimmungen über das Saarland ordnet an, daß 15 Jahre nach 
dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrages die Bevölke¬ 
rung des Saargebietes durch Abstimmung ihren Willen wie 
folgt kundzugeben hat: a) Beibehaltung der Völkerbundsverw 
waltung; b) Vereinigung mit Frankreich; c) Vereinigung mit 
Deutschland. Stimmberechtigt ist ohne Unterschied des Ge¬ 
schlechtes jede zur Zeit der Abstimmung über 20 Jahre alte 
Person, die bei Unterzeichnung des Vertrages in dem Gebiete 
gewohnt hat. * 

Bezeichnend ist die in dem Ultimatum der Gegner bezüglich 
des Saarlandes gemachte Bemerkung, daß dieses zum ersten- 
male seit der Annexion durch Preußen und Bayern eine Re¬ 
gierung haben wird, der nur die Sorge für das Wohl der 
Bevölkerung am Herzen liegt; die neue Verwaltung werde 
den Bewohnern keine fernerstehende sein, als es die von 
Berlin und München war. Nun, die Verfasser des Ultimatums 
hätten da, wie auch sonst oft, an den Grundsatz denken sollen: 
Jeder kehre vor seiner Türe; denn es gibt jedenfalls beispiels¬ 
weise in Frankreich Landstriche, deren Bewohner die Pariser 
Regierung als recht fernstehend empfinden. In Frankreich 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



Neue Grenzen. 


957 


ist der Verwältungszentralismus noch weiter gediehen, noch 
mehr übertrieben, als in Deutschland, und weite Gebiete sind 
mit dem Pariser Zentralismus unzufrieden oder sie werden 
es bald wieder sein, nämlich wenn der Siegestaumel vor¬ 
über ist. 

Im Westen sind die Aenderungen der Grenze, von Elsaß- 
Lothrisngen abgesehen, vorläufig nicht bedeutend. Um so 
bedeutender sind sie im Osten. 

Von Ostpreußen abgesehen, beginnt die neue Ostgrenze 
Deutschlands an der Mündung der Piasnitz in die Ostsee. 
Sie läuft durch den Zarnowitzer See nach dem Treffpunkt 
der pommerisch-westpreußischen Grenze mit dem Rhedaflusse,, 
südwestlich von Warschkau. Der pommerischen Grenze folgt 
sie bis westlich von Briesen (östlich von Rummelsburg), 
dann geht sie nach Südosten, um südlich von Könitz, aas 
auf polnischer Seite liegt, die Bahnlinie nach Schneidemühl 
zu übersetze», die bei Deutschland bleibt. Usch, an der Ein¬ 
mündung der Küddow in die Netze, fällt an Polen. Die 
Reijchsgrenze folgt der Netze bis zur brandenburgischen 
Grenze südlich von Kreuz, wendet sich hierauf zur Warthe 
westlich von Birnbaum, zieht von da gegen Bentschen, das 
Polen zufällt, an Altkloster und Fehlen vorbei gegen die 
schlesische Grenze östlich von Ulbersdorf, der sie im allge¬ 
meinen bis Bogdaj (westlich von Adelnau) folgt. Dort greift 
sie in das mittelschlesische Gebiet dergestalt ein, daß eine 
Reihe von Orten an der posenischen Grenze an Polen fallen. 
Bei Lorzendorf an der oberschlesischen Grenze trifft die neue 
Reichsgrfenze jene des Gebiets, wo Abstimmung über die 
Staatszugehörigkeit stattfindet. Dieses liegt innerhalb fol¬ 
gender Linie: Von dem Vorsprung des ehemaligen Oester- 
reichisch-Schlesien bei Neustadt nordwärts zur Grenze des 
Kreises Falkenberg bei Puschine, der Grenze dieses Kreises 
entlang, zur mittelschlesischen Grenze, die bei Schwirtz über¬ 
schritten wird, zwischen Noldau und Strehlitz hindurch zur 
Verwaltungsgrenze von Mittel- und Oberschlesien, zur pose- 
nisch-schleSischen Grenze, der ehemaligen deutsch-russischen 
und deutsch-österreichischen Grenze entlang bis zur Ueber- 
setzung der Bahn Ratibor-Oderberg über die Oder, von da 
zu einem Punkt zwei Kilometer südöstlich von Kätscher, 
der Grenze zwischen Ratibor und Leobschütz entlang, und 
der ehemaligen deutsch-österrei'chischen Grenze entlang zum 
Ausgangspunkt bei Neustadt. 
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Der zwischen der alten österreichisch-schlesischen Grenze 
und der Linie Leobschütz-Katscher gelegene Teil Oberschle-» 
siens fällt an die Republik Böhmen, wenn er durch das Er¬ 
gebnis der deutsch-polnischen Grenzfestsetzung den Zusam¬ 
menhang mit Deutschland verlieren sollte. Unbedingt an 
Böhmen abzutreten ist der südliche Teil des Kreises Ratibor. 
Im Jahre 1910 gaben im ganzen Kreise Ratibor rund 40 Proz„ 
der Einwohner tschechisch als Muttersprache an, im Kreis 
Leobschütz aber nur 7,6 Proz. Das neue Böhmen erhält durch 
Angliederung mindestens des Südens von Ratibor eine Ver¬ 
stärkung seiner stärkten deutschen Bevölkerungsminderheit, 
die einschließlich der Deutschen in der Slowakei fast vier 
Millionen Personen beträgt. Es geht daher durchaus nichft 
an, von einem tschechisch-slowakischen Staat zu sprechen, 
dieser Staat ist vielmehr zu einem guten Teil deutsch, und 
zwar dort, wo er kulturell am weitesten fortgeschritten ist. 

Von Posen bleiben nur schmale Gebietsstreifen im Nord¬ 
westen (Schneidemühl, Schönlanke), Westen (Schwerin, Mese- 
ritz) und Südwesten ,(Unruhstadt, Fraustadt) deutsch. Auch 
von Westpreußen bleibt nur das wirtschaftlich wenig wich¬ 
tige pommerische Grenzgebiet bei Deutschland, das wichtige 
Weichseltal, wo die Bevölkerung am dichtesten sitzt, fällt 
mit Ausnahme eines Stückes im Nordosten an Polen; und 
dieses ausgenommene Stück hat keinen Zusammenhang mit 
dem deutschen Hauptlande, sondern nur mit Ostpreußen. 
Begründet wird der Uebergang der posenisch-westpreußi- 
schen Gebiete än Polen in dem Ultimatum der Gegner vor¬ 
nehmlich mit den sprachlichen Verhältnissen und den wirt¬ 
schaftlichen Notwendigkeiten Polens. Es wird zugegeben, 
daß außerhalb der Grenze der Landstriche, die zum ge¬ 
schlossenen deutschen Sprachgebiet gehören, noch Zonen 
mit deutschen Mehrheiten vorhanden sind, doch 'wäre es 
unmöglich (wird in dem Ultimatum gesagt), eine Grenze 
zu ziehen, welche die umgebenden rein polnischen Gebiete 
zu Polen schlüge und diese Zonen Deutschland überließe. 
Die eine oder andere Partei muß zu Opfern bereit sein. 
Wird der Grundsatz anerkannt, so sei kein ^Zweifel darüber 
möglich, welcher Partei ein Vorzugsrecht zuzubilligen ist. 
Nun wird nicht etwa gesagt, welche Tatsachen jeden Zweifel 
in der Sache ausschließen würden, es wird lediglich be¬ 
hauptet, Preußen habe die fraglichen Gebiete durch Zwang, 
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durch die bekannte Ansiedelungspolitik, deutsch gemacht. 
Also entscheidet letzten Endes doch ein historisches Recht 
wieder mit, nicht das gegenwärtige Sprachenverhältnis, dem 
gemäß das Weichseltal hätte deutsch bleiben müssen. Die 
Land Verbindung zwischen dem deutschen Hauptland und Ost¬ 
preußen wird als unwesentlich erklärt, als wesentlich hin¬ 
gegen die unmittelbare und ununterbrochene Verbindung 
Polens mit dem Hafen von Danzig und der übrigen Küste. 
Die vielen Rechte, die Polen in der „freien“ Stadt Danzig 
eingeräumt sind, werden bald deutlich zeigen, daß sie gar 
nicht frei, sondern unter polnischer Herrschaft ist. Die 
Vorschrift betreffend die Gleichbehandlung der polnischen 
,Staatsangehörigen (Artikel 104 Z. 5) wird bald auch mit 
der Scheinfreiheit Danzigs ein Ende machen. In Ostpreußen 
wird über die Staatszugehörigkeit in dem Gebiet abgestimmt, 
das den Regierungsbezirk Auenlstein und den Kreis Oletzko 
umfaßt; ebenso findet Abstimmung statt in den westoreuBi¬ 
schen Kreisen Stuhm und Rosenberg, dem östlich des Nogat¬ 
stromes liegenden Teil des Kreises Marienburg und dem öst¬ 
lich der Weichsel liegenden Teil des Kreises Marienwerder 
— also in Gegenden, wo die deutsche Muttersprache sehr 
stark überwiegt; Eine Begründung des Abtrennungsversuchs 
dieser westpreußischen Landschaften enthält das Ultimatum 
nicht, dagegen begründet es die Abstimmung in Ostpreußen 
damit, daß es allen Nachrichten zufolge in dem Gebiet von 
Allenstein eine beträchtliche polnische Majorität gibt. Die 
hier wohnenden protestantischen Masuren hatten jedoch nie 
eine geistige, noch eine wirtschaftliche Gemeinschaft mit 
den Polen, ihre Kultur ist durchaus deutsch — was freilich 
nicht hindern kann, daß man vielleicht in der Hoffnung 
auf materielle Begünstigungen den bisherigen Gegensatz zu 
den Polen vergißt. So sicher als die Herren in Paris dieser 
Sache zu sein glaubten, ist sie jedoch nicht. 

Das ostpreußische Gebiet jenseits des Memelstromes fällt 
vorläufig an den Völkerbund und soll später an Litauen 
abgetreten werden, da es (wie im Ultimatum gesagt wird) 
dessen einziger Ausgang zur See ist. Es wird auch be¬ 
hauptet, in dem fraglichen Landstrich sei die Mehrheit der 
Bevölkerung litauisch, während die deutsche Friedensdele¬ 
gation feststellte, daß es dort neben 68 000 Deutschen bloß 
54 00(1,. Litauer gibt. Aber Deutschland muß anscheinend 
alle neugeschaffenen Staaten mit Häfen versehen! 
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Der Ausfall der Abstimmung in Schleswig ist kaum zweifel¬ 
haft. Die Grenze des Abstimmungsgebietes folgt der Mittel¬ 
linie der Flensburger Föhrde, trifft das Festland etwa 13 
Kilometer nordöstlich von. Flensburg, wendet sich südwärts 
gegen Wanderup, dann nordwärts zur Südgrenze des Kreises 
Tondern, der sie bis zur Nondsoe folgt; schließlich geht 
sie südlich der Inseln Föhr und Amrum und nördlich der 
Inseln Öland und Langeness hindurch. In dem Gebiet, das 
in der Hauptsache nördlich der Flüsse Süderau und Wiedau 
liegt, wird zuerst abgestimmt, südlich davon nicht mehr 
als fünf Wochen später. 

In allen ab zu tretenden Gebieten werden die seitherigen 
deutschen Reichsangehörigen Bürger der Nachfolgestaaten, 
falls sie nicht innerhalb von zwei Jahren nach Inkraft¬ 
treten des Friedensvertrages für die deutsche Reichsange¬ 
hörigkeit optieren. Die Personen, welche in den an Böhmen 
und Dänemark abzutretenden Gebieten von diesem Options¬ 
recht Gebrauch machen, müssen in den nächsten 12 Mo¬ 
naten ihren Wohnsitz nach Deutschland verlegen. In Polen 
besteht ein solcher Zwang für die Verlegung des Wohn¬ 
sitzes nicht. Die Polen und Tschechen, die deutsche Reichs¬ 
angehörige sind, haben das Recht der Option für die pol¬ 
nische oder böhmische Staatsangehörigkeit. Ein Options¬ 
recht für Dänemark steht nur den in den abzutretenden 
Gebieten geborenen, aber nicht dort wohnhaften Angehöri^ 
gen des Deutschen Reiches zu. Das Optionstecht ist an 
das vollendete 18. Lebensjahr gebunden. 


Glossen. 

Jeder Mensch hat sein eigenes Schicksal, weil jeder Mensch seine 
Art zu sein und zu handeln hat. In diesem Verstände bedeutet 
Schicksal die natürliche Folge unserer Handlungen, unserer Art 
zu denken, zu sehen, zu wirken. Es ist gleichsam unser Abbild, der 
Schatten, der unsere geistige und moralische Existenz begleitet. 
Daß es einen solchen Zusammenhang der Dinge, mithin auch all¬ 
gemeine, beständige, mit uns fortgehende Resultate unserer Hand¬ 
lungen und Gedanken gebe, kann niemand leugnen: denn wie die 
alte Philosophie sagte, keine Wirkung ohne die Ursache, keine 
Ursache ohne Wirkung. Wie wir gegen andere handeln, so handeln 
andere gegen uns, ja sie werden gezwungen, also zu handeln. 

Herder („Das eigene Schicksal“). 
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VICTOR SCHIFF: 


„Banco!“ 

f)It bisherigen Verhandlungen des Untersuchungsausschus¬ 
ses haben zweifellos zu der Lösung mancher geschicht¬ 
lichen und psychologischen Rätsel dieses Krieges beigetragen. 
Man mag zum Beispiel über den Wortbruch von Versailles 
noch so scharf urteilen, die Persönlichkeit Wilsons erscheint 
doch in einem ganz anderen Lichte, wenn man aus dem Mund 
des Grafen Bernstorff die Geschichte des gescheiterten Ver¬ 
mittlungsversuchs des amerikanischen Präsidenten gehört hat. 
Es ist ja unbestreitbar, daß, wenn Wilson von Anfang an ent¬ 
schlossen gewesen wäre, Partei für die Entente zu ergreifen, 
er zwanzigmal in der Zeit zwischen der Torpedierung der 
„Lusitania“ und der Erklärung Ides rücksichtslosen U-Boot- 
krieges, Gelegenheit dazu gehabt hätte. Aber er zeigte viel¬ 
mehr in den Verhandlungen mit Deutschland nach den Torpe¬ 
dierungen der „Lusitania“, dies „Arabic“ und des „Sussex“ 
eine offenbare Nachgiebigkeit, die um so schätzenswerter 
war, als ja die öffentliche Meinung seines Landes nach jedem 
dieser Fälle in eine steigende Erbitterung gegen Deutschland 
geriet und ihn zum Kriege drängte. Die zahlreichen schmut¬ 
zigen Spionage- und Komplottangelegenheiten, hinter denen 
die deutschen Militärischen Nebenregierungen steckten („Wel¬ 
che Regierung meinen Sie?“ antwortete bei seiner Verneh¬ 
mung der deutsche Botschafter mit einem bitteren Lächeln), 
hätten einen ausschließlich aus ehrgeizigen, selbstsüchtigen 
Motiven» handelnden Staatsmann den Entschluß zum Kriege 
wesentlich erleichtert. 

Und dennoch hatte er bei der Präsidentenwahl die Parole 
der Neutralität und der Friedensvermittlung gegen Hughes 
ausgegeben, dennoch bemühte er sich, kaum war seine Wieder¬ 
wahl gesichert, dem europäischen Konflikt ein Ende zu 
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machen, dennoch machte er gegen die vollständig im eng¬ 
lischen Sinne wirkende Neuyorker Presse und das womöglich 
noch mächtigere, am Kriege massenhaft verdienende ameri¬ 
kanische Großkapital Front, indem er seine Vermittlung 
anbot. 

Selbst wenn wir nicht durch Bernstorff jetzt wüßten, 
daß Ludendorff „nicht wollte“ — von einem Willen kann 
bei dem Waschlappen Bethmann, bei dem Wetterhahn Helf- 
ferich und bei dem ebenso aufgeblasenen wie einfältigen 
Dilettanten Wilhelm nicht die Rede sein —, auch dann würde 
bereits aus dem ganzen Zwischenspiel Berlin—Washington 
in den Monaten Dezember 1916 und Januar 1917, wie es 
Graf Bernstorff schilderte, klar hervorgehen, daß man auf 
deutscher Seite alles tat, um diese Friedensaktion zu durch¬ 
kreuzen, um diese Friedensmöglichkeit zu sabotieren. 

Ich möchte gern gerade von denjenigen Leuten, die viel¬ 
leicht heute noch Wilhelm vergöttern, ihre Meinung darüber 
hören, wie eine ähnliche Brüski^rung und Erniedrigung, wie 
man sie damals Wilson zuteil werden ließ, auf den Kaiser 
gewirkt hätte. Ob eine derartige Behandlung bei dem eitlen 
deutschen Herrscher nicht ebenfalls einen völligen Summungs- 
umschlag verursacht hätte? Graf Bernstorff hat zweifellos 
recht, wenn er erklärt, daß Wilsons Versagen in Versailles 
keinen Maßstab für die Ehrlichkeit seines Angebotes vom 
Januar 1917 bilden könne. Mag er jetzt, nach dem Gewalt¬ 
frieden, der ja auf der Grundlage seines klar umschriebenen 
Gerechtigkeitsprogramms geschlossen werden sollte , noch so 
belastet und blamiert in die Weltgeschichte schreiten, es!muß 
ihm auch von unserer Seite viel verziehen werden, weil es 
eine Stunde gegeben hatte, in der er uns alle retten wollte. 
Und die Verantwortung für seine späteren Sünden lastet viel¬ 
leicht weniger auf ihm selber, als auf jene deutschen 
Staatslenker, die ihn damals vorsätzlich aus der sympathi¬ 
schen Rolle des hoffnungsvollen Friedensstifters in die schiefe 
Lage des enttäuschten und erbitterten Kriegführenden ge¬ 
drängt haben. 

Während nun die Vernehmung Bemstorffs uns der Lösung 
des psychologischen Rätsels^ das uns bisher Wilsonsi Persön¬ 
lichkeit bot, näherbringt, beginnen wir auch in die Psyche der 
einzelnen Männer klarer zu sehen, die die wilhelminische 
Aera an die Spitze des Reiches ausgerechnet in der Stund'e 
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gebracht hatte, in der nur Bismarcks, Pitts und Gavours 
zu gebrauchen waren. 

Wenn man die mexikanische Kombination kennt und außer¬ 
dem ihren geistigen Vater Zimmermann am Zeugentisch be¬ 
trachten konnte, hat man schon genug. (Wie ich auch von 
dem Befürworter des U-Bootkrieges und Gründer der „Vater¬ 
landspartei“, Herrn Professor Dietrich Schäfer, photo-, kine- 
mato- und wenn möglich auch phonographische Aufnahmen 
überall verbreiten lassen möchte, damit ganz Deutschland 
wisse, welchen „völkischen“ Gestalten es die Aufopferung 
seiner männlichen Jugend und die Zerstörung seiner blühen¬ 
den Zukunft verdankt!). 

Ein abschließendes Urteil über Bethmann Hollweg wird 
dagegen erst möglich sein, wenn er selbst als Zeuge seine 
Haltung in den zwei entscheidenden Phasen der Welt¬ 
geschichte begründet haben wird, in denen er eine Rolle 
spielte — oder vielmehr zu spielen unterließ: vor Ausbruch 
des Weltbrandes und vor der Erklärung des rücksichtslosen 
U-Bootkrieges. Aber die Schilderung der Unterredung zwi- 
schen dem Kanzler und Bernstorff, nach dessen Rückkehr aus 
Amerika, wirkte recht erschütternd. Der frühere Botschafter 
hätte es offenbar vorgezogen, seinen früheren Vorgesetzten 
nicht öffentlich blamieren zu müssen, aber es ging eben nicht 
anders. Waren ja die „Gründe“, mit denen Bethmann sein 
Nachgeben vor den militaristischen Siegfriedmännem begrün¬ 
dete, von einer erstaunlichen Erbärmlichkeit. Die Vermitt¬ 
lung Wilsons nicht populär? Was? Seit zweieinhalb Jahren 
weinen Mütter, hungern Kinder, sterben und keuchen Männer, 
Millionen haben nur einen Gedanken: „Schluß! Frieden!“ 
und der Herr Reichskanzler weiß nichts davon? Populär? 
Was heißt überhaupt populär? Sind die 5000 feudalen Leser 
der „Kreuzzeitung“ und sogar die 80 000 Anhänger der 
„Deutschen Tageszeitung“ maßgebend für den Begriff der 
Volkstümlichkeit? Es ist schon richtig, daß man die öffent¬ 
liche Meinung gegen Wilson planmäßig aufgebracht, daß 
die amerikanische Munitionserzeugung viel böses Blut auch in 
demokratisch denkenden Schichten des Volkes hervorgerufen 
hatte. Aber wenn man schon über so (gewaltige und erfolgreiche 
Beeinflussungsapparate, wie das Kriegspresseamt, das WTB. 
und die Pressekonferenz, verfügte, so war es ein Kinderspiel, 
Wilson in Deutschland, zumal als den künftigen Friedens¬ 
stifter, wirklich populär zu machen. In der Munitionsfrage 
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hätte es genügt, darauf hinweisen zu lassen, daß gerade 
Deutschland die Engländer gegen die Buren und sogar die 
Mexikaner gegen die Amerikaner mit Munition und Material 
versorgt hatte. (In dem ersteren Falle hatte allerdings Wil¬ 
helm seiner Tante Victoria einen Allerhöchsten eigenen 
Kriegsplan als besondere Beigabe geliefert, was wohl für 
die Buren eine nicht unbedeutende Kompensation hätte bil¬ 
den können. . .*). Auch für den stümperhaftesten Pressechef 
wäre es ein Kinderspiel gewesen, Wilson aus dem meist 
karikierten in den populärsten Mann in Deutschland zu ver¬ 
wandeln. Aber es hätte zu diesem Zwecke an leitender 
Stelle ein Wille sein müssen, und nicht ein Bethmann 
Hollweg. 

„Nur die Sozialdemokratie wäre dafür zu haben gewesen,“ 
sagte weiter Bethmann zu Bernstorff. Bei dem Sumpf, der sich 
zu jener Zeit „Fortschrittliche Volk§partei“ nannte, und* dem 
stark alldeutscn infizierten Zentrum mag dies wohl an sich 
richtig gewesen sein — aber nur für einen Kanzler ä la 
Bethmann Hollweg. Wenn ein Mann mit fester Entschlußkraft 
und klarem Blick die Fraktionsführer zu sich gerufen und 
erklärt hätte: „Ich, der Vertreter des Kaisers, erkläre Ihnen 
hiermit, daß ich den rücksichtslosen U-Bootkrieg für ein 
Hasardspiel ohne genügende Garantien erachte und entschlos¬ 
sen bin, mich auf die 110 Sozialdemokraten stützend, es im 
Plenum auszusprechen und in namentlicher Abstimmung die 
Vertrauensfrage darüber zu stellen!“, dann hätte es sich sogar 
der nationaliiberale Stresemann überlegt, bevor er seinen 
U-Bootfeldzug fortgesetzt hätte. 

Aber wie stand Bethmann eigentlich zu dem U-Bootkrieg? 
„Hasardspiel?“ „Stärkster Trumpf?“ Er wußte es wohl selbst 
nicht recht und schwankte wochenlang zwischen den beiden 
Hypothesen (innerlich womöglich sogar noch nach der Ent¬ 
scheidung). Zuerst wird wohl seinem durchaus gewissen¬ 
haften und normalen Gehirn die erstere als die wahrschein¬ 
lichere erschienen sein. Dann aber gab er langsam nach, 
teils aus Furcht vor der latenten Fronde der „als Manu¬ 
skript gedruckten“ Broschüren Liebig- und Kappscher Art, 
teils vielleicht auch unter der Ueberredungskunst Helfferichs 
und anderer Blender. Wenn er dann Bernstorff gegen¬ 
über den Ausdruck „stärkste Waffe“ gebrauchte, so scheint 
er das nicht aus vollster Ueberzieugung getan zu haben: 
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es war nicht einmal sein „stärkstes“ Argument; in erster 
Linie führte er ja die „Unpopularität“ Wilsons an. 

Und Ludendorff? Seine einzige Entschuldigung scheint ja 
zu sein, daß er an den Erfolg glaubte. Aber selbst das stent 
nicht einmal fest. Es war sozusagen ein Glaube mit schlechtem 
Gewissen. Man beachte diesbezüglich die nunmehr historische 
Aussage Bernstorffs. Im Tone schroff, höhnisch, selbstbewußt. 
In den Worten schwankend, unbestimmt, unsicher. Zuerst 
spricht er von drei Monaten. Zwei Sätze später sagte er: „Noch 
vor einem Jahr.“ Man wird unwillkürlich an die ausweichen¬ 
den Antworten zu dem präzisen Fragebogen des Prinzen Max 
in den Tagen der Bankerotterklärung erinnert 

Immer mehr erscheint es, als ob Scheidemann ihm in seiner 
Charakteristik: „Der geniale Hasardeur,“ dieses eine Eigen¬ 
schaftswort ganz zum Ueberfluß oktroyiert habe. 

Es wird übrigens interessant sein, zu erfahren, wer eigent¬ 
lich von den Marinefachleuten diesen Glauben an den sicheren 
Erfolg des U-Bootkrieges Ludendorff eingeflößt hat. Irgend¬ 
ein „Spiritus rector“, irgendein böser Geist muß diesen 
starken Willen für seine Pläne mit irgendwelchen Angaben 
gewonnen und alle warnenden Stimmen erstickt haben. 

Ach! Wie viele Warner vor dem rücksichtslosen U-Boot¬ 
krieg hat es da gegeben, die ungehört blieben! 

Es war Bernstorff, der aus Washington funkte: 

„Macht ihn nicht! Er ist nicht Englands größte Furcht, 
sondern letzte Hoffnung!“ 

Und Czernin drahtete aus Wien: 

„Macht ihn nicht! Unsere Völker können nicht mehr weiter, 
und bei uns fängt es an zu gären!“ 

Und Brockdorff-Rantzau berichtete aus Kopenhagen: 
„Macht ihn nicht! Die russische Revolution steht so wie 
so vor der Tür, und dann haben wir ja gewonnen!“ 

Und Ebert, David, Scheidemann sagten: 

„Macht ihn nicht! Das Volk hungert und will Frieden, und 
der U-Bootkrieg bringt uns nur den Krieg mit Amerika!“ 
Und Herr v. Haniel schrieb aus Neuyork: 

„Macht ihn nicht! Ich sehe hier Hunderttausende von Män¬ 
nern, Millionen von Granaten, Milliarden von Dollars, die uns 
zerschmettern würden, wenn Ihr ihn beginnt!“ 

Und Ballin und Warburg schrieben aus Hamburg: 
„Macht ihn nicht! Denkt an Amerikas Tonnage und an 
Amerikas Kredit!“ 
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Aber im Hauptquartier zu Pleß saß Exzellenz Ludendorff, 
umgeben von Obersten, die sich ihren „Pour je merite“ noch 
ersitzen wollten; von Kapitänleutnants, die ihm phantastische 
Versenkungsziffern Torrechneten; von Generalstabsoffizieren, 
die die Pressesachen bearbeiteten, ^ls hätten sie in ihrem 
Leben niemals etwas anderes getan, und ihm die Artikel 
Reventlows und Dietrich Schäfers als Echo der öffentlichen 
Meinung auf den Tisch legten; vielleicht auch von dem 
einen oder dem anderen Geheimen Kommerzienrat aus West¬ 
falen, der etwas ganz besonderes mit Briey oder Zeebrügge 
vorhatte. 

Deutschlands Leben und Zukunft, das Glück eines ganzen 
Volkes stand aut dem Spiel. 

Was? Frieden wollt Ihr machen? Ihr Mießmacher, Ihr 
Zivilisten! Habt Ihr überhaupt etwas zu wollen? Wäri ja noch 
schöner! Wir wollen eben nicht! 

Banco! 


HANS VON KIESLING: 

Die Ententemächte und der Weltkrieg. 

m. 

England. 

P AS englische und deutsche Volk sind stammverwandt. 

Trotzdem waren sie die größten und erbittertsten Gegner 
des Weltkriegs. Sie hatten die Führung der beiden ein¬ 
ander bekämpfenden Koalitionen. Jedes beschuldigte das an¬ 
dere, den Ausbruch des Krieges vorbereitet und unmittelbar 
herbeigeführt zu haben. 

Ein objektives Urteil darüber, inwieweit die beiden Länder 
Schuld an den Ereignissen tragen, wird man nur erhalten, 
wenn man die gegenseitigen Beziehungen, die weltpolitische 
Lage und die geschichtliche Entwicklung des Gegensatzes 
zwischen beiden Nationen einer ruhigen, vorurteilslosen Wür¬ 
digung unterzieht. 

Das Deutsche Reich trat erst nach den Siegen des Jahres 
1866 und 70 in die Reihe der europäischen - Großmächte 
ein. Es fand die Welt verteilt. Die übrigen sahen auf 
die neue Großmacht als auf einen Eindringling herab, der 
ihnen alte Rechte streitig machte. 
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Unmittelbar nach 1870 begann die gewaltige wirtschaft¬ 
liche Entwicklung des neuen Deutschen Reiches. Der Mil¬ 
liardensegen des Frankfurter Friedens verbündete sich mit 
dem Gründungsfieber der jungen deutschen Handelsgene¬ 
ration; technische Fortschritte, großzügige Ausnützung der 
im Lande vorhandenen Produktionsmittel bedingten eine un¬ 
geheure Entfaltung der industriellen Produktion; aus dem 
bescheidenen Agrikulturstaat der früheren Zeit wuchs das 
mächtige industrielle Deutschland empor. 

Gleichzeitig nahm die Bevölkerung in großem Maße zu. 
Schon in der Mitte des verflossenen Jahrhunderts hatte 
dies zu einem gewaltigen Anwachsen der deutschen Aus¬ 
wanderung geführt; das Land konnte seinen Bevölkerungs¬ 
überschuß nicht ernähren. Nordamerika, Südamerika wurden 
mit deutschen Ansiedlern, Handwerkern und Arbeitern über¬ 
schwemmt. 

Die Industrialisierung des Deutschen Reiches ermöglichte 
die Beschäftigung einer größeren Anzahl von Menschen, als 
seiner Lebensmittelproduktion entsprach. Ueberall vom 
flachen Lande strömten die Arbeiter in die Fabriken, die 
Auswanderung ging auf minimale Ziffern zurück. 

Dieser Zustrom von Arbeitskräften bedingte eine ständige 
Vergrößerung und Vermehrung der industriellen Betriebe, 
mehr und mehr eroberten sich die deutschen Manufaktur¬ 
produkte, Maschinen, Chemikalien usw. eine gleichberech¬ 
tigte Stellung auf dem Weltmarkt. Die deutsche Schiffahrt 
bemächtigte sich des Frachtgeschäfts und entwickelte sich 
in sprunghafter Weise zu dem bedeutenden Faktor der Welt¬ 
wirtschaft, der sie bis vor dem Kriege gewesen war. 

Den alten Handelsmächten erwuchs in Deutschland ein 
ernsthafter Konkurrent. England marschierte bis dahin un¬ 
bestritten an der Spitze der Weltwirtschaft treibenden Mächte. 
Ueberall hatte es seine Firmen und Filialen sitzen, die 
nach altbewährten Rezepten arbeiteten, und nur wenig von 
Konkurrenten belästigt wurden. Ihre Stellung war eine mono¬ 
polistische. Sie hatten es nicht nötig, von ihrem Prinzip 
der teuren aber guten Ware, der Vergewaltigung ihrer Kund¬ 
schaft, des Kaufzwanges abzugehen. Mit dem Auftreten des 
deutschen Kaufmanns wurde dies anders. Seine Regsam¬ 
keit, die Rücksicht auf die Wünsche des Käufers machten 
ihn bald beliebt. Der deutsche Handlungsreisende drang 
bis in die äußersten Winkel bis dahin rein englischer Arbeits- 
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gebiete vor, der deutsche Handel wurde sogar in englischen 
Besitzungen ein gefährlicher Konkurrent des britischen. Eine 
aggressive Frachtpolitik unterstützte die Ausbreitung der deut¬ 
schen Produkte. Solange diese schlechter waren, schien die 
deutsche Konkurrenz dem englischen Handel noch nicht 
übermäßig gefährlich. Als aber das „Made in Germany“ ein 
Ehrentitel geworden war, als Deutschland mehr und mehr 
auch Qualitätsware auf den Weltmarkt brachte, fühlte sich 
England auf seinem ureigensten Gebiete, dem der wirt¬ 
schaftlichen Beherrschung der Welt, angegriffen, bedrängt, 
vielfach zu einer Aenderung seiner kaufmännischen Methoden 
gezwungen. 

Besonders äußerte sich die deutsche Konkurrenz in der 
Weltschiffahrt. Bald zogen sich von den Nordseehäfen die 

t anze Erdkugel überspannende Schiffahrtslinien nach allen 
eiten; an fremden Küsten, wie in Amerika und Ostasien, 
auf. den großen Flüssen des Auslandes wie auf dem Yangtse 
zeigte sich die deutsche Kauffahrteiflagge; die Hamburg- 
Amerika-Linie und der Norddeutsche Lloyd wuchsen in weni¬ 
gen Jahren zu den bedeutendsten Schiffahrtsunternehmungen 
der Welt empor; der deutsche Passagierdampfer wurde bald 
allgemein beliebter wie der englische. Britische Linien gin¬ 
gen ein, da sie die Konkurrenz mit neuentstehenden deutschen 
nicht aushalten konnten. Die deutschen Ein- und Ausfuhr¬ 
ziffern wuchsen zu gewaltiger Höhe an und rückten den 
englischen in bedrohliche Nähe. 

In dieser wirtschaftlichen Konkurrenz liegt der Keim zur 
deutsch-englischen Feindschaft. England ist keine Konti¬ 
nentalmacht, es ist die einzige Weltmacht, die Interessen 
in allen Gebieten der Erde zu verteidigen hat. Solange ihm 
über See kein wirtschaftlich und politisch ernst zu nehmender 
Gegner gegenübertrat, mischte es sich in die Händel des 
Kontinents nur insoweit, als seine Interessen dadurch be¬ 
droht wurden, beziehungsweise eine der Kontinentalmächte 
übermächtig geworden, war. Im allgemeinen hielt es sich 
abseits, ging seinen Geschäften nach und fand in der splendid 
isolation das Mittel seiner politischen Unabhängigkeit. Die 
insulare Lage schützte es vor überraschendem Angriff; das 
Prinzip, stets die größte und mächtigste Flotte zu unter¬ 
halten, sicherte ihm die Beherrschung des Ozeans; die 
Stützpunkte, die es überall besaß, hielten ihm die Wege 
nach seinen Interessengebieten offen; seine Wirtschaft ver- 
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fügte über die Rohstoffe und die Märkte der ganzen Welt; 
mit seinen unbeschränkten Mitteln beherrschte es den 
Geldmarkt der Erde. 

Durch das Emporkommen Deutschlands veränderte sich 
für England die Weltlage von Orund aus. Die Gefahr, 
von Deutschland wirtschaftlich geschlagen, aus seiner 
beherrschenden Position gedrängt zu werden, bestand. 

Nach guten kaufmännischen Prinzipien versuchte Groß¬ 
britannien zunächst freundschaftlich sich mit dem Kon¬ 
kurrenten auseinanderzusetzen. Solange der Gegensatz 
noch nicht bis zur offenen Feindschaft /gediehen war, 
erleichterte es sogar die koloniale Ausdehnung des Deut¬ 
schen Reiches. In den achtziger Jahren erwarb dieses, 
von England nicht gehindert, die Kolonisationsgebiete in 
Afrika und Ozeanien. 

Nach dem Abtreten Bismarcks machte jedoch die deut¬ 
sche Politik jene Schwenkung, die den Gegensatz zu England, 
der einstweilen noch rein wirtschaftlich war, zum politischen 
werden ließ. 

Die wilhelminische Epoche wurde durch 1 eine kräftige 
Balkan- und Vorderasienpolitik eingeleitet. Die anatoliscne 
Bahn entstand, die Bagdadbahn wurde begonnen, das Streben 
Deutschlands nach Festsetzung in Mesopotamien und am 
persischen Meerbusen sprach sich offenkundig aus. Hinter 
der schwachen Türkei erschien die starke Militärmacht 
Deutschlands in einem Gebiete, das von England als unbe¬ 
dingte Einflußsphäre betrachtet wurde. Das deutsche Bahn¬ 
system in Vorderasien schuf die Möglichkeit für. deutsche 
Heere in unmittelbarer Nachbarschaft Indiens auf der Ver¬ 
bindungslinie zwischen Aegypten und Indien aufzutreten. 
Solange die deutsche Bahnpolitik etwa bis Mossul rein wirt¬ 
schaftliche Zwecke verfolgte glaubte England sich damit 
abfinden zu können. Das Aufrollen der Koweitfrage traf es 
aber an empfindlichster Stelle. Es fühlte sich in seinem 
Besitzstand in Indien, in seiner Vormachtstellung in Asien 
bedroht. 

Die Wende des Jahrhunderts brachte außerdem die Ereig¬ 
nisse, die das Verhältnis zwischen England und Deutschland 
endgültig vergifteten. 

Als England gezwungen war, in Südafrika seinen Willen 
gegenüber dem Burenelement mit kriegerischen Mitteln durch¬ 
zusetzen, brach in Deutschland, durch die alldeutsche Be¬ 
st (2 
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wegung genährt, durch das bekannte Krügertelegramm an¬ 
gestachelt, eine große Hetze gegen das „perfide Albion“ 
los. Das englische Volk hat dem deutschen die schweren 
Beleidigungen jener Zeit niemals vergessen; eine feindselige 
Volksstimmung verhinderte seit jenen Tagen jede An¬ 
näherung. 

Die endgültige Entfremdung der beiden Nationen führte 
andererseits in Deutschland zu der Anschauung, daß Eng¬ 
land der einzige Feind der deutschen Ausdehnung und Macht¬ 
entfaltung sei; tiefer und tiefer wurde auch hier der Haß 
gegen den Vetter jenseits des Kanals. Durch ganz Deutsch¬ 
land tönte der Schrei nach der deutschen Flotte, der Flotten¬ 
verein entstand, die Flottenbegeisterung führte zu einer ge¬ 
waltigen Vergrößerung der deutschen Seemacht, durch den 
Bau der deutschen Dreadnoughts wurde das Verhältnis zwi¬ 
schen deutscher und englischer Flottenmacht sehr zu un- 
gunsten der letzteren verschoben. 

Die deutsche Marine ist nicht gegründet worden, weil man 
England angreifen wollte. Aber England sah dieses Instru¬ 
ment entstehen, wachsen und schärfer werden und mußte es 
schließlich als eine Bedrohung empfinden. Die Versuche Eng¬ 
lands auf der Basis der Beschränkung der Seerüstungen eine 
gewisse Stabilität des Stärkeverhältnisses zu erzielen, schei¬ 
terten an dem Widerstand der für die deutsche Landesver¬ 
teidigung verantwortlichen Persönlichkeiten. 

Damit war für die britische Regierung die außenpolitische 
Situation besonders schwierig geworden. Hinter der wirt¬ 
schaftlichen Macht Deutschlands stand eine gewaltige See¬ 
macht; die Sicherheit der britischen Inseln vor Angriff, der 
britischen Herrschaft über das Weltmeer hing mehr oder 
weniger von dem guten Willen des erstarkten deutschen 
Gegners ab. 

Die Vereinigung der englischen und deutschen Arbeits¬ 
kraft zu einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung, wie sie 
den englischen Politikern äm Ausgange des 19. Jahrhunderts 
vorschwebte, war mißlungen. Was blieb ihnen übrig, als 
die drohende Gefahr dadurch zu beschwören, daß sie den mut¬ 
maßlichen Feind isolierten und sich mit all den Kräften ver¬ 
bündeten, die mit Deutschland eine Rechnung zu begleichen 
hatten. Damals begann die englische EinkreisungspoUtik* 
damals begann der latente Kamptzustand zwischen England 
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und Deutschland, der sich im Weltkrieg zu seiner größten 
Katastrophe entlud. 

Auch auf englischer Seite war die Einkreisungs- und 
Rüstungspolitik im Grunde genommen defensiv gedacht. Aber 
aus der alleinigen Tatsache, daß der Gegensatz zu Deutschland 
ein so scharfer geworden war, und England zu einer voll¬ 
kommenen Aenderung seiner politischen Grundsätze zwang, 
daß nicht nur auf dem Lande, sondern auch zur See die von 
den Völkern zu tragende Rüstung immer schwerer und 
drückender wurde, mußte, wenn nicht heute, so doch morgen 
die kriegerische Auseinandersetzung entspringen. 

Die Absicht, die England dabei leitete, war diejenige, sein 
Recht zu verteidigen, das Recht des Besitzenden, das Recht des 
gewaltigsten Imperiums, das die Welt je gesehen. England 
stand und steht auf dem Standpunkt, daß es jede Handlung, 
die-seine Vormachtstellung, seine wirtschaftliche und politische 
Herrschaft bedrohte, als feindliche ansehen mußte. Jeder 
Versuch, seiner Flotte gefährlich zu werden, die Vorteile seiner 
insularen Lage auszuschalten, stieß auf hartnäckigen Wider¬ 
stand. 

Die deutsche Politik erstrebte die politische und wirtschaft¬ 
liche Gleichberechtigung, damit ein Aufhören der englischen 
Vormachtstellung. Dieses Streben konnte von England nur 
als Angriff empfunden werden. 

Daß die englische Einkreisungspolitik zu einem solchen 
Erfolge führte, ist aber nicht allein auf das Konto der eng¬ 
lischen Diplomatie zu setzen. Die Unklugheit, Ziellosigkeit 
und Blindheit der deutschen Politiker in der entscheidenden 
geschichtlichen Epoche trägt ihr gut Teil Schuld daran. 

Im Hochsommer 1914 war auf seiten der englischen Staats;- 
männer sicher viel guter Wille vorhanden, den Ausbruch des 
Krieges zu verhüten, solange noch irgendeine Aussicht be¬ 
stand, den Gesamtfrieden zu erhalten. Als jedoch die 
russische und unmittelbar darauf die deutsche Mobilmachung 
erfolgte und damit der Zusammenstoß der Mächte aut dem 
Kontinent unvermeidlich wurde, konnte und durfte England 
nicht mehr neutral bleiben. 

Wer in dem Augenblick noch damit rechnete, daß sich 
England dem bewaffneten Konflikt fern hielt, kannte die 
Weltlage nicht. 

England war mit Rußland und Frankreich durch gemein¬ 
same Interessen, durch Freundschaftsverträge verbunden. 

31 / 8 * 
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Deutschland war sein gefährlichster wirtschaftlicher Konkur¬ 
rent, sein politischer Nebenbuhler und der Besitzer der zweit¬ 
größten Flotte der Welt. Zwischen dem deutschen und eng¬ 
lischen Volke stand der Haß der Jahrzehnte. Nur politische 
Harmlosigkeit konnte von England erwarten, daß es zugunsten 
des feindlichen Deutschlands, zum Nachteile seiner Freunde 
neutral blieb. Ganz abgesehen von der moralischen Bindung 
Englands auf seiten Rußland-Frankreichs zu fechten, würde 
ein Fernbleiben vom englischen realpolitischen Standpunkt 
aus ein grober Fehler gewesen sein, denn im August 1914 
bot sich eine so günstige Gelegenheit mit. dem verhaßten 
Nebenbuhler abzurechnen, wie vielleicht nie mehr wieder. 
Endlich war die Möglichkeit für England gekommen, durch 
die militärische Vereinigung der ganzen Welt gegep Deutsch¬ 
land, sich von diesem Alp, der drückend auf seinem Wirt¬ 
schaftsleben lag, zu befreien. 

Wenn wir die Handlungsweise Englands beurteilen, sprechen 
wir gerne von der Rassenverwandtschaft und von dem häß¬ 
lichen Zuge, der darin liege, daß England den ihm durch 
Blutsbande am nächsten verwandten Volk in den Rücken 

f efallen sei. Das Wort von der Rassenverwandtschaft ist ein 
chlagwort wie so viele andere. Der Engländer ist mit dem 
Franzosen mindestens ebenso stammverwandt wie mit dem 
Deutschen. Der keltische und romanische Einschlag in seinem 
Volkstum ist so groß wie der angelsächsische, der germa¬ 
nische Einschlag im Franzosentum übrigens nicht viel ge¬ 
ringer, wie bei den süddeutschen Stämmen. Mit wenigen 
Ausnahmen ist es heute allein die Sprache, welche das Na¬ 
tionalbewußtsein schafft und auf dem Gebiete der alten Ger¬ 
manen, Romanen und Kelten wohnen längst Mischvölker 
verschiedenster Art. 

Auch das Deutschtum steht nur in sehr losem Zusammen¬ 
hang mit den rein germanischen Stämmen der Zeit um Christi 
Geburt. Der Deutsche kannte England und den Engländer 
nicht. Es ist dies um so merkwürdiger, als er im Auslande 
oft genug in Berührung mit ihm kam. Man war gewohnt, 
das englische Volkstum nach seinen etwas spleenigen Ver¬ 
tretern zu beurteilen, die den Kontinent bereisten. 

Wer aber mit offenen Augen draußen-den Engländer an der 
Arbeit gesehen hat, wer sah, wie er "seine ganze Kraft an 
die Erreichung eines Zieles setzte, wer überdies die englische 
Geschichte der letzten Jahrhunderte auch nur oberflächlich 
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verfolgt hatte, konnte nicht einen Augenblick darüber im 
Zweifel sein, daß sich in diesem „Krämervolke“ eine ungeheure 
Organisationskraft mit klarem Zielbewußtsein paarte, daß es 
einen energischen Willen besaß, der dem als richtig erkannten 
Ziel mit eiserner Konsequenz zustrebte. Die Schaffung der 
englischen Kontinentalarmee, die Einführung der allgemeinen 
Wehrpflicht, die gründliche Vorbereitung der englischen Ko- 
loni^blfeldzüge in Mesqpotamien und Palästina sind Leistungen, 
die die Achtung des Staatsmannes und Soldaten verdienen und 
die darum nicht kleiner werden, weil eine Anzahl maßgebender 
Leute in Deutschland sie seinerzeit mit einem Achselzucken 
abtun zu können glaubten.' Gerade das, was dem Deutschen 
während des Krieges fehlte, besaß der Engländer in hohem 
Maße, kühles Rechnen mit Raum, Zeit und Kräften. 

Großbritannien hat sein Ziel erreicht. Die stärkste Kontinen¬ 
talmacht, die einzige die ihm gefährlich werden konnte, ist 
niedergeworfen. Auch sein Gegner aus anderer geschichtlicher 
Zeit, Rußland, ist klein und ungefährlich geworden. Und 
doch ist die Lage Englands, heute am Ende des größten 
Krieges, den es je geführt, nicht diejenige eines unbedingten 
Siegers. 

Jenseits des Weltmeers entstand seinem Imperium, seiner 
wirtschaftlichen Alleinherrschaft ein neuer gewaltiger Geg¬ 
ner, die nordamerikanische Union. England schuldet ihr eine 
Milliarde Goldpfund, in Südamerika und Ostasien verdrängt 
der Kaufmann der Vereinigten Staaten denjenigen des Ver¬ 
einigten Königreichs. Zur See und auf dem Lande ist die 
Union heute bis an die Zähne bewaffnet. 

In Ostasien ist Japan groß geworden. Es beherrscht China, 
Sibirien, seine flacht reicht bis an den Ural. Es betrachtet den 
Stillen Ozean als japanischen See. Das stolze Albion ist heute 
der Schuldner des verachteten gelben Mannes. 

Auf dem Kontinent überragt die politische Macht Frank¬ 
reichs diejenige aller andern Staaten. Der Islam erhebt in 
Asien und Afrika drohend sein Haupt 

Auch für England ist die Zukunft unklar und birgt die 
schwersten Gefahren. Deutlich zeigt sich, daß auch seine 
Rechnung nicht ganz ohne Fehler war. 

(Fortsetzung folgt.) 
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Dr. F. M. HUEBNER (im Haag): 

Die deutsche Bildung als Gemeinbesitz. 

£)IE Ausrufung Deutschland^ zum Volksstaate hat der rechts¬ 
kräftigen Autorität des Gemeinwesens an und für sich 
keinen Abbruch getan; zu den bisherigen Vollmachten sind 
diesen vielmehr von allen Seiten noch neue, erweiterte hin¬ 
zugewachsen. In einem Ausmaße, wie niemals früher, wurden 
die Berührungspunkte des Einzelnen mit dem Staate und dessen 
Seinsnotwendigkeiten vervielfacht; es gibt keinen Erwerb, 
keinen Verbrauch, keine Bedürfnisdeckung, wo fürderhin 
regelnd und nutzenziehend der Staat nicht mitspräche. Es 
muß nun alles an seinem Ausdrucke weben, irgendwie Steht 
jegliche Leistung und jegliche Güterlabe ihm zu. Er stellt 
damit einen Sacnbesitz dar, der gegen früher um ebensoviel 
wertumfassender ist, als nun nicht mehr einzelne Regierende, 
sondern die Volksgenossen und das Volksgut insgesamt seine . 
Bedeutung tragen. 

Hierdurch aber steigt die Gefahr auf, daß nicht der deutsche 
Mensch der zuletzt Obsiegende ist, sondern neuerlich dieser 
nach innerer Wert- und Machtfülle unendlich gesteigerte Staat, 
den die Gemeinschaft dadurch, daß sie ihn in Besitz nahm, 
soeben glücklich überwältigt hat. Damit würde nur unter 
anderem Gesichte der gestrige Zustand wieder zurückkehren, 
wo die Nation dem Staate Hörigkettsdienste leisten mußte, 
statt daß dieser in den Händen des Volksganzen das will¬ 
fährige politische Werkzeug bildete. 

Die Gefahr droht solange, als die Deutscheg sich nur aut 
den materiellen Besitzstand des Reichs werfen und als sie 
glauben, die Herrschaft über ihr Gemeinwesen brauchten 
sie allein kraft so äußerlicher Akte wie den Erlaß von 
Vertassungsgesetzen aufzurichten. Das Wesen des Besitzes 
ist geistig. In den Artikeln der neuen deutschen Grund¬ 
rechte bieten sich vorläufig dem Staate, um zu entschlüpfen 
und sich zu erdrückender Ueberlegenheit aufzurecken, genug 
Gelegenheiten. Denn bei Lichte besehen mag das, was sich 
Nationalisierung der Wirtschaft, der Arbeit, der bürgerlichen 
Anrechte nennt, ebenso gut auf die vollkommene Fiskalisierung 
des Herstellungsertrags, der Arbeitskraft, der Bürgerpersön¬ 
lichkeit hinauslaufen. 
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Statt einer einfachen Hinnahme des staatlichen Gemein¬ 
besitzes durch die Nation, verlangt darum die zweite An¬ 
strengung, die zu erfüllen ist, die schöpferische Mittätigkeit 
der sämtlichen Eigentumsteilhaber. Zu ihrem eigenen Vor¬ 
teile haben diese zu verhüten, daß die weimarische Verfas¬ 
sungsgesetzgebung jejnes kahle Organisationsgerüste bleibt, 
welches schon heute die Entwicklung mehr einzwängt als 
lebensvoll gliedert. Es muß die Einrichtung des Volksstaats 
die Stärke eines Bekenntnisses erlangen, das den deutschen 
Menschen in seiner inwendigen Erlebensfähigkeit mitenthält. 

Nicht ohne weiteres ist es ausgemacht, ob die geistigen 
Energien des deutschen Volkes zu dieser Aufgabe willig oder 
ihr auch nur gewachsen sind. Die Anspannung der Kriegs¬ 
jahre dauerte zu lange und war zu riesenhaft; vorläufig 
haben die erschöpften Nerven, nachdem die Hoffnung auf 
den Sieg versank, durch einen völligen Niederbruch dafür 
Rache genommen. Widerstände, die Vorbeugen könnten, daß 
der machtpolitischen Zerbröckelung und Verdumpfung 
Deutschlands nicht die inwendig-sittliche auf dem Fuße folge, 
wollen fast nirgendwo sich kundgeben. Der Reichtum des 
deutschen Volkes an Bildungswerten steht in Wahrheit genau 
so abgegrast und verwüstet wie der des Geldes, des Gewerb- 
fleißes, der Handelsmöglichkeiten. Bei einer solchen Ent¬ 
blößung an Idee und tiefer Zucht eine geistig-kulturelle 
Stoßkraft von Deutschland gar nach außen hin zu verlangen, 
erscheint schlechterdings hoffnungslos. 

Daß Hand in Hand mit dem einen das andere hinsank,, 
mit dem staatlichen deutschen Machtgepräge die Macht und 
angestaunte Größe des deutschen Bildungsgebäudes, deckt 
auf, welche innigen Beziehungen wechselweise zwischen ihnen 
bestanden haben. Es ist dadurch mehr als ein.nur zeitlich 
verbundenes Nebenein ander, nämlich eine ins Wesen greifende 
Verwandtschaftlichkeit beider zum Vorschein gekommen, und 
die Vermutung wird wach, daß über dem Schicksale ihres 
Aufstieges wie ihres Falls die gleiche Notwendigkeit ge¬ 
waltet nat. Denn wohl wäre es denkbar gewesen, daß die 
geistige Kultur des jungen Kaiserreichs entgegen dem kriege¬ 
rischen Mißerfolge und als ein unversiegbarer Brunnen des 
Trostes und dg* Stärkung im nationalen Unglücke sich be¬ 
währt und ruhig fortgedauert hätte. 

Wie jedoch durch die Niederlage nicht eigentlich das Volks¬ 
ganze gefällt und erledigt wurde, sondern nur jener deutsche 
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Obrigkeitsstaat, der sich nicht in seinem sozialen Besitze 
und in seiner politischen Botmäßigkeit befand, und wie die 
Vernichtung der wirtschaftlichen Vormachtstellung den Volks¬ 
körper hauptsächlich deswegen in so ungeheuerliche Mit¬ 
leidenschaft hineinriß, weil der Prozeß und die Erträgnisse 
der Hervorbringung sich verselbständigt und ihrerseits den 
Menschen in Knechtschaft geschlagen hatten, so glimmt eine 
kleine Hoffnung vielleicht in dem Gedanken auf, daß auch 
die neudeutsche Bildung zuletzt ohne Verwurzelung und Art¬ 
gleichheit zum deutschen Menschen blieb, vielmehr in Ab¬ 
stand und Widerspruch zu ihm lebte, und daß füglich diese 
Bildung, indem sie hinsank, nicht das deutsche Geisteswesen 
überhaupt bedeutet hat. 

Der Drang nach Wissen und Wissenschaftsentfaltung ruhte 
im neuen Deutschland sittlich auf dem gleichen ehrgeizigen 
Optimismus, den das Glück der Reichsgründung in jeg¬ 
lichem Tun und Treiben der Nation geweckt hatte. Jener 
inbrünstige Glaube, daß es auf Macht ankäme, und daß 
die Macht sichtbar und wirksam werde in äußerlichen Ei¬ 
gentum swerten, die darum nach Anzahl und Umfang unab- 
laßlich zu mehren seien, ließ die Deutschen den Satz: „Wissen 
ist Macht“, wesentlich materiell begreifen und spiegelte ihnen 
vor, daß derjenige die Herrschaft über die geistige Welt 
gewinne, der die Aufstapelung von Denkergebnissen am höch¬ 
sten steigert. Die Erkenntnis wurde auf die Weise in Deutsch¬ 
land zu einem Fabrikat, das in allen Bereichen und Fernen 
fremde Leistungen zu verdrängen und zu überbieten suchte. 
Die Wissenschaft trieb in eine Ueberprodiiktion hinein, der 
die Frage nach dem Bedarfe der Lebenden zuletzt. gänzlich 
aus dem Gesichte schwand und die statt dessen, genau wie 
die deutsche Volkswirtschaft, zunehmend aut die Erzielung 
von intellektuellen Profiten und Mehrwerten Jagd machte. 
Die Feststellung, wer für gebildet zu gelten hatte, war in 
Deutschland von der anderen abhängig, wie viel einer rein 
formal „wußte“, nach diesem handgreiflichen Wissensquan¬ 
tum, worüber man sich liebstens durch einen amtlichen Schein 
auszuweisen hatte, bemaß sich der Grad von Ehrerbietung, 
die dem einzelnen geistig zustand und die von der Gesellschaft 
ihm dienstwillig gezollt wurde. 

Der Staat förderte diese Art von Bildungsdrang mit dem 
Aufgebote aller ihm zustehender Mittel. Geistige Schöpfun¬ 
gen, die außerhalb der allgemeinen Bildungsübereinkunft trotz 
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alledem noch erblühten, hatten kaum Aussicht, bis zu den 
Menschen zu dringen, so sehr dienten alle Mittel des Oeffent- 
lichmachens nur der einen offiziellen Sinnesweise. Durch 
Beziehungen und Rücksichtnahmen, Vorschriften und still¬ 
schweigende Uebereinkünfte waren Prediger, Universitätspro¬ 
fessoren, Gymnasial- und Volksschulredner, Zeitschriitleiter, 
Verleger, Museumsvorstände zu einer einzigen schirmenden 
Trabantenschar zusammengeschlossen, die solche Werke und 
Personen, welche Widerspruch und Auflehnung bekundeten, 
planmäßig totschwiegf oder als staatsgefährlich an den Pranger 
stellte. Die Universitäten, einst für Lehrer und Studenten 
Hochburgen stürmisch freiheitlichen Geistes, sanken herab 
zu demütigen Examensfabriken. Die Schulen der Unter- und 
, Mittelstufe waren Lernmühlen, wo die Jugend ihr Weltbild 
befehlerisch vorgeschrieben erhielt und derjenige Schüler für 
meistbegabc gelobt wurde, der in der Aneignung des darge¬ 
botenen Hirnwissens sich am hurtigsten anstellte. 

Der deutsche Gebildete, der sich unter solchen Einflüssen 
formte, zeigte, verglichen mit den noch eben vorangegangenen 
Geschlechtern, eine erschreckende Verarmung an eigentlicher 
Güte, Herzenstugend, Begeisterungsfähigkeit. Aus den Um¬ 
gangsformen, den Wohnungseinrichtungen, dem Stil der Ge¬ 
selligkeit war die Kultur der Voreltern wie weggestorben, 
dessen ungeachtet, das die lärmenste Losung der Zeit gerade 
„Kultur“ lautete. Die Vertreter des Geistes wandelten dahin 
wie Referate über das jeweilig beherrschte Fachgebiet, wie 
Nachschlagebücher, wie Zettelkästen. Sie verfingen sich in 
ihrer eigenen kalten Gier nach Erfahrungstatsachen, exakter 
Beobachtung, Objektivität und kamen vor lauter Ursächlich¬ 
keitskonstruktionen zu keiner freien und unmittelbaren Ent¬ 
scheidung mehr. Die Masse des Erforschten türmte sich der¬ 
art umfänglich und erdrückend, daß dieser Schatz zuletzt / 
durch sich selber eine ewige, unbewegliche Autorität bean¬ 
spruchte, und daß sich nirgendwer die Kraft zutraute, den 
Gefängnisturm kurzerhand in die Luft zu sprengen. 

Seine Anhänger und Zeremonienmeister bezog der neudeut¬ 
sche Bildungskult vornehmlich aus der einen Schicht des 
Bürgertums. Diesem bedeuteten Kenntnisse den willkomme¬ 
nen Zuwachs an Behagen und sinnfälliger Lebenssicherheit, 
einen genußmehrenden Begleitakkord zur Daseinsdauer, die 
an und für sich schon von unermeßlichen Reichtümern, Fort¬ 
schritten, Bequemlichkeiten strotzte. Seine alte Märchen- 
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fügend, sich zu wundern und die sichtbare Welt in Frage 
zu stellen, hatte dieser neue deutsche Geist vollkommen ab¬ 
gestreift; er hütete sich weislich, durch Spuckgebärden und 
Rätselsprüche in das lachende Tageslicht der Zeit Schatten zu 
werfen. Entschlossen hatte er seinen Platz neben dem Dies¬ 
seits, *eben der „Macht der Tatsachen“ bezogen, immer zu 
willfährig, der Wirklichkeit oder was den Namen einer 
solchen bekam, nach Bedarf bestätigend und verherrlichend 
das Wort zu reden. 

Nicht minder verkannte der neudeutsche Geist seine Auf¬ 
gabe auf dem sozialen Gebiete. Statt daß er im Menschen 
nach bestem Vermögen den menschlichen Brudersinn zu 
wecken und wärmer zü machen suchte, half er, als einer der 
wenigst nachsichtigen Antreiber, die Verfremdung zwischen » 
den Klassen der Gesellschaft immer schrecklicher zu gestalten. 
Die Bildung umkleidete sich bei der Oberschicht vielfach mit 
einer solchen inwendigen Dünkelhaftigkeit, daß sich bei den 
unteren Schichten als Rückstoß gegen diese Bildung ein 
unausrottbarer Widerwille einnistete. Zu den „Gebildeten“ 
zu gehören, machte in den Versammlungen und den Ver¬ 
bänden der Arbeiterschaft von vornherein verdächtig. 

Wenn die breite mittellose Masse des Volks bei der Aus¬ 
führung der Revolution den Gebildeten gemeinhin abgelehnt 
hat und sie danach trachtet, künftighin das Bürgertum als 
soziale Schicht nach Möglichkeit ganz zu beseitigen, so be¬ 
deutet dies alles nur die natürliche Folge einer seit fünfzig 
Jahren gepflogenen Abtrünnigkeit der deutschen Geistesge¬ 
sittung von sich selber. Der neue deutsche Kulturbegriff 
erwies sich im Glücksumschlage genau so künstlich, unorga¬ 
nisch, volksfremd, wie der in Verwaltung und Machtprestige 
sich ausprägende deutsche Staatsbegriff. Infolgedessen wäre 
es irrig, die Kulturenergie des deutschen Volkes überhaupt 
als brüchig geworden und als abgewirtschaftet beklagen zu 
wollen; von einer Krisis der deutschen Bildung zu sprechen 
hat nur insoweit Berechtigung, als man hieroei auf jenen 
bestimmten Bildungsausdruck zielt, dessen wesentlicher Trä¬ 
ger die Schicht des liberalen Bürgertums war. 

Eine Wiederaufforstung des-dürr und unergiebig geworde¬ 
nen Erdreichs zu versuchen, wäre nutzlose Liebesmühe; Heil 
zu erwarten i.t allein von einer Verjüngung des Kulturinhaltes 
selber und von neuem, unverbrauchtem Menschenbode/i. In 
all den weiten Volksstrecken, die bisher das geistige Gut un- 
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vollkommen oder lieblos zugeteilt erhielten, dort schlummern 
die Keime der Erneuerung! Zur unmittelbar persönlichen 
Sache des Daseins und zu einem lauteren Gegenstand der 
Seele wird die deutsche Bildung von dem Augenblicke ab 
wieder werden können, wo die Volksgemeinschaft sie als 
Nationaleigentum erklärt, und kein Volksgenosse hinter einem 
anderen mehr in seinen Anrechten auf Mitbesitz zurücksteht. 

Der angewiesene und kürzeste Weg zu dieser Inbesitz 1 - 
nähme führt über die deutsche Schule. Es versteht sich von 
selbst, daß sie ihre alte Form hierbei nicht weiter bei¬ 
behalten kann. Das unplanmäßige Durcheinander des deut- * 
sehen Unterrichtswesens muß m einer Einheit zusammen¬ 
gezogen werden, die den deutschen Erziehungsanstalten unter 
Abschaffung des Schulgeldes, der Zulaß- und Ab 
fungen, des Berechtigungswesens ihren bisherigpi 
von ausgeprägten Standesschulen nimmt und Gewähr dafür 
bietet, daß jedwede jugendliche Begabung gleichmäßig zum 
Rechte ihrer bestmöglichen Ausbildung gelangt. Von der 
Grundschule an bis zur Hochschule muß eine von allen 
Hemmnissen der Parteizugehörigkeit, des Vermögens, des 
Glaubensbekenntnisses freie Unterrichtserteilung durch¬ 
greifen, die. zu ihrem obersten Ziele sich die Pflege des 
deutschen Gemeingeistes zu setzen hat. Daß sie dies mit 
anderen Mitteln erreichen muß, als mit dem verfälschenden, 
nationalistisch verhetzenden des vaterländischen Geschichts¬ 
unterrichts von gestern, dafür hat eine Hand in Hand gehende 
Reform der Stundenverteilung und des Gesamtlehrplanes 
zu sorgen. Die Stellung des Lehrers, welcher bisher seine 
Tätigkeit schroff gegenüber der Klasse, als der Vorgesetzte, 
ausübte, hat sich dahin zu ändern, daß der Lehrer mitten in 
den Kreis der Lernenden tritt und er den Schülern zum lei¬ 
tenden, erfahrungsältesten Arbeitskameraden wird. Um sicht¬ 
bar zu .machen, daß die Schule der Jugend wegen da ist 
und ihr angehört, werden die Schüler an der geistigen Ver¬ 
waltung derselben durch Einsetzung von Schülerräten wirk¬ 
sam mitbeteiligt. Die als vollkommenste Lösung vorschwe¬ 
bende Schulverfassung bleibt die Schulgemeinde. An die 
Einheitsschule haben sich im übrigen auch jene Anstalten 
und Möglichkeiten der Volksaufklärung anzulehnen, die wie 
öffentliche Büchereien, freie Hochschulen, Arbeiterkurse, 
kostenlose Kunstunterhaltungen die geistige Ebene in Deutsch¬ 
land mehr gelegentlich ausdehnen und höher heben sollen. 
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Mit dem Umbau der Landesschulorganisation und des all¬ 
gemeinen Lehrverfahrens ist der neue äußere Rahmen be¬ 
zeichnet, der fortan die Wissensvermittlung in Deutschland 
einheitlich einschließen soll: Hierbei darf es freilich nicht 
sein Bewenden haben. Es muß ergänzend der Bildungsbegriff 
als solcher sich wieder ins Rechte rücken, derart, daß der 
eigentliche, nämlich der sittliche Endzweck der Bildung aller 
Welt unwiderleglich ins Auge springt. Nicht länger mehr 
darf es das Wissen bloß in seiner Zahl und Masse sein, 
worauf es ankommt. Von der Oberfläche weg muß das 
Schwergewicht des Lernens, des Lesens, des Schreibens, des 
Denkens sich ganz einwärts, in die Seele, in das persönliche 
Erlebnis verlegen. Wo der deutsche Mensch bisher vornehm¬ 
lich auf sein Gedächtnis baute und er vermeinte, sich den 
Gehalt der Erkenntnis am innigsten einverleiben zu können, 
wenn er dieses emsig und\ endlos mit Lehrstoff vollfüllte, 
muß sein Sinn jetzt dafür geöffnet werden, daß in den echten 
und bleibenden Besitz des Geistes nur übergeht, was Kopf 
und Herz mit tätigem Erfassen sich zu einem neuen und 
eigenen Schöpfungsgebilde gemacht haben. Statt daß ihn, 
den Menschen, der anschwellende Ballast des Wissens zu- 
decken und totdrücken darf, muß er das Wissen wie eine 
Leiter gebrauchen lernen, auf deren Sprossen es aus Dunkel 
und Dumpfheit zu einer immer helleren Befreiung seines 
Wesens emporsteigt. 

Es handelt sich somit um alles andere als um eine ent- 
seelende Gleichmacherei der Gesinnungen, Denklinien, Wil¬ 
lensziele. Der deutsche Mensch soll keinerlei Einbuße er¬ 
leiden an der Fülle, der Buntheit, dem Tiefsinn seiner Eigen¬ 
arten. Die ganze Absicht der neuen Erziehungsweise geht 
darauf, den Deutschen weit stärker als bisheV zu selbstän¬ 
digem Urteil, zu deutlichem Prägeumriß und zur Festigung 
seines schweifenden Charakters hinzuführen. Die Verein¬ 
heitlichung des Unterrichtswesens bedeutet nicht, daß die 
deutsche Schule auf einige wenige Vorlagemuster einge¬ 
schränkt werden soll; im Gegenteil müssen sich die Schul¬ 
arten, jeweils entsprechend den Berufsarten und den verschie¬ 
denen Begabungen der Schülerwelt, über das ganze Land hin 
vermannigfaltigen. Der deutsche Geist soll die Gelegenheit 
erhalten, in viel vollzähligeren Gestaltungen, Proben, Spiege¬ 
lungen, in viel reicherer Abwechslung und Gegensätzlichkeit 
der Manschen, als wie er dies unter der Herrschaft des 
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bürgerlichen Bildungsbegriffs durfte, seine Gewalt und seine 
ewige Unerschöpflichkeit zu .beweisen. 

Am deutschen Menschen von gestern war bis zu einer 
letzten Entwicklungshöhe gebracht, was immer sich ersitzen, 
anlernen, nachahmen ließ, kurzum, was in dem Bereich -des 
Zweckhaften und der verstandesmäßig-schulbaren „Fähigkei¬ 
ten“ fiel; vor dem ursprünglichen Menschen, dem Menschen 
aus einem Stück, schien die Gesellschaft einen tiefgeheimen 
Schrecken zu hegen. Die Oberschicht der Gebildeten stellte 
sich letzten Endes genau so farblos, eintönig, ungestalt in 
ihrem kulturellen Gefüge dar, wie die breite Masse der 
Ungebildeten. Beide zusammen lebten sie als jenes Millionen¬ 
heer von deutschen Einzelichs denen nicht einmal zu Gefühl 
kam, welche Leere und unwirtliche Einsamkeit zwischen ihnen 
lagerte. 

Indem es der Mensch ist, der nunmehr wieder in den Mittel- 

E unkt gerückt wird, und das ganze öffentliche Erziehen und 
ehren darauf abzielt, den Menschen, einen wie den anderen, 
in sich selber bewußter, seinen natürlichen Anlagen getreuer 
zu machen, gewinnt der deutsche Geist eben so viel neue 
Quellpunkte, aus denen er sich speisen und ergießen und die 
gesamte Nation zaubermächtig durchströmen kann. Sich vom 
Einzelnen unendlich hinaus verzweigend in die Allgemein¬ 
heit und von dieser wieder heim in den Einzelnen zurück¬ 
mündend, vyird der deutsche Geist befähigt, dasjenige, was 
zerfallender Haufe und eigensüchtiges, millionenfaches Son¬ 
derschicksal war, durch seinen Kreislauf in eine große see¬ 
lische Einhelligkeit zusammenzuschließen, die vom selben 
Augenblicke an aufhört, bloß graue, ungeheure „Masse“ zu 
sein, die vielmehr erst jetzt „Volk“ im erhabensten Wort- 
verstand heißen darf. 

Geistig solcherart gegliedert und geeint, müssen die Deut¬ 
schen an jene zweite Aufgabe herantreten, die sich keineswegs 
darin erschöpft, daß sie dem Staate, der sie politisch ein¬ 
rahmt, menschlich schlecht und recht die Wage halten, son¬ 
dern die verlangt, daß sie ihm, dem Staate, jene gleiche 
sittliche Idealität einflößen, die für sie als Volk nun den 
tragenden Lebenssinn bildet. Hierzu bedarf es einer dauern¬ 
den revolutionären Kräfteanspannung. Es muß verhütet 
werden, daß die weimarische Verfassungsgesetzgebung vor 
der Zeit zu einem System erstarrt, das wie das vorhergehende, 
sich zwischen die Gegenwart der Deutschen und ihre Zu- 
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kunft als verhängnisvolle Hemmung einschaltet. Denn fern 
davon, den Abschluß und die. Krönung der Revolution zu 
bedeuten, darf die neue Rechtsform des Deutschen Reiches, 
auch sie, nur eine Durchgangsstufe auf jenem Wege bilden, 
den die Nation zu sich seloer, zu ihrer immer vollständigeren 
Verpersönlichung und letzten Endes zur Abschaffung des 
Staates überhaupt zurücklegt. Der Entwicklung heilsam zu 
sein, vermag die neue Verfassung nur dann, wenn sie ihre 
Formfestigkeit nicht aus dem eigenen Ansprüche auf gesetz¬ 
geberische Endgültigkeit verliehen bekommt, sondern' aus der 
innigen Einsenkung in die Seelenkräfte des deutschen Volks¬ 
ganzen. Diese Formfestigkeit wird eine solche sein müssen, 
daß immerfort an ihr, wie an einem echten Lebensgebilde, 
Wandlungen, Neuerungen, Verfeinerungen möglich bleiben, 
gemäß den niemals zur Ruhe gelangenden geistigen Wachs¬ 
tumsumschichtungen im Innern des Volksorganismus. 

Das Gefühl, daß die gedankliche Rechtfertigung der neuen 
Verfassung nicht bei ihr selber liegt, sondern beim Volke, 
und daß es die Wunschkraft aller Volksgenossen ist, welche 
der neuen Ordnung (erst (dien Leben gießenden Atem einhauchen 
muß, dieses selbstbewußte Gefühl wird den einzelnen Deut¬ 
schen vor der Gefahr schützen, vor dem Staate erneut 
menschlich zu unterliegen, auch wenn selbiger einmal die 
Leitung des gesamten Produktionsprozesses in die Hand 
genommen haben wird. An diesem Punkte, wo die deutsche 
Volksgemeinschaft ihre ganze Geistesgegenwart aufzubieten 
hat, um über den Staat Herr zu bleiben und wo unerhörte 
Spannungen herüber und hinüber in Handlungen treten wer¬ 
den, hier laufen vielmehr alle Möglichkeiten zusammen, daß 
Deutschland nach langer Zeit wieder zu einer vollen Ver¬ 
geistigung seines Daseins gelangt, und daß, den Gegendruck 
versöhnend, eine Kultur entsteht, die nicht vom Staate künst¬ 
lich und obenhin den Bürgern auferlegt wird, oder die neben 
dem Staate in kleinen Gruppen von Emgeweihten dürftig ihr 
Leben fristet, sondern eine umfassende, nationale Kultur,' 
die Volksbildung und Staatsgesinnung gleichmäßig und ein¬ 
heitlich ineinander schmilzt. In einem derartigen sittlichen 
Zusammenschluß wird Deutschland die beste Rückenstütze 
für sein künftiges Ansehen in der Welt besitzen und sicher 
sein dürfen, daß dem Eindrücke dieser seiner sozialen Kultur 
und der von ihr ausströmenden unendlichen Werbekraft die 
fremden Nationen sich nicht entziehen können. . 
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MÜLLER-BRANDENBURG: 

Vom nationalen Gedanken. 

IN Nummer 530 vom 16. Oktober 1919 des „Vorwärts“ 

schreibt der Genosse Oda Olberg: 

„Das eine aber weiß ich, weil ich es als unmittelbar 
triebhafte Gewißheit in schweren Jahren erlebt habe, 
daß das Gefühl der Zugehörigkeit zum eigenen Lande 
und zum eigenen Volke zu mir gehört als ein untrenn¬ 
barer Teil meiner Persönlichkeit. Daß das Vaterland in Not 
jedes Gefühl internationaler Gemeinschaft in schemenhafte 
Ferne rückte, wie ich auch heute fühle und weiß, daß jede 
Kränkung, Bedrückung und Beeinträchtigung eines Volkes 
sein nationales Gefühl steigern muß bis zum Fanatismus, 
und daß sie eine wirklich in den Herzen wurzelnde inter¬ 
nationale Gemeinschaft nur auf das Verstehen und Achten 
jeder Nationalität bilden kann, nie aber ausgehen kann von 
Nichtverstehen und Nichtachten des eigenen Volkstums.“ 

Was Genosse Olberg hier sagt, ist tief empfunden und 
birgt eine unendlich wichtige, oft viel zu wenig beachtete 
Wahrheit. Die Nichtbeachter dieser Wahrheit finden wir in 
fast allen Lagern des Volkes. Da sind die Kommunisten, 
denen das Wort „Vaterland“ Schall und Rauch ist, die kein 
Verständnis haben für den Boden, auf dem sie leben, für 
die Sprache, die uns bindet, kurz das Band des Volkstums, 
das da ist, und das verleugnen zu wollen, gelinde gesagt, 
lächerlich ist. Da sind auch die sogenannten ganz bedeutenden 
„Intellektuellen“, die da wähnen, über alles erhaben zu sein, 
der Großkapitalist, der dort sein „Vaterland“ sieht, wo sein 
Weizen blüht, schließlich der Reaktionär, der unter „Volks¬ 
tum“ nur diejenigen Kreise anerkennt, die ihm helfen, die 
Klassenherrschaft wieder aufzurichten, der es nicht für anti¬ 
national empfindet, deutsches Blut für die Interessen eines 
neuen Zarentums Rußland zu opfern, der es für national 
hält, fremdes Volkstum niederzutreten. 

„Um sich selbst demokratisch regieren zu können, müssen 
die Völker vor allem eine Einheit bilden. Sie dürfen durch 
keine Uebergriffe der Feudalherrschaft zersplittert werden 
und abhängig gemacht sein, dürfen durch keine brutale Fremd¬ 
herrschaft bedrückt werden.“ 
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Ferner: „Keine Demokratie, auch nicht die friedensfreund¬ 
lichste, konnte je Wurzel fassen und sich dauernd behaupten, 
ohne sich für die nationale Unabhängigkeit haftbar zu 
machen.“ 

Und: „Wo es immer ein Vaterland, das heißt eine historische 
Gruppe gibt, die sich ihrer Kontinuität und Einheitlichkeit 
bewußt ist, da ist jeder Angriff auf die Freiheit und Unab¬ 
hängigkeit des Vaterlandes ein Attentat auf die Gesittung, 
ein Rückfall in Barbarei. Die Behauptung, der Proletarier, 
vom Kapital geknechtet, konnte durch Einfall und Eroberung 
nicht in schlimmere Knechtschaft geraten, ist kindisch-töricht.“ 

Diese drei Aussprüche stammen, von einem der größten 
Führer des internationalen Sozialismus, sie entstammen dem 
Munde Jean Jaures’, des Mannes, der in seinem Vaterlande 
der größte Feind des Chauvinismus und Militarismus war 
und doch mit heißer, nie versagender Liebe an seinem Volke 
und Lande hing. Für Jaures, wie für die Masse der fran¬ 
zösischen Sozialisten ist die internationale Organisation eine 
Weiterentwicklung, basiert auf der nationalen Einheit , eine 
Organisation, die nur möglich ist und erst lebensfähig wird, 
wenn die nationale Einheit der beteiligten Völker fest ge¬ 
gründet dasteht, wenn solche zuverlässig gewahrt bleibt, kurz, 
wenn die Völker durch keine brutale Fremdherrschaft bedrückt 
werden. Jaures und die Genossen in Frankreich haben die 
internationale Idee nie anders verstanden und werden sie nie 
anders verstehen. Und das mit vollem Recht! 

Auch die Völker können aus ihrer Haut nicht heraus! 
Können sich nie über die Nation und das historisch Ge¬ 
wordene hinwegheben, ohne sich selbst aufzugeben. Eine 
Selbstverständlichkeit! Und doch muß sie gesagt werden, • 
muß es ins Land hinausgeschrien werden. Denn es gibt, 
wie schon gesagt, in Deutschland politische Gruppen, es gibt 
in den Kreisen des Proletariats, bei den Intellektuellen und 
in der Bourgeoisie Leute, für die Begriffe „Vaterland“ nichts 
ist als eine Schimäre, Ideologen, bzw. brutale Egoisten, die 
da wähnen, sie könnten das Naturgewordene, das Historische 
mit einem Federstrich aus der Welt schaffen. Die Kommu¬ 
nisten haben sogar teilweise das Vaterland „abgeschafft“. 
Letztere weisen auf Rußland und meinen, dort erstrebe man 
von Moskau aus die Vernichtung des „nationalen Gedankens“. 
Welch ein Irrwahn! Die Arbeit der Lenin und Trotzki ist 
getragen von dem Gedanken der Schaffung eines großen 
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russischen Einheitsvolksstaates, ist also einmal national! Daß 
der Weg, den die Moskauer Diktatoren dabei beschreiten, 
falsch ist, kann an der Tatsache, daß sie „national“ handeln, 
nichts ändern. 

Während in Rußland und Frankreich über diese Dinge' 
nicht viel geredet und geschrieben werden braucht, muß man 
in Deutschland immer wieder von ihnen sprechen. Warum? 

Nun, das ist die Frucht unserer unglücklichen Geschichte , 
die Schuld der deutschen Dynastien! 

Bereits im Mittelalter sind die Franzosen zu einem Staats¬ 
und Einheitsvolk zusammengeschmiedet worden. Daß das 
französische Königsgeschlecht mit Hilfe der Städte die Feudal¬ 
herren unter seinen Willen beugte, die Kirche sich untertan 
machte, das hat sich bezahlt gemacht. In Frankreich wurde 
der Partikularismus schon in den Kinderschuhen zu Boden 
geschlagen. Ein Throfl? ein Volk, ein Land, das war das 
Leitmotiv durch Jahrhunderte hindurch. Zwar, die große Re¬ 
volution stieß den Thron um, aber die Einheit von Staat 
und Volk wurde erst recht die Grundlage alles französischen 
Seins. Wie stark der nationale Gedanke gerade in den unteren 
Schichten des französischen Volkes lebt, das zeigte die Pariser 
Kommune. Lest, was Kautsky in seiner „Demokratie oder 
Diktatur“ so musterhaft darüber schreibt! Ein Land, ein Volk, 
die Grundlage alles französischen Seins! So ist es bis auf 
den heutigen Tag, so ist es fest verankert in aller Franzosen 
Herzen. 

In Rußland eine ähnliche Entwicklung von dem Augenblick 
an, als der große Peter sich an der Newa das Fenster 
nach Europa äufschlug. Auch dort lebt der Einheitsgedanke 
in allen Volksschichten, wirkt in Moskowina sowohl, wie 
auf dem Boden der Ukraine, auch in der Düna. Die Zukunft 
wird zeigen, daß er nicht tot ist, daß Diplomaten zwar glaub¬ 
ten, ihn am grünen Tisch töten zu können, daß er aber ob 
solcher Mätzchen lacht. 

Russen und Franzosen haben eine große historische UÜber¬ 
lieferung als geschlossenes Volk. Wir haben sie nicht! Erst 
Bismarck gelang es, die Hauptmasse der Deutschen zu ver¬ 
einigen. Das ist sein ungeheures geschichtliches Verdienst. 
Diesem Mann gelang es zum ersten Male, den nationalen Ge¬ 
danken gegenüber den Dynastien in Deutschland zum Siege 
zu verhelfen. Welche Widerstände dabei zu überwinden wa¬ 
ren, das weiß heute die breite Oeffentlichkeit noch immer 
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nicht. Sorgsam verborgen ruhen, die Akten jener Kämpfe, 
gehütet von den Wächtern der Dynastie Deutschlands. Wie 
gesagt, schuf Bismarck das Deutsche Reich trotz aller dy¬ 
nastischen Widerstände. Diese Tatsache ist die Grundlage, 
aut der wir bauen. Hier haben wir weiter fortzufahren, bis 
es wahr werde, was auch die neue Verfassung verheißt, daß 
das Deutsche Reich der Inbegriff des ganzen deutschen 
Volkes ist. 

Auch nach der Errichtung des Deutschen Reiches wurden, 
wenn auch in eingeschränktem Maße, dynastische Interessen 
den Volksinteressen gegenüber ausgespielt. Breite Schichten 
des Volkes sahen und fühlten das nicht. Konnten es nicht 
fühlen, weil ihnen die Schule das Denken im Sinne der Dy¬ 
nastie gelehrt hatte. 

Darum, weil das deutsche Volk keine eigene wahre Ge¬ 
schichte gelehrt bekam, fehlte ihm das Verständnis für die 
richtige Bedeutung nationalen Seins. Scheltet darob nicht 
das Volk, scheltet darob die Dynastien und ihre Schleppen¬ 
träger, die der Entwicklung der nationalen Einheit , dem 
nationalen Volksgedanken als scharfe Gegner entgegengear¬ 
beitet haben. 

Zeigen wir dem Volke, weshalb wir dahin gekommen, wo 
wir heute stehen, zeigen wir, daß die Entwicklung des deut¬ 
schen Volkes im letzten Jahrhundert gegen, nicht mit dem 
Fürsten erfolgte. Machen wir ihm klar, daß seine weitere 
Entwicklung nur möglich ist, wenn sie frei bleibt von jeder 
dynastischen Gegenwirkung. 

Das dunkle Gefühl in den Massen, daß in der Dynastie 
ein Hauptgrund deutscher Zersplitterung liegt, hat zur Folge 
gehabt, daß am 9. November 1918 alle deutschen Throne 
zusammenbrachen an dem einmütigen Volkswillen. Wer jetzt 
versucht, das Rad der Geschichte zurückzudrehen, der be¬ 
geht ein Verbrechen an seinem Volk. 

Wenn aber der Kommunist gegen sein eigenes Land und 
Volk wütet, begeht er das gleiche Verbrechen. Es ist Wüten 
gegen das eigene Ich. Wenn man das Vaterland leugnet, es 
ist doch da, ist nicht aus der Welt zu schaffen. Sagt „Vater¬ 
land“, „Mutterland“, sagt „Heimat“ oder „Land meiner 
Brüder“, „Land meiner Sprache“. Wie Ihr es wollt. Da 
ist es. 

? ,Wenn ihr ni<?ht fühlt, ihr werdefs nicht erjagen“. 
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Zum Schluß noch ein treffliches Wort Jaurfcs’: „ Ein wenig 
Internationalismus entfernt vom Vaterland , viel Internatio¬ 
nalismus fährt zum Vaterland zurück .“ 


WALTER WOLFF (Berlin-Steglitz): 

Zipfelmütze—Brille—oder Helm ? 

Die politische Karikatur als Ausdruck der Volkspsyche. 

IN der politischen Karikatur spiegelt sich die Seele eiges 
1 Volkes. 

Wenn Deutschland Augen gehabt hätte, zu sehen, so hätte 
es schon lange vor dem Kriege aus einem einzigen politischen 
Witzbilde der „Rire“, „Punch“ oder „Life“ mehr über die 
Geistesverfassung des betreffenden Volkes lernen können, 
als aus den längstatmigen Abhandlungen. Aber die Deutschen 
wollten nicht sehen, wie sie jetzt auch nicht hören wollen 
auf die Stimmen — unter denen die der Ausländsdeutschen 
sicherlich nicht die geringsten sind —, die ihnen nachdrück¬ 
lich immer wieder die Wahrheit zu predigen versuchten und 
versuchen. 

Im Kriege würde mit einem Male die politische Karikatur 
bei unsern Feinden von Deutschland „entdeckt“ und in den 
deutschen Blättern vielfach wiedergegeben, allerdings nur 
„zur Stärkung des Siegeswillens“. Damals kam da% Wort 
vom „Lügenfeldzug“ auf, das ebenso gehässig ist, wie es 
ein schiefes Bild gibt: Als ob nämlich da, wo vorher nichts 
war, mit Ausbruch des Krieges auf einmal eine planmäßige 
Verhetzung (oder Verkennung) deutschen Wesens in Szene 
gesetzt worden sei, was doch nur auf einen geringen Bruch¬ 
teil der feindlichen Karikaturen zutrifft. 

Nun ist der Krieg vorbei, und mit dem Nicht-mehr-durch- 
zuhalten-brauchen ist auch die Wiedergabe der politischen 
Karikatur des Auslandes aus unsern Zeitungen und Zeit¬ 
schriften verschwunden. Und damit wird bei den meisten 
unserer lieben Mitbürger der Eindruck hervorgerufen, es 
gäbe nunmehr im Auslande keine politische Karikatur auf 
Kosten Deutschlands mehr; als sei dort mit Kriegsende die 
politische Karikatur ebenso plötzlich verschwunden, wie sie — 
nach deutscher Vorstellung — bei Kriegsanfang plötzlich 
aufge taucht war. 
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Aber diese Meinung ist vollständig irrig. Und ein Fehler 
ist es, ein sehr großer sogar, diesen politischen Karikaturen 
nicht nach wie vor die allergrößte Aufmerksamkeit zu schen¬ 
ken. Nicht mehr, um durchzuhalten, sondern um sich dauernd 
darüber Rechenschaft abzulegen, wie das Ausland, das feind¬ 
liche sowohl wie auch das neutrale, Deutschland und die 
Deutschen einschätzt, und um daraus Selbsterkenntnis zu 
lernen. Denn auch im gehässigsten, verlogensten Bilde steckt 
ein Körnchen Wahrheit — bei jeder Karikatur, gleichgültig, 
wer sie zeichnete, gleichgültig, auf wen sie hinzielt. 

Wie unfähig das deutsche Volk ist, politisch selbständig 
zu denken — wie sehr es blindlings alles geglaubt hat (und 
noch glaubt), was seine Obern ihm einreden — wie willig es 
darauf verzichtet hat, sich selbst ein Urteil zu bilden — Wie 
wenig es sich über die wahre Lage Deutschlands zum Rest 
der Welt jemals hat Rechenschaft zu geben gewußt — das 
zeichnet zum Beispiel „Bystander“, ein Londoner Witzblatt, 
in einem einzigen, ganze Bände sprechenden Bildchen: Man 
sieht da einen braven deutschen Spießbürger, der beim Lesen 
der Friedensbedingungen entsetzt ausruft: „Ach Himmel, wir 
müssen den Krieg verloren haben!“ 

* 

Der Deutsche liebt es, sich selbst als Michel mit der Zipfel¬ 
mütze hinzustellen, dem Sinnbilde der Verschlafenheit, der 
weltfremden Träumerei. Diese politische Karikaturgestalt ist 
die Piece de resistance der deutschen Witzblätter seit Jahr¬ 
zehnten geweseh. Sie ist ihnen fünf Kriegsjahre hindurch 
treugeblieben, und hat auch die Revolution-überdauert. Immer 
noch ist der gutmütige, verschlafene, dumme Michel mit der 
Zipfelmütze Deutschland — bei uns! Im Auslande hat man 
diese Karikatur nie gekannt — oder vielleicht besser gesagt: 
nie anerkannt, und deshalb nicht angewendet: In ausländi¬ 
schen Witzblättern wurde Deutschland nie mit der Zipfel¬ 
mütze, sondern mit dem Helm und den (Bismarcksohen) 
Kürassierstiefeln dargestellt. Das hätte den Deutschen längst 
zu denken geben sollen! Für das Ausland, das feindliche 
sowohl wie auch das neutrale, ist Deutschland immer, auch 
schon viele Jahre vor dem Kriege, die Verkörperung des Mili¬ 
tarismus gewesen, das heißt Vertreter und Verfechter der 
Politik „Macht geht vor Recht“; und ist es heute noch — 
heute mehr denn je. 
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Man soll nur nicht glauben, das Ausland befrachte heute 
Deutschland, weil es Republik ist und offiziell abgerüstet 
hat, als ein ehrlich dem Frieden lebendes, den Frieden wollen¬ 
des Volk. Wenn kurzsichtige deutsche Politiker (was man 
in Deutschland so „Politiker“ nennt) zur Bekräftigung 
unseres Friedenswillens darauf hinweisen, daß Deutschland 
„für wenigstens ein Jahrzehnt“ nicht daran denken könne, 
militärisch aufzutrumpfen, so ist gerade dieses Argument 
nur ein neuer Beweis für die Kurzsichtigkeit und das politi¬ 
sche Unverständnis der Deutschen. Sie sehen nicht, daß iii 
fiieser Beschränkung von „wenigstens einem Jahrzehnt“ schon 
die Drohung enthalten ist, nach Ablauf dieses Jahrzehntes 
wieder einmal die Zähne zu zeigen. — Das Ausland kennt 
Stetigkeit der Politik; das Ausland rechnet nicht von heute 
auf morgen und aufs nächste Jahr, sondern rechnet von 
vornherein mit Jahrzehnten. 

Es gibt da ein schönes Bild aus „Le Rire“, dieser ange¬ 
sehenen und weitverbreiteten französischen Wochenschrift, 
betitelt: „Die Parteien in Deutschland“. Man sieht da zwei 
Zivilisten und einen Militär eng beieinanderstehen und 
tuscheln. Einer von den dreien sagt: „Du mimst den, der 
nicht unterzeichnen wollte; Du markierst den, der fürs Unter¬ 
zeichnen war; ich spiele den, der sagt: ,Mir ist es Wurst*. 
Die Hauptsache ist, wir schreien alle drei, als ob wir !am 
Spieße stäken!“ So stellt man sich in Frankreich deutsches 
Parteileben vor — in einem natürlich gänzlich schiefen 
Bild. — 0 

* 

Während des Krieges ist unter dem Einflüsse des mit aller 
Hartnäckigkeit geführten Krieges gegen den deutschen Außen¬ 
handel und die Ausländsdeutschen noch eine andere Gestalt 
in den Witzblättern als für Deutschland typisch heimisch 
geworden, eine Gestalt, die im Bilde vorher nur sehr ver¬ 
einzelt anzutreffen war, wenn sie auch längst ein unentbehr¬ 
liches Requisit besonders der französischen Revancheliteratur 
(„Fritz-La-Haine“ und andere auf elsässischem Boden spie¬ 
lende Machwerke!) geworden war: Das ist der Herr Pro¬ 
zessor mit der Brille , dem ungepflegten, blondroten Vollbart, 
dem Jägerhemd, und der möglichst ungeschickt sitzenden 
Kleidung, zu dessen Attributen ein plumper Regenschirm, 
derbe Stiefel, ein Lodenhut, die Pfeife und natürlich der 
Maßkrug gehören. 
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Dieser Deutsche, der sich nicht zu benehmen weiß, ist 
ja tatsächlich in solcher und ähnlicher Gestalt nicht zu 
Dutzenden, sondern zu Hunderten, besonders als Vergnü¬ 
gungsreisender, im Auslande aufgetaucht und hat da nicht 
wenig zur Schädigung deutschen Ansehens beigetragen. Wir 
Ausländsdeutschen wissen ein Liedchen davon zu singen. 
Diesem deutschen Professor also, mit der gutmütigen Miene, 
hinter der sich (nach Anschauung der übrigen, nichtdeutschen 
Welt) Pläne zünächst wirtschaftlicher, dann möglichst auch 
politischer Welteroberungen verbergen, begegnen wir ständig 
in der Auslandspresse. Bald klettert er, mit einem großen 
Farbenkübel bewaffnet („Collier’s Weekly“) auf die Welt¬ 
kugel und übergießt sie, hinter seinen funkelnden Brillen¬ 
gläsern vergnüglich schmunzelnd, mit deutscher Farbe, so 
die Ueberscnwemmung der Welt mit deutschen Farbstoffen 
symbolisierend (über dem Bilde dieser amerikanischen Zeit¬ 
schrift stehen in Deutsch die Worte: „Deutschland über 
alles“). — Bald fliegt er als deutscher Geschäftsreisender 
samt seinem Musterköfferchen durch die Welt („Lisino“, 
Rom) und streut seine Muster über die ganze Erde: „Deutsch¬ 
lands Revanche: Während die feindlichen Völker streiken, ' 
erobere ich von neuem die Welt“, lautet die Unterschrift 
dazu. 

* 

Hinterhältigkeit ist nach Auffassung der gesamten nicht¬ 
deutschen Welt eine zwar unrühmliche, aber leider hervor¬ 
stechende Eigenschaft des Deutschen, ja sie macht nach 
ihrer Ansicht geradezu den Grundzug deutschen Wesens aus! 
Kommt dies schon in 'dem weiter oben erwähnten Drei¬ 
männerbilde der deutschen Parteien zum Ausdruck, so tut 
sie es noch deutlicher in geradezu brutaler Offenheit in 
einem anderen Bilde des „Rire“, wo Bismarck dem Grafen 
Brockdorff-Rantzau den Trost mit auf den Weg gibt: 
„Solange Deutschland seine beiden Waffen ,Lüge* und,Hinter¬ 
hältigkeit* bewahrt, wird es bald wieder stärker sein denn 
je**; oder in dem Bilde „Der Enthüller von Weimar**, (aus 
demselben Blatte): Es trägt die Randbemerkung, daß dem 
Minister Erzberger, der sich heute so pazifistisch gebärde, 
von der deutschen Militärpartei vorgeworfen werde, früher 
selbst annexionistische Pläne gehabt zu haben. Man sieht 
vor einem Haufen zeternder Militärs gelassen den Wolf 
Erzberger, als Hirte verkleidet, sitzen, mit Hirtenmantel und 
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-stab, dazu die deutsche Brille und das Lodenhütlein keck 
aufs Ohr gesetzt. Das scharfe Wolfsgebiß verdeckt ein Tuch. 
Unter dem Bilde steht ein unübersetzbares Wortspiel: Erz¬ 
berger (berger-Hirt) hütet, ein Wolf, die Lämmer auf der 
Weide, das heißt, man hat den Bock zum Gärtner gesetzt. 

Mit den schmutzigen Stiefeln der Hinterhältigkeit wird 
Deutschland nie in das saubere Haus des Völkerbundes ge¬ 
lassen („Dallas News“, U. S. A.). 

Und wenn „Le Rire“ den deutschen Friedensdelegierten 
vom Vertrage sagen läßt „er ist ja bloß Papier — machen 
wir einen Fetzen Rapier daraus“, so gibt es nur die Meinung 
der ganzen Welt von deutscher* Anschauungsweise wieder. 
(Wir brauchen unsern Lesern nicht erst zu sagen, wie gänzlich 

verzerrt diese Anschauung ist. Redaktion der Glocke.) 

* ■ 

In der ganzen v Angelegenheit der Versailler Friedensver¬ 
handlungen und Friedensbedingungen mit ihrem Komplex 
von Neben- und Unterfragen gibt es kaum eine deutsche 

Karikatur, in der Deutschland nicht als der vergewaltigte 
Michel (natürlich!) mit der Zipfelmütze, die neuerdings 
gern zu einer phrygischen umgeformt wird, dargestellt wird, 
im Auslande, nicht bloß bei den Feinden, sondern auch bei 
den Neutralen , teilt kein Mensch . diese Auffassung. Man 
muß schon sehr tief schürfen, um unter den Hunderten 
und Aberhunderten von Karikaturen etwa die aus „De Nieuwe 
Amsterdammer“ zu entdecken, betitelt: „Schlachthof Ver¬ 
sailles“, auf dem der Metzger Clemenceau dem Deutschen 

beide Beine und den rechten Arm abgeschnitten hat und 

nun zu ihm sagt: „Jetzt, da Du kleiner bist als ich und 

mir nichts mehr tun kannst, wollen wir einmal sehen, ob 
wir Dich ohne Gefahr für uns in den Völkerbund auf¬ 
nehmen können.“ 

Es lohnt sich, einmal eine Nummer der in England er¬ 
scheinenden „Review of Reviews“ zu durchblättern, die jedes¬ 
mal eine größere Anzahl von Karikaturen der ganzen Welt 
bringt und auch über Versailles eine ebenso interessante wie 
lehrreiche Zusmmenstellung von deutschen, feindlichen und 
neutralen Karikaturen gesorgt hat. Ein Bild für viele („Daily 
News“, U. S. A.): Doktor „Welt“ will dem Deutschen aus 
einer kleinen Flasche mit dem Schildchen „Friedensbedin¬ 
gungen“ Medizin geben. Der Deutsche bringt Proteste in 
Haufen geschleppt. Die Welt aber sagt: „Mach keine Ge- 
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schichten! Denke lieber, was für eine Dosis Du mir zu¬ 
gedacht hattest!“ Und hinter dem Deutschen reckt sich 
riesengroß die Flasche „Friedensbedingungen für die Welt. 
Deutsches Fabrikat.“ — 

Weniger gutmütigen Spott enthält ein Bild der „London 
Opinion“, das aber trotzdem noch ohne besondere Schärfe 
ist: Man sieht den kurzgeschorenen, stächelbärtigen, bebrillten 
„Fritz“, wie der englische Soldat den Deutschen nennt, mit 
der Feder in der einen, dem Tintenfaß in der andern H,and, 
im Begriffe, mit verkniffen traurigem Gesicht eine Leiter 
emporzuklimmen, wobei sich seinem gequälten Herzen das 
Eingeständnis entringt: „Ich. habe noch niemals etwas Besseres 
getan, als ich jetzt zu tun im Begriffe bin.“ Das war am 
Vorabend der Unterzeichnung. 

Ganz anders ist ein Bild aus „Life“ (U. S. A.): Vor der 
„Geschichte“, die ihr Buch vor sich aufgeschlagen hat, 
marschieren die Helden der Welt vorbei: Griechen, Make¬ 
donier, Römer — dann kommt in seinen derben Stiefeln, 
den Rock zerrissen, den Helm schief auf dem Kopf, ersicht¬ 
lich nicht mehr ganz nüchtern, der „Hunne“, der „Boche“, 
- der „Fritz“. Er salutiert herausfordernd, frech zur Göttin 
hinüber. Die aber schaut unbeweglich geradeaus . . . 

♦ 

Ganz anders wieder ein Bild in „Eagle“ (U. S. A.): Der 
bös zugerichtete Deutsche liegt im Bett, neben dem die Krücke 
steht. Hand und Kopf sincf dick verbunden, kaum, daß er 
noch aus einem Auge blinzeln kann. Aber er liest in der 
Zeitung: „Uneinigkeit bei den Alliierten“, und schon froh¬ 
lockt er trotz aller Schmerzen: „Wir und entmutigt? Nein!“ 

* 

Die Reihe ließe sich mit Leichtigkeit noch um Hunderte von 
Beispielen verlängern. 

Aus den Spiegelbildern, die ihm die andern in ihren Kari¬ 
katuren Vorhalten, sich selbst und seine Fehler erkennen 
zu lernen, würde dem Deutschen besser frommen, als die 
weihrauchduftenden Versicherungen zu lesen, nach denen „am 
deutschen Wesen noch einmal die Welt genesen wird“. , 
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ERNST HEILMANN: 


Feiern? 

AM ersten Jahrestag der Revolution ist die Lage des deut¬ 
schen Volkes nahezu verzweifelt. Noch immer ist nicht 
Friede. Aber tagtäglich demütigt und mißhandelt uns der 
unerbittliche Sieger aufs neue. Nach Lokomotiven, Wagen, 
lahdwirtschaftlichen Maschinen, Luftfahrzeugen, Kriegsflot¬ 
ten und Handelsschiffen erpreßt er jetzt die Docks und Milch¬ 
kühe. Deutschlands Wirtschaft und Menschheit soll weiter 
verkrüppelt werden auf möglichst lange Zeit. Als Abstim¬ 
mungskommissar nach Oberschlesien soll der Franzose, in 
die Hafenstädte der Engländer gehen, immer der einzige 
Ententegenosse, der ein starkes eigenes Interesse an der Los- 
reißung des Gebiets von Deutschland hat. Und unsere armen 
in Frankreich schmachtenden Gefangenen zerquält unaufhör¬ 
lich die bange Frage, wie lange noch man sie festhalten will. 
Etwa als Geiseln für irgendwelche moralisch und physisch 
unerfüllbare Leistungen, die wir nach dem Mordfrieden 
schulden?! 

„Im Innern hier ein paradiesisch Land.“ Die Hungerver¬ 
blödung des durch Ententesperre und noch gründlicher durch 
die früh eingetretene Verarmung Deutschlands noch immer 
blockierten Volkes macht rasende Fortschritte. Die kommu¬ 
nistische Irrsinnsparole, das Proletariat müsse durch Sabo- 
tierung der Wirtschaft siegen, feiert in zahllosen kindischen 
Massen- und Dauerstreiks glänzende Triumphe. Man würde 
vielleicht wieder ordentlich arbeiten, wenn man zu essen 
hätte. Aber woher soll ohne Arbeit Nahrung kommen. Ein 
früher Winter heißt frieren. Ein Viertel der Kartoffeln, die 
Hälfte der Rüben steckt noch in der Erde, ist frostgefährdet, 
zum Teil schon, verloren. Auf dem Weltmarkt gilt die 
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Mark noch knapp 13 Pfennig. Zu diesem Kurs kaufen wir 
Fleisch und Fett. Vor allem aber die tausend Unnützlichi- 
keiten, die durch das Loch im Westen einströmen. Die Berg¬ 
arbeiter liefern unreine Kohle; sie sagen, die Wäschereien 
seien im Kriege verrottet, und sie müßten schlechte Flöze 
abbauen. Die Lokomotiven wollen nicht fahren; ihnen hat 
" man während des großen Weltenringens die kupfernen Feuer¬ 
büchsen aus den Maschinen herausgerissen. Am schlimmsten 
verwüstet ist die Arbeitskraft. Entschuldungssummen und Be¬ 
schaffungsbeihilfen, Nachzahlungen und einmalige Teuerungs¬ 
zulagen oilden, reizvoll abwechselnd, die Hauptgegenstände 
der Unterhaltung und des Denkens. Der Gemeinsinn ist zu 
den Hunden geflohen. Bei den Menschen herrscht nackte 
Selbstsucht, blinde Vergnügungsgier und anarchistische Ge¬ 
walttätigkeit. 

Politisch sind die Radikalen obenauf. Exzellenz Edler von 
Braun, noch unter Wurm Unterstaatssekretär im Reichser¬ 
nährungsamt, hetzt frisch-fromm-frei die Bauern zum rück¬ 
sichtslosen Lieferstreik. Ludendorff bescheinigt dem Genossen 
Noske, daß er kein Organisationstalent und kein Herz für den 
gemeinen Mann habe. Die Kommunisten nehmen den bewaff¬ 
neten Aufstand als Programmpunkt ausdrücklich in ihre Par¬ 
teisatzung auf. Die Unabhängigen tapern ihnen nach und 
schwören in ihre Hand, bei der Stillegung der lebenswich¬ 
tigen Betriebe „keinerlei sentimentalen Anwandlungen“ nach¬ 
zugeben. Die Aushungerung des eigenen Volkes wird von 
rechts und links mit gleich fanatischem Eifer propagiert. 
Kälte, Hunger und — bedenkenlose Eigensucht treiben die 
Unzufriedenen ins Lager des Radikalismus. Ganz nach 4em 
Takt der Wallfahrt von Kevelaar geht immer einer links und 
zwei rechts. Von den Mehrheitsparteien fürchten Demokra¬ 
ten und Regierungssozialisten schwere Einbußen bei den 
kommenden Wahlen. Der Zentrumsfuchs baut inzwischen 
einen neuen Ausgang aus seinem Malepartus. Nicht nur in 
München liebäugeln die Faulhaber und Girl mit der mon¬ 
archischen Restauration. Die Hetze gegen den milden Kul¬ 
tusminister Haenisch, die parlamentarische Obstruktion bei 
Kirchen- und Schulfragen sind ein ganz ander Lied, als Herr 
Gröber in Weimar bei der Verabschiedung des Schulkompro¬ 
misses sang. Bringen die nächsten Wahlen die Möglichkeit 
eines schwarz-blauen Blocks, so wird das Zentrum mindestens 
mit der Drohung, ihn zu schaffen, noch bessere Parteige- 


bv Google 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



Feiern ? 


995 


schäfte machen wollen als bisher. Und Erzbergers Einfluß 
ist wahrhaftig heute schon nicht ganz klein. 

Bei solcher Außenpolitik, Wirtschaftslage und Parteisitu¬ 
ation — sollen wir da den 9. November feiern ? Wir wollen 
und sollen. Was immer uns bedrückt, ist nur die Folge 
der Niederlage. Der Niederlage, die von der Revolution in 
keiner Weise verschuldet worden ist. Als Bulgarien und die 
Türkei zusammenbrachen, als Oesterreich-Ungarn den lange 
umschwätzten Verrat verübte, war von einer revolutionären 
Bewegung in Deutschland noch kein Schimmer zu entdecken. 
Selbst die friedliche Revolution der Einführung des vollen 
parlamentarischen Systems setzte erst ein, nachdem die 
Oberste Heeresleitung ihren Bankerott angemeldet hatte. 
Künstlich gedrehte reaktionäre Argumentation greift weiter 
zurück: Die Friedensresolution des Reichstags vom Juli 1917 
habe die Bundesgenossen entmutigt und das Kampfheer ent¬ 
nervt. Aber es ist wirklich kindisch, wenn jetzt die Männer 
von Blut und Eisen sich plötzlich darauf hinausreden, daß 
Parlamentsbeschlüsse die Weltgeschichte machten. Der Frie¬ 
densschritt des alten Deutschen Reichstags, mag er nun an 
sich klug oder dumm gewesen oder durch Bethmanns Sturz 
geworden sein, war doch wiederum nur die Folge der unleug* 
baren Tatsache, daß die Erfolge des U-Bootkrieges weit 
hinter allen Verheißungen zurückblieben. Das große „Experi¬ 
ment“, von dem Bethmann vor dem Untersuchungsausschuß 
spricht, war eben fehlgeschlagen. Und dieser Fehlschlag hatte 
unabwendbar die vollkommene Zerschmetterung zur Folge. 
Diese aber den Versailler Frieden. Es ist ganz gewiß Unsinn, 
daß ein Zusammenbleiben des Heeres nach dem Waffen¬ 
stillstand uns diese Schmach und dieses Elend erspart hätte. 
Hätten wir noch kämpfen können, hätten wir auch den 
Waffenstillstand nicht gezeichnet. Aber wir konnten eben 
nicht mehr. Dem deutschen Volke ging es wie seinem frühe¬ 
ren Kronprinzen: es war schon lange schlapp gewesen — 
nach dem vierjährigen hungernden Kämpfen eine Selbst¬ 
verständlichkeit — und war mit den stärksten Reizmitteln 
künstlich wieder aufgepumpt worden. Nun versagte das Exzi- 
tativ des in Aussicht gestellten nahen und sicheren Sieges, 
und auf die Ueberspannung folgte notwendig die tiefste 
Depression. * Daß nach der Niederlage das deutsche Volk 
wenigstens noch die Kraft fand, seine Fürsten wegzujagen 
— viel Kraft brauchte es glücklicherweise nicht dazu — ist 
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das einzig erfreuliche Anzeichen dafür, daß noch ein Rest¬ 
bestand von Energie vorhanden war. 

Mit diesem Restbestand haben wir gewirtschaftet und gut 
gewirtschaftet. Auch gegen Volkskrankheiten ist die Zeit 
der wichtigste Heilfaktor. Unmöglich hätte man gegen die 
Dezemberputsche schon so fest auftreten können wie gegen 
die im März. Glück und Tüchtigkeit genug, daß es über¬ 
haupt gelang, die Räterepublik abzuwehren, die Chaos und 
letztes Ende für Deutschland gewesen wäre! Die Leistung 
muß doppelt groß erscheinen, seitdem sich herausgestellt 
hat, daß die Putschperiode nunmehr endgültig überwunden 
ist. In den letzten drei Monaten haben die Waffen des 
Bürgerkrieges nicht mehr zu sprechen brauchen, der Bolsche¬ 
wismus hat keine neue Schlacht gewagt. Die staatliche Ord¬ 
nung ist wieder fest. Die Revolution nat erst gesiegt, wenn 
sie eine neue Ordnung geschaffen hat. Die deutsche Revo¬ 
lution hat politisch gesiegt. 

Wirtschaftlich freilich noch nicht. Die neue Ordnung auf 
dem Gebiet der Erzeugung und des Verbrauchs ist noch 
lange nicht erreicht. Wobei man bei Ordnung nicht an 
Sozialismus denken darf, der vom geschlagenen Deutschland 
ohnedies nicht als absolutes System durchgeführt werden 
kann, sondern an irgendeine wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
überhaupt. Aber so wenig sich ein Wirtschaftssystem der 
Gebundenheit revolutionär mit einem Schlage durchsetzen 
läßt, so wenig läßt sich mit einer verfallenen Wirtschaft eine 
Gewaltkur machen, durch die sie wieder gesundet. Worüber 
staunen wir eigentlich? Viereinhalb Jahre lang haben wir 
gepredigt, daß die Niederlage unfehlbar und unabwendbar 
schwerstes Elend über das ganze Volk und das allerschwerste 
über seine Arbeiterklasse bringen muß. Wir haben leider auch 
hierin richtig vorausgesehen. Als die Niederlage eintrat, 
haben wir sofort die Erkenntnis ausgesprochen, daö nunmehr 
eine vierzigjährige Wüstenwanderung beginne. Es ist erst 
ein Jahr vorüber. Es hat genügt, um jeden Gedanken an 
Weltrevolution zu begraben und die baldige gründliche Revi¬ 
sion des Versailler Friedens herzlich unwahrscheinlich zu 
machen. So werden wir denn zahlen und leisten bis zur 
Grenze unseres Könnens und werden selbst das Elend und 
alle seine demoralisierenden Folgen im Lande haben. Und 
ganz allmählich werden sich Verhältnisse und Menschen 
wieder erholen. Mit der Tatsache, daß wir für mindestens 


Digitized by Gougle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 




Feiern? 


4 > 


997 


eine Generation^lurch Krieg und Niederlage vollständig 
heruntergeJrojawnenS^ind, müssen wir uns als mit einer un¬ 
abwendbaren Folge der Ereignisse abfinden. 

Politisch glaubt niemand mehr an den monarchistischen 
Putsch der Reichswehr oder einen kommunistischen Sieg. 
Aber auch wirtschaftlich sind die Extremen schon über ihrep 
Gipfel hinweg und auf abgleitender Fahrt. Die Demagogen 
der freien Wirtschaft haben nach den Erfahrungen mit 
Eiern, Hafer und Leder keine Zugkraft mehr. Und der Streik¬ 
wahnsinn tobt sich schließlich aus. Sobald die Staatsgewalt 
fest ist und man nicht mehr durch Terror das wirtschaftlich 
Unmögliche erzwingen kann, geht auch dieser Unsinn an 
seinem eigenen Uebermaß zugrunde. Mit den Verbrechern, 
die jetzt die Berliner Metallarbeiter ins Unglück gehetzt 
haben, wird die Arbeiterschaft wahrscheinlich schon in kür¬ 
zester Zeit abrechnen. Und folgen erst die Menschen einiger¬ 
maßen wieder der Führung durch die Regierung, so kann 
auch wirtschaftlich an den Beginn des praktischen Aufbaus 
herangeschritten werden. Lang ist der Weg, aber wir werden 
ganz gewiß nicht schlapp machen. 

Die große positive Leistung der Revolution ist selbst dann 
noch nicht begonnen. Letzten Endes hat zur deutschen Nieder¬ 
lage natürlich beigetragen, daß das deutsche Volk sich nie als 
Einheit gefühlt hat. Der Burgfriede „nur Deutsche“ hat 
nicht lange gehalten, die politischen Forcierungen der Unter¬ 
drückten und die Manöver der Herrschenden, uns trotz unserer 
Aufopferung der nationalen Minderwertigkeit zu überführen, 
sind früh, zu früh wieder in Gang gekommen. Selbst Herr 
Ludendorff klagt in seinen Kriegserinnerungen darüber, daß 
wir nie den einheitlichen nationalen Willen zustande bekommen 
hätten, der in den Weststaaten etwas geradezu Selbstverständ¬ 
liches gewesen sei. Der Weltkrieg hat eben unzweideutig 
bewiesen, daß nur noch die Demokratie moralisch vollwertig 
kampffähig ist. Diese Feststellung wollen di$ rückwärts¬ 
schauenden Propheten nicht begreifen, und doch genügte eine 
einfache Ueberlegung, um ihnen den Sachverhalt klar zu 
machen. Sowjetrußland kämpft zweifellos einen nationalen 
Kampf für die Erhaltung der Selbständigkeit and Einheit des 
Landes gegen das angloamerikanische Kapital und seine Tra¬ 
banten. Tiotzdem machen die mchtboischewistischen Arbeiter 
nur mit halbem Herzen mit, und die besitzenden Klassen aller 
Art üben offenen Landesverrat und stehen im Lager des 
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Feindes. Das ist ihre begreifliche Antwort*' auf die Diktatur 
des Proletariats. Es gibt eben ein Maß vonnJnterdi ückung und 
Entrechtung, das jedes vaterländische Gefühl ertötet. Man 
lege unseren Junkern die Frage vor, ob sie kämpfen wollten, 
wenn Deutschland Sowjetrepublik wäre und die Ententeheere 
einmarschierten, und die ehrlichen werden die Antwort auf 
die Frage haben, warum die deutschen Arbeiter sich nicht 
vorhaltlos und ausdauernd bis zum Schluß gleich denen Frank¬ 
reichs hinter ihres Landes Kriegsfahne gestellt haben. 

Gegenwärtig sind wir weiter als je davon entfernt, 'uns als 
ein Volk zu fühlen. Herr Henke jubelt im Reichstag, er halte 
seine Reden gerade zu dem Zweck, um Deutschland bei der 
Entente zu denunzieren, und Graf Reventlow beweist den Eng¬ 
ländern und Franzosen, daß sie das größte Interesse an der 
Herstellung einer deutschen Regierung hätten, die besser als 
die gegenwärtige Ordnung zu halten vermöchte. Aber gerade 
wegen ihres antinationalen Kampfes gegen die Demokratie 
können die Extremen rechts und links gegenwärtig unmöglich 
Träger des deutschen Staatsgedankens sein. Wenn si.h nur 
Unabhängige und Deutschnationale gegenüberstünden, n.üßte 
der Zusammenprall notwendigerweise die Vernichtung des 
Ganzen sein. Deutschland kann nur als Demokratie noch 
leben, getragen von den breiten Massen in Land und Stadt. 
Das ist der Sinn der gegenwärtigen Regierungskoalition. Sie 
muß, wenn auch die Radikalen einmal vorübergehend einen 
Wahlerfolg erzielen, diese doch so weit zurüdchalten, daß 
die Einheitlichkeit des nationalen Bewußtseins und Willens 
herbeigeführt werden kann. Dieser wird von selbst auch 
in den Oppositionsparteien mächtig werden, sobald diese die 
Hoffnung auf eine einseitige Diktatur aufgeben müssen. 

Auch das Werk der Erziehung eines Volkes, einer Um¬ 
schichtung und Neubelebung seines Geistes ist nicht an einem 
Tage vollendet. Auch hier werden die Jahre ihre heiligende 
Kraft ausüben müssen. Immerhin wird nur die Demokratie diese 
Aufgabe lösen können und sie wird sie lösen. Deshalb hat 
die Revolution nicht die Niederlage vollendet, sondern den 
Wiederaufstieg, den künftigen Sieg, hoffentlich einen fried¬ 
lichen Sieg, eingeleitet. Schon weicht nach einem kurzen 
Jahr der Bann des Radikalismus. Deutschland will neu werden. 
„Zwar dunkel ist’s noch allerwarts, doch blitzen sah ich 
manches Auge und klopfen hört’ ich manches Herz.“ 
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HANS VON KIESLING: 

Die Ententemächte und der Weltkrieg. 

IV. 

Rußland. 

^WISCHEN Deutschland und Rußland bestanden jahrhun¬ 
dertelang gute freundschaftliche Beziehungen. Nicht nur 
von Dynastie zu Dynastie, sondern auch von Volk zu Volk 
liefen zahlreiche Fäden wirtschaftlicher und politischer Nahm 
Schon seit den Zeiten des Mittelalters hatte deutsche Kultur 
und Sitte in Rußland Eingang gefunden; seit den Zeiten 
der Hansa arbeitete dort enolgreich der deutsche Handel; 
die deutsche Industrie betrachtete Rußland als ertragreiches 
Absatzgebiet; an der Wolga, im Kaukasus, in Südrußland 
blühten deutsche Ackerbaukolonien auf. 

Bis in die siebziger Jahre des verflossenen Jahrhunderts gab 
es zwischen beiden Nachbarreichen keine politischen Gegen¬ 
sätze. Erst als Deutschland durch Abschluß des Bündnisses 
mit Oesterreich-Ungarn mehr oder weniger dessen Orient¬ 
politik vertrat, erfuhr das Verhältnis zu Rußland die ersten 
Trübungen. 

Die russische Politik war, seitdem das Reich Anschluß an die 
Gemeinschaft der europäischen Kulturvölker gefunden hatte, 
stets von dem Streben beherrscht, einen freien Ausgang nach 
dem Meere zu gewinnen. Der große Staatskörper grenzte nur 
an Binnenmeere, die von mißgünstigen Nachbarn jederzeit ab¬ 
geschlossen werden konnten, bzw. an Küsten, die den größe¬ 
ren Teil des Jahres vom Eise blockiert waren. 

Dieser Wunsch wurde noch lebhafter, als die Entwicklung 
des Ackerbaus in Südrußland die Beschickung des Welt¬ 
marktes mit Getreide ermöglichte, und sich der Seeverkehr 
vom Schwarzen Meer aus lebhaft entwickelte. Es entstand 
das Schlagwort, „daß die türkischen Meerengen der Schlüsse] 
zum russischen Hause seien“; die Politik der russischen 
Staatsmänner richtete sich immer offenkundiger darauf, am 
Bosporus Fuß zu fassen, Konstantinopel zu besetzen und sich 
dadurch den freien Eingang ms Mittelmeer zu sichern. 

Historisch begründeten die Zaren ihren Anspruch damit, 
daß Rußland der eigentliche Erbe des byzantinischen Kaiser¬ 
tums sei; die Religion und der Umstand, daß ein großer Teil 
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der russischen Kultur seine Wurzel 'in Byzanz hat, ließ es dazu 
in gewisser Beziehung berechtigt erscheinen. 

Der Ausgang des Krieges 1877/78 brachte die russischen 
Heere bis vor die Tore Konstantinopels; die Erfüllung des 
nationalen Traumes schien bevorstehend. 

Der Friede von San Stefano und der unter dem Vorsitze 
Bismarcks abgehaltene Berliner Kongreß trat dazwischen. Die 
Meerengen blieben auch fürderhin Rußland verschlossen. 

Damals entstand die erste Diiferenz zwischen dem Deutschen 
Reich und Rußland; hier liegt die Wurzel bloß, aus der die 
russisch-deutsche Feindschaft erwachsen sollte. 

Der Gegensatz wurde stärker, als Deutschland mehr und 
mehr die österreich-ungarische Balkanpolitik unterstützte, die 
aen russischen Interessen zuwiderlief. 

Trotz der verwandtschaftlich nahen Beziehungen zwischen 
den regierenden Häusern in Deutschland und Rußland wurde 
das Verhältnis der zaristischen Regierung zu Frankreich enger 
und fand bald deutlichen Ausdruck in dem seine Spitze gegen 
das mitteleuropäische Bündnis richtenden Zweibund. Die po¬ 
litische Abwendung von Deutschland war vollzogen. 

Immerhin gelang es, trotz der aus Frankreich nach Ruß¬ 
land strömenden Milliarden und der drängenden Revancheidee 
des Verbündeten, Rußland von einer direkt deutschfeindlichen 
Politik abzuhalten, besonders als sich die Aussichten für eine 
großzügige Entwicklung der russischen Interessen in Ost- 
asien mehrten. 

1904 reifte in Ostasien die Entscheidung heran. Die Aus¬ 
einandersetzung zwischen Rußland und Japan fiel zugunsten 
des letzteren aus. Rußland erlitt eine vernichtende Nieder¬ 
lage, die seine ostasiatischen Träume definitiv zerstörte, ohne 
jedoch seine Machtstellung in Europa wesentlich zu beeinfluss 
sen. Sofort lebten die alten Wünsche der russischen Balkan¬ 
politik wieder auf. 

Mittlerweile war jedoch Deutschland am Bosporus politisch 
einflußreicher geworden und hatte in Vorderasien jene Politik 
begonnen, die die Entwicklung des deutschen Handels im 
Orient, die wirtschaftliche Beherrschung der Türkei zum Ziele 
hatte. Die anatolische Bahn war entstanden, über die Weiter¬ 
führung der Bahn nach Bagdad waren Verträge mit der Türkei 
zum Abschluß gelangt, die wirtschaftliche Erschließung großer 
türkischer Gebiete hatte Gestalt gewonnen. Deutschland hatten 
um seinen Handel ungestört entfalten zu können, ein großes 
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Interesse an der Aufrechterhaltung der Türkei als selbstän¬ 
digen Staat. Das Schlagwort von der Integrität des türkischen 
Hoheitsgebietes beherrschte die deutsche politische An¬ 
schauung. 

Der Anspruch Rußlands auf Ausdehnung seines Machtbe¬ 
reichs in der Richtung auf Konstantinopel oder durch Arme¬ 
nien aut Alexandrette, das Herauskommen aus den engen 
Verhältnissen des Pontus war nicht unberechtigt Die Ein¬ 
schließung der russischen Schwarzmeerflotte war einer Groß¬ 
macht unwürdig; überdies unterband diese Lage jede groß¬ 
zügige Entwicklung Rußlands zur See; auch die Rückständig¬ 
keit der politischen und wirtschaftlichen Verhältnisse in der 
Türkei berechtigten den größten Nachbar dieses Staates zu 
einem Eingreifen in fortschrittlicher Beziehung. Jedenfalls 
glaubten die russischen Staatsmänner daran, daß das Vor¬ 
dringen der russischen Kultur für den Orient einen Fortschritt 
bedeute. 

Diese politische Richtung gewann eine um so größere Kraft, 
als auf dem Balkan slawische Völker noch unter dem Joche 
des Halbmonds seufzten und Rußland sich als der größere 
mächtigere Bruder des Balkanslawentums verpflichtet fühlte, 
diesem zu Hilfe zu kommen. Diese Rassebezienungen schufen 
die panslawistische Idee, welche — eine Parallele zum All¬ 
deutschtum — weite Kreise des russischen Volkes erfaßte 
und mehr und mehr zum Mittel der russischen Politik wurde, 
seine territorialen und wirtschaftlichen Wünsche auf dem 
Balkan zu befriedigen. 

Der Balkan ward zum Kampfplatz der russischen und habs- 
burgischen Politik. Nach dem Frieden von San Stefano, der 
Oesterreich-Ungarn die Verwaltung von Bosnien und der 
Herzegowina gebracht hatte, war die Donaumonarchie mehr 
und mehr in das Fahrwasser einer aktiven Balkanpolitik 
geraten. Diese hatte deutliche Richtung auf Saloniki und war 
durch die Besetzung des Sandschaks Nowibasar vorbereitet. 

Der russische Standpunkt hielt das Vordringen der habs¬ 
burgischen Macht für eine Bedrohung seiner eigenen Lebens¬ 
interessen und gewann für diese Anschauung sehr bald das 
serbische Volksempfinden, das durch die widersinnige Zoll¬ 
politik Ungarns tief verletzt war. 

Schon damals mußte der objektive Beobachter erkennen, 
daß die Lage Oesterreich-Ungarns mehr und mehr unhaltbar 
wurde. In einer Zeit wo die nationalistischen Tendenzen, der 
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Zusammenschluß gleichsprachiger Stämme das ganze politische 
Geschehen beeinflußte, war der habsburgiscne Staat zum 
Anachronismus geworden. Solange die überlegene Kultur 
des Deutschtums, die kräftige Machtstellung des deutsch-* 
' sprachigen Teiles der Monarchie unangetastet blieb, war ihr 
Bestand möglich. Je mehr aber das slawische, rumänische, 
magyarische Element dort die Oberhand gewann, um so 
stärker mußte die Zerfalltendenz werden. Die letzten Jahr¬ 
zehnte der inneren Politik der Donaumonarchie waren ausge¬ 
füllt von den mühsamen Bestrebungen ihrer Politiker, Ord¬ 
nung in das Chaos der widerstreitenden Interessen der zahl¬ 
reichen Nationalitäten der Monarchie zu bringen. Daß dem 
gegenüber der Allslawismus des Russentums, der die ge¬ 
meinsamen Interessen gewandt benutzte, die weitaus stärkere 
Politik bedeutete, liegt auf der Hand. Vom russischen Stand¬ 
punkte aus konnte ein weiteres Vordringen der österreich¬ 
ungarischen Hausmacht auf slawischem Balkangebiete keines¬ 
falls geduldet werden. 

Die russische Politik war nicht direkt auf Vernichtung des 
habsburgischen Staates gerichtet, wenn sie auch die slawische 
Irredenta auf seinem Gebiete politisch benutzte. Für sie war 
die Monarchie nur der Stein auf dem Wege nach Konstantin 
nopel und dem Mittelmeer, und man kann eine Politik ver¬ 
stehen, die darauf gerichtet war, diesen Stein, der die Ver¬ 
wirklichung des nationalen Wunsches des ganzen russischen 
Volkes verhinderte, aus dem Wege zu räumen. 

Oesterreich-Ungarn wurde in seinem Widerstand gegen die 
Erfüllung der russischen Wünsche auf dem Balkan durch die 
deutsche Politik der Rücken gestärkt. Die Worte von der 
gepanzerten Faust, der Nibelungentreue usw. haben in Ruß¬ 
land für jeden klar und deutlich gezeigt, daß hinter Habsburg 
Hohenzollern mit dem ganzen Gewicht der militärischen Kran 
Deutschlands stand. So wurde dort die Empfindung groß, daß 
Konstantinopel nur in Berlin erobert werden könne und die 
Geneigtheit, an den Bestrebungen anderer Großmächte zur 
Isolierung des Deutschen Reiches teilzünehmen. 

Würde die deutsche Politik mehr darauf hingearbeitet haben^ 
zwischen dem russischen und habsburgischen Standpunkt zu 
vermitteln, würde sie selbst entweder durch Unterstützung 
der russischen Politik im Vordringen durch Persien zum 
indischen Ozean oder durch Nachgeben im Hinblick auf die 
Meerengenfrage dem russischen Standpunkt etwas entgegen- 
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gekommen sein, so wäre es wohl möglich gewesen, Rußland 
dem englisch-französischen Einfluß zu entziehen. Allerdings 
war die Grundlage hierfür ein gewisses Nachgeben in poli¬ 
tischen und wirtschaftlichen Dingen. Die Ueberspannung 
der deutschen Wünsche hat hier die Kompromißpolitik, wie 
sie in so glänzender Weise England trieb, verhindert. Darin, 
liegt einer der gewaltigen Fehler begründet, die zu den Er¬ 
folgen der englischen Einkreisungspolitik hervorragend mit 
beitrugen. Bei Aenderung der ungarischen Zollpolitik gegen¬ 
über Serbien und einer gewissen Beschränkung der habs-i 
burgischen Wünsche auf den adriatischen Teil des Balkans 
würde unschwer eine freundschaftliche Auseinandersetzung 
zwischen Habsburg und Rußland möglich gewesen sein. 

In Deutschland hat man sich lange in dem Gedanken ge¬ 
wiegt, daß die wohlwollende deutsche Neutralität im russisch-* 
iapanischen Kriege uns die Dankbarkeit Rußlands auf Jahre 
hinaus sichern müsse. Man übersah dabei, daß Dankbarkeit 
an allgemeinen überhaupt kein politisch zu wertendes Moment 
ist und daß die Niederlage Rußlands den Wert der deutschen 
Neutralität wesentlich herabsetzCn mußte. Nur tatsächlich nach¬ 
weisbare und erfolgreiche Dienste, wirkliche Interessenge¬ 
meinschaft bedingen freundschaftliche Beziehungen der Völ¬ 
ker; darauf allein gründet sich der Wert geschriebener Ver¬ 
träge. Die Zusammenkünfte des deutschen Kaisers mit dem 
Zaren, die Abmachungen von Björkö und Potsdam konnten 
-die politischen Ereignisse deswegen nicht entscheidend mehr 
beeinflussen? weil sie den bestehenden Tatsachen, den gegen¬ 
sätzlichen Interessen in keiner Weise mehr entsprachen. 

Daß Rußland das Recht hatte, seine Balkaninteressen auch 
gegenüber den Wünschen anderer Großmächte unbedingt zu 
verfolgen, kann ihm wohl nicht bestritten werden; daß die 
Richtung seiner Politik nach dem Balkan geschichtlich be¬ 
gründet war, daß sie mehr historisches und tatsächliches 
Recht für sich in Anspruch nehmen durfte, wie die habsburgi¬ 
sche, ist ebenfalls nicht in Abrede zu stellen. 

Die kriegerische Auseinandersetzung zwischen Rußland und 
Deutschland wurde' durch den Vertrag von Brest-Litowsk 
beendet Dieser stellt sich dar als ein diktierter Gewaltver¬ 
trag, der das russische Volk, gleichgültig, wie es innerpolitisch 
orientiert war, zum ewigen Feinde Deutschlands machen mußte, 
in einem Augenblicke, wo es das deutsche Interesse gebiete¬ 
risch verlangte, mit dem Osten einen wahren auf gemeinsamen 
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Interessen beruhenden Frieden zu schließen. Die gewaltsame 
Abtrennung der ganzen Ukraine von Rußland, der damit ver¬ 
bundene Verlust der südrussischen Häfen, des reichen Ge¬ 
treidegebiets, der Kohlenlager, industriellen Anlagen um Char¬ 
kow machte Rußland zu einem lebensunfähigen Torso und 
verlangte die Erhaltung großer deutscher Heere im Osten, 
obgleich jeder Mann im Westen dringend benötigt war. Die 
Ausbeutung des fruchtbaren Südrußlands für die Lebensmittel¬ 
versorgung der Mittelmächte scheiterte an dem Widerstand 
des ganzen russischen Volkes auch in dem besetzten Gebiet. 
Der Bolschewismus würde in Rußland wahrscheinlich nie diese 
Ausdehnung gewonnen haben, wenn der Friede von Brest- 
Litowsk ein anderer gewesen wäre. Damals war der Moment 
gegeben, sich die Freundschaft des großen russischen Volkes 
durch maßvolle Friedensbedingungen zu erwerben. Daß sich 
das gesamte Rußland gegen den auf gedrungenen Gewaltfrie¬ 
den wirtschaftlich und politisch wehrte, war sein gutes Recht. 

Heute, wo auch Deutschland aus Entkräftung die Waffen 
niedergelegt hat, ist noch einmal Gelegenheit gegeben, die 
Brücke nach Osten zu schlagen. Das russische Volk wird, wenn 
es die schwere innerpolitische Krankheit, an der es leidet, 
überwunden hat, wieder emporkommen. Es wird von dem 
zu radikalen Standpunkt, auf dem es heute steht, den Rückweg 
finden zu der demokratisch-sozialen Verfassung, zu der sicn 
Deutschland durchgerungen hat. Dann gibt es für beide 
Mächte auf der ganzen Welt keinen Interessengegensatz mehr, 
aber viel Gemeinsames; Wiederherstellung der nationalen 
Wohlfahrt in gemeinsamer Arbeit, Verwertung des deutschen 
Organisationstalentes, deutscher Wissenschaft und Technik 
zum Wiederaufbau der zerstörten Kulturwerte in dem weiten 
osteuropäischen Tiefland; gemeinsame Vertretung des sozialen 
Fortschritts gegenüber einer stark kapitalistisch orientierten 
Umwelt; Austausch der beiderseitigen Produkte und Gestal¬ 
tung Mittel- und Osteuropas zu einem einheitlichen in sich 
bilanzierten Wirtschaftsgebiete. 

Durch den Zerfall des habsburgischen Kaiserstaates ist 
der letzte Anlaß für den deutsch-russischen Gegensatz ge¬ 
schwunden. Die Zukunft soll beide Reiche Schulter an Schulter 
finden, dann wird der Weg der beiden Völker, die heute so 
tief daniederliegen, wieder aufwärts führen. 

(Fortsetzung folgt.) 
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FRITZ SECKER (Schanghai): 

Randbemerkungen 
eines Ausländsdeutschen. 

IN Nr. 23 brachte die „Glocke“ einen Artikel von R. Kunze 

(Tokio) über „Sozialdemokratie und auswärtige Politik“, 
den die Schriftleitung der >Oeffentlichkeit nicht vorenthielt, 
„obwohl er von einem ganz anderen Gesichtspunkt die Fra¬ 
gen betrachtet, als wir Sozialdemokraten zu tun gewohnt 
sind“. Daß jener Artikel veröffentlicht worden ist, ist für 
mich der erste Lichtblick in dem parteipolitischen Chaos, das 
ich nach zwölfjährigem Aufenthalt in Ostasien in den letzten 
sechs Monaten in der alten Heimat vorgefunden habe. Wir 
Ausländsdeutsche sind gewohnt, alle Dinge politischen Ge¬ 
schehens von einer höheren Warte als dem einseitigen Partei¬ 
standpunkt zu betrachten; wir sind daher imstande, leiden¬ 
schaftslos zu Fragen, die heute Deutschland bewegen, Stel¬ 
lung zu nehmen. 

Es darf nicht verkannt werden, daß in jeder Partei, von 
der äußersten Rechten bis zur äußersten Linken, Träger 
fruchtbarer Gedanken sind, selbst Interessengemeinschaften 
von Gedanken, die nur nicht zur Geltung kommen können, da 
ein Gegner den anderen — sei es mit erlaubten, sei es mit 
unerlaubten Mitteln — niederbrüllt. Wir haben in unserem 
parteipolitischen Leben noch nicht diejenige politische Duld¬ 
samkeit erreicht, wie sie in den angelsächsischen Ländern 
staatspolitisch schöpferisch wirksam ist, und es mangelt un¬ 
serem Volke die restlose Disziplinierung, die eine geschlossene 
Front nach außen ermöglicht. Kraftnaturen, wie im Lager der 
Entente, hat das neue Deutschland noch nicht. Wo sie vor-. 
handen sind, werden sie in parteipolitischen Fußangeln nieder¬ 
gehalten, und wo sie sich durchgerungen haben, fehlt ihnen 
meistens die schöpferische Kraft. Aus dem freien Spiel der 
Kräfte hervorgegangene Führer bedürfen wenigstens in 
Deutschland immer noch einer „höheren Führung“. Diese 
hat letzten Endes politisch im Krieg gefehlt und mangelt 
auch dem neuen Deutschland. Das gilt hauptsächlich für 
die auswärtige Politik, die sich mit einer passiven Haltung 
begnügt. Den Ueberschuß an außenpolitischer Betätigung 
des alten Regimes setzt die neue Regierung feinfühligste Passi- 
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vität gegenüber, fast glaubt man, aus der Erwägung heraus, 
daß wir mit dem Kriege aufgehört hätten, ein weltvolk zu 
sein. Wir hören erst dann auf, ein Weltvolk zu sein, wenn die 
Kräfte in der Arbeiterschaft die Oberhand gewinnen, die 
durch eine Verquickung privatwirtschaftlicher und politischer 
Interessen auf eine bewußte Zertrümmerung unseres Wirt¬ 
schaftslebens hinarbeiten. Auf einer kürzlichen Versammlung 
von Metallarbeiterinteressenten fiel die unglaubliche Aeuße- 
rung, wenn die Arbeiterschaft zur Vermehrung unserer Aus¬ 
fuhrerzeugnisse beitrage, arbeite sie nur in die Taschen der 
Exporteure und betreibe im Hinblick auf die Valuta nur 
Preisdrückerei gegenüber den ausländischen Genossen. Wenn 
man solche Aeußerungen hört, zweifelt man tatsächlich an 
der deutschen Wiedergeburt, zu der doch der Aufbau unseres 
Außenhandels Vorbedingung ist. Dieser Tage bezeichnete mir 
ein Japaner den deutschen Arbeiter als den gebildetsten der 
Welt: diese Beobachtung entspricht den Tatsachen, aber 
nur soweit das Gebiet des allgemeinen Wissens, nicht das der - 
politischen Bildung in Frage kommt. Er beherrscht das Er¬ 
furter Programm, entbehrt aber des starken nationalen Ge¬ 
fühls, das seinen Kollegen im Lager der Entente eigen und 
das durch den Kriegsausgang weiter vertieft worden ist. 
Herves „Victoire“ ist nationaler als ein alldeutsches Blatt. 
Sind die Sozialisten in den Ententeländern durch den sieg¬ 
reichen Ausgang des Krieges national geworden, so muß die 
deutsche Sozialdemokratie unsere Niederlage zum Ausgangs¬ 
punkt der nationalen Sammlung machen. 

Nationale Sammlung tut nicht der Sozialdemokratie; sondern 
allen Parteien not. Das deutsche Blut bekämpft sich gerne^ 
selbst. Der deutsche Volkscharakter neigt zum Antinationalen. 
Die „nationale“ Partei schädigt die Interessen des Staates, 
wenn sie durch eine Judenhetze eine Pogromstimmung er¬ 
zeugt, der Demokrat hat internationale, kapitalistische Nei¬ 
gungen und das Zentrum römisch-internationalen Einschlag. 
Aber jede Partei hat in ihren Reihen Männer, die das Beste 
für ihr Vaterland wollen. Sprach ich von einer nationalen 
Sammlung, die allen Parteien nottut, so müßten sich jene 
Männer, einerlei welcher Partei und welchen Standes, zu 
einer über allen Parteien stehenden „Arbeitsgemeinschaft für 
innere und auswärtige Politik“ Zusammenschlüßen, die die 
Aufgabe hat, die inneren Parteigegensätze auszugleichen, eine 
nationale Vertiefung unseres Parteiwesens herbeizuführen und 
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in allen Schichten des Volkes Verständnis für auswärtige Po¬ 
litik zu erwecken. Vor dem Krieg ist von allen Parteien der 
koloniale Gedanke gepflegt worden und in den weitesten 
Volksschichten vorbildliche Aufklärungsarbeit geleistet wor¬ 
den. Soll es nicht möglich sein, daß sich alle Parteien auf 
dem Boden einer einheitlichen, auswärtigen Politik treffen, 
der zum Ausgangspunkt einer großzügigen Propagandatätig¬ 
keit für auswärtige Fragen werden könnte? Ohne Ueber- 
schwengliches sei nie etwas Großes geleistet worden, meint 
Goethe. Das Ueberschwengliche ist’s, das heute unserem Volke 
fehlt; es scheint sich in einem Zustand chinesischer Beharrung 
zu finden, während andere Völker über sein und der Welt 
Schicksal entscheiden. Werden dem Volk einmal die Augen 
geöffnet, wie draußen in der Welt gehobelt und gezimmert 
wird, wie selbst das weißgeblutete Frankreich mit Ueber- 
schwenglichkeit an weltpolitische Aufgaben herantritt, die mit 
seiner 40-Millionenbevölkerung schier unlösbar sind, da muß 
sich auch hierzulande die alte Schaffenskraft wieder regen. 
Wo ein Wille ist, da ist auch ein Weg. 


Dr. J. P. BUSS: 

Das Erfurter Programm und die gegen¬ 
wärtige Position der Sozialdemokratie. 

T)URCH die Revolution der Soldaten vom 9. November, 
die von den sozialistischen Parteien ihre erste politische 
Fundierung erhielt, war der deutsche Sozialismus mit einem 
Schlage zum führenden Faktor der gesamten deutschen Staats¬ 
politik gekoren. In einem Zeitpunkt des größten nationalen 
Zusammenbruchs, den die Geschichte kennt, übernahm er das 
undankbare Amt eines Konkursverwalters der schwer bedroh¬ 
ten Güter des Reichs, an denen die Mißwirtschaft des ver¬ 
gangenen Regimes verheerenden Raubbau getrieben hatte. 
Es ist das traurigste Zeichen für diesen moralischen Zerfall 
der Nation, daß er gewissen sich vaterländisch gebärdenden 
Subjekten gerade recht ist, um Kapital für ihre Parteizwecke 
daraus zu schlagen, und, um jene Parteien mit ebenso billigen 
wie skrupellosen Mitteln zu verleumden, die allein imstande 
waren, Deutschland in seiner Not zu lenken und zu retten. 
Daß mit dem Ausbruch der Revolution diese kühne Aufgabe 
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nur vom Sozialismus aus zu lösen versucht werden könnt«, 
ist so klar, daß darüber keine Worte zu verlieren sind. 

In diesem Zusammenhang sei zuerst noch ein kurzes Wort 
über Ursache und Träger der Revolution eingeschaltet, zumal 
diese Frage für manchen immer noch ein Problem zu sein 
scheint. Da ist zu sagen: Die militärisch-politische Krieg¬ 
führung Deutschlands nach innen und außen hat das Kind 
der Revolution geboren. Mag auch hier und da ein Führer 
der Unabhängigen oder sonst ein Revolutionär in der Heimat 
das Denken manches Soldaten beeinflußt haben, die Revolution 
wäre niemals mit solcher Leichtigkeit durchgedrungen, wäre 
sie nicht die gewaltige seelische Erhebung der Soldaten gegen 
die grenzenlos verhaßte militärische Gewalt- und Lügenpolitik 
gewesen. Nicht eine sozialdemokratische Partei oder ihre 
Agitation hat die Revolution „gemacht“, sondern die Masse 
der Soldaten, die im tiefsten Grunde die katastrophale Wir¬ 
kung der militärischen Ziele voraussahen, haben das un¬ 
erträgliche Joch von sich abgeschüttelt. Seit dem Ausbruch 
der Revolution war ja zu erwarten, daß es die reaktionären 
Gruppen fertig bringen würden, den politischen Gegner für 
die radikalen Folgen ihrer eigenen verbrecherischen Kriegs¬ 
politik verantwortlich zu machen. Diesen Leuten, deren unaus¬ 
löschliche Schuld festzunageln, man leider viel zu lange 
säumig gewesen ist, und deren Gefolge nun aus verblendeter 
Kurzsichtigkeit böswillig für da^ ganze gegenwärtige Elend 
Deutschlands nur die Revolution und das neue System bluten 
läßt, muß immer wieder entgegengehalten werden, daß bei 
einer Fortführung des Kriegs über den Winter hinaus durch 
die mit Notwendigkeit eintretende völlige militärische Nieder¬ 
lage und das Einströmen des Feindes in deutsches Gebiet der 
Zusammenbruch noch weit bedrohlichere Formen angenom¬ 
men hätte. Die Parteien, die durch das Auffangen der revo¬ 
lutionären Bewegung uns vor diesem Schrecklichsten bewahrt 
haben, wären dann freilich in einer so günstigen taktischen 
Situation gewesen, daß kein noch so skrupelloser Demagoge 
die Möglichkeit gehabt hätte, mit diesem Schauermärchen 
von der Revolution zu hausieren. 

Nach dieser Abschweifung greifen wir auf die Behandlung 
des Themas zurück, davon ausgehend, daß der Sozialdemo¬ 
kratie plötzlich die Macht im Staate zugefallen, und daß sie in 
die Lage versetzt war ; ihr auf jener einzigartigen marxisti¬ 
schen Kritik des Kapitalismus gegründetes Parteiprogramm 
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zu verwirklichen. Es galt nach den großen positiven Grund¬ 
sätzen des Erfurter Programms an die Stelle der kapitalisti¬ 
schen Produktionsweise die sozialistische, an die Stelle der 
bürgerlichen Klassenherrschaft die klassenlose Gesellschaft 
zu setzen. Ungeachtet der Tatsache, daß das wissenschaftliche 
Fundament dieses Programms in manchem Betracht erheblich 
erschüttert war, und daß die Partei seit geraumer Zeit tat¬ 
sächlich einen anderen Weg als den hier vorgeschriebenen 
betreten hatte, ist es dennoch das theoretische und geistige 
Bekenntnis der Partei geblieben. Es kann kein Zweifel mehr 
darüber bestehen, daß die Sozialdemokratie durch ihre Hal¬ 
tung während des Kriegs dem politischen Dogma des inter¬ 
nationalen Klassenkampfs abgeschworen hatte — eine Ver¬ 
legenheit übrigens, in die das organisierte Proletariat der 
großen Westmächte, einschließlich des amerikanischen, bis¬ 
lang überhaupt nicht kommen konnte. Nachdem man jahre¬ 
lang an dem demokratischen und sozialen Ausbau und an 
der Festigung des nationalen Staats mitgearbeitet hatte, 
konnte man sich logischerweise nach den Wahlen zur National¬ 
versammlung nicht mehr darauf berufen, daß man nur des - 
wegen zu Konzessionen gezwungen sei, weil man die Mehr¬ 
heit des Volks noch nicht hinter sich habe. Die eklatante 
geistige Ohnmacht und Direktionslosigkeit des heutigen So¬ 
zialismus beruht denn auch nicht allein auf dem Mangel 
an Intelligenzen innerhalb der Parteibewegung, sondern in 
gleichem Maße auf dem scheinbar unüberwindlichen Bedürfnis 
zur Heilighaltung eines für positive Gegenwartsarbeit nicht 
brauchbaren Parteievangeliums und auf der Unfähigkeit und 
Energielosigkeit, es neu zu gestalten. 

Durch seine kleine Schrift „Am Ausgang der deutschen 
Sozialdemokratie“ 1 hat sich Paul Lensch das Verdienst er¬ 
worben, eben' diesen Grund für die Unfruchtbarkeit der so¬ 
zialdemokratischen Politik auf gedeckt zu haben. — Die histo¬ 
rische Schuld der Sozialdemokratie — so führt er aus — 
besfehe darin, seit dem 4. August 1914 nichts zur Ueber- 
windung der alten Klassenpsychologie und der alten Partei¬ 
doktrin getan zu haben. Die Mehrheitssozialisten müßten 
sich ein neues Programm schaffen, „weil das Proletariat 
als Klasse herrscht, ohne die Klassendiktatur des Proletariats 
proklamiert zu haben“ und, weil «s vom Standpunkt der 


1 Verlag S. Fischer, Berlin 1919. 
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alten Parteidoktrin unmöglich sei, die Argumente des Spar» 
takus und der Unabhängigen zu widerlegen. Gegen diese 
letztere Feststellung wird man schon einige stichhaltige Ein¬ 
wände Vorbringen können, nicht aber gegen das viel bedeu- 
* tendere und uns hier mehr interessierende Urteil, das Lensch 
in den Worten zusammenfaßt: Die Sozialdemokratische Partei 
kann nicht mit der Psychologie einer unterdrückten Klasse 
den Staat beherrschen, sie kann nicht mit der geistigen 
Verfassung einer grundsätzlichen Oppositionspartei die maß¬ 
gebenden Posten in Reich, Staat und Gemeinde besetzen und 
den Gang der Politik bestimmen. 

Was fürs erste dringend not tut, ist die kritische Ausein¬ 
andersetzung mit dem alten Parteiprogramm. Nur wenn die 
Konsequenz aus dieser Untersuchung gezogen wird, wenn 
die Sozialdemokratische Partei alle programmatischen Ge¬ 
sichtspunkte ausschaltet, die den klaffenden Widerspruch von 
Theorie und Praxis hervorrufen, wird ihr Aktionsvermögen 
neu belebt. 

Wenn auch die Erörterung der ökonomischen Entwicklungs¬ 
gesetze von Karl Marx nicht gerade in das eigentliche Ge¬ 
biet einer geistigen und praktischen Neuorientierung der 
Sozialdemokratie gehört, so ist es doch nicht unnütz, einiges 
über die ganz aus dem Gebäude des Marxismus übernomme¬ 
nen theoretischen Stützen des Erfurter Programms zu sagen. 
Wenn es Kautsky gelungen ist, die lückenlose Geltung einer 
dieser bekannten Theorien, wissenschaftlich aufrecht zu hal¬ 
ten, die eine naturnotwendige Entwicklungstendenz der kapi¬ 
talistischen Wirtschaft festlegen, so ist es die Konzentrations¬ 
theorie. Er hat nachgewiesen, daß die zunehmende Bildung 
von Kleinbetrieben die Richtigkeit der marxistischen Lehre 
von der Konzentration des Kapitals und der Monopolisierung 
der Produktionsmittel nicht entkräfte, da diese neuen indu¬ 
striellen und landwirtschaftlichen Kleinbetriebe auf ein chro¬ 
nisches Bedürfnis des Großkapitalismus nach einer Reserve¬ 
armee jederzeit verfügbarer Hilfskräfte zurückgeht. Wenn also 
von einer Allgemeingültigkeit dieses Dogmas von der Natur¬ 
notwendigkeit des Untergangs des Kleinbetriebs nicht die 
Rede sein kann, so steht doch fest, daß seine im scheinbaren 
Gegensatz dazu stehende Zunahme nur proletarisches Gepräge 
trägt und somit in die Kategorie des unselbständigen 
Kleinbetriebs einzubeziehen ist. Mit weit geringerem Er¬ 
folg versucht Kautsky die Verelendungstheorie zu verteidigen. 
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Hierbei geht er in seinem Doktrinarismus so weit, daß er es 
angesichts der für seine Rolle unbequemen Entwicklungs¬ 
tatsachen fertig bringt, einen Unterschied von physischer und 
sozialer Verelendung zu konstruieren, um die zweite auf 
Kosten der ersten zu halten. Schließlich ist es nicht möglich, 
an der Mehrwerttheorie festzuhalten, die den Mehrwert über¬ 
haupt in Grund und Boden verdammt, während die heutige 
jSozialdemokratie dieses Problem vom Ueberschuß dies Ertrags 
der Arbeit nur in der Weise lösen muß, daß der Arbeiter 
eben nicht den ganzen Wert seines Arbeitsprodukts im Lohn 
erhalten kann, däß vielmehr der Ertrag der gesamten Arbeit 
eines Betriebs his zu einer gewissen Höhe unter alle am 
Arbeitsverhältnis beteiligte Faktoren zu verteilen ist und 
der Ueberschuß durch Gewinnbeteiligung oder durch Besteu- 
rung der Gesellschaft (Staat) zufällt. Als irrig muß weiter die 
Auffassung des geistigen Urhebers des Erfurter Programms 
gelten, daß der Arbeiter innerhalb jeder kapitalistischen 
Produktionsweise stets ein im Sinne der marxistischen Theo¬ 
rie ausgebeutetes Wirtschaftsobjekt sei, das nur d» ist, um 
den Mehrwert zu produzieren. Der Mehrwert hat sich doch 
auch etwas in den Arbeitslohn verflüchtigt und von einer not¬ 
wendigen Tendenz zur Senkung der Löhne kann keine Rede 
mehr sein. Eher von einer Tendenz der Berufsorganisationen, 
an dem Mehrwert zu partizipieren, nicht von einer solchen, 
ihn ganz aufzuheben. 

Der aktuell bedeutsamste Grundsatz des Erfurter Pro- 

g ramms stellt fest, daß „die Produktivkräfte der heutigen 
resellschaft über den Kopf gewachsen sind, daß das Privat-, 
eigentum an Produktionsmitteln unvereinbar geworden ist 
mit deren zweckentsprechender Anwendung und voller Ent¬ 
wicklung“. Positiv gesprochen: Dem zur Herrschaft ge¬ 
langten Proletariat wird als erste revolutionäre Aufgabe die 
Vergesellschaftung des Besitzes an Produktionsmitteln und die 
Einführung der sozialistischen Wirtschaftsform ans Herz ge¬ 
legt, von der die Marxisten etwas Unmögliches erwarten, 
nämlich die ungeheure Steigerung der Produktivität bei 
gleichzeitiger Zerschlagung der Arbeitsteilung. Nun bleibt 
die rechtliche Grundlage der heutigen Eigentumsordnung; 
das Privateigentum an den Produktionsmitteln, dessen restlose 
Beseitigung der Sinn der sozialen Revolution nach Marx 
und nach dem Programm der Partei ist, im wesentlichen un¬ 
angetastet. Nichts ist freilich so dilettantisch, als das Gebaren 
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der radikal-sozialistischen Kritiker aus dem Lager der Un¬ 
abhängigen und Spartakisten, die aus dieser an sich richtigen 
Erkenntnis, daß das Programm der alten Partei durch die 
sozialistischen Träger der Revolution nicht erfüllt ist, sich 
auf die krankhafte Parole versteifen: „Alle Macht den Räten! 
Die Weltrevolution marschiert!“ und die alle Andersdenkende 
und mit einiger Verantwortung Belastete als die abtrünnigen 
Helfer der bürgerlich-kapitalistischen Ordnung in Acht und 
Bann stoßen. Denn mit noch so revolutionären Formen 
schafft man keinen lebensfähigen sozialistischen Inhalt, wenn 
man über die gegebenen Verhältnisse und Entwicklungs¬ 
tendenzen einfach hinwegschreitet. Es muß deshalb ganz 
klar ausgesprochen und in dem neuen Programm der Sozial¬ 
demokratischen Partei begründet werden, daß die Sozialdemo¬ 
kratie als Regierungspartei die vollkommene Vergesellschaf¬ 
tung der Produktionsmittel und die Ersetzung der Waren¬ 
produktion für den Verkauf durch die Produktion für den 
Selbstbedarf, also die rein sozialistische Produktion, aus den 
sehr einleuchtenden Gründen der internationalen Bedingt¬ 
heit einer solchen Lösung und des wegen der inneren Kräfte¬ 
konstellation und der äußeren Abhängigkeit Deutschlands 
völlig ungeeigneten Zeitpunktes aufgegeben hat. Mit ein¬ 
dringlicher Offenheit muß gesagt werden, daß es ein Irr¬ 
wahn ist, zu glauben, man könne, wenn man nur wollte, 
die Welt restlos nach einem allein seligmachenden Schema 
organisieren, was ja keineswegs ausschließt, daß der große 
Gesichtspunkt des alten Programms immer noch praktische 
Geltung hat, der besagt: Die ökonomische Entwicklung drängt 
aus der Wirtschaftsstufe des Privateigentums an den Produk¬ 
tionsmitteln zu einem Stadium des Gemeineigentums aller 
Schaffenden an den gemeinsamen Produktionsmitteln. 

Die Realisierung der sozialistischen Forderung nach einer 
sich selbst genügenden technisch modernisierten Bedarfs¬ 
deckungswirtschaft, als die Grundlage der von den Markt- 
schwankungs- und Profitgesichtspunkten befreiten sozialisti¬ 
schen Produktion, bedingt eine zeitlich zusammenfallende 
Durchsetzung in allen von der kapitalistischen Entwicklung 
ergriffenen modernen Staaten. Die kapitalistische Produktion 
arbeitet für den Weltmarkt und deshalb kann es nur eine 
solche sozialistische Produktion geben, deren Aktionsradius 
sich über die Welt erstreckt. Es spricht für die Kritiklosigkeit 
und die geistige Armut dieser Leute, die den Marxismus 
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ihren Phrasen verwässern, und den gegenwärtigen Zeitpunkt 
für radikale Experimente ausschlachten in einem Lande, das 
zur Befriedigung seiner notwendigsten Bedürfnisse ganz von 
dem durch und durch kapitalistischen Ausland abhängig ist 
Die sozialdemokratische Partei muß in ihrem Aktionsprogramm 
klar zum Ausdruck bringen, daß unter den zwingenden Voraus¬ 
setzungen der weltpolitischen Situation der deutsche Staat 
nicht in eine sich selbstgenügende sozialistische Wirtschafts¬ 
genossenschaft um gewandelt werden kann, wie es im Erfurter 
Programm verlangt wird. 

Die Befreiung des Arbeiters von der kapitalistischen Ver¬ 
knechtung kann nur so in Angriff genommen werden, daß er 
als gleichberechtigter Faktor in eine neue sozialistisch-ge¬ 
nossenschaftliche Betriebsorganisation gestellt wird, während 
der Charakter und die Struktur der kapitalistischen Warenpro¬ 
duktion beibehalten werden muß, mindestens so lange, als wir, 
um überhaupt leben zu können, nicht zur sozialistischen Pro¬ 
duktion für den Selbstbedarf übergehen können. Mit der 
weitgehendsten Durchführung des Programms der Unab-v 
hängigen durch eine völlige Vergesellschaftung der Groß¬ 
industrie und eine Ueberfünrung der parlamentarischen De¬ 
mokratie in der Staats- und Wirtschaftsform der Rätediktatur 
kann das Proletariat wohl das Gesicht der bürgerlich-kapita¬ 
listischen Gesellschaft ändern, das Herz der kapitalistischen 
Produktion wird damit nicht getroffen. Um eines parteipoli¬ 
tischen Prinzips willen wird der bestehende, ungeheuer kom¬ 
plizierte Verwaltungsapparat auf den Kopf gestellt und die 
Existenz der Nation verspielt. Daß die sozialdemokratische 
Partei das Opfer gebracht hat, über das Parteiinteresse das 
Lebensinteresse des ganzen Volkes zu stellen, ist trotz allem 
ihr größtes und unvergängliches Verdienst. 

Die schwere Sackgasse, in der sich die regierende Sozial¬ 
demokratie heute deswegen befindet, weil sie es versäumt 
hat, die Grundlagen ihres Programms zu ändern und die 
politische Beeinflussung der Massen danach zu orientieren, 
wird noch offensichtlicher werden, wenn im folgenden auf 
das Prinzip des politischen Klassenkampfes näher eingegangen 
wird, wie er im Erfurter Programm als das Mittel zur Er- 
kämpfung der politischen Macht empfohlen wird. 

In den Erläuterungen Kautskys zum grundsätzlichen Teil 
des Erfurter Programms heißt es: Innerhalb der bürgerlich- 
kapitalistischen Ordnung bis zu dem Zeitpunkt, wo die sozia- 
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listische Produktion im sozialistischen Staat erreicht ist, „er¬ 
scheint das Ringen des Proletariers nach einer befriedigenden 
Existenz als eine Sisyphusarbeit Die Folge des Klassen¬ 
kampfes kann stets nur eine Zunahme der Unzufriedenheit 
des Proletariats mit seinem Lose sein“. Unter voller Beachtung 
dieses Grundsatzes liegt die gegenwärtige Situation so: Die 
Sozialdemokratie hat die Macht im Staate übernommen, ohne 
daß die sozialistische Produktion erreicht wäre, die allein im¬ 
stande sein soll, „dem Mißverhältnis zwischen den Ansprüchen 
der Arbeiter und den Mitteln, sie zu befriedigen, ein Ende zu 
machen“; Die Unzufriedenheit des Arbeiters ist also nicht 
beseitigt, er muß vielmehr nach der Methode des Klassen¬ 
kampfes weiter die Staats- und Gesellschaftsordnung be¬ 
kämpfen, deren verantwortliche Träger sich im wesentlichen 
aus den Reihen der Proletarierführer zusammensetzen. Aus 
diesem Dilemma kommt die Sozialdemokratie nur heraus, wenn 
sie ihre theoretischen Grundsätze mit ihrer tatsächlichen po¬ 
litischen Haltung in Einklang bringt. Ganz unabhängig von 
dem marxistischen Dogma der Gesetzmäßigkeit in der Ent¬ 
wicklung der kapitalistischen zur sozialistischen Produktion 
muß sie angesichts des Triumphes der kapitalistischen West¬ 
mächte und der Erkenntnis über die gegenwärtige Aussichts¬ 
losigkeit einer gemeinsamen Aktion zur internationalen Durch¬ 
setzung des Sozialismus, Wege auf zeigen, die es ermögliche^ 
unter Verzicht auf die Klassenkampftheorie den bürgerlichen 
deutschen Staat und die deutsche Wirtschaft so umzustellen, 
daß die Klassengegensätze eingedämmt, die privatkapitalisti¬ 
sche Profitwut und die Ausbeulung der Arbeitskraft behoben 
sind. An die Stelle der Fiktion eines einheitlich dirigierten 
internationalen Klassenkampfes soll eine nationale sozialisti¬ 
sche Politik treten, wie sie unter den gegebenen Voraus¬ 
setzungen mit Erfolg für die Emanzipation der deutschen 
Arbeiterklasse betrieben werden kann. Ihre revolutionären 
Wirkungen auf das Ausland werden sich um so schneller 
einstellen, je energischer und erfolgreicher die deutsche So¬ 
zialdemokratie sich dafür einsetzt. Hierher gehört allerdings 
eine fortschreitende, volkswirtschaftlich durchdachte Ueber- 
führung des privaten industriellen Großbesitzes in das Eigen¬ 
tum der Gesamtheit, als die unerläßliche Vorbedingung für 
eine Aufhebung der krassen wirtschaftlichen Ungleichheiten 
und der sozialen Gegensätze. Dazu nicht eine restlose Be¬ 
seitigung, sondern eine Erhaltung und Vermehrung des Klein- 
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besitzes, insbesondere an Grund und Boden, als das beste 
Mittel zur Steigerung der Rentabilität der Arbeit, ohne die 
auch bei der vollkommensten Vergesellschaftung für das aus¬ 
gepowerte Deutschland nichts herauskommt. Das Abhängig¬ 
keitsverhältnis des Arbeiters von den „Monopolisten der Pro¬ 
duktionsmittel“ wird durch die Eingliederung der Betriebs¬ 
und Wirtschaftsräte in die Verfassung der Wirtschaft in ein 
vollwertiges Mitbestimmungsverhältnis umgewandelt! Diese 
gesamte Neueinstellung der Sozialdemokratie darf nicht einem 
opportunistischen Abrücken von den Ueberspannungen der 
marxistischen Doktrin ähnlich sehen, sie muß ein neues und 
grundsätzliches Bekenntnis sein. 

Der schwerste innere Konflikt des Erfurter Parteidogmas 
liegt in seiner Einstellung zum heutigen Arbeiter geborgen, 
in dem es den ewigen Feind des Privateigentums und des 
privaten Gewinnstrebens sieht, was er ja gar nicht sein 
kann, wenn er als armer Schlucker um der kleinsten Vorteile 
willen mit dem kapitalistischen Unternehmer erbitterte Kämpfe 
führen muß. Tatsächlich erzeugt die Gewerkschaftspolitik, 
die den „Standard of life“ des Arbeiters hebt, eine Tendenz, 
das Streben nach Aenderung der privaten Eigentumsordnung 
herabzudrücken. Heute erkennen wir immer deutlicher, daß 
nicht nur Bauer, Handwerker und viele Schichten der freien 
Berufe auf dem Boden der Erhaltung des Privateigentums an 
Produktionsmitteln stehen geblieben sind, sondern daß auch 
weite Kreise der Arbeiterschaft von dem Augenblick an auf¬ 
hören, sich für die notwendige Vergesellschaftung der Groß¬ 
industrie zu erwärmen, wo sie zu erkennen glauben, daß sie 
unter einer privatkapitalistischen Ordnung mehr verdienen 
können und weniger für die Gesellschaft zu opfern brauchen, 
als unter einer sozialistischen. Es fehlt trotz allem Solidaritäts¬ 
bewußtsein das Ethos sozialistischer Gesinnung, die innerliche 
Vorbereitung auf den Sozialismus, und dafür nichts getan zü 
haben und nach der alten Parteiideologie auch gar nichts tun 
zu können — ist eine tragische Schuld der Sozialdemokratie. 

Die Folge davon ist, daß dem Sozialisierungsgedanken die 
seelischen Energien fehlen, daß, wie es im „Vorwärts“ vor 
kurzem einmal sehr gut gesagt wurde, die Verhältnisse reif 
sein mögen für eine „Vergesellschaftung“, die Menschen aber 
nicht für eine „Vergemeinschaftung“. Weil Sozialismus mehr 
ist als eine mechanische Aenderung der Besitzverhältnisse, muß 
die sozialistische Bewegung aus dem Stadium des Zynismus 
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und der materiellen Vorbereitung in ein neues Stadium der 
geistigen Bereitschaft der Arbeiterschaft eintreten. Ganz an¬ 
deres Gewicht als bisher muß auf das Kulturprogramm der 
Sozialdemokratie gelegt werden. Durch eine Sozialisierung 
des gesamten Bildungswesens die Voraussetzungen für eine 
geistig-sittliche Erneuerung und eine Erziehung der Massen 
zum Gemeinschaftsgeist zu schaffen, ist eine der nächsten 
und dringendsten Aufgaben der deutschen Sozialdemokratie,. 
Es ist zugleich der einzige Ausweg, der das deutsche Volk 
vor seinem nationalen Untergang bewahren kann. 


Dr. ERICH TROSS: 

Wissenschaftliche Ehrlichkeit. 

MARXENS Mehrwerttheorie hatte recht — zu seiner Zeit. 
1 1 Walter Rathenau, der Kapitalistenerbe, hat aus Familien¬ 
papieren geschlossen, daß zu den Zeiten, als unsere Industrie 
jung war, ein in Betracht kommender Mehrwert, eine nennens¬ 
werte Ausbeutung der Arbeiter durch den Unternehmer, be¬ 
stand. Damals hätte eine Verringerung des Unternehmer¬ 
anteils am Gewinn die Hebung der Lebenshaltung der un- 
geeinigten und ausgesaugten Arbeiterklasse herbeigeführt. 

Wenn beim Gläubigen metaphysische Anschauungen den 
Anspruch erheben können, zu Dogmen erhoben zu sein, so 
ist doch zweifellos, auch für den Parteigänger, die Dogma« 
tisierung wirtschaftlicher Einsichten ein Unding, da dem 
unablässigen Wechsel der wirtschaftlichen Zustände ein 
Wandel unseres Begreifens auf dem Fuße folgen muß. 

Es ist eine Rechenaufgabe, die jeder Besitzer elementarer 
rechnerischer Kenntnis an Hand einer Unternehmungsbilanz 
spielend lösen kann, festzüsteilen, welch lächerlich kleiner 
Anteil heute, nach Vergrößerung der Betriebe und Steigerung 
der Löhne, bei einer Uebertragung des Mehrwerts auf den 
einzelnen Arbeiter entfallen würde, ein Anteil und eine Lohn¬ 
steigerung, die gegenüber den Lohnerhöhungen, die heute 
in Berücksichtigung der hohen Lebenskosten auf Kosten der 
Verbraucher bewilligt werden, kaum in Betracht kommt. 
Dabei wird der Unternehmergewinn zu einem großen Teil 
gar nicht konsumiert, sondern zur Vergrößerung des Betriebs¬ 
kapitals und damit zur Erstarkung des produktiven National¬ 
vermögens verwendet. 
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Die Legende, der Arbeiter werde vom Unternehmer um 
einen in Betracht zu ziehenden Mehrwert seiner Arbeit ge¬ 
prellt, ist also (ich finde kein anderes Wort) ganz einfach 
falsch. Wenn den angestellten Berechnungen auch in Einzel¬ 
heiten Fahrlässigkeiten nachgewiesen werden können, ändert 
das doch «n der grundlegenden Erkenntnis wenig. Ich sehe 
nicht, daß die Berechnung irgendwo in überzeugender Weise 
widerlegt worden wäre. 

Wir stehen also vor der außerordentlich wichtigen Tat¬ 
sache — und ihr nicht feige auszuweichen, ist unsre Pflicht 
als ehrliche Menschen —, daß die marxistische Mehrwert¬ 
theorie nicht haltbar ist. Es*ist meines Erachtens die größte 
Tragik des deutschen Sozialismus, daß zurzeit, wo er äußerlich 
in gewissem Maße zur Herrschaft gelangt ist, seine ge¬ 
dankliche Fundierung dringend der Erneuerung bedarf, daß 
er kein in jeder Hinsicht festgegründetes Haus besitzt, in das 
er das deutsche Volk mit gutem Gewissen einladen kann. 

Natürlich ist eine vollkommene Erneuerung des sozialisti¬ 
schen Gedankengebäudes möglich. Die Mehrwerttheorie war 
eine Zufallsstütze. Der Bau, die Kuppel bleibt: der schöne, 
einfache, kristallklare Grundgedanke, dem die Sehnsucht aller 
Edlen der Jahrhunderte galt, daß jeder einzelne dem Ganzen, 
dem er entstammt, mit seinen freien Kräften willig dienen 
muß, das Ganze aber wiederum den Menschenrang und die 
Ebenbürtigkeit jedes einzelnen, auch des bisher ungerecht 
Verachteten, zu schützen hat, dieser Gedanke muß auch im 
äußerlichen, primären Leben, durch sozialisierende Beschrän¬ 
kung des wirtschaftlichen Eigennutzes zugunsten der, Ge¬ 
samtheit, durch gerechte Einkommensverteilung zugunsten 
des einzelnen verwirklicht werden. 

Wir benötigen die falsche, uns deshalb kompromittierende 
Mehrwerttheorie also durchaus nicht. Trotzdem denkt nie¬ 
mand daran, daraus etwa in der Agitation die Konsequenzen 
zu ziehen. Es ist völlig unverständlich, warum selbst Wissell, 
der zurzeit in den Städten Deutschlands kluge und ehrliche 
^ Reden über die Planwirtschaft hält, der Theorie nach wie 
vor wie einer Selbstverständlichkeit gedenkt. Es ist beinahe 
so, als ob das sacrilegium intellectus, an den Mehrwert trotz 
aller Anfechtung zu glauben, die Legitimation des guten 
Sozialisten der Gegenwart sei. Seien wir uns doch darüber 
klar, daß wir die Theorie nicht brauchen! Und übersehen 
wir nicht weiterhin in verhängnisvoller Weise die vielen 
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Wissenschaftliche Ehrlichkeit 


Gründe, die für Ehrlichkeit gerade in dieser Frage laut 
genug sprechen! 

Solange die Sozialdemokratie die Mehrwerttheorie zu einem 
ihrer Dogmen macht, fällt es ehrlichen, volkswirtschaftlich 
vorgebildeten Intellektuellen sehr schwer, zu ihr zu halten. 
Sie verliert dadurch aufrichtige und selbst denkende Mit¬ 
arbeiter. Doch das ist noch nicht das Schlimmste. 

Die Mehrheitspartei verkündet offiziell die Ausbeutungs¬ 
legende. Die Arbeiterschaft fordert selbstverständlich die 
sofortige Aufhebung der sie speziell schädigenden Produk¬ 
tionsausbeutung. Wenn man in die erregte Arbeiterschaft 
hineinhört, kann man die schönsten Ausdeutungen der Lehre 
hören. 30 vom Hundert des erarbeiteten Gewinns beträgt 
der Mehrwert; um 30 Prozent würden also (!) alle Löhne 
steigen, wenn die Ausbeutung beendet wäre. Wer stellt 
solchen Irrtum richtig? Selbstverständlich fordert der un¬ 
aufgeklärte Eigennutz des Einzelarbeiters sofortige Aende- 
rung; am vereinten Hoffen auf eine solche Besserung der 
Lebenshaltung scheitern selbstverständlich schwächliche Ver¬ 
suche, die Au.Schiebung der Aenderung mit Rücksichten auf 
Zeitumstände und das Gemeinwohl zu erklären. Wenn man 
von Ausbeutung spricht, muß man vor allem anderen die 
Aufhebung eines solchen skandalösen Zustands wollen. Wenn 
man sie nicht will, ist man in den Augen des nicht ganz gut¬ 
gläubigen Ausgebeuteten Knecht des Kapitals. Weil die 
Mehrheitspartei versagt, wendet man sich nach links. Die 
Mehrheitspartei verkündet also heute offiziell eine (unrich¬ 
tige) Lehre, um mit ihr sich nicht seihst zu nützen, sondern 
ihre Anhänger in das Lager ihrer Feinde von links zu 
treiben 

Und niemand wagt es, die Wahrheit zu sagen, daß Marx 
einst recht gehabt hat, daß aber heute die Dinge anders 
liegen. 

Der reichsoffizielle Plan der Demokratisierung der Fabrik 
wird am gleichen Umstand scheitern. Der volkswirtschaft¬ 
lich Gebildete weiß, welch ungeheure Errungenschaft die 
Arbeiterschaft damit erhält, daß der tiefste Keim ihres Elends, 
die Uninteressiertheit am Werk ihrer Hände, ihres Lebens, 
durch die Beteiligung an der Betriebsleitung endlich ausge¬ 
jätet wird. Weite Kreise der unter dem Banne der Mehrwert¬ 
theorie stehenden Arbeiterschaft sehen darin aber nichts als 
eine klägliche Abschlagszahlung, als eine billige Scheide- 
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münze, die man in den Schmutz tritt im Jagen nach dem 
Gold des Mehrwerts, das man sich erobert. 

Unter der Herrschaft der Theorie ist eine Gesundung unsres 
Wirtschaftslebens völlig unmöglich. Zwischen dem Arbeiter 
und -dem Unternehmer, die sich bei der furchtbaren Lage 
Deutschlands doch wieder verständigen müssen, steht das 
Mehrwertmißtrauen. Die Arbeiterschaft gerät in Gefahr, das 
Große, das sie heute erreichen kann, im Taumel falschen 
Höffens zu verlieren. 

Die Führer der Mehrheitspartei mögen ihr endlich die 
Augen öffnen! Mit allen Mitteln stelle man ihr die Zahlen 
vor Augen und zeige dann das andere, was man heute 
gewinnen könnte! Die nackte Zahl ist unüberwindbar, an 
ihrer unbarmherzigen Härte bricht sich schließlich sogar 
die Macht der Phrase. Die Unabhängigen und Kommunisten 
müssen überall gezwungen werden, die Zahl zu widerlegen; 
ihr dürfen sie nicht entweichen; können sie nicht wider¬ 
legen, so sind sie gerichtet. 

Und selbst der Regierung wird das Licht der Wahrheit 
über diese Dinge den Gesichtskreis für Wichtiges erhellen. 
Eine andere Ausbeutung, die den Vorzug hat, wirklich zu 
existieren, vergißt man beinahe ganz im Geschrei über die 
Ausbeutung der Produzierenden. Der Schieber, der Wuche¬ 
rer, auch der nicht gesetzlich zu belangende, also leider 
Gottes ein großer Teil der Gewerbetreibenden von heute, 
beutet den Konsumenten aus, bereichert sich auf Kosten 
unseres armen, geschwächten Volkes. Seine Ausbeutung be¬ 
steht; hier lohnte sich Bekämpfung mit allen Mitteln. Ein 
Lederfabrikant in einer mittelgroßen Stadt — um ein sozial- 
zuständliches Bild zu geben —, der mir als armer Teufel und 
wenig intelligent aus Friedenszeiten bekannt war, ist heute 
Millionär, besitzt Auto und Droschke und läßt seinen 20- 
jährigen Sohn eine Fabrik gründen (wie volkswirtschaftlich 
rationell wird sie arbeiten!) und heiraten.* Die Bevölkerung 
ist gegen diese Erscheinungen erregt und schmäht die Re¬ 
gierung, die das alles zuläßt. Im Januar hat sie zum großen 
Teil sozialdemokratisch gewählt, obwohl man schon damals 
aus den außenpolitischen Träumen der Revolution erwacht 
war, weil man von einer sozialistischen Regierung rücksichts¬ 
losen Karmrf gegen das Kriegsgewinnler- und Wuchertum er¬ 
wartete. Das ist das Interessanteste: man verwechselte den 
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kapitalistischen Ausbeuter der sozialistischen Doktrin mit dem 
tatsächlichen Ausbeuter der Gegenwart. Che Partei hat aus 
dieser Verwechslung den größten Nutzen gezogen;,sie muß 
sich ihr anpassen, indem sie überlebte Vorstellungen auf¬ 
gibt, und die Ausbeutung dort bekämpft, wo sie wirklich 
existiert. 


GUIDO KNÖRZER: 

Künstlerbolsche wisten. 

£)ER Typ des ernst zu nehmenden Bolschewisten ist Lenin. 

Der des fanatischen ist Liebknecht. Der des schwärme¬ 
rischen Landauer. Diese alle sind Idealisten. Außerdem besteht 
der bolschewistische Schurkentyp, hervorragend verkörpert 
durch den Petersburger Terroristen Sinowiew. Politiker ist 
außer Lenin keiner, und dieser erschien einige Jahrhunderte 
zu früh in der politischen Welt. Heute, da die weltbolsche¬ 
wistische Hochflut, am deutschen Staudamm gebrochen, ins 
Stadium der Verebbung zu treten beginnt, nimmt außer dem 
großen und nicht aufgeklärten Lenintyp nur noch der kleine, 
aber nicht unliebenswürdige Landauertyp das Interesse der 
zeitgeschichtlichen Untersuchung vorzugsweise in Anspruch. 
Wie viele — und unerwartete! — Namen ließen sich nennen! 
Darunter mancher, der heute noch, angeblich aus Bescheiden¬ 
heit, die Oeffentlichkeit fürchtet. 

Es sind Vertreter der spezifischen Geisteskultur, die sich 
allmählich auf Grund persönlicher Erfahrungen, Erlebnisse, 
Mißdeutungen und Irrtümer zusammenfinden. Die meisten 
stammen aus dem Rosengarten der schönen Künste, in dtm 
die reine Idee gepflegt wird. 

Sie haben mit ihrer dichterischen Gefühlswärme im akutesten 
Augenblick der durch den Weltkrieg und die Weltwirtschafts¬ 
krisis hervorgerufenen revolutionären Zwischenzeit den stür¬ 
mischen Geist unseres Tages erfaßt. Aber sie übersehen, daß 
die Gesellschaftsumbildung sich langsam und gesetzmäßig 
vollzieht, mit einem Schritt rückwärts auf zwei Schritte vor¬ 
wärts, wie bei der Echternacher Springprozession. Die Re¬ 
volution ist ihnen in den Magen gefahren. Es krabbelt in 
ihrem Blut wie von Ameisen. Sie können sich nicht mehr 
halten und müssen ihre Tagesinspirationen der Welt als ewige 
Weisheit verkünden. Viel vermeintliches „Herzblut“ wird 
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da umsonst verspritzt Aus dem überlebendigen Augenblick 
soll der plötzlich erkannte Grundstock für die künftige Ewig¬ 
keit herausgeschlagen werden, wie eine Skulptur aus dem leb¬ 
losen, willigen Marmorblock. 

So fühlt und denkt der künstlerische Genius. Aber diese 
„Genies“ verlangen nicht nur ein Recht zu Symbolischer 
Zielbeschreibung und bahnbrechender Wegandeutung in ihren 
Kunstwerken, sondern auch ein Recht zur unmittelbaren Ein¬ 
flußnahme, mitunter sogar zur Führung im politischen Kampf. 
Die Charlottenburger „Tribüne“ hat das janusköpfige Unding 
des „politischen Dichters“ mit überredendem Pathos ins Leben 
gestellt. Als Theaterfigur erlaubt, darüber hinaus phantastisch! 
Mancher ist noch bescheiden und möchte sein Tendenzwerk 
oder Halbtendenzwerk nur der „Anregung“ widmen, aber 
andere schreiten selbstbewußt zur Bildung ihrer „politischen 
Partei“. Und es geschah, daß der verblendete Geist zu sich 
selbst und zur versammelten Menge sprach: „Was ich sage, 
ist allein richtig, und was dagegen gesagt wird, ist Unsinn.“ 
Platon und Goethe sind entthront, Shakespeare und Schiller 
in den Schatten gestellt, der politische Dichter will an die 
Regierung. Daß der bewegliche, immer wache, phantasie- 
volle jüdische Geist dabei eine besondere Rolle zu spielen 
sich auserwählt fühlt, darf nicht verwundern und sollte ihm 
nicht als'Vorwurf angerechnet werden; Auch der romantische 
Pazifismus, für den gallischer Witz die Bezeichnung „blökend“ 
erfunden hat, hat hier eine natürliche Tummelstätte. Im 
folgenden einige bezeichnende Strophen aus dem „politischen 
Dichter“ (von Hasenclever): 

„Ihr Freiheitskämpfer, werdet Freiheitsrichter, 

Bevor die Falschen euer Werk verraten. 

Von Firmamenten steigt der neue Dichter 

Herab zu irdischen und größten Taten. 

In seinem Auge, das den Morgen wittert, 

Verliert die Nacht das Chaos der Umhüllung. 

Die Muse flieht. Von seinem Geist umzittert, 

Baut sich, die Erde auf und wird Erfüllung .“ 

„Der Dichter träumt nicht mehr in blauen Buchten. 

Er sieht aus Höfen helle Schwärme reiten. 

Sein Fuß bedeckt die Leichen der Verruchten. 

Sein Haupt erhebt sich, Völker zu begleiten. 
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Er wird Ihr Führer sein. Er wird verkünden. 

Die Flamme seines Wortes wird Musik. 

* Er wird den großen Bund der Staaten gründen. 

Das Recht des Menschentums. Die Republik.“ 

„Verkünden“ und „gründen“ reimen sich, aber dieser Gleich¬ 
klang der Worte genügt doch nicht, um das Recht zur Gleich¬ 
setzung der Begriffe zu folgern. Hier springt die Phantasie 
des „Führers“ über alle Logik und Wirklichkeit unbedenklich 
hinweg. Dichter auf dem Pegasus, bleib bei Deinen Wolken! 
Politik und Wirtschaft sind nicht Gegenstand der freien 
Künste, deren Meister seine Werke frei nach der reinen, 
ihm eingeborenen und von ihm schöpferisch gestalteten Idee 
herstellen kann, sondern sie sind das Wirkungsfeld aller Kräfte 
des realen Lebens. Hier gibt es nicht jene Freiheit und 
Selbständigkeit, Reinheit und Unbedingtheit, wie der Künst¬ 
ler sie braucht und gewohnt ist, sondern hier, in der Reibung 
und Wechselwirkung ungezählter materieller Faktoren, ist das 
Kompromiß, das Unreine, das Nicht-Ganze, Vorbedingung des 
Lebens und Voraussetzung der Arbeit. Politik ist kein Kunst¬ 
werk und kann es niemals werden. Der Künstler ist ein 
Einziger, aber die politische Organisation der Notverband 
vieler, aller. In der Politik ist die beste Idee nicht die reine 
Idee, sondern die Idee des besten Kompromisses. Doch hier 
bleibt dem Künstler fast immer die Einsicht versagt; nicht 
unähnlich würde es dem Politiker gehen, der si:h ins Reich 
des Künstlers einzudrängen unternähme. Der politische Dichter 
ist eine begreifliche Zeiterscheinung; seine Anregungen sind 
häufig der Prüfung wert und häufig der Verzeihung. Zum 
Befruchter des Geisteslebens ist er, von der überwiegenden 
Schar der Vielzuvielen abgesehen, geeignet, zum Träger des 
politischen Kampfes nicht. 

Die um Schlagworte nie verlegene sozialdemokratische 
Parteiideologie hat für den Salonradikalismus des politisch 
gewordenen Künstlergeistes den duldend-geringschätzenden 
Namen „Intelligenzler“ erfunden, ähnlich dem zum vertrauten 
Inventarstück gewordenen „Novembersozialisten“. Die Ar¬ 
beiterschaft denkt leider vielfach noch immer: „Intelligenz 
ist Mumpitz“; die Klügeren drangen bisher nicht durch. 
Wenn der Salonbolschewist vor die Massen tritt, wird er 
bejubelt, solange er für radikale Politik spricht, und miß¬ 
verstanden oder ausgelacht, sobald er von Kultur und Geistig- 
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keit anfängt. Hier zeigt sich, wie groß, mühsam und zeit¬ 
bedürfend die erzieherische Aufgabe des Sozialismus noch ist, 
die der Künsterbolschewist im Handumdrehen erledigen zu kön¬ 
nen glaubt. Er, der die Welt nur nach der „Idee“ regieren, und 
die aufgeklärten Menschen als „Edelanarchist“ schließlich 
sich selbst überlassen möchte, verwechselt alle Begriffe, Ziel 
und Weg, Zukunft und Gegenwart. Seine Methode ist von 
Natur aus die intuitive; auf die Kunst angewandt, erlaubt 
sie ihm die herrlichsten Synthesen, auf die Politik übertragen 
muß sie, wie im idealistisch regierten München, zu den 
großartigsten „Analysen“ führen. 

Leider lehrt die Erfahrung, daß nicht jeder Salon¬ 
bolschewist so selbstlos ist, wie der unglückliche Landauer 
oder der verirrte Toller. Mancher ist im Punkte Kapitalismus 
schwerhörig oder nervenschwach. Es gibt geistige Ver¬ 
fechter des Kommunismus und der sofortigen radikalen und 
gewaltsamen Weltrevolution — unter Vorbehalt der privi¬ 
legierten Stellung ihrer eigenen Person. Der Geist ist willig, 
aber das Fleisch ist auch da. Es ist gut radikal predigen, 
wenn man dabei selbst nicht krumm zu liegen braucht. 
Diesen Enthusiasten des Sozialismus „bei den anderen“ wird 
die Entlarvung nicht erspart bleiben. Mögen sie sich besinnen, 
bevor sie durch ein Skandälchen auch ihren Künstlernamen 
kompromittieren! Auch persönliche Verärgerung schafft heut¬ 
zutage „Zeitfreiwillige“ Bolschewisten. Mancher ist anmaßend 
genug, zu glauben, er habe seiner Pflicht genügt, wenn er 
die Allgemeinheit mit genialen Ideen beglückt habe, deren 
praktische Formierung seine sterile Unklarheit wohlweislich 
fremden Verantwortlichen zuschiebt. Und es gibt Dumme, die 
auf solche Talmibolschewisten hereinfallen und sie als geistige 
Wundertiere in den Himmel heben. Der nicht kleinen Zahl 
derer aber, die in aufrichtiger Begeisterung, in edler Mjn- 
schenliebe und wirklichkeitsfremder Menschenvergötterung die 
Zeit nicht erwarten können, in der ihre he.lige Ungeduld das 
tausendjährige Reich der Weltkommune ohne Falsch und 
Trug erleben soll, die selbst noch dabei sein, selbst all das 
Wunderbare erleben möchten, stehen ihre Enttäuschungen un¬ 
abwendbar bevor, und am stärksten, je näher sie an ihr 
Ziel heranzurücken wähnen. 

Lieben kann man diese Ueberbolschewisten. Belächeln darf 
man sie. Einzelne von ihnen, die boshaft und gefährlich sind, 
wie Kinder, die mit Streichhölzern spielen, sollten in einen 
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großen dunklen Wald mit blauen Bergen eingesperrt werden, 
damit das Gute, das auch in ihnen steckt, sich in der Selbst¬ 
besinnung wiederzufinden vermag. Im übrigen darf man 
hoffen, daß viele den Rückweg zur Vernunft entdecken wer¬ 
den, den sie im guten Glauben verließen. Auch als Eigen¬ 
brötlern wollen wir ihnen im Reiche der Kunst gern folgen. 
Aber dieses Reich , der Schönheit möge von Politik gereinigt 
werden! Dichtung und Politik verlangen Trennung, nicht 
Vermischung. Der Künstler muß die Dinge des wirklichen 
Lebens kennen und zugleich über ihnen stehen, sonst wird 
er auch als Künstler, was er als Politiker notwendig und 
immer bleibt: Dilettant. Dafür zu gelten, sträuben sich die 
Künstlerbolschewisten am heftigsten; hier ist der wunde 
Punkt, an dem sie in ihrer Naivität zu erkennen sind. 


Glossen. 

Was ist Gleichberechtigung? Der gleiche Anspruch auf die¬ 
jenigen äußeren gesellschaftlichen Vorbedingungen, die dem In¬ 
dividuum nötig sind, um, nach Maßgabe seines Beitrages, an 
den Früchten des sozialen Lebens teilzunehmen. Aber das heutige 
soziale Leben ist von solcher Gleichberechtigung noch weit ent¬ 
fernt. Wir haben so ziemlich die bürgerliche Gleichberechtigung, 
gleiches Zivil- und Kriminalrecht, gleichen Prozeß, die sogenannte 
Freiheit der Person und des Eigentums. Wir mögen nicht allzu 
fern von politischer Gleichberechtigung sein, gleichem allgemeinen 
Stimmrecht in Staat und Gemeinde, gleicher Wahlfähigkeit und 
gleicher Wählbarkeit. Aber damit hat das Individuum nur erst 
eine leere Rechtssphäre gewonnen, die sich bei den meisten ver¬ 
gebens nach ihrem Inhalt sehnt, die bei diesen meisten durch 
keine individuelle Anstrengung — man wird die individuelle An¬ 
strengung des geborenen Millionärs nicht als bloß individuelle gelten 
lassen können — mit dem verdienten Anteil an dem Reichtum, der 
Bildung und der Sitte des Zeitalters gefüllt zu werden vermag. 

Karl Rodbertus. 

• 

Weit mehr als von uns hängt der Gang der Entwicklung von 
dem Verhalten unserer Feinde ab. Deren Tun und Lassen schreibt 
uns unsere Taktik vor; diese allein haben es in der Hand, ob die 
Dinge sich friedlich, sozusagen naturgemäß entwickeln, oder ob 
Katastrophen eintreten. Wer glaubt, den Massen ihre Staatsbürger¬ 
und Menschenrechte verweigern oder gar sie ihnen rauben zu 
können, der irrt sich gewaltig. Hier hilft kein Bremsen. Ach, bremst 
soviel ihr wollt, die Bremse geht über euch weg. 

August Bebet (Jenaer Parteitag 1905). 
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ERNST HEILMANN: 

Die Schuld. 

HIE deutsche Revolution war bekanntlich „ungeistig“; das 
bedeutet, daß die materiellen Zustände im alten Deutsch¬ 
land nicht so unerträglich waren, daß sie eine gewaltige Ideen¬ 
strömung gegen ihren Fortbestand erzeugt hätten — erst 
die unerträglichen Leiden des Krieges und der die breiten 
Volksmassen völlig überraschende Zusammenbruch führten 
den plötzlichen Umsturz herbei. Aber wenn die Revolution 
ungeistig war, so haben sich ihre Feinde an ihrem ersten 
Gedenktag ganz gewiß nicht in geistige Unkosten gestürzt. 
Herr Däumig hat in der „Freiheit“ zart angedeutet, daß Herr 
Ledebour ein Fatzke sei, weil er sich der Vaterschaft an 
diesem jämmerlichen bißchen Revolution rühme, und ob aus 
der Selbstbeweihräucherung des einen oder der herablassen¬ 
den Geste des anderen mehr Eitelkeit spricht, das mögen 
die beiden Brüder unter sich ausmachen. 

Lustiger ist schon der Revolutionskalender der „Leipziger 
Volkszeitung“. Unter den Daten der Vorrevolution ist am 
5. Oktober verzeichnet: „Erstes deutsches Friedensangebot 
an Wilson, Beginn der parlamentarischen Regierung mit 
dem Prinzen Max von Baden.“ Also der kaiserliche Kanzler 
Prinz Max war doch ein Vorbote der Revolution. Taten 
dann Scheidemann und Bauer nicht recht, in sein Kabinett 
einzutreten? Unter den Daten der Revolution findet man am 
9. November aus Berlin: „Kämpfe am Marstall mit gegen¬ 
revolutionären Offizieren und alldeutschen Jugendwehren.“ 
So niemals jemand gesehen hat! Es war bekanntlich in Wahr¬ 
heit nur ein wildes Schießen auf den eigenen Schatten. Aber 
zu den Revolutionsdaten gehört auch der Abschluß des Waf¬ 
fenstillstands ani'll. November und der Beschluß der Reichs¬ 
konferenz der Arbeiter- und Soldatenräte für schleunige 
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Wahlen zyi einer Nationalversammlung, gefaßt am 20. De¬ 
zember. Der Abschluß des Friedens und der Zusammentritt 
der Nationalversammlung werden hingegen unter den Daten 
der Gegenrevolution verzeichnet. Verflucht schwer, Revo¬ 
lution und Gegenrevolution auseinanderzu halten! Die Gegen¬ 
revolution beginnt nach dem Kalender der „Leipziger Volks¬ 
zeitung“ am 4. November 1918 mit der Reise Noskes nach 
Kiel. Man kann nicht leugnen, die Gegenrevolution ist früh 
aut den Beinen, sie hat genau fünf Tage vor der Revolution 
begonnen. Der nächste Akt der Gegenrevolution nach Noskes 
Kieler Reise ist unter dem 14. November die-Wiederherstel¬ 
lung des militärischen Vorgesetztenverhältnisses durch die 
Scheidemänner. Was damit gemeint ist, ist nicht ganz klar. 
Unserer Erinnerung nach bestand damals eine Regierung der 
sechs Volksbeauftragten. Vielleicht wird abgezielt auf das von 
Haase, Dittmann und Barth mitunterzeichnete Telegramm 
an Hindenburg, das ihn bittet, mit seinen „bewährten Offi¬ 
zieren“ die Truppen in die Heimat zurückzuführen. Warum 
den Scheidemännern zur Last legen, was man in holder Ge¬ 
meinsamkeit beschlossen hat? Am 6. Dezember sollen dann 
sogenannte Fronttruppen, von gegenrevolutionären Offizie¬ 
ren aufgeputscht, auf unbewaffnete Anhänger Liebknechts 
geschossen haben. Diese „Fronttruppen“ warjen die Berliner 
Maikäfer, unter selbstgewählten Führern, und unter allen 
Personen dieses Vorspiels zur Tragödie vom Januar ist auch 
nicht mit der Lupe ein Offizier zu entdecken. Daß die An¬ 
hänger Liebknechts unbewaffnet waren, soll nicht bestritten 
werden; aber Tatsache ist, daß die Truppen aus Revolvern 
beschossen worden sind. Das unabhängige Märchen vom 
6. Dezember wird in Kürze gründlich aufgeklärt werden. 
Wie all die anderen schönen Erzählungen über Ursache un4 
Verlauf der Unruhen auch. Natürlich fehlt in dem Kalender 
der Münchener Geiselmord, weil man zuviel Platz für den 
„Mord“ an Levine braucht. Sehr schön ist auch die Um¬ 
schreibung der Ereignisse. Der Hamburger Kommunisten¬ 
putsch sieht im unabhängigen Zeitbild so aus: „Der Ham¬ 
burger Sülzeskandal gibt Lettow-Vorbeck willkommene Ge¬ 
legenheit zu einer Attacke gegen den inneren Feind“, und 
die scheußliche Hinschlachtung von 100 Reichswehrsoldaten 
in Chemnitz am 8. August wird treffend benannt: „Das 
Chemnitzer Blutbad unter der Arbeiterschaft.“ Ebenso be¬ 
friedigt liest man unter dem 8. Oktober: „Mordanschlag auf 
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Genossen Haase in Berlin, als er im Begriff steht, eine Ent¬ 
hüllungsrede im Reichstag über die baltische Gegenrevolution 
und ihre Verbindung mit der deutschen Regierung zfc halten.“ 
Nach unserem Bochumer Parteiblatt hat jüngst in einer 
Debatte ein unabhängiger Agitator erklärt, der Anschlag auf 
Haase sei zwar nicht politisch, aber das könne doch nicht 
hindern, ihn politisch auszunützen. Was man in Bochum 
will, kann man in Leipzig auch. 

Die Feinde der Revolution von rechts haben ihren Hirn¬ 
kasten nicht mehr angestrengt. Damit sich die Denkarbeit 
besser verteilt, haben sie bei ihren „Köpfen“ eine Umfrage 
über Wert und Wirkung der Revolution veranstaltet, und 
ein Schauspieler belehrt uns in der „Post“: „Mögen die 
den 9. November feiern, die mit den jetzigen Zuständen 
zufrieden sind!“ Geist! Krieg und Niederlage haben je 
200 Milliarden gekostet, aber die Republik soll bessere Zu¬ 
stände schaffen als vor dem Krieg. Geschlagen, verstümmelt, 
gedemütigt soll Deutschland blühen wie in fern vergangener 
Friedenszeit. 

Aber freilich — die Revolution soll ja die Niederlage 
verschuldet haben. Glauben es die, die es sagen? Ueber 
Schuld am Kriege, an der Vereitelung des rechtzeitigen Ret¬ 
tungsfriedens, an der Niederlage verhandeln jetzt die Unter¬ 
suchungsausschüsse. Schön ist es nicht, wie wir Deutsche 
da im deutschen Fleische wühlen, und selbst ob es gegen 
die Lüge hilft, steht noch nicht einmal fest. 

Die Schuld der alten Regierenden am Verlust des Krieges 
ist ziemlich einfach nachzuweisen. Man darf sich nur nicht 
darauf einlassen, vier Wochen lang darüber zu brüten, ob 
es politisch richtiger gewesen wäre, Wilson den Vortritt zu 
lassen, oder ob aas «Kutsche Friedensangebot vom 12. De¬ 
zember 1916 mit Recht vorausgeschickt wurde. Schlimmsten¬ 
falls kann der Beschuldigte sidi immer damit herausreden, 
daß er das Beste gewollt habe: er habe eben Wilson nicht 
mehr geglaubt oder er habe um keinen Preis die günstigsten 
Tage verstreichen lassen wollen oder was dergleichen Ein¬ 
wendungen mehr sind. Schließlich wissen wir alle zusammen 
nicht, ob die Geschichte anders und besser gelaufen wäre, 
wenn man Wilsons zweiten Friedensschritt abgewartet hätte. 
Verdun war ein Fehler, die U-Bootrechnung falsch, die 
Offensive vom Frühjahr 1918 war Wahnsinn oder Verzweif¬ 
lung. Aber immerhin — Fehler, Irrtümer, in welchem großen 
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Kriege wären sie nicht 'Vorgekommen, wie kann man deswegen 
verurteilen ?! 

Die S&luld des bösen Willens kann den alten Machthabern 
schlüssig in drei Punkten nachgewiesen werden, beim An- 
nexiönsfeldzug, bei der Weigerung des gleichen Rechts und 
beim Wucher. 

Die Deutschnationalen geben an, daß die Feinde von einem 
unbeirrbaren Vernichtungswillen beseelt waren. Das werden 
wir nicht bestreiten. Aber gerade deshalb hätten sie nicht 
den mindesten Grund gehabt, den Gedanken des Verständi¬ 
gungsfriedens zu bekämpfen. Wenn sie ihrer Sache sicher 
waren, wußten sie ja im voraus, daß die Feinde nicht 
annehmen würden. Dem deutschen Volke konnte dann schlüs¬ 
sig der Beweis geliefert werden, daß wir uns nur verteidigten, 
und daß die Feinde trotzdem keinen Frieden wollten. Das 
hätte unseren Truppen denselben moralischen Schwung ge¬ 
geben wie den Franzosen ihr „überfallenes“ und verwüstetes 
Land. Daß die 22 feindlichen Staaten mehr Menschen hatten 
als wir und mehr Waffen herstellten, das war unabänderlich; 
aber, daß sie auch die bessere moralische Sache zu ver¬ 
fechten schienen, das haben ihnen die Konservativen, die 
Alldeutschen und deren Parteigänger zugeschanzt. Sie haben 
ohne jede Not — denn nach ihrer Angabe wollten die Feinde 
ja keine Verständigung, sondern Vernichtung — durch wüste 
Bekämpfung des Ausgleichsfriedens die deutsche Einheit zer¬ 
rüttet und die deutsche Kampffront geschwächt. Und all dies 
geschah bewußt! Beim deutschen Friedensangebot vom De¬ 
zember 1916 haben die meisten Rechtsparteiier noch mit¬ 
gemacht; haben sich ganz richtig gesagt, daß die Feinde 
entweder ihren Kriegsplan preisgeben müßten (dann um so 
besser!) oder den Verhandlungsvorschlag ablehnen müßten, 
und auch das konnte uns nur nützen. Erst später, als der 
Reichstag von sich aus das ein Halbjahr zuvor mißglückte 
kaiserliche Experiment wiederholte, suchten die Rechtspar¬ 
teien ihr besonderes Nationalgefühl in bengalische Beleuch¬ 
tung zu setzen, indem sie das Verständigungsangebot als 
Landesverrat ausschrien und jeden als Lumpen hinzustellen 
versuchten, der nicht eingeschworener Jusqu’auboutist war. 
Der eine oder andere mag sich das wirklich eingeredet 
haben; die Führer der Rechten müssen gewußt haben, daß 
sie eine wertvolle moralische Waffe mutwillig zerstörten. 
Das ganze Eroberungsgeschrei war Leichtfertigkeit und De- 
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magogie. War der Sieg errungen, dann konnte man noch 
immer über die Friedensbedingungen streiten; den Zank dar¬ 
um unnütz ins kämpfende Volk zu tragen, war unsühnbare 
Schuld. 

Urlaub und gutes Essen konnte man zur Hebung der 
Kampffreudigkeit den Soldaten nicht geben, für die Rüstungs¬ 
arbeiter nicht gewähren. Die einzige mögliche Aufmunterung 
war das gleiche Wahlrecht. Aber „wenn das gleiche Wahl¬ 
recht kommt, haben wir den Krieg verloren , höhnte der 
Januschauer. Sein Klasseninteresse stand ihm höher als der 
deutsche Sieg. Auch er sah den Hauptfeind im eigenen Land, 
genau wie die werdenden Spartakisten. Auch ihm ging Klas¬ 
senkampf über Völkerkampf, auch seine Partei lud damit 
die Schuld an der Niederlage auf sich. 

Am meisten erregte die Truppen draußen an der Front der 
Gedanke, daß sich drinnen ein paar Tausend Menschen maß¬ 
los bereicherten, während draußen die Millionen bluteten und 
verbluteten. Hier war Abhilfe möglich und nötig. Auf dem 
Gebiet der Nahrungsmittelversorgung wurde sie unzulänglich 
unter vielen Widerständen versucht. Eine soeben erschienene 
sehr genaue Statistik der Reichsgetreidestelle stellt fest, daß 
im Jahre 1918 von allen Betriebsarten der Großgrundbesitz am 
schlechtesten abgeliefert hat! Der industrielle Wucher schal¬ 
tete schrankenlos und frei. Das Hindenburgprogramm war 
groß gedacht; als es uns seinerzeit Groener vortrug, haben 
wir es in ehrlicher Zustimmung gefeiert. Es umschloß ganz 
selbstverständlich neben der Arbeitspflicht die Begrenzung 
der Industriegewinne. Aber bei dem Versuch, sie durchzu¬ 
setzen, wurde Groener gestürzt — es begann die Periode der 
Anreizpreise für die Schwerindustrie. Die das verschuldet 
haben, haben aus eigenem Eigennutz für den Feind gearbei¬ 
tet und die Niederlage herbeiführen helfen. 

Im Jahre 1918 richtete ein erster Fachmann, der Berg¬ 
assessor Horten , eine Denkschrift über Stahlerzeugung und 
Stahlpreise an die leitenden Stellen und übergab sie auch dem 
jetzigen Reichsschatzminister Dr. Mayer-Kaufbeuren. Horten 
behauptet mit einem überwältigenden Beweismaterial, daß die 
Großindustrie bereits den Munitionsmangel nach der Marne¬ 
schlacht dazu benutzte, um statt eines angemessenen Preises 
von 160 bis 180 Mark für die Tonne Granatenstahl 280 Mark 
von der Feldzeugmeisterei zu erpressen. Er stellt des weiteren 
unter Beweis, daß die syndizierte Halbzeugindustrie jahrelang 
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ein Ausfuhrverbot zu hintertreiben wußte und daß infolge¬ 
dessen der Militärattache in Bern noch bis Ende 1916 fest¬ 
stellen konnte, daß große Mengen deutschen Halbzeugs und 
deutscher Schienen auf Umwegen nach Italien Und Frankreich 
gelangten. Auch an dieser Ausfuhr hat die Schwerindustrie 
riesige Uebergewinne gemacht. Alle Beamten der Kriegs¬ 
rohstoffabteilung, welche sich gegen diese Mißbräuche wehr¬ 
ten, wurden von der Schwerindustrie zur Strecke gebracht 
und mußten dank deren großem Einfluß bei der Obersten 
Heeresleitung den Platz räumen. Nach ihrem Sturz setzte die 
Industrie durch, daß jede Kontrolle der Selbstkosten auf¬ 
hörte, worauf natürlich die Preistreiberei im schönsten Tempo 
weiterging. Die Unerfahrenheit der militärischen und be¬ 
hördlichen Stellen in geschäftlicher und technischer Hinsicht 
wurde von den ganz wenigen Mitgliedern des Stahlwerkver¬ 
bandes zu Uebergewinnen im Betrage von 3 bis 4 Milliarden 
ausgenutzt. 

Ueber diese Angaben des Bergassessors Horten ist 1918 
ein Untersuchungsausschuß unter dem Vorsitz des Feldzeug¬ 
meisters General Behrendt eingesetzt worden, dem auch eine 
Anzahl Parlamentarier angehörten. Ein Sachverständiger, 
Bergassessor Koßka, hat Hortens Angaben vollauf bestätigt. 
Leider ist die Untersuchung nie zu Ende geführt worden, es 
ist höchste Zeit, sie wieder aufzunehmen. Insbesondere wird 
dabei festzustellen sein, wer nach dem Sturze Groeners und 
Wandels der Kriegsrohstoffabteilung des Kriegsministenums 
die durch und durch unwahre Denkschrift für den Reichsf- 
tag angefertigt hat, welche mit falschen Zahlen und erlogenen 
Statistiken beweisen sollte, daß in Deutschland alles in schön¬ 
ster Ordnung und weit besser als in den feindlichen Ländern 
sei. Einstweilen genügt es ja, daß die leitenden Beamten der 
Kriegsrohstoffabteilung bei der Bewirtschaftung von Eisen 
und Stahl ein Direktor der Discontogesdlschaft war, der 
als vierzigfacher Aufsichtsrat in Bergwerks- und Hüttenge¬ 
sellschaften aufs innigste mit der Schwerindustrie liiert war, 
ferner ein Beamter der Gelsenkirchner Bergwerks-Aktienge¬ 
sellschaft, und der Bruder eines der leitenden Stahlindustrie^ 
len, die letzteren beiden als Hauptleute. 

Aber Hortens Vorwürfe lauten nicht nur auf Bewucherung 
des Reiches, sondern auf direkten Landesverrat. Nach seinen 
Angaben hat die Großindustrie bewirkt, daß die Oberste 
Heeresleitung in Durchführung des Hindenburgprogramms 
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die belgischen Arbeiter deportierte und die belgischen Hütten¬ 
werke niederriß, während ein Inbetriebsetzen der unversehrt * 
in deutsche Hand gefallenen belgischen und nordfranzösischen 
Hochofenwerke und eine volle Ausnutzung der liquidierten 
de Wendelschen Werke in Lothringen ohne Mühe eine ge¬ 
waltige Erhöhung der Stahlproduktion hätte herbeiführen 
können. Die Schwerindustrie aber wollte nicht, daß durch 
eigene militärisch kontrollierte Unternehmungen der Selbst¬ 
kostenpreis genau festgestellt und danach ihr ungeheurer 
Gewinn beschnitten würde. Die damals abgebrochenen Werke 
muß Deutschland jetzt bezahlen, und die Deportation der 
belgischen Arbeiter hat die Friedensaussichten verwüstet. 

Als Ergebnis stellt Horten fest, daß Amerika während 
des Krieges seine Stahlproduktion von 30 auf 45 Millionen 
Tonnen im Jahre steigerte, England von 8 auf 10 Millionen 
Tonnen. Selbst die österreichische Stahlproduktion wuchs um 
20 Prozent über den Friedensstand hinaus. Lediglich in 
Deutschland ging die Stahlproduktion während des Krieges 
von 20 auf 15 Millionen Tonnen zurück, obwohl Werke mit 
einer Jahresleistungsfähigkeit von 5 Millionen Tonnen mit 
dem eroberten Gebiet in unsere Hand gefallen waren. So 
wurde aus der doppelten Ueberlegenheit der Feinde an Stahl 
eine mehr als dreifache, und reichlich ein Jahr vor dem 
Zusammenbruch hat Horten vorausgesagt, daß wir diesem 
Uebergewicht nicht auf die Dauer werden Stand halten können. 

Solche Behauptungen mag der Untersuchungsausschuß noch 
klären, die Tatsachen noch genauer feststellen. Hier handelt 
es sich nicht um Irrtümer, nicht um das Wenn- und Aberspief 
unbegrenzter Möglichkeiten und Kombinationen, sondern um 
bewußte und mutwillige Sabotage des deutschen Krieges durch 
die Landesverräter der Eroberungsprogramme, der Wahlrechts* 
feindschaft und der Kriegsgewinne. Hier kann man die Schuld 
des alten Regimes so deutlich mit Händen greifen, wie bei 
der Verlogenheit des Michaelis und den leichtfertigen Gläu¬ 
bigen ihres „Soldatenglücks“. Und ist einmal diese Schuld 
festgestellt, dann bleibt für eine Schuld der Revolution an 
der Niederlage ohnedies nichts mehr übrig. Die Revolution 
mag schmähen, wer noch einmal diesen dreifachen Landes¬ 
verrat erleben und noch einmal dadurch ein unendlich tapferes 
Volk dem Verderben ausliefern will. 
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HANS VON KIESLING: 

Die Ententemächte und der Weltkrieg. 

V.' 

Italien. 

ITALIEN ist trotz der großen historischen Vergangenheit der 
1 appeninischen Halbinsel eine verhältnismäßig junge Macht. 
Sie entstand im Verlaufe des verflossenen Jahrhunderts auf 
rein nationaler Grundlage. Die ersten Regungen dazu erfolg¬ 
ten in Anlehnung an Frankreich. Napeleon der Erste schuf 
das Königreich Italien, der dritte Bonaparte unterstützte das 
Haus Savoyen in seinen Einigungsbestrebungen der italieni¬ 
schen Nation. Jeder Fortschritt auf diesem Wege begegnete 
den hartnäckigen Widerstand Habsburgs, dessen Macht 
drückend auf Oberitalien lag und dessen Sekundogenituren 
die Throne Mittelitaliens innehatten. Es bedurfte zweier 
schwerer Kriege — 1859 und 1866 — um Oesterreich-Ungarn 
zur Räumung der Lombardei und Venetiens zu veranlassen 
und so die Einigung Italiens durchzuführen. 

Die lange Fremdherrschaft, die vielen kriegerischen Zu¬ 
sammenstöße, die verächtliche Art, wie Habsburg dem wer¬ 
denden italienischen Staat entgegentrat, hinterließen in Italien 
bittere Gefühle. Der Habsburgerstaat war der Erbfeind, um 
so mehr, als immer noch italienisches Gebiet unter seiner 
Herrschaft blieb. Die unerlösten Provinzen des Trento und 
von Triest spielten eine große Rolle in allen politischen Er¬ 
wägungen der Konsulta. Volksempfindeji und Presse äußerten 
oft genug in nicht mißzuverstehender Weise den Anspruch 
auf die Vereinigung dieser Teile der Donaumonarchie mit 
dem italienischen Nationalstaat. 

Je mehr die italienische Macht anwuchs und Geltung in der 
Welt erlangte, um so mehr besann man sich auf dem Kapitol 
auf die gewaltigen Traditionen der römischen Geschichte. 
Man erinnerte sich, daß Rom einst das Herz der Welt ge¬ 
wesen war und daß von der appeninischen Halbinsel aus die 
Entstehung des größten Weltreiches des Altertums ihren An¬ 
fang nahm. Die ganzen Küsten des Mittelmeeres und ihr 
Hinterland war einst römisches Herrschaftsgebiet. Römische 
Kultur drang von den Häfen aus tief in die bekannten Länder 
des damaligen Erdkreises vor, überall entstanden Kolonien 
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der italienischen Welteroberer. Auch im Mittelalter beherrsch¬ 
ten trotz der politischen Zerrissenheit der Halbinsel die 1 
großen, auf ihrem Territorium entstandenen, seegewaltigen 
Republiken das Mittelmeer. Die Adria war Jahrhunderte Hin¬ 
durch ein italienischer See; die Flagge Venedigs gebot hier un¬ 
beschränkt; noch heute erinnert der Löwe von San Marco auf 
den Marktplätzen der illyrischen Küstenplätze an die Zeit 
der italienischen Kolonisation an der Ostküste des adria- 
tischen Meeres. Es ist begreiflich, daß die junge italienische 
( Großmacht an die Geschichte ihrer Vergangenheit wieder an¬ 
knüpfte und da wieder Fuß zu fassen suchte, wo in früherer 
Zeit die Dogen von Venedig geboten und wo der Tritt rö¬ 
mischer Legionen unzweifelhaft italienische Volksspuren hin¬ 
terlassen hatte. Diese Tendenz mußte in einem Staat be¬ 
sonders zur Entwicklung kommen, in dem das Aufsteigen 
zur Macht mehr wie wo anders auf nationaler Konzentration 
beruhte. 

Gerade in der Adria aber stieß das italienische Ausdehnungs¬ 
bedürfnis auf die habsburgische Hausmacht — den alten 
Feind aus den vergangenen Jahrhunderten, ln Triest hatte 
sich der Handel Oesterreich-Ungarns zu großer Blüte auf¬ 
geschwungen, in Pola entstand eine achtunggebietende habs¬ 
burgische Kriegsflotte, an der dalmatinischen Küste, in den 
Hafenstädten Bosniens und der Herzegowina flatterte der 
Wimpel der Donaumonarchie, bis tief hinein nach dam Balkan 
hatte das Wort des Kaisers von Wien Macht und entscheidende 
Geltung. 

Es ist gewiß nicht zu leugnen, daß Triest als Hafen für die 
54 Millionen Einwohner der habsburgischen Monarchie 
schlechthin unentbehrlich war — ebenso aber ist es sicher, 
daß Triest auf fremdsprachigem, auf italienischem Boden 
lag, sowie daß der Charakter der meisten dalmatinischen 
Kustenstädte ein italienischer ist. Die Adriafrage war eine 
von denjenigen politischen Fragen, die auf friedlichem Wege 
kaum gelöst werden konnten und die mit den anderen Gegen¬ 
sätzen zusammen das Verhältnis zwischen Oesterreich-Ungarn 
und Italien dauernd vergiften mußten. Der Standpunkt beider 
Mächte war unanfechtbar. 

Als Bismarck Italien in den Dreibund aufnahm, geschah es 
aus der Absicht heraus, die italienisch-habsburgischen Rei¬ 
bungen zu mildern. Es war eine unter den damaligen Zeit¬ 
verhältnissen, wo der Draht weder nach London noch nach 
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Petersburg abgerissen war, durchaus praktische Maßnahme, 
die aber von dem deutschen Staatsmann nicht als unveränder¬ 
liche Richtschnur für die deutsche Politik gedacht war. Man 
darf nicht übersehen, daß man damals in Deutschland noch 
Kontfnentalpolitik trieb und nur zu Frankreich in unversöhn¬ 
lichem Gegensatz stand. Wenn etwas nicht in den Zusam¬ 
menhang der deutschen Weltpolitik paßte, so war es der un¬ 
natürliche Bund zwischen Italien und Oesterreich-Ungarn. 

In der Bismarckschen Aera gelang es auch die italienische 
Politik noch etwas mehr nach dem Mittelmeer zu orientieren* 
wo die junge Großmacht in ihrem Bestreben, an der Ver¬ 
teilung der afrikanischen Nordküste teilzunehmen, auf den 
Widerstand der lateinischen Schwesternation stieß. Die An¬ 
lehnung an die Mittelmächte gab ihr einen nicht zu unter¬ 
schätzenden Rückhalt, solange, als damit keine Verschlechte¬ 
rung ihres Verhältnisses zu England verbunden war. 

Für Deutschland war andererseits das Bundesverhältnis zu 
Italien die Brücke zu England. Lange Zeit auch noch nach 
Bismarck liefen die Fäden zwischen Berlin und London über 
Rom. — 

Die öffentliche Meinung in Deutschland war sich eigentlich 
nie recht klar über die Stellung Italiens im Dreibunde. Man 
hielt das Verhältnis, das seitens Italiens nur ein rein verstan¬ 
desmäßiges war, für ein auf dem Gefühl beruhendes. Wäre 
die deutsche Oeftentlichkeit darüber mehr aufgeklärt wort 
den, dann würde die Haltung Italiens im Weltkriege keine 
so große Enttäuschung, ja Empörung hervorgerufen haben. 

Die italienische Politik mußte auf einem guten Verhältnis 
zu England aufgebaut sein. Bei der ersten Verwicklung mit 
England waren die ausgedehnten Küsten der Halbinsel dent 
Angriff der übermächtigen englischen Flotte ausgesetzt, das 
ganze Land der Willkür englischer Politik preisgegeben, 
Italien produziert keine Kohle; die Hauptmenge dieses wich¬ 
tigen Brennstoffs erhielt es aus England. Die aufstrebende 
Industrie bedurfte der englischen Kohlenlieferung ebenso wie 
die italienische Kriegsmarine. 

Auch die Durchführung der italienischen Kolonialpolitik 
war von dem Wohlwollen Englands mehr oder weniger ab¬ 
hängig. Nur dem Entgegenkommen Großbritanniens verdankt 
es der italienische Staat, daß die Expedition nach Tripolis 
gegen die französischen Wünsche Erfolg hatte. Mit der 
Besetzung von Tripolis und der Cyrenaika war die ganze 
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nordafrikanische Küste verteilt, der koloniale Ehrgeiz der 
italienischen Staatsmänner zunächst befriedigt. Die Augen der 
Nation richteten sich wieder nach Norden auf die unerlösten 
Provinzen, die Irredenta beherrschte wieder Empfinden und 
.Wünsche des Volkes. 

Ueberall an der Alpengrenze und in Friaul wuchsen moderne 
Befestigungen aus dem Boden, mehrten sich die Garnisonen. 
Die zunehmende Bewaffnung der alten Widersacher, die irre- 
dentistische Propaganda in dem strittigen Gebieten, das an¬ 
dauernde Mißtrauen zwischen Oesterreich-Ungarn und Italien 
hätte zum mindesten an den maßgebenden deutschen Stellen 
so weit Berücksichtigung finden müssen, daß man Italiens 
militärische Hilfe aus den operativen und politischen Kom¬ 
binationen ausschaltete. Bei den einleitenden Bewegungen 
des Weltkrieges wurde aber der militärische Beistand Italiens 
noch ernstlich in Rechnung gestellt. Oft genug wurde mir 
von preußischen Generalstabsoffizieren die Niederlage an der 
Marne damit begründet, daß der Treubruch Italiens Frank¬ 
reich die Versammlung übermächtiger Kräfte gegen die deut¬ 
sche Offensive durch Belgien ermöglicht hätte. Das Ver¬ 
hältnis zwischen der habsburgischen Monarchie und Italien 
war im Verlaufe der Jahre immer schlechter geworden. Ge¬ 
wisse Unfreundlichkeiten des österreichischen Kaiserhauses, 
das es peinlich vermied, den tatsächlichen Zustand, wie er 
zwischen Quirinal und Vatikan bestand, anzuerkennen, ver¬ 
tieften die Kluft. 

Auch die politische Rivalität auf dem Balkan wurde stärker 
und unfreundlicher, so daß schließlich das bekannte Kom¬ 
pensationsabkommen geschlossen werden mußte, durch das 
Italien für jeden territorialen Erfolg Oesterreich-Ungarns auf 
dem Balkan besondere Entschädigung zustand. Das Verhält¬ 
nis hätte nur durch ein Entgegenkommen Habsburgs in der 
Frage des Trentino und Triests gründlich gebessert werden 
können — dazu aber war es um so weniger bereit, als dies 
die Aufrollung der Nationalitätenfrage auf dem ganzen Ge¬ 
biete der Monarchie zur Folge gehabt nätte. Damit aber rückte 
der Zerfall in bedrohliche Nähe. 

Als in den ersten Monaten des Krieges das Feilschen um 
die italienische Neutralität begann und auf Betreiben Deutsch¬ 
lands die Anerbietungen in aen brennenden Fragen der Irre¬ 
denta erfolgten, war es zu spät. Bei dem Verhältnis zwischen 
Oesterreich-Ungarn und Italien lag der Schluß nahe, daß die 
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Anerbietungen nicht ohne reservatio mentalis gemacht wurden, 
und daß im Falle des Sieges der Mittelmächte die Abmachun¬ 
gen in einer Italien ungünstigen Form der Revision unter¬ 
zogen würden. Mit Dank vom Hause Oesterreich zu rechnen, 
war immer gefährlich gewesen. 

Der bedingungslose Besitz des Trentinp und Triests, die 
Anerkennung der italienischen Ansprüche in Albanien gewährte 
nur ein Sieg der Westmächte, zum mindesten eine Niederlage 
der österreich-ungarischen Monarchie. Seine Interessen wiesen 
Italien am die andere Seite, verlangten den Treubruch. 

Das Vorgehen Italiens wurde durch die geflissentliche 
Uebergehung der Konsulta in der Frage des Ultimatums an 
Serbien wesentlich erleichtert. ' 

Die deutsche Politik verließ sich auf den Wert geschriebener 
Verträge. Sie war noch nicht zu der Ueberzeugung gekommen, 
daß Verträge nur so lange binden, als ihr Inhalt den Interessen 
der vertragschließenden Staaten entsprechen bzw. der eine 
Kontrahent die physische Macht hat, den anderen zur Ein-* 
haltung der Verträge zu zwingen. Zwischen Deutschland und 
Italien stand Habsburg. 

Der Haß des italienischen Volkes, richtete sich nicht gegen 
das Deutschtum überhaupt sondern nur gegen den Oester¬ 
reicher, den es allerdings manchmal mit dem Sammelnamen 
„Tedesco“ belegte. Aus der Zeit der Besetzung ganz Ober¬ 
italiens durch die Truppen des Kaiserstaats wußte es, daß die 
Mehrzahl derselben deutsch sprach. Der, Reichsdeutsche war 
im allgemeinen wohlgelitten, machte unbehindert seine Ge¬ 
schäfte, fand als Tourist und Künstler überall Entgegen¬ 
kommen — auch über die in Rom mit Rucksack und Berg¬ 
stock umherlaufenden Deutschen setzte sich der Eingeborene 
mit einem Lächeln hinweg. 

Zu dem Deutschen Reiche gab es keine politischen Gegen¬ 
sätze irgendwelcher Art. Im Gegenteil, die Schweiz und 
Deutschland sind das natürliche Hinterland für den italieni¬ 
schen Handel. Die landwirtschaftlichen Produkte der Halb¬ 
insel, Wein, Oel, Südfrüchte hatten in Deutschland ihr Häupt- 
absatzgebiet; der Hafen von Genua diente vornehmlich den 
Handelsinteressen des Deutschen Reiches, die ihm zu einer 
schönen Blüte verhalten. Viele Tausende italienischer Arbeiter 
verdienten sich auf deutscher Erde ihr Brot. 

Der Krieg ist zu Ende. Die nationalen Aspirationen Italiens 
sind befriedigt. Der habsburgische Kaiserstaat gehört der 
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Geschichte an. Alle italienisch sprechenden Gebiete sind mit 
dem Mutterlande vereinigt Und trotzdem hat auch Italien 
nicht alles erreicht, was es erwartete. Das Verhältnis 
zu seinen Bundesgenossen ist getrübt. Seine Abhängigkeit von 
England ist größer als je. In dem neuen Großserbijsche^i 
Jugoslawien entsteht ihm ein gewaltiger Konkurrent auf dem 
Balkan und bedroht es in seiner Vormachtstellung auf der 
Adria. Die Zukunft stellt es vor politische Probleme schwer¬ 
ster Art. Nur größte Vorsicht in der Politik, aufmerksamste 
Beobachtung der Weltlage und Anspannung aller Kräfte des 
italienischen Volkstums wird ihre Lösung im nationalen Sinne 
ermöglichen. (Fortsetzung folgt) 


MÜLLER-BRANDENBURG: 

Betrachtungen 

über den Einfluß der geographischen Lage Frank¬ 
reichs auf die Entwicklung der französischen Nation. 

JMAN kann es den Franzosen nicht übel nehmen, wenn sie 
1 stolz sind auf ihr Land; denn Frankreich ist ein schönes 
Land, voll prächtigster Gegenden, gesegnet mit einer Fülle 
wertvoller Naturgaben. Vom Standpunkt des Festlandstaates 
aus betrachtet ist Frankreich geographisch denkbar günstig 
gelegen. Wenige Länder sind mit einer solchen Fülle von 
Schönheit und nützlichen Gaben bedacht worden wie das Ge¬ 
biet, das die französische Republik ihr eigen nennt. Gewiß* 
auch hier ist nicht alles Gute vereint, aber die Fülle des 
Guten ist so reichlich, daß der Franzose sich mit Recht in 
bezug auf sein Land glücklich schätzen darf. 

Frankreich ist atlantische Macht, Frankreich ist Mittelmeer¬ 
macht, ia noch mehr: Frankreich ist mitteleuropäische Macht. 
Dieses Land ist das einzige des europäischen Festlandkörpers, 
das vom Atlantischen Ozean unmittelbar bespült wird, wes¬ 
halb Ratzel, unser großer Geograph, Frankreich die „Fort¬ 
setzung Mitteleuropas zum Atlantic“ genannt hat. Weiter 
aber darf nicht übersehen werden, daß die Wogen des Mittel¬ 
meers die südliche Küste des französischen Bodens bespülen. 
Infolge dieser geographischen Tatsachen treibt Frankreich 

stets zwischen Gegensätzen. Es fühlt sich als Mittelmeermacht , 
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als atlantische Macht , ebenso wie als mitteleuropäische Macht. 
Je nach den Umständen ist eine dieser Machtgefühle das 
vorherrschende, weshalb Minget von seinem Volke sagte* 
die Lage des Landes beherrsche den französischen Volks¬ 
charakter. 

Im westlichen Teil des europäischen Kontinents gelegen, 
ist das Land vom übrigen Festlande zum Teil durch natür¬ 
liche Barren getrennt. Im Süden der Ostgrenze sperren die 
Westalpen von der italienischen Poebene ab, es folgt nördlich 
davon das Mont-Blanc-Massiv und der Genfer See. Der 
Jura wird geschnitten, ist also nicht natürliche Grenze. Dann 
folgt die letzte natürliche Grenze, die bis zum Friedensschluß 
der Bergstock der Vogesen war, neuerdings der Rhein von 
Basel bis über Straßburg hinaus. Im Süden ist das Land natürlich 
begrenzt durch die Mittelmeerküste, weiter im Westen durch 
die Pyrenäen; die ganze Westgrenze ist natürlich gegeben 
durch den Atlantic und den Kanal. Nur zwischen dem Kanal 
und dem Rhein, also die Nordostgrenze Frankreichs ist bar 
natürlichen Schutzes, hat also keinen natürlichen Abschluß 
vom Festlande. 

Die Folge dieser Gestaltung der Dinge hat hervorgebracht, 
daß sich die Franzosen selbständiger dem Kontinent gegen¬ 
über fühlen und es auch in der Tat sind, als zum Beispiel 
Deutschland oder Polen, ja sie sind selbständiger wie Ruß*- 
- land und das um so menr, als sie ja von der spanischen 
Halbinsel durch die starke Barre der Pyrenäen abgeriegelt 
sind. 

Infolge dieser geographischen Lage ist Frankreich nie in 
die Lage gekommen „den Drang zum Ozean“ in irgendeiner 
Form betätigen zu müssen. Dieser Drang aller Völker ohne 
Küste und solcher Völker, die unzureichende Zugänge zum 
Weltmeere, wirkt sich in Frankreich nicht aus. Der Drang 
zum Ozean ist allen Völkern ohne Küste oder unzureichender 
Zugänge zum Weltmeere eigen, wirkt expansiv und beein¬ 
flußt ihre Politik im hohen Maße. Frankreich brauchte diesen 
Drang nie, es kennt ihn gar nicht , denn es sitzt am Ozean. 
Anders steht es mit einem zweiten, aus geographischer Lage 
geborenem Verlangen, das man „den Drang zur gegenüber¬ 
liegenden Küste“ genannt hat. Unter ihm hatte die franzö¬ 
sische Nation im Mittelalter als passiver Teil zu leiden gehabt, 
als der Engländer den Versuch machte, sich an der gegen¬ 
überliegenden Küste festzusetzen. Dieser Drang ist logischer- 
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Gemäß § 2 des Gesetzes 

vom 29. August 1919 (R.-G.-Bl. Seite 1491) und mit Zustimmung 
des Zehner - Ausschusses der Nationalversammlung wird eine 

Deutsche 

Spar - Prämienanleihe 

1919 

im Betrage von 5 Milliarden Mark hiermit laut untenstehenden 
Bedingungen zur öffentlichen Zeichnung aufgelegt. 


I. Die Höhe der Anleihe beträgt 5 Milliarden, rückzahlbar innerhalb von 80 Jahren 
laut Tilgungsplan (3 Milliarden während der ersten 40 Jahre und 2 Milliarden während 
der letzten 40 Jahre). 

II. Die Anleihe wird in 5 Millionen Spar-Prämienstücken, das Stück zu M. 1000, aus¬ 
gegeben und ist in 5 Reihen, die mit Lit. A, B, C, D, E bezeichnet werden, eingeteilt 
Jede Reihe enthält 2500 Gruppen (von 1 bis 2500) und jede Gruppe 400 Nummern (von 
1 bis 400). 

III. Die Anleihe gelangt unter folgenden Bedingungen zur Zeichnung: 

1. Für jedes Spar-Prämienstück von M. 1000 sind als Gegenwert M. 500 in 5°/ 0 Deutscher 
Reichsanleihe mit Znsscheinen, fällig am 1. April oder 1. Juli 1920, zum Nennwert (siehe 
Ziffer 2 der untenstehenden Zeichnungsbedingungen) und M. 500 in bar einzuzah en 

2. Die Zuteilung erfolgt entsprechend der Höhe der Zeichnung; jedoch werden die 
kleinen Zeichnungen von 1 bis 5 Stück vorzugsweise berücksichtigt. 

3. Gewinnverlosungen finden zweimal jährlich am 2. Januar und 1. Juli statt (die 
erste Gewinnverlosung ausnahmsweise im März 1920, der nähere Zeitpunkt wird noch bekannt¬ 
gegeben); bei jeder Gewinnverlosung werden 2500 Gewinne im Betrage von M. 25 000 000 
gezogen. 

Gewinnplan: 
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4, Die Tilgungsauslosungen finden jährlich am _ , 

Auf Jedes zweite getilgte Spar •Primlenstack entfällt ein mit den'’3.A;»wr wachsender 
Bonus von H. 1000 bis n. 4000. j 

Tilgungsplant 


In den 
Jahren 

Tilgung 

Bonus 

Insgesamt 

jährlich 

M. 

Stflckzahl 

jährlich 

Gesamt¬ 
betrag jähr¬ 
lich M. 

Stackzahl. 
jährlich 

im 

einzelnen 

M. 

Gesamt¬ 
betrag jähr¬ 
lich M. 

1920-1929 

50000 

50000000 

25000 

1000 

25000000 

75000000 

1930-1939 

75000 

75000000 

37 500 

1000 

37500000 

112500000 

1940—1949 

100000 

100000000 

50000 

1000 

50000000 

150000000 

1950—1959 

75000 

75000000 

37 500 

2000 

75000000 

150 000000 

1960—1999 

50000 

50000000 

25000 

4000 

100000000 

150000000 


Ein jedes getilgte Spar-Prämienstück bekommt außerdem einen Zuschlag von II. SO 

für jedes verflossene Jahr. 

Die Gesamtzahl der Stücke, aut die ein Gewinn und Bonus entfällt, beträgt somit ~ 
2 900000, d. h. 58 °/ 0 der Zahl der Spar-Prämienstücke. 

5. Ein mit einem Gewinn laut Gewinnplan gezogenes Spar-Prämienstück nimmt 
auch an den späteren Gewinnziehungen bis zu seiner eigenen Tilgungsauslosung teil. 

Die Auszahlung der laut Gewinnplan entfallenden Gewinne erfolgt unter Abzug 
von 10 o/o, 

6. Die Gewinne werden 2 Monate nach der Gewinnverlosung (erstmalig jedoch am 
1. April 1920), die Tilgungssummen, einschließlich der Zuschläge und des Bonus, am 
29. Dezmber j. J. gegen Vorlage des Stückes ausgezahlt. 

7. Vom Beginn des 20. Jahres ab steht dem Besitzer des Stückes das Recht zu, die 
Rückzahlung desselben jeweils zum Ende des Jahres bei Innehaltung der Kündigungsfrist 
von einem Jahr tarn Tilgungswert, d. h. zum Nennwert samt den zustehenden Zuschlägen 
von M. 50 für jedes verflossene Jahr, unter Abzug von 10 °/ 0 zu verlangen. 

RQckzahlungstabelle 

eines Stockes von M. 1000 bei Tilgung und Kündigung. 


Wenn die 
Rück¬ 
zahlung 
am Ende 
folgender 
Jahre 
erfolgt 

bei 

Tilgung 

M 

bei 

Kündi¬ 

gung 

M. 

Wenn die 
Rück¬ 
zahlung 
am Ende 
folgender 
Jahre 
erfolgt 

bei 

Tilgung 

M. 

bei 

Kündi¬ 

gung 

M. 

Wenn die 
Rück¬ 
zahlung 
am Ende 
folgender 
Jahre 
erfolgt 

1 

-F 

bei 

Kfindi- 

gung 

M. 

i 

1050 


30 
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2250 

60 

4000 

3800 

5 

1250 

— 

35 

2750 

2475 

65 

4250 

3825 

10 

! 1500 

— 

40 

3000 

2700 

70 

4500 

4050 

15 

1750 

— 

45 

3250 

2925 

75 

4750 

4275 

20 

2000 

1800 

50 

3500 

3150 " 

80 

5000 

— 

25 

2250 

2025 

55 

3750 

3375 
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8. Sollte vor Ablauf von 10 Jahren eine neue gleichartige Spar-Prämienanleihe zur 
Ausgabe gelangen, so haben die Inhaber der Spar-Prämienstücke dieser Anleihe das 
Zeichnungsvorrecht 


Steuerbegünstigungen der Spar-PrSmienanleihen: 

a) Befreiung eines Besitzes bis zu 25 Stück von der Nachlaßsteuer und bezüglich 
derselben Stücke von der Erbanfallsteuer. Keine Nachlaß- oder Erbanfallsteuer für die 
auf den Namen Dritter bei der Reichsbank odei anderen vom Reichsminister der 
Finanzen noch zu benennenden Stellen auf 5 Jahre und mehr oder auf Todesfall hin* 
terlegten Stücke (bis 10 Stück für jede einzelne dritte Person). 

b) Der Veimögenszuwachs, der sich aus dem Besitze der Anleihestücke gegenüber 
dem bei der Erwerbung der Stücke anzunehmenden Vermögenswerte ergibt, unterliegt 
nicht der Besitzsteuer (Vermögenszuwachssteuer). 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 





















Der Ueberschuß des Veräußerungswertes über den Tilgungswert bleibt frei von der 
Kapitalertragssteuer. 

c) Die dem Besitzer der Stücke auf Grund der vorstehenden Bestimmungen unter 

ID, 3,4 zustehenden Leistungen sowie der aus dem Verkauf der Stücke erzielte Gewinn # 

unterliegen im Gewinnjahre weder der Einkommensteuer noch der Kapitalertragssieuer. 

d) Bei jeder Art der Besteuerung werden die Prämienstücke bei einer Stückzahl bis 
zu 50 Stück höchsten? zum Nennwert, vom 20. Jahre ab zum Kündigungswerte bewertet 


Zeichnungsbedingungen i 

1. Annahmestellen. Zeichnungsstellen sind die Reichsbank und die im offiziellen Zeichnungs¬ 
prospekt autgeführten Geldinstitute. Die Zeichnungen kBnnen aber auch durch Ver¬ 
mittlung Jeder Bank, Jedes Bankiers, Jeder Sparkasse und Kreditgenossenschaft erfolgen. 

Zeichnungen werden _ 

von Montag, den 10., bis Mittwoch, den 
26. November 1919, mittags 1 Uhr 

entgegengenommen. Früherer Zeichnungsschluß bleibt vorbehaltea 

2. Zeichnungspreis. Der Preis für jedes Spar-Prämienstück beträgt M. 1000. Hiervon sind 
M 500 in 5°/ 0 Deutscher Reichsanleihe zum Nennwert berechnet und M. 500 in bar zu 
begleichen. 

Die mit Januar—Juli-Zinsen ausgestatteten Reichsanleihestücke sind mit Zins¬ 
scheinen fällig am 1. Juli 1920, die mit April—Oktober-Zinsen ausgestatteten Stücke 
mit Zinsscheinen, fällig am 1. April 1920, einzureichen. Den Einlieferern von 5°/ 0 
Reichsanleihe mit April—Oktober-Zinsscheinen werden auf ihre alten Anleihen Stück¬ 
zinsen iür 90 Tage = 1,25°/ 0 vergütet 

3. Sicherheitsbestellung. Bei der Zeichnung hat jeder Zeichner eine Sicherheit von 10°/ 0 
des gezeichneten Betrages mit M. 100 für jedes Prämienstück in bar zu hinterlegen. 

4. Zuteilung. Die Zuteilung findet tunlichst bald nach dem Zeichnungsschluß statt. Die 
Art der Verteilung bestimmt das Reichsfinanzministerium. 

5. Bezahlung. Die Zeichner sind verpflichtet, die zugeteilten Beträge bis zum 29. De¬ 
zember d. J. zu begleichea Die Begleichung hat bei derjenigen Stelle zu erfolgen, bei 
der die Zeichnung angemeldet worden ist 

Sollen 5°/ 0 Schuldbuchtorderungen zur Begleichung verwendet werden, so ist so¬ 
gleich nach Erhalt der Zuteilung ein Antrag auf Ausreichung von Schuldverschreibungen 
an die Reichsschüldenverwaltung, Berlin SW 68, Oranienstraße 92/94, zu richten. Der 
Antrag muß einen auf die Begleichung der Spar-Prämienstücke hinweisenden Vermerk 
enthalten und spätestens am 20. Dezember d. J. bei der Reichsschuldenverwaltung ein- 
gehen. Vordrucke zu solchen Anträgen mit Form Vorschriften sind bei allen Zeichnungs¬ 
und Vermittlungsstellen zu habea Daraufhin werden Schuldverschreibungen, die nur 
zur Begleichung von Spar-Prämienstücken geeignet sind, ohne Zinsbogen ausgereicht. 
Die Ausreichung erfolgt gebührenfrei und portofrei als Reichsdienstsache. Diese Schuld¬ 
verschreibungen sind spätestens bis zum 20. März 1920 den in Absatz 1 genannten 
Zeichnungs- oder Vermittlungsstellen einzureichen. 

6. Ausgabe der Stücke. Die Ausgabe der Prämienstücke erfolgt im Februar 1920; Schuld¬ 
buchgläubiger erhalten erforderlichentalls bis zur ersten Gewinnverlosung im März 
a J. durch ihre Vermittlungsstellen Nummernaufgabe. Zwischenscheine sind nicht 
vorgesehen. 

7. Umtausch der Kriegsanleihen. Die Reichsbank wird, soweit möglich, unentgeltlich Stücke 
von höherem Nennwert als M. 500 in kleine Stücke tauschen. 

Berlin, im November 1919. 

Reichsfinanzministerium 

Anleihe-Abteilung. 

Zeichnung durch Vermittlung Jeder Bank, Jedes 
Bankiers, Jeder Sparkasse und Kreditgenossenschaft 
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Fortsetzung unserer Sozialwissenschaftlichen Bibliothek! 


Im Anfang des Jahres 1920 bringen wir heraus: 

Allgemeine Geschichte 
des Sozialismus 
und der sozialen Kämpfe 

von M. Beer 
in 5 Bänden. 

Teil 1 (der Anfang nächsten Monats erscheinen wird) 
behandelt das Altertum, Palästina, Hellas, 
Rom und das Urchristentum 

Teil 2 Mittelalter 

Teil 3 Neuere Zeit 

Teil 4 und 5 Neueste Zeit und Gegenwart 


Preis des einzelnen Bandes 3 — Mk. 
Einbanddecke fOr alle 5 Bände 5 — Mk.. 


Das Werk ist tatsächlich eine Weltgeschichte fürs Volk, 
geschrieben vom Standpunkte des wissenschaft¬ 
lichen Sozialismus. Es entspricht einem 
seit vielen Jahren empfundenen 
Bedürfnis. 


Verlag fOr Sozialwissenschaft, Berlin SW 68, Lindenstr.114 
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weise auch heute noch auf der britischen Insel lebendig, hat 
aber andere Formen angenommen, weil die Gesamtlage der 
durch die Entwicklung gewordenen Verhältnisse es England 
verbietet, diesen Drang unmittelbar gegen den ihm nächstlie- 
genden Teil, nämlich Frankreich, zur Auswirkung zu bringen. 
Frankreich selbst betätigte diesen Drang bzw. versuchte ihn 
zu betätigen. Der erste Versuch unter Napoleon 1. (beab-* 
sichtigter Versuch der Landung in England) schlug fehl; 
der zweite Versuch wirkte sich nach dem Sturz Napoleons 
aus: Frankreich legte Hand auf die Nordküste Afrikas, die 
es in ihrer ganzen westlichen Hälfte heute in seine Hände 
gebracht hat. 

Am ausgesprochensten ist aber in der französischen Ge¬ 
schichte das aus der geographischen Lage geborene Ver¬ 
langen der strategischen und wirtschaftlichen Sicherung, ge¬ 
meinhin „ Ländergier " genannt, hervorgetreten. Das Bestre¬ 
ben, durch Vergrößerungen des eigenen Gebietes größere 
Machterweiterung, erhebliche wirtschaftliche Vorteile, eine 
strategische Grenze usw. zu erlangen. Diese Ländergfer hat 
sich Spanien gegenüber nur in ganz geringem Maße zur 
Geltung gebracht. Die hohe Schranke der Pyrenäen hat hier 
eine natürliche Schwierigkeit gesetzt, vor der selbst sehr 
ernstes Wollen immer wieder scheiterte. Es soll nicht ge¬ 
leugnet werden, daß dabei die geringen natürlichen Gaben des 
spanischen Bodens, wie auch die politischen Zustände, fast 
immer einen mehr abwiegelnden Einfluß ausgeübt haben, so 
daß eine größere, längere Zeit währende Betätigung des Ex¬ 
pansivdranges gegenüber der spanischen Halbinsel nicht zu 
verzeichnen ist; es sei denn, daß man die napoleonische 
Epoche als eine solche „längere Zeit“ wirkende Expansi- 
vität nach dieser Richtung hin bezeichnen will. Wer die 
Geschichte der napoleonischen Herrschaft in Spanien ver¬ 
folgt, der wird aber immer unter dem Eindruck stehen, daß 
die expansive Betätigung der Franzosen in dieser Zeit immer 
wieder unter der Tatsache liegt, daß der Gebirgsriegel der 
Pyrenäen außerordentlich abschwächend auf das Wollen ge¬ 
wirkt hat. Ganz anders steht es in dieser Frage bereits 
gegenüber der italienischen Halbinsel. Die Poebene hat auf 
die Bewohner Frankreichs von früh an große Anziehungskraft 
ausgeübt; eine Anziehungskraft, die selbst durch die Ketten 
der Seealf>en nicht ernstlich abgeschwächt wurde, wobei zu 
beachten ist, daß das Ueberscnreiten der Alpen auch im 
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Altertum und Mittelalter weniger Schwierigkeiten bot als 
das Ueberschreiten der Pyrenäen, wobei ferner nicht aus 
den Augen gelassen werden darf, daß die natürlichen Gaben 
der Poebene unendlich viel reichere waren und heute noch 
sind denn die der Pyrenäenhalbinsel. Erst seit der Errich¬ 
tung eines geeinten Italien hat der Ausdehnungsdrang Frank¬ 
reichs in Richtung der Poebene aufgehört. Und doch! Man 
wird sich bei eingehender Betrachtung der französischen Ge¬ 
schichte von der frühesten Zeit an bis auf den heutigen Tag 
nicht des Eindrucks erwehren können, daß die Alpenbarre 
dem Ausdehnungsdrang der Franzosen immer wieder ge¬ 
wisse Schranken setzt, wobei, was gar nicht geleugnet werden 
soll, gewisse ethnologische Verhältnisse zu Hilfe kamen. 

Richten wir nun unsern Blick nach Nordosten. Hier liegen 
die Verhältnisse gänzlich anders. Da ist kein natürliches Hin¬ 
dernis; was Wunder, daß wir hier das Hauptgebiet des 
französischen Ausdehnungsdrangs vor uns haben. Dieser Ex¬ 
pansivdrang meldet sich bereits unmittelbar nach dem Vertrag 
von Mersen 870 n. Chr. Verdun genügt Karl dem Kahlen 
nicht. Wir können dann beobachten, wie im Laufe des Mittel¬ 
alters die Forderung auf ganz Lothringen und Burgund ent¬ 
steht. Dann, nachdem diese Forderung allmählich, der Er¬ 
füllung entgegenreift, das Verlangen nach dem Elsaß hoch¬ 
kommt und wie schließlich dieses Verlangen der Forderung 
nach dem Rhein als „strategische Grenze“ anschwillt, weil 
dieser mit seinem Unterlauf die „Anschwemmung französischer 
Ströme“ deckt. 

Frankreich ist ein typisches Beispiel dafür, daß die geogra¬ 
phische Gestaltung eines Landes einen großen Einfluß auf 
die Entwicklung desselben dusübt. Im allgemeinen deckt sich 
das politische Gebiet der französischen Republik mit dem 
geographischen. Die Ausnahme bildet wieder nur der. Nord¬ 
osten. Hier kann als geographische bzw. geologische Grenze 
der Wasgenwald (Vogesen), dann das Tal der Maas bis 
Sedan, dann von Sedan ab die Linie St. Quentin, Höhenrücken 
des Artois, von dort nach Westen der Kanal gelten. Die poli¬ 
tische Grenze hat also die geographische ebenso yie die 
ethnologische erheblich überschritten. 

Es ist eine bekannte Tatsache, daß Frankreich von Paris 
aus beherrscht wird, daß der Norden Frankreichs in seiner 
Geschichte immer eine verhältnismäßig ausschlaggebende 
Rolle gespielt hat. Diese Vorherrschaft des. Nordens ist 
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nicht nur ethnologisch und wirtschaftlich, sondern auch geo¬ 
graphisch begründet. Der ganze Süden des Landes, also alles 
Gebiet südlich der Loire hat natürliche Grenzen von großer 
Stärke; das nördliche Frankreich dagegen liegt gegen den 
Nordosten zu ungedeckt. In diesem Teile des Landes nun 
hat das sogenannte Pariser Becken eine beherrschende Stel¬ 
lung, die sich in der Lage der französischen Hauptstadt 
konzentriert. In und bei Paris münden die Yonne, Marne und 
die Oise mit der Aisne in die Seine und so ist es geographisch 
begründet, daß Paris als das Herz Frankreichs eine so große 
Bedeutung erlangt hat. In der Tat ist Paris Brückenstadt 
von ältester Zeit her; ist Mittelpunkt des Seine- oder Pariser 
Beckens, ist geographischer Zentralpunkt Nordfrankreichs 
und damit auch der strategische, was nicht zu unterschätzen 
ist. Frankreich hat im Nordosten drei Einfalltore; das süd¬ 
liche führt zwischen dem Südhang der Vogesen und dem 
Höhengrad des Jura über Beifort auf Dijon, es bildet die 
sogenannte Burgunder Pforte. Das zweite große Tor ist 
jenes, das in der Geschichte immer wieder stärkste Streiter¬ 
massen an seine Pforten hat anklopfen hören und um dessen 
Besitz immer und immer wieder auf das blutigste gerungen 
wurde. Es ist die sogenannte Lothringische Pforte zwischen 
dem Nordhang der Vogesen und dem Hundsrück. Die dritte 
Pforte ist zwischen den Ardennen und dem Pas de Calais 
gelagert, das große Flandersche Tor. Die Wege durch letz¬ 
teres und durch die Lothringische Pforte führen direkt auf 
Paris; der Weg durch die Burgundische Pforte muß über 
.das Plateau von Langres und Troyes, um nach Paris zu 
kommen. Diese Pforte wurde daher auch zumeist mehr 
zum Einmarsch ins Rhonebecken benutzt. Hier zogen auch 
während der Völkerwanderung die germanischen Stämme 
auf dem Wege nach Spanien durch. 

Diese hier gekennzeichneten Einfallpforten Frankreichs sind 
naturgemäß auch stets dessen Ausfallpforten gewesen und 
sind es noch heute. Nun hat sich erwiesen, daß die Ausfall¬ 
möglichkeiten günstiger gestaltet sind, als die Möglichkeiten 
des Einfalls und das liegt wieder in geographischen Be¬ 
dingungen. Die Lothringische Pforte stellt zum Einfall nur 
die Strecke Toul—Vogesen zur Verfügung. Von Toul ab nach 
Norden fällt das rechte Ufergelände der Maas, das linke 
bedeutend überhöhend, schroff nach Osten ab, legt sich so 
dem Einmarsch von Osten her als schwer zu überwindende 
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Schranke vor, eine Tatsache, die wir ja während des Welt¬ 
krieges auf das härteste empfinden mußten. Andererseits 
kann der Vormarsch der Franzosen aus ihrem Land heraus 
nach Osten auf Grund dieser geographischen Lage sich eine 
gesicherte Basis schaffen, um jeden Augenblick zum ent¬ 
sprechenden Stoß anzutreten. 

Das alles muß man sich vor Augen halten, wenn man 
den Verlauf der französischen Geschichte verstehen will. 
Der aufmerksame Beobachter wird immer wieder erkennen 
müssen, daß die geographischen Grundlagen die Gestaltung 
der französischen Geschichte ganz wesentlich beeinflußt 
haben. 

Wir wollen noch einmal kurz zusammenfassen: Vor England 
hat Frankreich den kontinentalen Zusammenhang voraus; 
vor Deutschland hat Frankreich den ungeheuren Vorteil der 
Geschlossenheit seiner Grenzen und die unmittelbare An¬ 
rainerschaft am Atlantic. Wie Italien und Spanien haben 
die Franzosen lange Küstenlinien in ihren Händen, ver¬ 
fügen aber über erheblich bessere Zugänge zum eigentlichen 
festländischen Europa. So ist das französische Volk in Wahr¬ 
heit in liebevollster Weise durch die Natur bedacht und 
zum Teil verschwenderisch mit ihren Gaben überschüttet. 

Die ganze Westhälfte des Landes unterliegt dem Einfluß 
des ozeanischen Klimas, hat demzufolge kühle Sommer und 
milde Winter. Der Süden gehört in das Bereich des Mittel¬ 
meerbeckens, heißer, trockener Sommer, feuchter, milder Win¬ 
ter. Der Nordosten des Landes und das Zentralmassiv ge¬ 
hören zum mitteleuropäischen Klimabereich, gemäßigter 
Sommer wie Winter. Dieses alles, wie auch die ethnologischen 
Grundlagen, über die wir vielleicht später einmal zu spre¬ 
chen kommen, muß man sich vor Augen halten, wenn man 
die Entwicklung der französischen Nation richtig verstehen 
will und die sich daraus ergebenden Grundlagen für die 
Gegenwart auszuwerten beabsichtigt, um zu wissen, wie sich 
deutsche Politik zur französischen zu stellen hat. Man ver¬ 
gesse nie: „ Die Geographie im politischen Sinne ist die 
Lehre vom Boden, auf dem sich die Völker entwickeln, un¬ 
geheuer sind die Einflüsse, die von diesem Boden ausströmen 
und dem Werden und Wollen der Völker Richtung weisen. 
Es ist ein feststehender Lehrsatz: Die geographische Lag« 
beeinflußt die Politik eines Staates in erheblichem Maße/ 4 
So schrieb ich in mtinen „Irrungen und Wirrungen, Schlag- 
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lichter auf den Zusammenbruch unserer Außenpolitik“ (Ver¬ 
las Politik, 1918). 

Die Geschichte der französischen Nation beweist die Rich¬ 
tigkeit solcher Behauptung in hohem Maße. Wir werden 
demnächst sehen, wie auch die Geschichte des russischen 
Volkes durch die geographische Lage Rußlands außerordent¬ 
lich stark beeinflußt worden ist. 


R. KUNZE (Tokio): 

Nationale Parteibildung . 1 

A US Wien kommt die Kunde, daß sich sämtliche nationale 
Gruppen Deutsch-Oesterreichs zu einer großen nationalen 
Einheitspartei zusammengeschlossen haben. Die Kunde kommt 
für mich, der mehr als ein halbes Menschenalter in Ostasien 
zugebracht und die parteipolitischen Vorgänge in anderen 
Ländern aus größerer Nähe beobachtet hat als die heimischen, 
äußerst überraschend, aber zugleich im höchsten Grade er¬ 
freulich, indem sich aus ihr vielleicht hoffnungsfrohe Schlüsse 
auf unser eigenes Parteiwesen ziehen lassen. Denn wir Aus¬ 
ländsdeutsche, die wir draußen in der Ferne beständig in 
hartem nationalen Kampf gegen die Uebermacht des Aus¬ 
lands mit allen Landsleuten ohne Unterschiede der Partei 
zusammengestanden haben, haben seit Jahrzehnten nicht anders 
als mit Verachtung auf die innerpolitische Zerrissenheit unsers 
Volkes und auf den ewigen Hader der Parteien in der Heimat 
blicken können. Gewiß hing diese parteipolitische Zerrissen¬ 
heit zu einem Teil mit der konstitutionellen Staatsform zu¬ 
sammen, deren Regierungen über den Parteien immer ein 
Interesse hatten, zugunsten wechselnder Regierungsmehrheiten 
die natürlichen Parteizusammenhänge auseinanderzureißen. 
Sehr viel mehr aber liegt diese innere Zerrissenheit im deut¬ 
schen Volkscharakter begründet, dessen gewissenhafte, streng 
sachliche Ehrlichkeit und mannhafte Ueberzeugungstreue nicht 
eher ruht und rastet, als bis er aufs genaueste und feinste her- 
ausgefunden hat, was jeden im tiefsten Innern von seinem 
nächsten Nachbarn oder von seiner treuesten Nachbarin trennt. 
Diese tiefinnerliche seelische Ehrlichkeit gehört mit zu den 


1 Siehe die Anmerkung zu dem Artikel desgleichen Autors in Nr. 23 der 
»Glocke“. Die Redaktion. 
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wertvollsten Eigenschaften des deutschen Volkes und darf 
ihm unter keinen Umständen genommen werden; denn ihr 
allein sind alle die Wundervollen Gaben zu danken, mit denen 
Deutschlands Kunst, Wissenschaft und Technik die Welt be¬ 
schenkt haben. Wohl aber muß jeder Vaterlandsfreund, wel¬ 
cher Partei er auch angehört, mit innigster Sorge darauf be¬ 
dacht sein, daß die Kehrseite, die dieser schönen deutschen 
Ehrlichkeit ebenso wenig fehlt wie irgendeiner andern Eigen¬ 
schaft, da keinen Schaden anrichtet, wo sie verhängnisvoll 
wirken kann, nämlich in der Politik. 

Alle Politik baut sich auf Macht auf, und Macht kann in der 
inneren Politik nur da vorhanden sein, wo große Massen, von 
dem Willen zu einem gemeinsamen Ziel beseelt, sich zusammen¬ 
geschlossen haben und allen Widerwärtigkeiten zum /Trotz 
fest beieinander aushalten. Von solchen großen zusammen¬ 
geballten Massen, die der deutschen Parteipolitik 'vor dem 
Kriege nicht gefehlt haben, ist heute, ein Jahr nach der Revo¬ 
lution, nicht viel mehr zu spüren. Die Massen, die jahr¬ 
zehntelang den Führern der Mehrheitssozialdemokratie ge¬ 
folgt sind, drohen jetzt auseinander zu brechen, nachdem der 
gemeinsame Zweck, der sie zusammenhielt, nämlich der Kampf 
gegen die in der konstitutionellen Monarchie verkörperte ka¬ 
pitalistische Weltordnung, mit dem Sieg über das Kaisertum 
fortgefallen ist. Während sich ein Teil anschickt, die Früchte 
des Sieges einzuheimsen, hat schon das erste Jahr der Repu¬ 
blik den Uebrigen die Augen für die ernste alte Wahrheit 
geöffnet, daß weder von der Republik noch vom Parlamen¬ 
tarismus der Schutz der arfjeitenden und schaffenden Stände 
gegen das internationale Großkapital erhofft werden kann. 
Ebenso klafft der feste Turm des Zentrums, nachdem seine 
nafionalgesinnten Anhänger mit Entsetzen erkannt haben, daß 
ihre treue Sorge um den katholischen Glauben von den 
Hintermännern der Partei dazu gemißbraucht worden ist, ohne 
Rücksicht auf das Wohl des deutschen Volkes das verhaßte 
evangelische Kaisertum zu stürzen. Weitgehende Unzufrie¬ 
denheit mit der Parteileitung herrscht auch in der Demokra¬ 
tischen Partei, deren nationalgesinnte Mitglieder sich nicht 
zu einer Gefolgschaft des wesentlich angelsächsischen Groß- 
’ " 1s hergeben wollen und sich von dem würdelosen Ein- 

E auf Clemenceaus Werben um Annäherung abgestoßen 
. Vollends zerrissen aber sind die ausgesprochen na¬ 
tionalen Parteien und Gruppen, die sich nur in der Deutsch- 
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nationalen Volkspartei zu einem kleinen und in der Deutschen 
Volkspartei zu einem noch kleineren Kern zusammenzuschlie¬ 
ßen vermocht haben, während das zahllose Gewimmel der 
winzigen Grüppchen, die sich Sozialaristokraten, National¬ 
demokraten, Deutsch-Sozialisten oder sonstwie nennen, ohne 
die feste »Burg einer Parteiorganisation ein schütz- und macht¬ 
loses Dasein führt. 

Offensichtlich zieht sich diese weitgehende Unzufriedenheit 
und Zersplitterung in erster Linie durch das gesamte nationale 
Lager, mag dieses nun auf ehemals konservativem, liberalem, 
radikalem oder sozialistischem Boden stehen. Abgesehen von 
den Unabhängigen und Kommunisten, sind es vorwiegend 
die nationalgesinnten Kreise von der äußersten Rechten bis 
zur äußersten Linken, die mit der Regierung unzufrieden sind, 
weil sie mit Schrecken erkannt haben, daß die Fortdauer der 
jetzigen Zustände unser armes deutsches Volk notwendig ent¬ 
setzlicher wirtschaftlicher Not und trostloser Abhängigkeit 
vom Ausland überantworten muß. Wir'leben eben heute nicht 
mehr unter einer konstitutionellen Monarchie, in der die Re¬ 
gierung sich für die Durchsetzung einzelner nationaler Zwecke 
aus Mitgliedern aller Parteien eine vorübergehende Mehrheit 
schaffen konnte, sondern im Parlamentarismus, der nur eine 
regierende Mehrheit und eine ohnmächtige Minderheit kennt, 
und nationale Zwecke können heute nur durchgesetzt werden, 
wenn die Herrschaft einer internationalgesinnten Regierung 
durch eine festverbundene nationale Mehrheit gestürzt worden 
ist. Eine festverbundene nationale Mehrheit aber besteht nicht. 
An ihrer Stelle haben wir nur alle die oben gekennzeichneten 
Richtungen, . Parteien, Gruppen und Grüppchen, die, durch 
unzählige Programmpunkte, Sonderwünsche, Haß- und Rache¬ 
gefühle, Schlagworte und Vorurteile voneinander getrennt, 
sich selbst zur Machtlosigkeit verurteilt haben. 

Wie helfen sich andere Völker in solcher Lage? Es sei mir 
im folgenden gestattet, einen flüchtigen Abriß von Vorgängen 
aus der mir am nächsten liegenden japanischen Parteipolitik 
zu entwerfen. 

Von 1890 bis 1918 hatte Japan eine der preußischen nachge¬ 
bildete konstitutionelle Regierungsform. Während aber die 
Mehrheit des Herrenhauses den festen Anhang der in der 
Regierung verkörperten Militärpartei bildete, bestand das Ab¬ 
geordnetenhaus bis 1900 aus zahlreichen kleinen Parteien, 
alle mit scharf umrissenen Parteiprogrammen, deren Bestand 
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fortwährend durch Ueberläufe und Verschmelzungen verändert 
wurde und die bald einander, bald die Regierung auf das 
wütendste bekämpfen, so daß die Durchbringung der Gesetz¬ 
entwürfe ein reines Glücksspiel war und eine Reichstagsauf¬ 
lösung und Ministerkrise die andere jagte. In solcher Lage 
beschloß Fürst Itoh, durch Bildung einer Mehrlfeitspartei 
im Abgeordnetenhaus mehr Stetigkeit in die Regierung zu 
bringen, zugleich sich selbst einen starken Anhang zu schaffen 
und damit der immer wachsenden Macht' der Militärpartei 
einen festen Damm entgegenzusetzen. Es kam weder ihm 
noch der zu gründenden Partei darauf an, ein mit wissenschaft¬ 
licher Genauigkeit ausgeklügeltes Parteiprogramm zu entwer¬ 
fen; sie wollten vielmehr nur die Mehrheit im Abgeordneten¬ 
haus erlangen und damit die Macht, und nichts als die Macht, 
kraft ihrer Herrschaft über das Abgeordnetenhaus jederzeit 
die Geschicke des Landes nach ihrem Willen mit zu bestimmen. 
Damit aber die Partei die Mehrheit im Abgeordnetenhaus er¬ 
langen konnte, mußte alles vermieden werden, was auch nur 
einen etwa möglichen Anhänger von der Partei hätte fern¬ 
halten können. Zu diesem Zweck gaben Itoh und die Seinen 
der neuen Partei den nichtssagenden Namen Sseijuhkai (etwa 
Partei der Regierungsfreunde) und ein Parteiprogramm mit 
sehr wenigen und ziemlich farblosen Forderungen und Ver¬ 
sprechungen; denn sie wußten, daß jeder einzelne Programm¬ 
punkt eine Schranke ist, an der ein etwa möglicher Verbündeter 
abgewiesen und der Gegenpartei zugeführt wird. Dank diesem 
Verfahren nun erlangte die Sseijuhkai sofort die absolute 
Mehrheit im Abgeordnetenhaus, die sie mit einer kurzen Un- . 
terbrechung im Weltkrieg bis heute behauptet hat. Ihre 

Stellung als Mehrheitspartei aber hat ihren Führern Itoh und 
später Marquis Ssaiondschi die Macht verliehen, der Militär¬ 
partei als ebenbürtige Gegner ihren Willen entgegenzusetzen, 
und hat ihren heutigen Führer Hara zum ersten Minister¬ 
präsidenten einer rein parlamentarischen Regierung in Japan 
gemacht. Dank ihrer Mehrheit im Abgeordnetenhaus konnte 
ferner die Sseijuhkai, die mehr und mehr das in Landwirtschaft 
und Industrie angelegte Großkapital verkörperte, dessen Inter¬ 
essen in denkbar wirksamster Weise fördern, obwohl kaum 
ein einziger Punkt ihres Parteiprogramms auf eine solche 
Interessenvertretung hindeutet ln ganz ähnlicher Weise hat 
zehn Jahre später Fürst Katsura, als er in seinem letzten 
Kabinett den aus anderen Gründen mißglückten Versuch 
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machte, die Mehrheit der Sseijuhkai zu brechen, gleichfalls 
eine neue Partei mit ziemlich nichtssagendem Namen gegründet 
und ihr Parteiprogramm fast Punkt für Punkt dem der Ssei¬ 
juhkai nachgebildet, eben um recht vielen Mitgliedern der 
Sseijuhkai den Uebertritt in seine Partei zu erleichtern. Erst 
nach Katsuras traurigem Tode wurde seine überstürzte Par¬ 
teibildung von Graf (später Marquis) Ohkuma und Baron 
(jetzt Vicomte) Katoh zur heutigen Kenßeikai ausgebaut, deren 
Kampfname etwa „Konstitutionelle Regierungspartei“ bedeutet 
und im Verein mit dem schärfer gefaßten Parteiprogramm mit 
dazu beigetragen hat, daß die Geschichte der Partei an Er¬ 
folgen wie an Macht weit ärmer als die der Sseijuhkai ge¬ 
blieben ist. 

Genau dasselbe bewährte Verfahren wie die japanischen 
Staatsmänner haben auch die Gründer des Zentrums ange¬ 
wandt, deren Hintermänner wohl im wesentlichen Nichtdeut¬ 
sche waren. Die Partei wurde 1871 zu dem heute wohl kaum 
mehr verkennbaren Zweck gegründet, das kaum ins Leben 

g erufene deutsche Kaiserreich mit evangelischer Spitze, dessen 
Dasein den Jesuiten und der politischen Herrschaft des 
Papstes im Wege war, zu beseitigen oder doch so sehr wie 
möglich zu schwächen. Dieser wichtigste Programmpunkt 
mußte natürlich aufs sorglichste geheimgehalten werden, wenn 
die Partei im Reichstag die Stärke erhalten sollte, ohne die 
ihr die Ausübung einer wirksamen Macht nicht möglich war. 
Um möglichst viele Mitglieder zu gewinnen, erhielt die Partei 
den farblosen Namen Zentrum, der außerdem irreführend war, 
da der eigentliche Zweck sie der alleräußersten Linken zuwies. 
Ebenso wurde das veröffentlichte Parteiprogramm so unklar 
gehalten, daß es keinen ausschloß und die reaktionärsten 
Konservativen wie die wütendsten Radikalen Mitglieder werden 
konnten. Dank dieser Strategie ist das Zentrum, von ganz 
kurzen Unterbrechungen abgesehen, wenigstens unter Kaiser 
Wilhelm II. dauernd die ausschlaggebende Partei des Reichs¬ 
tags gewesen. Bismarck freilich war immer auf der Hut 
vor dem Zentrum und hat beständig auf die von ihm drohende 
Gefahr hingewiesen. Erschütternd klingt heute seine unge- 
hört verhallte Warnung beim Tode von Windhorst, an dessen 
Leichenbegängnis sich Regierung und Volk mit Ehrungen 
beteiligten, als wäre er der verdienteste Nationalheld und nicht 
der Zerstörer des Deutschen Reiches gewesen. Den Weg, 
den er und seine Nachfolger gegangen sind, bezeichnen die 
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Etappen: Bismarcks Entlassung, mit der der Niedergang an¬ 
hebt; die Kandidatur Caprivis, der den Rückversicherungs¬ 
vertrag löste, und damit letzten Endes den Weltkrieg ver¬ 
schuldet hat; im Weltkrieg die Verkündigung des Königreichs 
Polen, womit 1916 der Sonderfriede mit Rußland vereitelt 
wurde; die Friedensresolution von 1917, mit der die letzte 
Hoffnung auf einen Verständigungsfrieden schwand; Erz¬ 
bergers Waffenstillstandsvertrag 1918, der ohne Not das 
Deutsche Reich den Alliierten wehrlos vor die Füße warf; 
und die von Erzberger durchgesetzte bedingungslose Annahme 
des Versailler Friedens durch die Nationalversammlung, dieser 
ewige Schmutzfleck in der deutschen Geschichte. Die Macht 
aber zu dieser folgerichtigen Wirksamkeit hat Windhorst dem 
Zentrum durch die bei der Gründung festgelegte Strategie 
gegeben. Am 9. November 1918 war das seit 1871 angestrebte 
Ziel erreicht: „Was er den Treusten nur ins Ohr geraunt, es 
ist getan, und alle Welt erstaunt.“ 

Die von den japanischen Parteiführern und den Gründern 
des Zentrums befolgte Strategie ist, wenn sie dem deutschen 
Wesen angepaßt wird, die einzige, die den Nationalen in allen 
Parteien una Gruppen von der Linken bis zur Rechten Erfolg 
verspricht, falls sie aus ihrer bisherigen Ohnmacht heraus¬ 
kommen wollen. Tatsächlich aber sehen wir heute das ge¬ 
rade Gegenteil: Jede Richtung, Gruppe oder Partei hat als 
Aushängeschild ein Parteiprogramm über sich, wie es schärfer 
nicht gedacht werden kann, und durch das jedes Zusammen¬ 
wirken der nationalen Kreise unmöglich gemacht wird. Zum 
Beispiel gibt die Deutschnationale Volkspartei vor, ausschließ¬ 
lich im nationalen Interesse zu wirken; als Programmpunkte 
aber hat sie die Wiederherstellung der Monarchie, und zwar 
unter einem Hohenzollefrnkaiser, ferner eine die Juden be¬ 
schränkende Gesetzgebung und schließlich den Aufbau einer 
organischen Reichsverfassung aufgestellt. Trotzdem ist sie 
ehrlich bemüht gewesen, einen Zusammenschluß mit der 
Deutschen Volkspartei zu erlangen, die aber auf dieses Pro¬ 
gramm nicht eingehen will, die Judengesetzgebung verwirft 
und ihren vorwiegend liberalen Charakter betont. Mit so 
scharf ausgearbeiteten Parteiprogrammen ist natürlich auch 
ein Zusammengehen mit den Massen Nationalgesinnter nicht 
möglich, die sich in den übrigen Parteien und außerhalb jeder 
Partei befinden. Dennoch sind die beiden nationalen Volks¬ 
parteien sehr siegesgewiß, im Hinblick auf die wachsende 
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Not und die damit steigende Erbitterung des Volkes gegen die 
Regierung, wie angesichts des Ausfalls der Wahlen in Thü¬ 
ringen, Braunschweig usw. Es ist aber eher wahrscheinlich, 
daß ihre Hoffnungen Lügen gestraft werden. Zwar darf mit 
ziemlicher Sicherheit angenommen werden, daß die Deutsch¬ 
nationale Volkspartei, wenn es zu Wahlen kommt, die stärk¬ 
ste Partei im neuen Reichstag werden wird, schwerlich aber 
wird sie allein oder mit der Deutschen Volkspartei zusammen 
die absolute Mehrheit erlangen. Fehlen aber auch nur wenige 
Stimmen an der absoluten Mehrheit, so wird es den nationalen 
Volksparteien genau so ergehen, wie jetzt den Mehrheitssozia¬ 
listen: sie sind zwar in der Regierung vertreten, müssen 
sich aber durch Zuziehung des Zentrums, der Demokraten 
oder beider zur Mehrheit ergänzen. Durch solche Ergän¬ 
zung aber wird den Deutschnationalen schon die Durchsetzung 
ihrer eigentlichen Programmpunkte zunichte gemacht: denn 
das Zentrum wird möglichenfalls für die Monarchie, sicher¬ 
lich aber nicht für die Hohenzollernmonarchie zu haben sein, 
und die Demokraten sind vielleicht für die Hohenzollern¬ 
monarchie, aber niemals für die Judengesetzgebung zu ge¬ 
winnen; von einem organischen Aufbau der Reichsverfassung 
aber werden weder das Zentrum noch die Demokraten je 
etwas wissen wollen. Aber auch die allgemeineren natio¬ 
nalen Zwecke sind bei einer solchen Ergänzung kaum durch¬ 
zusetzen. Auch die Regierung der Rechten bleibt wie die 
heutige der Mehrheitsso'zialisten das Pferd, auf dem das 
Zentrum reitet und seinen reichszerstörienden Willen erzwingt. 

Um hier Abhilfe zu schaffen, wird von Nichtparlamentariern 
immer wieder mit dem Gedanken eines Ueberbaus, sei es 
nun in Gestalt einer - Partei, eines Vereins oder eines losen 
- Bundes, gespielt, der die Kluft zwischen den nationalen 
Richtungen, Gruppen und Parteien überbrücken soll, wie das 
Deutsche Reich als Ueberbau die Kluft zwischen den deut¬ 
schen Gliedstaaten lüberbrückt. Die Befürworter des Ge¬ 
dankens weisen mit Recht darauf hin, daß die scharfen Partei¬ 
programme notwendig im deutschen Volkscharakter begrün¬ 
det sind, und daß die Schaffung einer großen, aber farblosen 
Einheitspartei nach dem Muster der Sseijuhkai oder des 
Zentrums ein undeutscher Gedanke sein würde. Sie wollen 
daher, wie Bismarck die deutsche Einheit auf staatlichem 
Wege erreichte, indem er die geschichtlich gewordenen Glied¬ 
staaten in ihrer berechtigten Sonderstellung beibehielt und 
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nur durch einen organischen Ueberbau zum Bundesstaat 
verband, ihrerseits die deutsche Einheit auf parteipolitischem 
Wege dadurch erreichen, daß sie alle nationalen Richtungen, 
Gruppen und Parteien mit ihren geschichtlich gewordenen 
berechtigten Programmen bestehen lassen und durch einen 
organischen Ueberbau zu einer parteipolitischen Macht zu¬ 
sammenfassen, welche die nationalen Zwecke gegen die inter¬ 
nationalgesinnten Parteien durchzusetzen stark genug ist. 

Es muß den Befürwortern des Gedankens zugegeben werden, 
daß ihre Pläne viel Verlockendes haben, und daß ein solcher 
organisch auf geführter föderativer Ueberbau in der Tat als 
die einzige Form erscheint, in welcher der aus dem Westen 
eingeführte Parlamentarismus dem deutschen Wesen ange¬ 
paßt werden kann. Aber sie wiederholen anscheinend den¬ 
selben Fehler, den die Frankfurter Paulskirche mit ihren 
Einheitsbestrebungen und später König Friedrich Wilhelm IV. 
mit seiner Unionspolitik begingen. Beide muteten Preußen zu, 
im Kampf mit Oesterreich und wahrscheinlich auch Rußland ein 
Reich zu schaffen, in dem es selbst aufgehen sollte, ohne 
jede Macht, seinen gestaltenden Willen ferner durchzusetzen. 
Oder mit dem anschaulichen Bild Bismarckß: es sollte gleich 
jenem spleenigen Engländer die Schildwache niederboxen, um 
sich in deren Schilderhaus aufzuhängen. Die Deutschnationa¬ 
len wollen als Sturmbock den Ueberbau erkämpfen, innerhalb 
dessen sie keine sichere Aussicht auf die Mehrheit, also keiner¬ 
lei Macht haben, ihre eigentlichen Parteizwecke durchzusetzen. 
Es wird dabei vergessen, daß die politischen Parteien, genau 
so wie die Staaten, keine toten Gebilde, sondern organisch^ 
Lebewesen sind, die zwar getötet werden können, aber nie ohne 
Not freiwillig Selbstmord begehen. Wie das Deutsche Reich 
nur von^Preußen, nicht aber von Oesterreich oder Bayern ge- 
schaffeiT werden konnte, so kann auch ein organischer Zu¬ 
sammenschluß der nationalen Richtungen, Gruppen und Par¬ 
teien nur von einer parteipolitischen Macht ausgehen, die 
sichere Aussicht hat, in dem organischen Ueberbau die Ober¬ 
hand zu behalten und zugleich die Gewähr bietet, daß sie 
ihre Verbündeten nicht zugunsten ihrer Sonderzwecke verge¬ 
waltigt. Vielleicht läßt sich eine solche nationale Parteibildung 
leichter von der linken, als von der rechten Seite her durch¬ 
führen. 
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Zum Problem der geistigen Revolution. 

Zu dem Artikel in Nr. 27 der „Glocke“ seien mir einige Ein¬ 
wände sachlicher Art gestattet. Ich gebe sie hier in der Reihen¬ 
folge, wie sie mir an der Hand des angeführten Artikels ent¬ 
gegengetreten sind. 

1. Die Behauptung, daß dem Massenandrang der Studierenden, 
wie er nach beendigtem Krieg sich eingestellt hat, weder die 
Räumlichkeiten, noch die Lehrkräfte der Hochschulen gewachsen 
seien, trifft vielleicht auf die größten Universitäten zu. Die mitt¬ 
leren und kleineren wissen nichts von solcher Bedrängnis. Auch 
die Innehaltung der alten Lehrpläne erfolgt nach wie vor in 
aller Ruhe und Ordnung. 

2. Letzterem kommt der große Eifer und Fleiß zustatten, der 
die jetzige Studentenschaft beseelt. Den Kriegsteilnehmern sind 
die Universitäten durch Einrichtung von Zwischensemestern ent¬ 
gegengekommen, die sich den Bedürfaissen der älteren und jüngeren 
Studenten anpassen, und sowohl nach Lehrplan wie nach Lehramt 
besonderen Charakter tragen. Die Vertreter der Studentenschaft 
werden zu den betreffenden Beratungen zugezogen. Es ist nicht 
ausgeschlossen, daß die günstigen Erfahrungen, die bei den Zwi¬ 
schensemestern gemacht werden, auf die Gestaltung des Lehr¬ 
betriebs unserer Hochschule Einfluß gewinnen, und so zur Weiter¬ 
bildung der Hochschulen beitragen. Daß sie von ihrer Isoliertheit, 
von ihrem Treibhausdasein befreit werden mußten, wie der Ver¬ 
fasser meint, um einen innigeren Kontakt zwischen ihr und dem 
pulsierenden Leben der Außenwelt herzustellen, trifft .abermals 
wohl nur bei den allergrößten Hochschulen zu. In Jena wenigstens 
wissen wir nichts von Isoliertheit und nichts von Treibhauskultur. 
Eine ganze Reihe von Dozenten sind eifrige Lehrer zugleich an 
der Volkshochschule und geben außerdem seit jeher Vortragskurse 
für weitere Kreise, namentlich auch für Volksschullehrer in den 
Thüringer Städten. 

3. Der Verfasser prophezeit am Schluß seiner Ausführungen, daß 
die geistige Revolution, die in der Gefolgschaft der politischen 
Revolution erscheint, das deutsche Hochschulwesen von Grund 
aus umgestalten wird. Würde diese Prophezeiung eintreffen, so 
wäre dies ein nationales Unglück sondergleichen. Denn der Grund 
ist so ausgezeichnet, daß er nicht besser gelegt werden kann. Er 
besteht in dem Grundsatz, auf dem unsere Gelehrtenpolitik auf¬ 
gebaut ist: Wissenschaft und Lehre sind frei. Bekanntlich ist 
dieser Grundlage, im Gegensatz zur Autorität der mittelalterlichen 
Kirche vom Humanismus vorbereitet, durch die Reformation zum 
Siege verholfen worden. Was will man an seine Stelle setzen,? 
Sollen wir etwa darin den Vereinigten Staaten von Nordamerika 
folgen und z. B. die Nationalökonomie dem Einfluß der Milliardäre 
ausliefern? Nein, was unsere deutsche Universitäten groß ge- 
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macht hat, die Freiheit der Forschung und die Freiheit der Lehre, 
muß unangetastet bleiben. Unangetastet auch ihre Selbstverwaltung. 
Was hier an Reformen nötig ist, überlasse man ihnen. Auch dies 
muß ihnen anheim gegeben werden, was sie an Anforderungen an 
die Studenten stellen, welche an Seminarübungen teilnehmen. In 
ihnen liegt der Schwerpunkt der Hochschularbeit, die nur ihre 
Ziele verfolgen kann mit einer Arbeiterschaft, die die Bedingungen 
erfüllt, welche ein streng wissenschaftliches Studium verlangt. Auf 
unsere Hochschulen hat das Ausland immer mit Anerkennung ge¬ 
bildet und hat Tausende zu uns geschickt. Der deutschen Schulung 
verdanken Hunderte von ausländischen Professoren ihre wissen¬ 
schaftliche Bildung. An der Höhe dieser Schulung sich zu ver¬ 
sündigen, welcher deutsche Mann will die Verantwortung dafür 
auf sich nehmen? 

Deshalb ist die starke Bewegung, die von unten aus den Massen 
kommt, nicht in die Universitäten, sondern in die Volkshochschulen 
zu leiten. Der höhere Unterricht soll nicht ein Privilegium der Be¬ 
sitzenden bleiben! Ganz recht. Aber wer wird denn künftig die 
Masse der Besitzenden stellen? Ohne Zweifel die Arbeiter, an 
deren Löhnen gemessen, der mittlere Beamte, Lehrer usw. zum 
Proletarier wird. Ehe man an gewaltsame Aenderungen unserer 
Universitäten denkt, soll man doch erst die sozialen Folgen der 
Verschiebung der Bevölkerungsschichten abwarten, die nach der 
Revolution eingetreten ist. Was aber heute die Lehrbedürftigen 
unter den jungen Industriearbeitern angeht, so kann ihnen, wie ge¬ 
sagt, durch die Volkshochschulen geholfen werden, weit besser, als 
durch die Universitäten, deren Charakter als Forschungsinstitute 
nicht zerstört werden darf, Wenn man die Höhe und Tiefe der 
deutschen Kultur nicht auflösen will. Die Universitäten unter den 
Gesichtspunkt rücken, daß sie für Industriearbeiter Vorbereitungs¬ 
anstalten werden sollen, damit sie brauchbare Mitglieder in parla¬ 
mentarischen und kommunalen Vertretungen usw. werden, heißt 
ihre Aufgaben gänzlich verkennen. Und was soll aus den Land¬ 
arbeitern werden? Ich werfe diese Frage nur auf, um die ganze 
Einseitigkeit damit zu kennzeichnen, die aus dem genannten Akte 
spricht, nur erklärbar aus dem einseitigen Gesichtswinkel, aus dem 
der Marxismus geboren ist. Wird diese Einseitigkeit nicht über¬ 
wunden. so drohen unserem Staatswesen die schlimmsten Gefahren. 
Ich kann nur nochmals raten: Laßt unsere Gelehrtenrepubliken ihre 
eigenen Wege gehen; gönnt ihnen ihre Freiheit, deren sie sich 
im alten Staate erfreuten, wo Männer wie Häckel und Abbe ihren 
Studien ungestört nachgehen durften. Der Arbeiterintelligenz, die 
mit dem wirtschaftlichen und politischen Emporkommen der Ar¬ 
beiterklasse auf allen Gebieten vorwärts drängt, bieten sich die 
Volkshochschulen an. Man braucht sie nicht zu erobern; sie stehen 
jedem offen, der kommen will, weil sie Bildungsanstalten, nicht 
gelehrte Fortbildungsinstitute sein wollen. Prof. W. Rein- Jena. 
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ERICH KUTTNER: 

t 

Alldeutsches Frontabtasten. 

f)IE Deutsche Republik hat jetzt ein scheinbar notwendiges 
republikanisches Attribut, sie hat ihre camelots du roi. 
Man kann den Leibpagen Ihrer Majestät Wilhelms des Ehe¬ 
maligen sogar nachsagen, daß sie das französische Vorbild 
recht naturgetreu kopieren, daß sie an provokatorischem 
Lärm, verbunden mit einer gut temperierten Dosis Lächer¬ 
lichkeit, hinter ihren französischen Berufskollegen wenig 
zurückstehen. Die Parallelität der Erscheinungen wird frei¬ 
lich die französische Boulevardpresse nicht verhindern, zu 
schreiben, daß Vorgänge, wie die um den Untersuchungsaus¬ 
schuß, nur in Deutschland möglich seien, daß sie die ganze 
Niedrigkeit der Bocheseele, sowie den unabänderlichen Skla¬ 
vencharakter des deutschen Volkes bewiesen; denn ein Fort 
Chabrol, einen Jules Guerin, einen Paul Deroulede, Dreyfus- 
krawalle usw. hat es natürlich in Frankreich niemals ge¬ 
geben. 

Aber wir wolleyi uns nicht pharisäerhaft mit den Ereig¬ 
nissen im Nachbarland beschäftigen, sondern die Bedeutung 
unserer eigenen monarchistisch-nationalistischen Bewegung, 
die plötzlich so provozierend an die Öffentlichkeit ge¬ 
treten ist, untersuchen. Dabei muß man sich gleicherweise 
fernhalten von agitatorischer Uebertreibung wie leichtfertiger 
Selbstsicherheit. Wie es töricht wäre, nicht bestehende Ge¬ 
fahren an die Wand zu malen, so wäre es auch töricht, vor 
den Ereignissen die Augen zu schließen und sie einfach 
als Dummejungenstreiche abzutun. 

Dieselbe Erscheinung kann trotz aller Aehnlichkeit in der 
deutschen und in der französischen Republik nicht absolut 
gleich gewertet werden. Beide Republiken haben das eine 
gemeinsame, daß sie aus militärischen Niederlagen des vor- 
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aufgegangenen monarchischen Systems hervorgegangen sind. 
Aber die französische Republik hatte zur Zeit der oben¬ 
genannten royalistischen Exzesse die Niederlage wenigstens 
wirtschaftlich längst liquidiert, sie stand seit mehr als einem 
Menschenalter. unter stabilen inneren Verhältnissen. 

Die Deutsche Republik ringt noch immer inmitten des 
Chaos eines viel größeren Zusammenbruchs mühsam um ihre 
Existenz, sie steht noch mitten in den * ungeheuersten 
wirtschaftlichen und finanziellen Schwierigkeiten, sie er¬ 
scheint noch als ein neuer, ungewohnter Zustand. Kein 
Wunder, wenn daher auch kleinere Ereignisse mit ganz 
anderen Augen betrachtet werden müssen, als dies in 
einem gefestigten Staatswesen notwendig wäre. Wir selbst 
haben ja oft genug voräusgesagt, daß ein harter Friede die 
nationalistische Welle in Deutschland unfehlbar zu gewal¬ 
tigem Steigen bringen würde. Nachdem uns in Versailles Be¬ 
dingungen diktiert worden sind, die an Härte selbst pessi¬ 
mistische Erwartungen weit hinter sich gelassen haben, kön¬ 
nen wir uns nicht wundem, wenn die natürlichen Folgen eines 
solchen Vergewaltigungsfriedens sich bei uns bemerkbar 
machen. Auch die Entente sollte nicht verkennen, daß die 
jetzigen Ereignisse in Deutschland zum allergrößten Teil 
ihr eigenes Werk sind, wenn auch gerade sie eifersüchtig; 
darüber wacht, daß die Monarchie in Deutschland nicht 
wiederkehre. 

Die Frage, ob monarchistische Bestrebungen bei uns ernst 
zu nehmen sind, kann trotzdem nicht mit einem Achsel¬ 
zucken und einem kühlen Hinweis auf die außenpolitische 
Lage abgetan werden, die von selbst eine Wiederkehr der 
Monarchie verbietet. Es ist ja richtig, daß die Entente, 
die Wilhelm vor ihren Gerichtshof zitieren will, seine Rück¬ 
kehr auf den deutschen Thron unter keinen Umständen ge¬ 
statten wird. Aber einmal bedeutet ja Wiederherstellung 
der Monarchie nicht unbedingt die Wiederkehr Wilhelms, 
von dem übrigens gerade die extremsten Alldeutschen nichts 
mehr wissen wollen, sondern an seine Stelle könnte ja 
irgendein Seitensproß des Hauses Hohenzollern, vielleicht 
auch ein Sproß irgendeines der anderen 21 arbeitslos gewor¬ 
denen Fürstenhäuser treten. 

Aber die Rückkehr der Monarchie braucht sich’ überhaupt 
nicht in einem einmaligen Akt zu vollziehen, sie kann auch 
stufenweise erfolgen, indem ihr eine deutschnational gefärbte 
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Republik vorangeht, die sich nur als Platzhalterin des vakan¬ 
ten Throns betrachtet und auf die Gelegenheit ausspäht, wo 
die außenpolitische Lage den offenen Systemwechsel zuläßt. 
Eine solche „monarchistische Republik“ haben wir zurzeit 
in Ungarn, wo sich die offene monarchische Restauration 
aus außenpolitischen Gründen als verfrüht herausgestellt hat; 
die Erscheinung ist auch in Frankreich nicht unbekannt und 
hat dort von 1849 bis 1851, sowie in den Jahren tiach 
1871 unter der Präsidentenschaft Mac Mahons bestanden. 
Damals hat Frankreich der Zwiespalt zwischen Legitimisten 
und Orleanisten vor der sofortigen Rückkehr der Monarchie 
bewahrt; 1849 allerdings nur, um einem Napoleon III. auf 
den Thron zu helfen, während nach 1871 die Krise über¬ 
wunden wurde. Ein ähnlicher Zwiespalt wäre aus den schön 
angedeuteten Gründen auch unter den deutschen Monarchisten 
denkbar, wie man sich jetzt schon nicht darüber einig ist, 
ob nur der deutsche Kaiser oder ob auch die übrigen 
Bundesfürsten zurückkehren sollen. In jedem Fall aber wäre 
es Leichtfertigkeit, von republikanischer Seite, auf den Glücks¬ 
fall der gegnerischen Uneinigkeit zu vertrauen. 

Wenn unsere Alldeutschen auch nicht auf die unmittelbare 
Wiederherstellung der Monarchie rechnen, so aibeiten sie 
doch um so zielbewußter auf die „monarchistische Repu¬ 
blik“ hin. Die Vorgänge, die sich in dem Untersuchungs¬ 
ausschuß und um ihn herum abgespielt haben, stellen sicher 
noch nicht den Generalsturm auf die Republik dar. Sie 
sind das, was man mit einem strategischen Ausdruck ein 
,, Frontabtasten “ nennt. Es ist das Manöver, das einem 
Feinde gegenüber angewendet wird, über dessen Stärke sich 
der leitende Feldherr nicht ganz jm klaren ist. Er vermutet 
Schwächen seiner Front, kennt sie aber nicht genau und 
schickt deshalb starke Stoßtrupps gegen diese vor, um die 
zermürbten Stellen zu erkunden. Werden die Sturmtrupps 
überall abgewiesen, so unterbleibt der Generalsturm, dringen 
sie hier und dort durch, so nimmt er das als Zeichen, daß 
die gegnerische Front sturmreif geworden ist. 

• Ein solches Frontabtasten bedeuten die jüngsten altdeut - 
sehen Demonstrationen. Die Deutschnationalen tasten die 
Front in zwiefacher Hinsicht ab, in politischer und militäri¬ 
scher. Auf den Untersuchungsausschuß haben sie seit Wochen 
ein Trommelfeuer von Schmähungen und Verdächtigungen 
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niedergehen lassen. Sie, die sich als Zionswächter des guten 
Tons über jede satirische Wendung eines Spottgedichts im 
„Vorwärts“ entrüsten, haben jedes Maß von persönlicher 
Mißachtung über die Körperschaft ausgeschüttet, die den 
höchsten Staatsgerichtshof der Deutschen Republik reprä¬ 
sentiert. Es genügt, einmal die Stimmungsbilder eines Blat¬ 
tes wie der „Täglichen Rundschau“ zusammenzustellen. 
Dieses alldeutsche Organ, das sich stolz an seinem Kopf 
„Blatt für die Gebildeten aller Stände“ nennt, hat mit Bil¬ 
dern und Vergleichen der verächtlichsten Art die Würde 
und das Ansehen dieses Gremiums zu erschüttern gesucht. 
Das eine Mal waren die Männer des Untersuchungsaus¬ 
schusses eine Gesellschaft von dummen Dorftrotteln in der 
„Kretscham“, die mit glotzenden Augen und aufgestülpten 
Ellenbogen die Erzählungen des heimgekehrten Onkels aus 
Amerika (Bernstorff) wundergläubig anhören, das andere 
Mal waren sie \ eine „Herde wolliger Widder“, in die der 
Adler Helfferich herabstößt usw. usw. Die antisemitische 
Hetzpropaganda erhielt gegenüber dem Untersuchungsaus¬ 
schuß freien Lauf, und dann wurde die Stoßkraft auf ein 
Mitglied des Ausschusses konzentriert, der als Jude und 
Unabhängiger zugleich der alldeutschen Hetze besondere 
Angriffsflächen bot. In den Angriffen auf Oskar Cohn 
sollte der ganze Untersuchungsausschuß getroffen werden. 
Ließ er sich beseitigen, dann war der Ausschuß gesprengt, dis¬ 
kreditiert und damit das ganze Werk der Aufklärung ver¬ 
nichtet. 

Von den Anschauungen Oskar Cohns trennt uns sehr viel, 
vielleicht eine Welt. Aber in dem Augenblick, wo ihn die 
Alldeutschen als Mitglied des Untersuchungsausschusses an¬ 
greifen, ist er, kann er für uns nichts anderes sein, als ein 
Mitglied des höchsten deutschen Staatsgerichtshofes , dem als 
solchem dieselbe Achtung gebührt, wie der Körperschaft als 
ganzen. Läßt sich der Untersuchungsausschuß erst einmal 
darauf ein, seine Mitglieder der Kritik der jetzigen Zeugen und 
^vielleicht künftigen Angeklagten zu unterwerfen, duldet er es, 
daß diese sich die Mitglieder aussuchen, denen sie Rede und 
Antwort stehen, dann ist sein Ansehen verloren und mit. 
ihm das der Republik. Zwei Anstürme des unermüdlichen 
Helfferich hat der Ausschuß abgewehrt und gezeigt, daß an 
dieser Stelle die republikanische Front fest und durch keiner¬ 
lei Machenschaften zu durchbrechen ist. 
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Hand in Hand damit ging das Abtasten der militärischen 
und Beamtenfront. An der Zermürbung dieser hatten ja die 
Alldeutschen seit Monaten unermüdlich gearbeitet. Leider ist 
gerade die alldeutsche Wühlarbeit in der Armee von den 
maßgebenden Stellen nicht genügend beachtet worden. Sie 
kämpft mit dem Schlagwort der „Entpolitisierung der Ar¬ 
mee , wie ja alles, was die Alldeutschen tun, gänzlich un¬ 
politisch ist. In Wirklichkeit bezweckt diese „Entpolitisie- 
rung“, die zum größten Teil republikanisch gesinnten Mann¬ 
schaften und Unteroffiziere ungehemmt dem geistigen Ein¬ 
fluß des alldeutschen Offizierkorps zu unterwerfen. „Un¬ 
politische“ Soldatenzeitschriften, von alldeutschen Offizieren 
redigiert, bearbeiten ständig die Armee. Sie treiben freilich 
keine offene Politik, aber diese liegt zwischen den Zeilen, 
in der Auswahl des Stoffes. Alle nationalistischen Gesichts¬ 
punkte werden betont, die republikanischen finden keine Er¬ 
wähnung. Wo der Reichswehrminister nach den letzteren 
handelt, da scheuen sich diese Blätter nicht, ihn offen an¬ 
zugreifen. Die „Offenen Worte“, die beim Reichswehrgrup¬ 
penkommando I (Lüttwitz) angefertigt werden, führen einen 
ebenso geschickten wie versteckten Kampf gegen Noske. Sie 
bäumen sich offen auf, weil Noske das Einigungsprogramm 
der „Zentralstelle für Einigung der Sozialdemokratie“^ nach 
anfänglicher Beschlagnahme wieder -ffeigegeben hat, sie be¬ 
sprechen die persönlich gegen Noske gerichteten Artikel Lu- 
aendorffs mit Wohlwollen und Zustimmung. Neben dieser 
offiziellen Kost wird die Reichswehr systematisch mit all¬ 
deutschen Flugblättern, Hetzbroschüren (wie die berüchtigte 
Broschüre „Einst und jetzt“) überschüttet. 

Man wollte im alldeutschen Lager nun einmal sehen, wie 
weit die zermürbende Vorarbeit gediehen ist. Indem man 
trotz der wiederholten Verbote immer wieder Demonstrationen 
auf der Straße veranstaltete, suchte man zu erproben, ob 
die im alldeutschen Sinne bearbeiteten Truppen überhaupt 
noch alldeutschen Exzessen entgegentreten , oder ob sie mit 
ihnen sympathisieren und fraternisieren würden. Erwiesen 
sich die Truppen als gegen rechts nicht verwendbar, so 
war die Partie militärisch gewonnen. 

Einige Erfolge sind den Alldeutschen hier nicht versagt 
geblieben. Das Auftreten der Truppen war vielfach so, daß 
es auf die Bevölkerung den Eindruck der Schwächlichkeit und 
übertriebenen Zurückhaltung machte. Die alldeutsche Demon- 
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stration in der Nacht vom Freitag zum Sonnabend wurde am 
Potsdamer Platz durchgelassen und erst unmittelbar vor dem 
Regierungsgebäude in der Wilhelmstraße zum Stehen ge¬ 
bracht. Einzelne Truppenkörper unterstützten sogar — immer 
unter dem Deckmantel der Ehrung für Hindenburg — in 
offener Fronde das alldeutsche Treiben, erinnert sei nur 
an Reinhardts eigenmächtig gestellte Ehrenkompagnie, an 
die ebenso eigenmächtig unternommene Ehrenparade des Frei¬ 
korps Lützow, an die Demonstration von Deputationen der 
Potsdamer Regimenter vor dem Reichstag. Unterstützt wurde 
die militärische Fronde durch die Beamtenfronde der Schul- 
direktoren, die gegen die Anordnung des Kultusministers 
— ebenso eigenmächtig handelnd wie die Truppenführer — 
den Unterricht ausfallen ließen Und die Schuljugend zur Teil¬ 
nahme an den Demonstrationen entsandte. 

Das Ansehen der republikanischen Regierung hat hierdurch 
zweifellos einen schweren Stoß' erhalten. Man fragt sich in 
der Welt, ob denn die Regierung wirklich noch Macht über 
ihre Beamten und Truppen hat. Freilich hat sich der größere 
Teil der Truppen als gehorsam erwiesen, aber es bedurfte 
doch erst scharfer Ermahnung, damit sie ihre volle Pflicht 
taten. 

Diese Herabminderung ihres Ansehens kann die Republi¬ 
kanische Regierung nur dadurch wettmachen, daß sie wenig¬ 
stens hinterher mit voller Schärfe gegen die Frondeure ein¬ 
schreitet. Das Ansehen der Republik steht auf dem Spiel, 
deshalb darf es hier keine Weichmütigkeit, keine Rücksicht¬ 
nahme auf Existenzen geben, die frondierenden Offiziere und 
Direktoren müssen die Suppe auch ausessen, die sie sich ein¬ 
gebrockt haben. 

Freilich mit Strafen allein ist hier nichts getan, wenn nicht 
gleichzeitig die bessernde Hand angelegt wird. Wie ein um¬ 
sichtiger Feldherr die Absichten des Gegners aus dessen 
Vorstößen erkennt, so muß die Regierung aus dem Front¬ 
abtasten der Alldeutschen lernen, der Gefahr rechtzeitig zu 
begegnen. Nicht nur der Gegner hat ihre schwachen Stellen 
erkannt, sie selber hat Gelegenheit gehabt, sie kennen zu 
lernen. Sie tue schleunigst das Nötige, damit die Front fest 
dasteht, wenn der Monarchismus einmal zum Generalsturm 
bläst. 
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HANS VON KIESLING: 

Die Ententemächte und der Weltkrieg. 

VI. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. 

T)IE Bevölkerung der Vereinigten Staaten von Nordamerika 
ist stark von angelsächischen Sympathien beeinflußt. In 
kultureller Beziehung besteht trotz der langen Trennung eine 
gewisse Anlehnung an das Mutterland. Die englische Welk 
anschauung ist auch für den Durchschnittsyankee maßgebend 
geblieben. Wir finden eine ähnliche Erscheinung in Süd¬ 
amerika, wo sich auch der spanische Einfluß erhalten ^iat # 
obgleich die Erinnerungen an die spanische Periode des Kon¬ 
tinents nur bittere sind. Die Bande des Blutes wirken immer, 
nach. 

Das politische Empfinden ist auch in Nordamerika wie in 
England stark von religiösen Motiven durchsetzt. Der Puri¬ 
tanismus erzieht zu der Anschauung, daß nur das Engländer- 
tum auf wirklich sittlicher Höhe stehe. Die religiöse Ueber- 
zeugung, daß der englisch sprechende Mensch dazu bestimmt 
sei, der übrigen Welt das religiöse Ideal zu bringen, ist jn 
einer besonderen Weise mit dem eigenen politischen und 
wirtschaftlichen Vorteil verquickt, ohne daß es dem Volks¬ 
ganzen zum Bewußtsein kommt. Es ist nun einmal angel¬ 
sächsischer Glaube, daß die Welt unter angelsächsischer Lei¬ 
tung arit besten fahre. 

Unter den vielen in Nordamerika lebenden Rassen nimmt 
die englisch sprechende die erste Stelle ein. Sie dominiert 
im Handel, sie beherrscht die innere Politik, sie besetzt die 
hohen Staatsämter. 

Auch das deutsche Element ist in Nordamerika stark ver¬ 
treten, hat es aber nie zu entscheidendem Einfluß auf die 
Leitung und die Geschicke des Staates gebracht. Die deutschen 
Einwanderer waren meist mittellos, sie kamen aus einem! 
Lande, in dem die Betätigung auf politischem Gebiete ein¬ 
zelnen Bevorzugten Vorbehalten war und widmeten sich daher 
in erster Linie der Erwerbstätigkeit. Unter diesen Umstän-i 
den war es natürlich, daß die deutschen Bewerber um politisch 
bedeutende Stellungen selten waren und der maßgebende 
Einfluß sjch mehr und mehr in den Händen der englischen 
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Abkömmlinge vereinigte. Der deutsche Einwanderer wurde 
dagegen immer mehr vom Geschäftssinn ergriffen und er¬ 
rang sich im amerikanischen Wirtschaftsleben eine ausschlag¬ 
gebende Position. 

Es ist" unberechtigt, wenn wir uns darüber beklagen, daß 
die Deutschamerikaner sich während des Krieges nicht mehr 
für die alte Heimat eingesetzt haben. Man wird ihre Hand¬ 
lungsweise besser verstehen, ihnen gerechter zu werden ver¬ 
mögen, wenn man daran denkt, unter welchen Umständen 
sie einst Deutschland verlassen haben. Sie gehörten zu den 
in der alten Heimat sozial und wirtschaftlich Unterdrückten; 
unter ihnen befanden sich zahlreiche wegen politischer und 
anderer Vergehen strafrechtlich Verfolgte; sie setzten sich 
aus Enterbten der deutschen Gesellschaft, aus Ausgestoßenen 
und Existenzlosen zusammen. Nur die wenigsten verließen 
die Heimat mit freundlichen Gefühlen für diese; den meisten 
war Deutschland verhaßt geworden. 

Auch nachher hat das kaiserliche Deutschland nur wenig 
getan, um sich die Sympathie seiner verlorenen Söhne wieder¬ 
zuerwerben. Es hat sich kaum um diejenigen gekümmert, 
die unter harten Entbehrungen sich unter fremdem Himmel, 
unter fremden Menschen ein neues Heim mühsam aufbauten. 
Kein großes Volk der Erde tat so wenig für die Bildung, 
für Schule und Presse der im Auslande schwer ringenden 
Volksgenossen, wie das deutsche in der wilhelminischen 
Epoche, weil es an nichts anderes mehr dachte wie an den 
Geldverdienst und die wirtschaftliche Machterweiterung und 
darüber die kulturellen, die geistigen Pflichten des Deutsch¬ 
tums völlig vergaß. Wir sind am wenigsten berechtigt, den 
Yankees ihre Geschäftsklugheit vorzuwerfen, mit der sie die 
Kriegsverhältnisse ausnutzten — wir hatten es selbst ja längst 
verlernt, die politischen Geschehnisse anders als aus dem 
Gesichtswinkel schnödester Gewinnsucht zu betrachten. An 
dieser Tatsache vermag das Bestreben, sie hinter den Schlag¬ 
worten von der kulturellen Weltmission Deutschlands zu ver¬ 
bergen, nicht das Geringste zu ändern. 

Es ist nicht zu leugnen, daß auch das politische Interesse 
des Yankees vornehmlich von wirtschaftlichen Dingen beein¬ 
flußt und beherrscht war. Er betrachtet die Welt nur vom 
Standpunkte des Großindustriellen, des Produzenten und.Kauf¬ 
manns aus. Die Marktinteressen waren die Grundlage für 
alle außenpolitischen Erwägungen. 
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Vornehmlich finanzielle Gründe veranlaßten Amerika zum 
Eingreifen in den Weltkrieg. Zuerst hatten seine Fabrikanten 
durch die Waffenlieferungen an die Entente schwer verdient, 
das Rüstungsgeschäft lenkte Goldströme nach den Vereinig- 
"len Staaten. Mehr und mehr gerieten die Deutschland feind¬ 
lichen Mächte in finanzielle Abhängigkeit von Amerika. Dieses 
hatte allen Grund, den Sieg seiner Schuldner zu wünschen, 
um seines Geldes sicher zu sein. Da die Interessen auf seiten 
unserer Feinde waren, mußten es bald auch die Sympathien 
sein. 

Zunächst äußerte sich die Sympathie Nordamerikas für 
die. Ententestaaten in einer wohlwollenden Neutralität. Als 
jedoch durch den U-Bootskrieg die Gefahr einer Nieder- 
ringung der Amerika verschuldeten Staaten in greifbare Nähe 
rückte, und der amerikanische Handel durch die Versenkung 
von Schiffen, die Vernichtung amerikanischen Lebens und 
Eigentums in direkte Mitleidenschaft gezogen wurde, war 
* dies der äußere Anlaß für die amerikanischen Staatsmänner* 
nun auch alle die reichen materiellen und personellen Hilfst 
mittel der Union zur Niederringung Deutschlands aufzubieten. 
Eine kühle geschäftsmäßige Berechnung, ein ruhiges Arbeiten 
mit Zahl, Raum und Zeit ergab als Resultat nahezu die 
mathematische Sicherheit, daß aas Eingreifen auf seiten der 
Entente zum Siege dieser Mächtegruppe führen müsse. Neben 
der nie abgeleugneten Sympathie für die englisch-französische 
Kombination, war es das wohlverstandene eigene Interesse 
der Unionstaaten, das sie veranlaßte, aktiv in den Krieg ein¬ 
zugreifen. 

Mitbestimmend mag wohl auch noch der Gedanke an die 
wachsende wirtschaftliche Konkurrenz Deutschlands gewesen 
sein, die sich vor dem Kriege, besonders der billigen ameri¬ 
kanischen Manufakturware gegenüber, als recht fühlbar ge¬ 
zeigt hatte. 

Es darf außerdem nicht übersehen werden, daß sich die 
Union durch den Gegensatz zu Japan auch außenpolitisch in 
einer nicht ganz einfachen Lage befand, die dadurch besonders 
kompliziert wurde, als sie dem bis an die Zähne bewaffneten 
Japan gegenüber über kein gleichwertiges, ausgebildetes Heer 
verfügte. Japan war durch den Anschluß an England-Frank¬ 
reich zunächst in seinen außenpolitischen Handlungen ge¬ 
bunden. Amerika hatte Zeit, sich zu bewaffnen, wenn es 
rasch dafür einen Vorwand fand. Konnte es einen besseren 
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geben als die Kriegserklärung an die Mittelmächte? Heute 
verfügt es dank seines raschen Entschlusses über ein großes, 
mehrere Millionen umfassendes, stehendes Heer, das dadurch 
imstande ist, dem ostasiatischen Qegner jede Invasion ameri¬ 
kanischen Bodens als höchst gefährliches Experiment erschei¬ 
nen zu lassen. 

Erleichtert wurde den amerikanischen Staatsmännern die 
Rechtfertigung ihrer Politik durch das übereilte Vorgehen 
der deutschen Diplomatie in Mexiko. Die dorthin laufenden 
Fäden wurden sehr zur Unzeit aufgedeckt und erregten einen 
Entrüstungssturm in ganz Nordamerika. 

Nur wenige Leute in maßgebenden Stellungen Deutschlands 
kannten das amerikanische Volk, das trotz seiner vielge-; 
staltigen Zusammensetzung eine einheitlich geformte Psyche 
besitzt. An ihr sind rücksichtslose Erwerbssucht und groß¬ 
zügige Entschlußfähigkeit, ausgesprochenes Organisations¬ 
talent und unaufhaltsame Konsequenz in Konzeption und 
Durchführung das Charakteristische. Unsere militärischen* 
Behörden bis hinauf zu den entscheidenden Spitzen sahen ver¬ 
ächtlich auf die amerikanische Waffenhilfe herab. Sie kannten 
dieses sportgewohnte, kräftige, jedem Schematismus abholde 
Volk nicht, sie täuschten sich über seine Leistungsfähigkeit 
und unterschätzten den Kräftezuwachs, den die frischen ameri¬ 
kanischen Truppen gegenüber den abgekämpften deutschen 
bedeuten mußten. 

Ueber die Unkenntnis des Amerikaners in europäischen 
Dingen, soweit sie die Beziehung der Völker untereinander, 
territoriale und wirtschaftliche Fragen betrifft, kann sich 
nur derjenige wundern, der die eigentümliche Entwicklung 
der Union nicht kennt. Jahrhundertelang beschäftigte man 
sich jenseits des Ozeans nur mit der Besiedelung, der Ent- 
. Wicklung der Arbeit im eigenen Lande, brachte die Industrie 
auf besondere Höhe. Das amerikanische Herrschaftsgebiet 
war ein in sich abgeschlossenes Wirtschaftsgebiet, dessen 
Berührung mit Europa auf die wenigen Fälle beschränkt 
blieb, in denen die Politik der europäischen Staaten sich in 
die amerikanischen Verhältnisse zu mischen versuchte. Durch 
zwei große Meere von der übrigen Welt abgeschlossen;, 
militärisch nur schwer angreifbar, hatten die vereinigten 
Staaten keine Veranlassung, sich zu bewaffnen, ihre Bürger 
konnten sich ungestört durch drohende politische Zusammen¬ 
stöße, durch kriegerische Verwicklungen der Ausbeutung der 
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ungeheuren Reichtümer und Hilfsmittel des Landes widmen. 
Die Jagd nach Geld, die Sucht alles dem Erwerbe unterzu¬ 
ordnen, mußte sich in einem Lande, das hierfür diese glänzen¬ 
den Voraussetzungen bot, in besonders einheitlicher Weise 
entwickeln. Ein solches Land mußte es höchst unangenehm 
empfinden, daß durch den in Europa ausbrechenden Krieg 
Handel und Wandel der Welt lästig beeinflußt wurde und daß 
schon vorher durch die Konkurrenz der Großmächte auf 
dem Weltmarkt die ganze politische Lage eine gespannte ge¬ 
worden war. 

Die gewaltsame Art der deutschen Politik, die überall 
auf der Erde als aggressiver Machtfaktor auftrat, hatte im ’ 
Auslande, nicht zum wenigsten in Nordamerika, der An¬ 
schauung Raum gegeben, daß Deutschland der Störer des 
Weltfriedens sei. Dadurch war der Boden für die gewandte 
Propaganda der Ententestaaten, die überall über eine ausge¬ 
zeichnet geleitete Presse verfügten, geebnet worden. 

Die Unbeliebtheit des Deutschtums im .Auslande, die über¬ 
hebende Betonung der Ueberlegenheit der deutschen Kultur, 

- die kritische Nörgelsucht, die viele im Auslande arbeitende 
deutsche Persönlichkeiten an den Tag legten, ohne daß sie 
immer mit Leistung gepaart war, sind die Grundlage für den 
Haß und die Unfreundlichkeit, die dem Deutschtum während 
des Krieges überall gegenübertrat. 

Auch die dem Auslande erwiesenen Freundlichkeiten, wie 
die Schenkung der Statue Friedrichs des Großen u. a. waren 
begleitet von einer aufdringlichen Betonung deutscher Lei¬ 
stungen, die auf den Amerikaner, dem keine historische Auf¬ 
fassung in unserem Sinne eigen ist, nicht die beabsichtigte 
Wirkung hervorbrachte. 

Wie der einzelne Yankee, so steht auch die Union als Staat 
aut dem Standpunkte des Selfmademan. Man schätzt dort 
drüben die Gegenwartsleistung, das, was die eigene Person 
vorstellt, mehr als geschichtliche Erinnerungen. 

Die Vereinigten Staaten sind, wenn wir von Japan absehen, 
vielleicht die einzige Großmacht aus der Reihe der Kriegsteil¬ 
nehmer, die wirklich gestärkt aus dem Zusammenstoß hervor¬ 
gegangen ist. Nicht nur sind ihr unsere bisherigen Gegner 
tief verschuldet, sie hat auch in wirtschaftlicher Beziehung in 
Südamerika, in Ostasien, in Europa Fuß gefaßt und besitzt 
heute eine der größten Frachtflotten der Welt, während sie 

34 / 2 * 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 




1064 


Die Ententemächte und der Weltkrieg. VI. 


vor dem Kriege weit hinter den anderen schiffahrttreibenden 
Nationen rangierte. Ihre Rüstung zu Wasser und zu Lande ist 
heute eine so achtunggebietende geworden, daß sie mit unter 
die ersten Militärmächte der Welt gerechnet werden muß. 
Das amerikanische Kapital hat gegenwärtig fast eine mono¬ 
polistische Stellung in der Welt, nicht mehr London ist der 
Punkt, wo der Ausgleich des ganzen Qeldverkehrs stattfindet, 
sondern Neuyork. 

In außenpolitischer Beziehung hat der Krieg die amerika¬ 
nische Stellung gegenüber Japan ungeheuer gefestigt Es 
kann heute mit der Bundesgenossenschaft eines großen Teils 
von Europa rechnem wenn die Auseinandersetzung über die 
Herrschaft auf dem Stillen Ozean herannaht Die europäischen 
und nordamerikanischen Interessen laufen heute in Ostasien 
mit ausgesprochener Spitze gegen Japan zusammen. 

Andererseits ist die politische Situation für Nordamerika 
durch seine Einmischung in die europäischen Händel eine viel 
verwickeltere geworden. Als Garantiemacht für den Frieden 
von Versailles, durch den von Wilson mit Frankreich abge¬ 
schlossenen Schutzvertrag verliert die Union ihre in der abge¬ 
schlossenen Lage begründete Unberührtheit, sie verliert die 
frühere Freiheit in den Entschließungen. Durch die Erweite¬ 
rung des politischen Pflichtenkreises steigt ihre Verantwort¬ 
lichkeit, mehren sich die Möglichkeiten für Verwicklungen. 

Das Verhältnis Deutschlands zu den Vereinigten Staaten wird 
immer von dem Gedanken beherrscht bleiben, daß das Ein¬ 
greifen der Union die endgültige Niederlage des Deutschen 
Reiches herbeigeführt hat. Die schiefe Stellung, in die Wilson 
durch seine Handlungsweise beim Friedensabschluß gekommen 
ist, wird stets bittere Empfindungen im Deutschtum, gleich¬ 
gültig wie die innerpolitische Lage sein wird, bestehen bleibei^ 
Fassen. Die Beziehungen werden stets unter der in Deutschland 
allgemeinen Ueberzeugung leiden, daß der von Wilson Unter¬ 
zeichnete Friedensvertrag nicht den Grundlagen entsprach, die 
er selbst dafür festgesetzt hat und auf deren Basis das deutsche 
Volk seinen Waffenstillstand abschloß. 
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ARTHUR HOPFNER: 

Die Arbeiterkonferenz in Washington. 

HIE im Mittelpunkt der Washingtoner Tagung stehenden 
Fragen der Freizügigkeit, der Sicherung des Koalitions¬ 
rechts, des Achtstundentages, der Frauenarbeit, der Ein- und 
Auswanderung standen wiederholt auf den letzten interna¬ 
tionalen Sozialisten- und Gewerkschaftskonferenzen im Mit¬ 
telpunkt der Diskussion. So dürfte sich auch in Washington 
die Debatte auf dieses Programm konzentrieren. Mit Inter¬ 
esse verfolgt jeder Sozialpolitiker die Verhandlungen und 
noch mehr die Entschlüsse, weil zum ersten Male Regie¬ 
rungsvertreter, Arbeitgeber und Arbeitnehmer gemeinsam an 
den Beratungen sich beteiligen. Schon die Berufung der Re¬ 
gierungsvertreter und Arbeitgeber verdient die volle Auf¬ 
merksamkeit. Von ihrer Stellung im sozialen Leben ihres 
Landes kann man auf den Gang und das Ergebnis der Debatten 
schließen. Das größte Interesse werden wir den Delegierten 
Großbritanniens, Frankreichs und Amerikas zuw'enden. Ueber 
die Abgesandten der asiatischen, mittel- und südamerikanischen 
Staaten lassen uns unsere Kenntnisse fast ganz im Dunkeln, 
wenn auch Länder wie Brasilien, Argentinien und Australien 
in beachtenswerter Weise die sozialen Fragen praktisch zu 
lösen versuchen. Erst die Abstimmungsverhältnisse werden 
uns ein klares Bild geben, inwieweit die Großmächte einen 
ausschlaggebenden Einfluß auf die Beschlüsse ausüben und 
welche Rücksichten den sozial zurückgebliebenen Kleinstaaten 
gewährt werden. 

Das Verlangen nach voller Freizügigkeit ist in allen Ge¬ 
werkschaftsvertretungen lebendig. Im Interesse eines Aus- 

S leichs der überschüssigen Arbeitskräfte kann man diese For- 
erung nur unterstützen. Natürlich wird mit der Freizügigkeit 
auch viel Mißbrauch getrieben. Man braucht nur an die 
Verwendung chinesischer Kulis und der farbigen Hilfsvölker 
zu denken, die in Amerika, Australien und auch in europäischen 
Ländern den Unternehmern die Bildung von Reservearmeen 
in Streikfällen gestatten. Aber auch sonst sind diese wandern¬ 
den Arbeiterheere nur Mittel zum Zweck, d. h. ein lohn¬ 
drückendes Element. Ein weiterer Mißbrauch der Freizügigkeit 
liegt in den erschwerenden Paßvorschriften, sowie Einwan¬ 
derungsverboten. Nur eine internationale Regelung kann die 
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Lösung dieser Schwierigkeiten herbeiführen. Allerdings müs¬ 
sen die Gewerkschaften ihren Regierungen gegenüber nationale 
Bedenken fallen lassen, und den eingewanderten Arbeitern die 
Mitgliedschaft erleichtern, ebenso ihnen auch die Arbeitsnach¬ 
weise öffnen. 

Die Durchführung des Achtstundentages erfordert schon 
der Wettbewerb der Industrieländer. Die gesetzliche Ein¬ 
führung des Achtstundentages in Deutschland hat ayf die 
anderen europäischen Länder bahnbrechend gewirkt. Zwar 
hatte Rußland schon vor uns den achtstündigen Arbeitstag 
nominell eingeführt, doch kann dieses Beispiel wegen seiner 
geringen Kulturentwicklung wenig überzeugend wirken. Zur¬ 
zeit besteht der gesetzliche Achtstundentag in Rußland (11. 
November 1917), Finnland (27. November 1917), Deutsch¬ 
land (23. November 1918), Deutsch-Oesterreich (19. De¬ 
zember 1918), im tschecho-slowakischen Staate (19. Dezem¬ 
ber 1918) und im jugo-slawischen Staate (19. Dezember 
1918). In Schweden tritt der gesetzliche Achtstundentag an* 
1. Juni 1920 in Kraft und soll vorläufig bis zum 31. Dezember 
1923 gelten. In Norwegen und auch in Frankreich sind die 
Gesetzesvorlagen über den Achtstundentag in Kammer und 
Senat angenommen (Journal officiel vom 25. April 1919). 
In unserem Nachbarlande Dänemark liegt die Vorlage des 
Achtstundentages schon lange den gesetzgebenden Körper¬ 
schaften vor. In Italien wächst die Bewegung zugunsten des 
Achtstundentages von Tag zu Tag; die Schwerindustrie, Ma¬ 
schinen-, Schiffbau- und Textilindustrie haben ihn bereits 
eingeführt. England hat einen gesetzlichen Achtstundentag 
bisher nur für die Bergarbeiter (1908), doch verlangen diese 
gegenwärtig eine weitere Verkürzung. In den britischen Eisen- 
und Stahlwerken ist die Achtstundenschicht seit 1906 größ¬ 
tenteils eingeführt. Den Eisenbahnern ist der Achtstundentag 
am 1. Februar dieses Jahres bewilligt worden. Für die anderen 
Industrien liegt ein Gesetzentwurf dem Unterhaus vor. Dieser 
sieht Abänderungen der Höchstarbeitszeit von 48 Stunden 
nach unten oder nach oben vor. In den Vereinigten Staaten 
haben zunächst die Bergleute und Eisenbahner (1916) und 
1918 auch die Arbeiter der Eisen- und Stahlwerke den ge¬ 
setzlichen Achtstundentag erreicht, sechs amerikanische Staa¬ 
ten besitzen ihn auch für die Frauen. In Mexiko und Uruguay 
wurde der Achtstundentag schon 1917 eingeführt, in Austra¬ 
lien und Neuseeland besteht er seit Mitte des 19. Jahrhunderts. 
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Obgleich überall unleugbar große Fortschritte in dieser 
Frage erzielt sind, gibt es doch Länder, die von dieser Be¬ 
wegung noch nicht berührt sind. Ueber Spanien, Japan. 
Holland und die Schweiz, vier während d^ Krieges industriell 
aufgeblühte Staaten fehlen nähere Angaben. 

An dem einen Beispiel des Achtstundentages erkennt man 
den Umfang und auch die Schwierigkeiten einer internationalen 
Regelung. Jeder Fortschritt m der Sozialgesetzgebung anderer 
Länder bedeutet für uns eine Erleichterung des Wettbewerbs. 
Und so darf man erwarten, daß auch die anderen Materien in 
Washington zur Diskussion und Entschließung gestellt wer¬ 
den, die alle schon mehr oder weniger. national in die Tat 
umgesetzt sind. Wir erinnern nur an die Sicherung des 
Koalitionsrechts, Schutz der Frauen und Jugendlichen, staat¬ 
liche Sozialversicherung, Ausbau der Unfallverhütungsvor¬ 
schriften, Wochenhilfe und Wochenfürsorge, Gewerbeinspek¬ 
tion. Die Bedeutung dieser Gebiete für die ßevölkerungs* 
politik erklärt sich schon aus den gewaltigen Verlusten und 
Epidemien des Weltkrieges. 

In dem Friedenswerk von Versailles »liest man in der Ein¬ 
leitung zu dem Kapitel „Arbeit“ den Satz: „Die Arbeit darf 
nicht als Ware oder Handelsartikel betrachtet werden!“ Sollen 
diese Worte wirklich einen ernsten Sinn haben, dann gilt 
es, das Wohl der arbeitenden Klassen über die Interessen eng¬ 
herziger Regierungen und egoistischer Unternehmer zu stellen. 
Die Menschenkrart bildet heute überall einen großen Aktiv¬ 
posten in dem Produktionsprozeß: sie zu schützen ist die 
wichtigste Aufgabe der Regierungen. Und auch im Arbeiter¬ 
lager selbst gilt es, wohl zur Ueberraschung vieler, Wider¬ 
stände zu überwinden, da Gefahren bestehen sollen, daß 
durch die gefaßten Beschlüsse bestehende Einrichtungen und 
Lohntarife verschlechtert werden können. So gelangen Nach¬ 
richten aus Amerika zu uns, wonach die größten amerika- 
nischeh Gewerkschaften gegen den Aktionsplan protestieren, 
die amerikanischen Arbeiter auf die Stufe der Arbeiter anderer 
Länder zu bringen, weil dies auf die hohen Arbeitslöhne 
drücken müsse. Man kabelt aus Washington sogar von einer 
Vertagung des Kongresses wegen der ausstehenden Friedens¬ 
ratifikation. Alle solche Nachrichten lassen sich auf ihren 
Ursprung von hier aus schwer nachprüfen. Man gewinnt 
aber den Eindruck, als ob einflußreiche Kräfte am Werke 
sind, die Konferenz um jeden Preis zu verhindern. Nun, die 
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internationale Verständigung für den Schutz der Arbeitskraft 
ist auf dem Marsche, und vergeblich sind alle Bemühungen, 
sie aufzuhalten oder sie gar zu unterdrücken. Erhoffen wir 
also von den Verhandlungen in Washington einen ersprieß¬ 
lichen Anfang. 


KARL JÜNGER: 

Bolschewistische Staatsleistungen 
in Rußland. 

\\XENN die russische Sowjetregierung von Kennern russi¬ 
scher Verhältnisse als das hingestellt wird, was sie wirk¬ 
lich ist: die Herrschaft einer Handvoll nichtrussischer Des¬ 
poten, die sich durch nichts anderes als durch Protektions!- 
wirtschaft und Bestechlichkeit auszeichnen, so antworten die 
„deutschen“ Spartakisten und die „deutschen“ Unabhängigen 
mit dem wütenden Aufschrei: „Lüge, nichts als Lüge!“ Selbst 
Aeußerungen Neutraler, wie diejenige des schwedischen Links¬ 
sozialisten Sköld: „Wenn der Zustand, der jetzt in Ruß¬ 
land herrscht, Sozialismus sein soll, dann wollen die Götter 
mich vor dem Sozialismus bewahren“, werden als Verleum¬ 
dung und Verdrehung bezeichnet. Allein es finden sich er¬ 
freulicherweise auch Stimmen aus den bolschewistischen Län¬ 
dern Rußlands, die ihren bolschewistischen Brüdern bittere 
Wahrheiten sagen. So schreibt der russische Bolschewist 
E. Preobrashenski im „Jeshenedelnika Präwdy“ vom 18. 
März: „Eine gewaltige Schicht unserer Sowjetarbeiter hat sich 
zum Teil in eine in wirtschaftlicher Beziehung privilegierte 
Kaste verwandelt. . . Die größten Amtsmißbräuche, die größ¬ 
ten Beraubungen des Volksvermögens, die größten Verhöh¬ 
nungen der Idee des Kommunismus . . . vollführt der eigene 
Beamtenstand des Sowjetregimes.“ Und selbst Lenin erklärte 
auf dem 8. Kongreß der russischen Kommunistischen Partei 
in Moskau nach der Moskauer „Prawda“ vom 22. März: 
„Daß es bei uns sehr gut wäre, können wir nicht sagen.“ 

Aber auch russische Blätter geben uns einen tiefen Ein¬ 
blick in die sämtlichen Verhältnisse des Landes, wie sie sich 
durch die bolschewistische Regierung entwickelt haben. Da 
ist es zunächst die Finanzlage , die eine äußerst betrübende 
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ist. Der Direktor der Petersburger Internationalen Handels¬ 
bank, A. A. Vorstädter, erklärte einem Mitarbeiter der russi¬ 
schen Zeitung „Russkoe Delo“ unter anderem folgendes über 
die finanziellen Verhältnisse des Landes: „Der zur Deckung 
der Banknoten dienende Goldvorrat ist fast ganz ver¬ 
schwunden. . . Man kann dreist behaupten, daß in Rußland 
ausschließlich Papiergeld zirkuliert. Der Geldverkehr hat in 
den meisten kriegführenden Staaten eine unförmige Gestalt 
angenommen, aber nirgends hat die Desorganisation derart 
ungeheure Ehmensionen angenommen wie in Rußland. Der 
Kurs des russischen Geldes fällt unaufhaltsam. An mich ge¬ 
langten Nachrichten, zufolge deren man in Odessa vor zwei 
Monaten für ein englisches Pfund 85 Rubel, für einen fran¬ 
zösischen Franken 3 Rubel, 50 Kopeken usw. zahlte, so daß 
der russische Rubel ungefähr 10 Kopeken wert ist. Aber auch 
dieser durch die Umstände hervorgerufene Kurs gibt nicht 
den Wert des Geldes auf dem Weltmarkt wieder. In einem 
Staate wie Persien hatte der russische Rubel im vorigen 
Herbst einen Wert von 3 Kopeken. Bewertet man aber den 
russischen Rubel nach seiner Kaufkraft in Rußland selbst, 
wo der Wert der Arbeitskraft um ungefähr 50- bis 100 mal 
gestiegen ist, und der Wert der Verbrauchsgegenstände um 
T00- bis 500 mal, so hat der russische Rubel fast gar keinen 
Wert. Bald kann sein Wert gleich Null sei*. . .“ ße Finanz- 
Wirtschaft ist ganz unsinnig: Die Behörden der Sowjetrepublik 
reichen ihre Voranschläge ein, eine andere Behörde prüft 
und bestätigt diese Voranschläge, und der Rat der Volks¬ 
kommissare bewilligt dann Milliardenkredite für die ver¬ 
schiedenen Bedürfnisse. Und alle diese Arbeit ist völlig 
nutzlos. Die Kredite werden bewilligt, aber die Arbeit, für 
die sie bewilligt werden, wird nicht geleistet. Es ist klar, daß 
die Behörden durch die Prüfung und Bewilligung der ein¬ 
zelnen Voranschläge und Kredite, ohne daß sie sich ein all¬ 
gemeines Bild von der wirtschaftlichen Lage machen, das 
russische Budget gewaltig anschwellen lassen und das Ver¬ 
hältnis zwischen Ausgaben und Einnahmen völlig erschüttern. 
Der Schaden dieser Politik ist ungeheuer. Die Kaufkraft des 
Rubels sinkt. Die Tarifsätze werden ununterbrochen erhöht. 
Die Etats der Behörden wachsen ständig an, aber die Be¬ 
hörden haben immer weniger zu tun. 

Was ist der Grund für dieses finanzielle Elend? Die Zer- 
rüttung des russischen Verkehrswesens . Et leuchtet ein, daß 
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eine Besserung eintreten würde, wenn die Arbeiten, für die 
Geldsummen gefordert werden, durch Verpflegung, Heiz¬ 
material und Transport auch sichergestellt werden. Allein 
das Transportwesen leidet vor allem an einer gewaltigen 
Brennstoffkrisis. Nach der offiziellen Zeitung „Iswestija“ 
sind zum Beispiel die Eisenbahnen des Petersburger Bahn¬ 
netzes heute vollständig auf Holzfeuerung angewiesen, kön¬ 
nen jedoch das nötige Holzquantum für einen normalen Ver¬ 
kehr nicht erhalten. Für ein Jahr gerechnet, vom 1. Mai 1918 
bis zum 1 . Mai 1919, waren noch nicht 10 Prozent des er¬ 
forderlichen Holzes fertiggestellt worden, ln einer ähn¬ 
lichen Lage befinden sich die Bahnlinien der übrigen 
Rayons. Nicht besser steht es mit der Beschaffung des flüs¬ 
sigen Heizmaterials. Bei einer derartigen Lage droht den 
russischen Bahnlinien vollständige Einstellung des Verkehrs. 
Eine vorläufige Einstellung des Personenverkehrs war bereits 
auf allen Bahnlinien für die Zeit vom 18. März bis zum 
10 . April durchgeführt. 

Bei diesen Verhältnissen im Verkehrswesen kann es nicht 
wundernehmen, daß auch die Ernährungslage in Rußland 
eine äußerst ungünstige ist. Gewiß haben alle am Kriege 
beteiligten Völker unter der Hungersnot schwer zu leiden 
gehabt, allein wie in Rußland sind die Zustände nirgendwo. 
Zumal die Arbeiter sind vollständig unterernährt, wie man 
schon aus den ihnen zugebilligten Rationen ersehen kann: 
Im Januar 1918 erhielten die Arbeiter 131/2 Pfund Mehl, 
103/ 4 Pfund Kleie, % Pfund Reis, i / 2 Pfund Zucker, 
3 / 4 Pfund Butter und V 8 Pfund Konditorwaren, im ganzen 
26 3 /8 Pfund. Dies war der günstigste Monat. Im Sommer 
und im Herbst betrug die Lieferung von Produkten 1 Pfund 
oder sogar nur stark 1/2 Pfund pro Kopf im Monat: Im Januar 
1919 wurden verteilt 4i / 2 Pfund Mehl, im Februar 5 Pfund 
Mehl, 1 Pfund Zucker, Vs Pfund Butter, V 8 Pfund Seife, 
1/4 Pfund Konditorware. Eine solche Unterernährung förderte 
natürlich auch die Entwicklung epidemischer Krankheiten und 
erhöhte die Sterblichkeit um ein bedeutendes. Die russische 
bolschewistische Zeitung „Nasch Krai“ (Unser Land) berich¬ 
tet sogar, daß das ganze Gouvernement Tscheregowerz hun¬ 
gere, und daß man in einzelnen seiner Kreise bereits Moos 
und Stroh esse. Hundefleisch gehört in Rußland zu den 
Leckerbissen und soll in Moskau bereits den Preis von 
7 Rubeln pro Pfund erreicht haben. 
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Die schlechte Ernährungslage ist natürlich zum Teil eine 
Folge des ungünstigen Standes der Landwirtschaft. Ihr fehlt 
es sozusagen an allem, wie eiqem Bericht des offiziellen 
Organs des Zentralkomitees der russischen Kommunistischen 
Partei, des „Kommunar“, zu entnehmen ist: „Uns fehlt es 
an dem nötigen Inventar, dem toten wie dem lebendigen. 
Statt der erforderlichen 400 000 Pflüge besitzen wir nur 
120000 Pflüge. An vielen landwirtschaftlichen Geräten fehlt 
es uns vollständig. An Sensen haben wir weniger als eine 
Million, wir brauchen aber 4 Millionen. Die Zahl der Pferde 
ist verschwindend klein.“ 

Am schlimmsten ist es aber wohl mit der russischen Indu¬ 
strie unter der Bolschewistenherrschaft bestellt. Die Sowjet¬ 
regierung wendet zwar eine besondere Aufmerksamkeit der 
Herstellung der nötigen Maschinen zu, allein die erforderliche 
Zahl wird bei weitem nicht hergestellt. So hat zum Beispiel 
nach dem russischen Blatt „Wremja“ die Putilowfabrik im 
ersten Halbjahr 1918 im ganzen nur 5 Lokomotiven her- 

E estellt, (früher zu Normalzeiten 90), die Newskifabrik 18 
okomotiven (früher 60). Im zweiten Halbjahr desselben 
Jahres sollte die Putilowfabrik 33, die Newskifabrik 20 
Lokomotiven herstellen. In Wirklichkeit hat aber die erstere 
bloß 15, die zweite bloß 10 Lokomotiven hergestellt. Auch 
die Herstellungskosten sind gewaltig gestiegen und werden 
auch noch weiter steigen ... sie betragen heute 7 bis 800 000 
Rubel, statt früher 48 000 . . ., was schon allein nicht ver¬ 
wunderlich ist, weil auf jede abgelieferte Lokomotive 131 
bis 158 Arbeiter gegen früher 17 bis 20 kommen. Trotzdem 
ging nach den Nachrichten des Arbeitskommissariats zum 
Beispiel die Zahl der in Petersburg beschäftigten Arbeiter 
in der Zeit vom 1. Januar bis 1. August 1918 von 331 300 
aut 99 400 zurück. In dieser Periode haben 44 Betriebe mit 
81 200 Arbeitern, darunter 34 Metallfabriken mit 72 200 Arbei¬ 
tern ihre Tätigkeit eingestellt, wie im Jahre 1918 die Tätigkeit 
der Fabriken überhaupt sehr zurückgegangen ist. Die schlechte 
Organisation der Arbeiter, die Schwierigkeiten der Versorgung 
der Unternehmungen mit Heizmaterial und Rohstoffen, schließ¬ 
lich die ganz unglaubliche Verteuerung des Lebens, die zu 
einer kolossalen Erhöhung des Arbeitslohnes geführt hat, 
haben überall die Herstellungskosten bedeutena erhöht, so 
daß überhaupt alle nationalisierten Unternehmungen mit Ver¬ 
lust arbeiten. Gewiß erhalten diejenigen Industriezweige, die 
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aus irgendeinem Grunde sich einer besonderen Aufmerksam¬ 
keit seitens der Sowjetregierung erfreuen, wie zum Beispiel die 
Manufakturindustrie, reiche staatliche Unterstützungen. Allein 
die Unternehmungen, die keine solche bekommen, führen, 
mit einem ewigen Mangel an Betriebskapital kämpfend, ein 
wenig beneidenswertes Dasein. In vielen Fabriken wird den 
Arbeitern der Lohn nicht in Geld, sondern in Naturalien aus¬ 
bezahlt, so zum Beispiel in einer berühmten Porzellanfabrik 
in Tellern und Tassen. Im allgemeinen soll von acht Uhr 
morgens bis vier Uhr nachmittags gearbeitet werden. In 
der Tat kommt es a^er meist ganz anders. Der Arbeitstag be¬ 
ginnt mit Teetrinken und Rauchen, dann werden Zeitungen 
gelesen. Mit all dem vergeht die Zeit bis 1 / 2 IO Uhr. Dann 
kommt die Politik an die Reihe. Mit Debatten und Versamm¬ 
lungen wird es Mittag. Dann kommt die* Mittagspause, und 
erst nach dem Mittagsessen beginnt die „Arbeit“. Dabei 
oft nicht einmal die Fabrikarbeit, sondern irgendeine Privat¬ 
arbeit für persönliche Bedürfnisse, wobei die Arbeiter in 
weitestem Maße Fabrikeigentum benutzen. Daß die Industrie 
bei einer solchen Arbeit nicht gedeihen kann, ist selbstver¬ 
ständlich. 

Man sollte nun ja danach annehmen, daß die Sowjetregie¬ 
rung auch im übrigen für die Arbeiter, zum Beispiel für ihre 
W ohnungen, bestens gesorgt hätte. Das ist aber nicht der Fall. 
So wurde in der Sitzung des Plenums der Moskauer Sowjets 
nach der Moskauer „Iswestija“ vom 14. Mai lebhaft über die 
Organisation der Ueberführung von Arbeitern in gesunde Be¬ 
hausungen geklagt. Trotz aller Bemühungen konnte den Ar¬ 
beitern nur die lächerlich kleine Zahl von 258 Häusern in der 
Riesenstadt Moskau zur Verfügung gestellt werden. Eine 
weitere Uebersiedlung erwies sich als undurchführbar, da die 
meisten Wohnungen von den Sowjetbehörden und den Sowiet- 
beamten eingenommen waren. Sehr hinderlich ist dem Um¬ 
ziehen der Arbeiter auch der Verfall vieler Häuser, die wegen 
Mangel an Baustoffen nicht bewohnbar gemacht werden 
können. 

Am merkwürdigsten aber mutet es an, daß auch über das 
- Wahlrecht in der neuen Sowjetrepublik die heftigsten Be¬ 
schwerden erhoben werden. So erklärte auf dem 8. Kongreß 
der russischen Kommunistischen Partei der Vorsitzende Sinow- 
jewnach der Moskauer „Prawda“ vom 28. März wörtlich: 
„Laut unserer Verfassung sind des Wahlrechts nur sehr wenige 
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Elemente beraubt. Indessen haben wir in Wirklichkeit eine 
unverhältnismäßig größere Zahl der Bevölkerung des Wahl¬ 
rechts beraubt.“ 

Daß es auch in der Armee nicht gut steht, ist weltbekannt^ 
Sogar in dem oben erwähnten „Kommunar“ (Nr. 58) wird 
Klage geführt über das „unwürdige“ Betragen kommunisti¬ 
scher Kommandeure an der Front und in der Etappe. Da wird 
gespielt, gefaulenzt oder ein üppiges Leben geführt. Auch 
ein Deutscher, der während seiner Kriegsgefangenschaft bei 
der roten Garde in Rußland gedient hat, weiß in einer vom 
Generalsekretariat zum Studium des Bolschewismus erschie¬ 
nenen Broschüre Interessantes über die bolschewistische Sol¬ 
dateska zu berichten. So erzählt er von der Besichtigung eines 
bolschewistischen Arresthauses, das so überfüllt gewesen sei 
wie niemals unter der Zarenregierung: Jede Nacht habe eine 
Anzahl aus nichtigen Gründen zum Tode verurteilter Insassen 
ihr Leben eingebüßt. Der Kommissar des Arrestes sei mit 
den Arrestantengeldern, 48 000 Rubeln, verschwunden. Aehn- 
liche Schurkereien berichtet der erwähnte Deutsche von dem 
Arzt, dem Finanzkommissar und dem Stadtkommandanten. 
Ueberhaupt erlaubten sich die Herren vom Stadtkommando 
nach seiner Schilderung viele unwürdige Dinge: so fuhren 
sie fortwährend in Mietsschlitten spazieren, ohne zu bezahlen, 
und fertigten die Kutscher mit der Bemerkung ab: „Ich 
bin vom Sowjet!“ Einwendungen gegen dieses Vorgehen 
waren zwecklos, da jeder, der nicht ruhig blieb, mit Erschie¬ 
ßen bedroht wurde. 

Aber es ist auch eine einwandfrei festgestellte Tatsache, 
daß in der Sowjetrepublik Fälle von Folterung der Bevölke¬ 
rung Vorkommen und daß sich auf diesem Gebiete besonders 
die Mordkommission oder, wie ihr offizieller Titel lautet: 
„Die Kommission zur Bekämpfung der Gegenrevolution und 
Sabotage“, -auszeichnet. Daß aber auch selbst Kommunisten 
und waschechte Bolschewisten mitunter gefoltert werden, 
dürfte neu sein. Dennoch ist es wirklich der Fall. Das bezeugt 
ein Brief des Bolschewisten Iwan Osmow an die Moskauer 
„Prawda“ vom 22. März: Osmow wurde eines Tages wegen 
des Verdächtnisses eines Diebstahls verhaftet und 14 Tage in 
Haft behalten. Bei dem ersten Verhör wurde er gezwungen, 
acht Stunden lang in strammer Haltung stehen zu bleiben, 
li/a Tage erhielt er gar nichts zu essen. Jedes Verhör war 
von den gemeinsten Schimpfworten und von der Drohung 
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begleitet, den Verhafteten niederzuknallen, zu verprügeln und 
verhungern zu lassen. Eine besondere Rolle spielte die 
Drohung, ihm die Sohlen mit Nägeln kitzeln zu lassen. Eine 
ähnlich schlimme Behandlung erfuhr auch Frau Osmow. 

Diesem gewalttätigen Verhalten entspricht es auf der andern 
Seite, daß gegen Feinde des Bolschewismus im Auslande auch 
die Gewalttat gepredigt und verlangt wird. So wurden in 
einer geheimen Sitzung unter dem Vorsitz Lenins im Kreml 
allgemeine Instruktionen für die Agenten und Vertreter des 
Sowjet beraten, die diesen vorschreioen, mit allen Mitteln die 
Stellung der einflußreichen Männer des betreffenden Landes 
zu untergraben, Attentate gegen sie hervorzurufen, zum Gene¬ 
ralstreik zu hetzen, Brücken und Schienenwege zu sprengen^ 
den Lebensmitteltransport zu stören, Maschinen und Kessel 
in den Fabriken unbrauchbar zu machen, den Geldmarkt mit 
falschen Banknoten zu überschwemmen, intensive Propaganda 
unter den Truppen zu treiben und Konflikte zwischen den 
Offizieren und den Soldaten hervorzurufen. 

Einen rechten Einblick in alle diese Zustände erhalten wir 
aber erst durch Betrachtung der Lage der einzelnen russischen 
Städte. So wird in der russischen Zeitung „Wremja“ vom 
25. Juni eine Schilderung der Zustände Moskaus gegeben. 
Danach ist Moskau dermaßen schmutzig und besudelt, daß 
es jeder Beschreibung spottet. Ueberall hört man ausschließ^ 
lieh nur von Brot und von Epidemien (Flecktyphus, Pocken 
und Rotzkrankheit) sprechen. Lebensmittel kann man nur 
für unglaublich hohe Preise bekommen. So kostet beispiels¬ 
weise ein Pfund Würfelzucker 115 Rubel, Streuzucker 85 
Rubel, Brot 24 bis 70 Rubel, Butter 100 Rubel; ein kleiner 
Kuchen' kommlr'auf 25 Rubel und ein Glas Tee auf 10 Rubel. 
Die Magazine sind größtenteils geschlossen und die Schilder 
abgehonimen und beschädigt. Nur die Spielklubs blühen, man 
trifft sie auf jeden Schritt. Gradezu verzweifelt ist die Brenn- 
stoffkrisis, die Moskau .durchmacht. Es fehlt an jeglichem 
Heiz- und Beleuchtungsmaterial, das sogar für die Zube¬ 
reitung der Speisen fehlt. Die Holz-, Torf- und Kohlenpreise 
sjfia viermal so hoch als vor einem Jahre und steigen noch 
fortwährend. 

In Petersburg steht es noch schlimmer. Die Preise sind noch 
höher, Würfelzucker kostet 185 Rubel, ein Pfund Brot 45 
Rubel, Butter 160 Rubel, moderne gelbe Damenschuhe bis 
zu 3000 Rubel, eine Trambahnfahrt 2 Rubel; ein Besuch beim 
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Arzt wird mit 80 Rubel bezahlt, doch die meisten Aerzte 
ziehen ein Pfund Brot oder andere Lebensmittel dem Oelde 
vor. Hunger und Krankheiten herrschen wie in Moskau. 
So sind in einem Tage 150 Kinder an der Rotzkrankheit er¬ 
krankt. Gewöhnlich erschießen die Bolschewisten solche 
Kranke, nur ausnahmsweise werden sie mit Chloroform ein- 
geschläfert. Nach den letzten offiziellen Daten, die aber 
zweifellos niedriger als in Wirklichkeit sind, sterben in Pe¬ 
tersburg täglich 1000 Menschen, mit andern Worten, die 
Stadt stirbt aus, da sich in ihr nur noch 800 000 Einwohner 
befinden. Die Toten werden auf verschiedene Art beerdigt, 
entweder billiger nach Karten, wobei die Leichen fuderweise 
weggeführt werden, oder aber auf Vereinbarungen zu höheren 
Preisen (900 bis 1200 Rubel). Das Existenzminimum ist 
auf 500 Rubel monatlich festgesetzt. Aber was kann ein 
Arbeiter bei den genannten Preisen für dieses Geld kaufen! 
Diejenigen aber, die keinen Beruf und kein Geld haben und 
im Laufe von fast zwei Jahren alle ihre Sachen bereits ver¬ 
kauften, müssen einfach verhungern. In den letzten zwei 
Jahren ist unter diesen Umständen die Zahl der Arbeiter in 
den Fabriken des Petersburger Gouvernements um mehr als 
Vs zurückgegangen. Am 1. Januar dieses Jahres waren inner¬ 
halb dieses Gouvernements 130 000 Arbeiter beschäftigt, da¬ 
gegen vor zwei Jahren 400 000. 

Am schlimmsten waren aber wohl die Zustände in Riga ,, 
von denen ja auch bereits die deutsche Presse mehrfach be¬ 
richtet hat Es soll indes hier noch einiges nachgetragen 
werden. ‘Bis Ende März hatten alle Einwohner ein Recht 
auf einen halben Liter Suppe, der aus Wasser und Rüben 
bestand, allein tatsächlich wurde dieses Essen lediglich den 
Angestellten und Arbeitern der Sowjetinstitutionen gewährt. 
In der Brotverteilung traten Pausen von mehreren Wochen 
ein. Der Mangel an allem war so groß, daß sich vor den Sup- 

E enküchen Männer und Frauen drängten, welche die Kehricht- 
aufen nach Küchenabfällen und besonders Kartoffelschalen 
durch wühlten. 

Die allgemeine Unterernährung ergab so ein besonderes 
Krankheitsbild: Es trat allgemeiner Kräfteverfall und hierauf 
durch Herzschlag vielfach Tod ein. Todesfälle dieser Art 
steigerten sich in der letzten Zeit während der bolsche¬ 
wistischen Besetzung ins Unermeßliche. Zur mangelhaften 
Unterernährung trat noch die grausame Behandlung der Be- 
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völkerung durch die Bolschewisten hinzu. Von den Massen¬ 
verhaftungen wurden in drei Tagen 6 bis 8000 Personen be¬ 
troffen, von denen nach offiziellen Zeitungsberichten etwa 
tausend erschossen wurden; abgesehen von aenen, die heim¬ 
lich erschossen oder ermordet wurden. Nach Feststellung 
Rigaer Zeitungen sollen es 3800 Personen gewesen sein. 

Auch in Wilna hat eine geradezu beispiellose bolschewisti¬ 
sche Mißwirtschaft geherrscht. Aüch auf Brotkarten gab es 
keine Brotration. Die Frauen und Kinder gingen zerlumpt 
und halb nackt herum, während die bolschewistischen Truppen 
zufrieden und satt waren und sich über das Unglück der 
Einwohner freuten. Ueberall, wohin man blickte, herrschte 
Spekulation, so daß in kurzer Zeit die Preissteigerung der 
notwendigsten Lebensmittelprodukte eine enorme wurde. So 
sahen viele der Bewohner dem Tode nicht mit Schreckeni 
entgegen, sondern sie wünschten und ersehnten ihn, ja viele 
starben durch eigene Hand. 

Alle diese Dinge zeigen, daß der bolschewistische Staat 
dem Volke wahrhaftig nicht Frieden und Brot brachte, wie er 
versprach, sondern nur Hungersnot, Gewalttat und tausend¬ 
faches Elend. Er erwies sich in allem als ein verhängnisvolles 
Trugbild. Er täuschte Freiheit vor, hatte aber nur Abhängig¬ 
keit zur Folge. Er versprach Gleichheit, konnte aber die Un¬ 
gleichheit nicht aus der Welt schaffen. Er spiegelte Brüder¬ 
lichkeit vor, zog aber Mißgunst, Habsucht, Ungerechtigkeit, 
Raubgier und Mordgier groß. So muß er uns eine Warnung 
sein vor ähnlichen Versuchen in unserem Lande, denen die 
Bestrebungen der Kommunisten Vorschub leisten, deren wahrer 
Nährvater wiederum die U. S. P. ist 


Dr. ERICH WITTE: 

• Zur Reform der Universitäten. 

PS ist nicht zu leugnen, daß das Ansehen der Universitäts¬ 
professoren in der politischen Welt jetzt nicht mehr so 
groß wie in früheren Zeiten ist. Um die Mitte des vorigen 
Jahrhunderts waren sie die politischen Führer der Nation. 
Unter den Männern, die in der Paulskirche in Frankfurt 
am Main saßen, war kein Stand so zahlreich vertreten, so 
daß man jene Nationalversammlung nicht mit Unrecht das 
Professorenparlament genannt hat. Heute wirken die Ent- 
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Schließungen der Professoren nicht stärker als die anderer 
Gruppen der Bevölkerung^ 

Dies hat zwei Gründe. Erstens ist wegen der starken Ent¬ 
wicklung der deutschen Industrie die politische Bedeutung 
der Kaufleute und Fabrikbesitzer einerseits und der Arbeiter 
andererseits gestiegen. Zweitens gibt es unter den Professo¬ 
ren nicht viele, die auf der Seite des politischen Fortschritts 
stehen, sehr wenige, die für den Sozialismus, den Pazifismus 
kämpfen. Im Kriege traten viele Universitätsprofessoren für 
die Annexionspolitik und für den unbeschränkten U-Bootkrieg 
ein, schrieben Aufsätze und Broschüren, um alle Schuld für 
die Entstehung des Krieges auf die Gegner zu schieben und 
den deutschen Einmarsch in Belgien zu rechtfertigen. Es 

g ab Ausnahmen, wie zum Beispiel Professor Troeltsch, 
chücking, Harnack, aber sie waren nicht sehr zahlreich. 
Daher lautet die erste Forderung: 

1. Verjungung des Lehrkörpers. Der Unterstaatssekretär 
Becker, welcher eine ausgezeichnete Broschüre über die 
Reform der Universitäten geschrieben hat („Gedanken zur 
Hochschulreform“, Leipzig 1919) fordert die Einführung 
einer Altersgrenze, da seiner Ansicht nach die Lehrkörper 
etwas überaltet seien. „Hohes Alter ist neuen Ideen und 
damit der Führung mit dem Leben nicht günstig.“ 

Für eine andere sehr wichtige Reform der Hochschulen hält 
Becker mit Recht: 

2. Eine bessere Stellung der außerordentlichen Professoren. 
Noch vor ganz kurzer Zeit waren sie fast ohne jegliches 
Recht. Gewährt hat man ihnen schließlich die Berechtigung, 
den Rektor und den Senat mitwählen und in Fragen ihres 
Faches an den Sitzungen der Fakultät teilnehmen zu können. 
Das ist aber nur ein Notbehelf. Zu groß ist ferner der 
Unterschied in der Besoldung des außerordentlichen und 
des ordentlichen Professors. Jener erhält nur ein Gehalt von 
2600 bis 4800 Mark, dazu die Kolleggelder und letzt eine 
Kriegszulage, im ganzen aber nicht meist so viel, daß er 
davon leben kann. Dabei gibt es zahlreiche Universitätslehrer, 
die nie ordentliche Professoren werden. Becker hält es 
daher für das beste, wenn die planmäßigen außerordent¬ 
lichen Professuren in ordentliche verwandelt werden. Dieses 
wäre natürlich nur im Rahmen der Abänderung der Besol¬ 
dungsordnung möglich. Da diese sich nicht alsbald verwirk¬ 
lichen läßt, schlägt d$r Minister Haenisch die vorläufige 
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Verwandlung von sämtlichen planmäßigen Extraordinariaten 
in persönliche Ordinariate vor (Erlaß vom 17. Mai 1919 
an die Senate und Fakultäten der Universitäten). Noch 
größere Uebelstände zeigen sich bei der Stellung der Privat¬ 
dozenten. 

3. Eine bessere Stellung der Privatdozenten. Da diese 
kein Gehalt bekommen und nur wenige Kolleggekter ein¬ 
nehmen, so müssen sie wohlhabend sein, wenn sie nicht 
gerade eine lohnende Nebenbeschäftigung haben, was meist 
nur bei den Medizinern oder Chemikern der Fall ist. Da 
nun aber fast ausschließlich aus den Privatdozenten die Pro¬ 
fessoren gewählt werden, so muß es als eine ungeheure 
Ungerechtigkeit bezeichnet werden , daß arme Gelehrte fast 
keine Gelegenheit haben, Universitätsprofessoren zu werden. 
Das widerspricht dem Grundsätze „Freie Bahn dem Tüchti¬ 
gen“. Gewaltige Talente gehen dem Volke verloren. Becker 
schlägt deswegen in seiner schon genannten Schrift vor, 
die Privatdozenten sämtlich am Unterricht zu beteiligen, ihnen 
auf fünf bis zehn Jahre einen Lehrauftrag zu geben, der mit 
einer Kolleggeldgarantie verbunden ist, so daß ihnen eine 
bescheidene Existenz möglich wäre. Wenn sie nach dieser 
Zeit nicht Professoren geworden sind, so solle man sie in die 
Klassen der Honorarprofessoren übertreten lassen oder aber 
sie „ausschiffen“, das heißt sie veranlassen, sich einem an¬ 
deren Berufe zuzuwenden, also zum Beispiel Oberlehrer, 
Richter, Aerzte. zu werden. Ferner fordert Becker mit Recht 
eine grundsätzliche Reform der Zulassung zur Habilitation. 
Diese ist meist ausschließlich von den zuständigen ordent¬ 
lichen Fachprofessoren abhängig, die jede Habilitation ver¬ 
hindern, um sich keine Konkurrenz zu schaffen, oft aber aus 
Gefälligkeit gegen einen Kollegen, mit dem der junge Ge¬ 
lehrte verwandt ist, einen Privatdozenten zulassen, welcher 
völlig ungeeignet ist. Becker meint daher, es müsse eine 
von der Regierung für jedes Fach eingesetzte oder von der 
Gesamtheit der rachgenossen gewählte Kommission ein 
Nachprüfungsrecht haben. Wenn auch den Fakultäten nie¬ 
mand gegen ihren Willen aufgezwungen werden dürfe, so 
müßten doch „Garantien gegen den Zunftegoismus“ geschaf¬ 
fen 'weiden, vielleicht in der Form, daß eine Fakultät in 
dem gleichen Fache nicht mehr als zweimal von der Kommis¬ 
sion empfohlene Kandidaten ablehnen darf. Damit wäre 
gewiß manches gebessert. In dem neuen demokratischen 
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Deutschland darf der Fall nicht vereinzelt Vorkommen, daß 
der Sohn eines Arbeiters Universitdtsprofessor wird. Dies 
ist aber jetzt ganz unmöglich. 

4. Die Bern jung von Professoren. Auch hierbei sollen nach 
Becker Fachausschüsse beteiligt sein, welche von Fachkon- 
gressen gewählt werden. Die Fachausschüsse sollen jedes 
Jahr eine motivierte Liste der Anwärter mit bestimmter 
Reihenfolge einreichen. Natürlich dürfte die Regierung nicht 
an die Vorschläge gebunden sein, denn das wäre „die Herr¬ 
schaft der Fachpäpste und Schulen und damit die Verge¬ 
waltigung vielversprechender Minderheiten.“ Dieser Ansicht 
kann man durchaus beistimmen. Denn bei der heutigen Zu¬ 
sammensetzung der Fakultäten würden wohl zum Beispiel 
Historiker und Nationalökonomen, welche Sozialdemokraten 
sind, weder von den Fakultäten noch von den Fachausschüssen 
vorgeschlagen werden. 

5. Umgestaltung des Kolleggelderwesens oder Abschaffung 
der Koueggelder. Welche Ungerechtigkeiten mit den Kol¬ 
leggeldern verbunden sind, zeigen die folgenden Fälle, von 
welchen Becker einige in seiner Schrift erwähnt. Ein Jurist 
hat größere Einnahmen als ein Historiker, weil es mehr Stu¬ 
dierende der Rechte als der Geschichte gibt. Ist dies aber 
ein Grund zur geringeren Besoldung? Hat ein Lehrer an 
einer öffentlichen Schule, der weniger Schüler in seiner 
Klasse hat, auch weniger Gehalt, als einer, der viele unter¬ 
richtet? Das Einkommen der Professoren ist ferner außer¬ 
ordentlich schwankend, je nach der Zahl der das Fach gerade 
Studierenden. Ist zum Beispiel die Zahl der Schulamtskandi¬ 
daten sehr groß, sind die Aussichten gering, so nimmt der 
Besuch der Vorlesungen ab, da weniger Studenten Schul¬ 
wissenschaften studieren. Mit den Kolleggeldern ist auch 
oft ein Haschen nach der Gunst der Studenten, ein Kampf 
um die Mitgliedschaft in der Prüfungskommission verbunden; 
denn die Studenten belegen natürlich bei ihrem zukünftigen 
Examinator mehr Vorlesungen als bei anderen Professoren. 
Auch für den Studenten hat das Kolleggelderwesen manche 
Nachteile. Er belegt Vorlesungen, die er fast nie besucht, 
entweder, weil sie ihm uninteressant sind, oder weil er 
sich zu dem Belegen verpflichtet fühlt, da der Professor sein 
zukünftiger Examinator ist. Andererseits „schindet“ er regel¬ 
mäßig Vorlesungen, die er nicht belegt hat. Denn eine 
Kontrolle gibt es nicht. Eine teilweise Beseitigung dieser 
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Uebelstande würde herbeigeführt werden, wenn jeder Student 
eine runde Summe für das ganze Semester zahlen und dafür 
beliebig viele Vorlesungen hören könnte. Aus der so ein¬ 
kommenden Summe würden dann die Professoren gleich¬ 
mäßig nach den auch für andere Beamte geltenden Grund¬ 
sätzen besoldet werden. Den Grund, daß dann die Lehr¬ 
freudigkeit der Professoren einen Rückgang erleiden würde, 
sie die Vorlesungen weniger interessant machen würden, 
kann ich nicht gelten lassen. Denn auch bei den Lehrern an 
Volksschulen und den höheren Schulen ist das Einkommen 
unabhängig von der Anziehungskraft ihres Unterrichts. Ihre 
Lehrfreudigkeit braucht nicht durch das Geld angespornt 
zu werden. Es wäre fast eine Beleidigung der Universitäts¬ 
professoren, wenn man von ihnen in dieser Beziehung eine 
geringere Meinung als von den anderen Lehrern hätte. Am 
Besten ist es daher, die Kolleggelder ganz abzuschaffen und 
die Unentgeltlichkeit des U nterrichts einzufähren. Man wird 
einwenden, daß dies wegen unserer Finanznot nicht möglich 
ist. fti Wirklichkeit haben wir aber jetzt schon fast Unent- 

f eltlichkeit der Vorlesung, und zwar in dem Sinne, daß der 
tudent nur einen sehr mäßigen Zuschuß zu den Kosten des 
Unterrichts zahlt. I. Tews sagt in seinem Buche „Die 
deutsche Einheitsschule“ (Leipzig 1916, Seite 52): „Die 

{ »reußischen Universitäten kosteten im Jahre 1914 29,3 Mil- 
onen Mark. Davon kamen auf aus Staatsmitteln und aus 
Stiftungsfonds 24,4 Millionen Mark, aus Hörgebühren 4,9 
Millionen Mark.“ „Die 27 564 männlichen und etwa 2000 
weiblichen Universitätsstudenten des Jahres 1914 erforderten 
also einen Aufwand von 29,3 Millionen Mark, das heißt auf 
den Kopf rund 1000 Mark. Die Studierenden steuerten hierzu 
bei 4,9 Millionen Mark, das heißt auf den Kopf 165 Mark, so 
daß der Zuschuß aus öffentlichen Mitteln auf den Kopf 875 
Mark beträgt. Der Universitätsunterricht ist also von Un¬ 
entgeltlichkeit nicht mehr weit entfernt.“ Mit Recht kann 
man sagen: Wenn der Staat die 24,4 Millionen Mark auf¬ 
bringt, kann er auch noch 4,9 Millionen Mark aufbringen. 

6. Organisation der Studentenschaft zur Beteiligung an 
den Hochschulgeschäften. Bisher waren an der Vertretung 
der Studenten hauptsächlich nur die einer Verbindung ange¬ 
hörenden Studenten beteiligt, also nur ein kleiner Bruch¬ 
teil. Gelingt es ihnen aber, aus ihrer Gesamtheit eine Ver¬ 
tretung zu wählen, dann wird man ihnen eine Beteiligung 
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nicht versagen können. Der Minister Haenisch sagt mit Recht 
in seinem schon erwähnten Erlaß vom Mai 1919: „Nachdem 
die tätige Mitarbeit der Eltern und Schüler an der Schul¬ 
verwaltung als wichtiges pädagogisches Erziehungsmittel er¬ 
kannt und in Durchführung begriffen ist, geht es nicht mehr 
länger an, die so viel reiferen Studenten völlig von der aka¬ 
demischen Selbstverwaltung auszuschließen.“ Auch auf dem 
Studententag deutscher Hochschulen in Würzburg vom 17. bis 
zum 19. Juli ist eine solche Beteiligung verlangt worden. 
Notwendig ist es aber, zur Durchführung dieser demokrati¬ 
schen Forcierung, daß der ganz undemokratische Korpsgeist 
verschwindet. Es darf nicht mehr heißen: „Ich bin Fran- 
kone. ich bin Alemanne, ich bin Korpsstudent, ich bin 
Landsmannschaften“ Es muß vielmehr heißen: „Ich bin 
Student.“ Diese Gliederung trägt auch einen zu plutokrati- 
schen Charakter, denn einem Korps konnte nur der Student 
beitreten, der über reiche Mittel verfügte. m 

7. Reform in der Zulassung zum Studium. Wenn man an 
der Reifeprüfung als der Bringung für die Zulassung zu 
den Hochschulprüfungen im allgemeinen festhält, so sollte 
doch jeder zu den Vorlesungen zugelassen werden. Warum 
sollte es zum Beispiel einem Kaufmann, welcher die höhere 
Schule nicht ganz durchgemacht oder nur eine Volksschule 
besucht hat, welcher aber den Wunsch hat, eine Vorlesung 
über Handelsrecht zu hören, verwehrt sein, dies m tun? 
Wenn man nicht jeden zu den Seminarübungen zuläßt, bei 
denfen eine ungleichmäßige Vorbildüng der Teilnehmer dem 
Professor die Aufgabe erschweren würde, auch das Niveau 
herabdrücken könnte, so ist das verständliche Aber die Vor¬ 
lesungen müssen allen so offen stehen wie die Bibliotheken. 

8. Reichsgesetzliche Regelung der Bedingung für die Zu¬ 
lassung zur Doktorprüfung. Wenn man durch ein Reichs¬ 
gesetz das Volksschulwesen und die Lehrerbildung einheitlich 
gestalten will, warum nicht auch die Bedingungen für die 
Promotion? Diese sind außerordentlich verschieden. An den 
meisten Universitäten wird keiner ohne die Reifeprüfung 
zugelassen, auf einigen wird davon abgesehen. Erwünscht 
wäre es auch, wenn es reichsgesetzlich bestimmt würde, daß 
das Honorar der Professoren für die Prüfung nicht von 
dem Ausfall dieser abhängig gemacht wird. Denn meistens 
erhält der Student die Hälfte der Gebühren oder noch mehr 
zurück, wenn er die Prüfung nicht besteht. Aber man kann 
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nicht in derselben Angelegenheit Richter und Geschäftsmann 
sein. Welcher Lehrer erhält ein höheres Gehalt, wenn er viele 
Schäler versetzt. Wie wurde man über den Vorschlag den¬ 
ken, einem Richter ein besonderes Honorar zuzubilligen, 
wenn er viele Angeklagte verurteilt oder freispricht? 

9. Errichtung von ordentlichen Professuren für Pädagogik: 
Diese sind scnon immer gefordert worden. Trott zu Solz 
berief kurz vor seinem Abgänge eine Konferenz von Schul-« 
männern und Hochschullehrern, die sich zu dieser Frage 
äußern sollten. Die meisten sprachen sich für die Errichtung 
von Lehrstühlen für Pädagogik aus. Aber es wurden nur 
einige außerordentliche Professuren geschaffen. Jetzt ist die 
Forderung von ordentlichen Professuren für Pädagogik be¬ 
sonders dringend geworden, da allen Volksschullehrern die 
Tore der Universität geöffnet sind und diese natürlich beson¬ 
ders pädagogische Vorlesungen hören. Die Pädagogik, die 
viele Fakultäten bisher nicht als Wissenschaft anerkennen 
wollten, haben durchaus Anspruch auf Gleichberechtigung 
mit den anderen Wissenschaften. Gewiß wird man durch 
das Studium der Erziehungswissenschaft noch kein guter 
Lehrer. Aber wird man schon durch das Studium der Medizin 
ein tüchtiger Arzt? Zu der Theorie muß sich bei beiden die 
Praxis gesellen. 

10. Reform der Hochschulpädagogik. Für diejenigen Stu¬ 
denten, welche von der Schule kommen, sind die Vorlesungen 
oft wenig nutzbringend, da Kenntnisse vorausgesetzt werden, 
die den jungen Leuten fehlen. Es fehlen oft Vorlesungen 
zur Einführung. Hier bietet sich den Privatdozenten, welche^ 
wie schon erwähnt worden ist, auch Lehraufträge erhalten 
sollen, ein ergiebiges Feld zur Betätigung. Die Vorlesungen 
selbst sind insofern didaktisch bedenklich, als Studenten oft 
Unwichtiges aufschreiben, Wichtiges aber nicht, auch viel 
Falsches zu Papier bringen. Daher machen es manche Pro¬ 
fessoren so, daß sie in jeder Stunde kurz den Inhalt des 
von ihnen vorgetragenen Lehrstoffes diktieren. Dadurch geht 
aber viele Zeit verloren, so daß es sich mehr empfehlen 
würde, eine kurze Inhaltsangabe den Studenten hektographiert 
oder gedruckt in die Hand zu geben. Ferner haben Vor¬ 
lesungen den Nachteil, daß mit innen nicht eine Aussprache 
verbunden ist. Dadurch fällt ein wichtiges Mittel Wissen¬ 
schaftlicher Bildung weg, das die Lehrer auf der Schule 
haben. Daher fordert Becker in seiner Schrift, daß das Ver- 
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hältnis von Kolleg und Seminar umgekehrt wird. „Dabei 
ist das Seminar in der Form des Kollegiums, des Proseminars* 
des Repetitoriums und des wirklich wirtschaftlichen For¬ 
schungsseminars gedacht.“ So können Fragen nach dem ge¬ 
stellt werden, was die Professoren noch unklar gelassen 
haben. Auch die Studenten haben auf dem allgemeinen Stu¬ 
dententag in Würzburg die Forderung auf gestellt: „Seminare 
und Praktika sollten eine stärker bevorzugte Stellung im Hoch¬ 
schulunterricht einnehmen wie im allgemeinen bisher.“ 

Viele dieser Forderungen kann man in folgender Weise zu¬ 
sammenfassen: 1. Mehr demokratische Einrichtungen: Teil¬ 
nahme der Studenten an den Hochschulgeschäften, Gleich¬ 
berechtigung aller Professoren. 

2. Freie Bahn dem Tüchtigen: Aenderung der Habilitations¬ 
ordnung und der Stellung der Privatdozenten, damit auch 
ärmere Gelehrten Universitätslehrer werden können. Zulas¬ 
sung aller Männer und Frauen als Hörer zu den Vorlesungen. 

3. Reichsgesetzliche. Regelung mancher Hochschuleinrich - 
tungen , zum Beispiel die der Bedingungen über die Zulassung 
zur Promotion. 

4. Höhere Wertung der Pädagogik als Wissenschaft und die 
Umgestaltung der Hochschulpädagogik. 


Praktische Wirtschaftspolitik. 

Infolge des unglücklichen Kriegsausganges und der anschließenden 
Revolution ist unser Wirtschaftsleben völlig aus den Fugen. Die 
Arbeiterschaft glaubte mit dem Ausbruch der Revolution die Stunde 
gekommen, wo sie alles für sich gewinnen könnte, besonders an 
materiellen Vorteilen. Der plötzliche mächtige Zustrom zu Partei 
und Gewerkschaften wurde von dieser Illusion getrieben. Als 
aber die Arbeiterschaft merken mußte, daß man ihr wohl politische 
Rechte geben, aber keine materiellen Vorteile verschaffen konnte, 
als sie immer wieder dieselbe Arbeit verrichten oder überhaupt 
noch arbeiten mußte, da schwenkte ein großer Teil dieser Zuge¬ 
laufenen enttäuscht wieder ab. und wandte sich den lautesten 
Schreiern zu. Ein großer Teil der früheren Arbeiter hat auch im 
Kriege, als Soldat in der Etappe und als Reklamierter in der 
Heimat gelernt, ohne Arbeit Geld zu verdienen. Sie haben beob¬ 
achtet, wie man gerade als Schieber am allermeisten verdient, und- 
haben sich während des Krieges ganz gut und während der 
Revolution noch besser eingearbeitet. Ein immer noch wachsender 
Prozentsatz der Bevölkerung zieht es vor, zu handeln und zu 
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schleichhandeln, statt zu arbeiten. Das muß aufhören, sollen wir 
jemals aus dem wirtschaftlichen Elend herauskommen. Die Ar¬ 
beiter, die noch ehrlich schaffen, können unmöglich die Hundert¬ 
tausende von Drohnen ernähren. Auch diese durchaus arbeits¬ 
fähigen Schieber müssen vorder Regierung dazu gezwungen wer¬ 
den, ihre körperlichen Kräfte in den Dienst der Allgemeinheit zu 
stellen. Selbstverständlich nicht nur die Schieber aus der Ar¬ 
beiterklasse, sondern alle, die keine Arbeit im Dienste der Gemein¬ 
schaft leisten, müssen angehalten werden, wieder ans Werk zu 
gehen. Die Forderung ist das schwierigste Gebot des Tages, 
denn der Anblick der vielen Faulenzer zerstört auch bei den Ar¬ 
beitern die Arbeitslust, 

Darüber hinaus muß versucht werden, die Arbeitsfreudigkeit 
auf allen Gebieten zu heben und mit allen Mitteln zu fördern. 
Zu diesem Zweck muß die Arbeiterschaft mehr als bisher an der 
Produktion und ihrem Ertrag interessiert werden. Erst wenn der 
Arbeiter sieht, daß er selbst und die Allgemeinheit am Gewinn 
teilnehmen, wird er wieder mit Lust und Liebe schaffen. 

Auch die Wiedereinführung des Akkordsystems wird nicht zu 
umgehen sein. Selbstverständlich darf es nicht wie früher zu 
einem Mordsystem zugunsten des Unternehmers ausarten, sondern 
es müssen die Rechte des Arbeiters gesetzlich geschützt sein.. Jeder 
Arbeiter muß einen festgelegten Mindestlohn und, wenn seine 
Leistung über den Durchschnitt hinausgeht, einen erhöhten Lohn 
bekommen. Ein besonders heftiger Widerstand der Arbeiter gegen 
eine solche Regelung ist nicht zu erwarten; denn die einsichtigen 
Arbeiter, die auch in dieser Zeit des wirtschaftlichen Tiefstandes 
ihre Pflichten gegen die Allgemeinheit treu erfüllt haben, sind 
schon heute fast sämtlich davon überzeugt, und sprechen es auch' 
ihren Arbeitskollegen gegenüber frei und offen aus, daß es nicht 
mehr anders geht. 

Herauskommen müssen wir aus dem Elend, und wir wollen es. 
Erhebliche Teile der Arbeiterklasse werden es begrüßen, wenn die 
Regierung eine vernünftige und planmäßige Arbeitsweise ei nfüh rt. 
Schärferes Zugreifen der Regierung nach der einen und der anderen 
Seite würde dankbar willkommen geheißen. Die Regierung muß 
sich stark machen, Unternehmer und Arbeiter dazu zu zwingen, 
daß sie an der Ueberwindung unseres Wirtschaftselends mitarbeiten. 

Theodor Schmidt, Arbeiter auf der Dortmunder Union. 
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Nachdruck sämtlicher Artikel ;nit ausführlicher Quellenangabe gestattet 


ERNST HEILMANN: 

Können wir weiterleben? 

T)IE Kraft der niederziehenden Tendenzen ist im ge¬ 
schlagenen Deutschland ungeheuer stark. Auch in der 
freiheitlichsten Staatsverfassung und bei' den schönsten Zu¬ 
kunftsplänen will der Mensch schließlich essen, wohnen und 
sich kleiden. Der Sozialdemokrat ist gewohnt, die Bedeutung 
dieser ursprünglichen wirtschaftlichen Faktoren für die po¬ 
litische Entwicklung voll einzuschätzen. Ob wir dauernd 
halbwegs zu essen haben werden, oder ob die öffentliche 
Lebensmittelbewirtschaftung zusammenbricht, ist schließlich 
entscheidend auch für das Schicksal der Republik und der 
Partei. 

Die verhängnisvolle Verkettung der Schwierigkeiten und 
Nöte untereinander läßt sich nicht übersehen. Durch die 
Niederlage hat Deutschland einen großen Teil seiner Kohlen¬ 
bezirke verloren, ganz abgesehen von den großen landwirt¬ 
schaftlichen Ueberschußbezirken. Auf dem Rest unserer 
Kohlengruben lastet eine erste Hypothek der Entente. Wir 
können das Getreide nicht rechtzeitig ausdreschen, weil die 
Kohlenbelieferung stockt. Die landwirtschaftliche Erzeugung 
ist unter Krieg und Zwangswirtschaft unleugbar von Jahr 
zu Jahr zurückgegangen. Bei Aufrechfcerhaltung der öffent¬ 
lichen Bewirtschaftung bricht ini nächsten Jahre der Zucker¬ 
rübenbau sicher zusammen. Die Versorgung mit Fleisch ist 
im wesentlichen nur noch Farce. Die Schweine lassen sich 
zählen, die ordnungsmäßig abgeliefert werden. Zur Erhöhung 
der v landwirtschaftlichen Produktion brauchte man vor allem 
Arbeitskräfte und künstliche. Düngemittel. Von diesen ist 
Phosphorsäure überhaupt nur in geringem Umfange zu be¬ 
schaffen, Kali steht allenfalls ausreichend zur Verfügung, und 
die Frage der Stickstofferzeugung ist wiederum eine Kohlen- 
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frage. Mit drei vom Hundert der gesamten deutschen Kohlen¬ 
erzeugung könnte die Düngemittelindustrie voll leistungs¬ 
fähig gemacht werden. Alle Einschränkungen des Personen¬ 
verkehrs und der öffentlichen Beleuchtung sind auf die Dauer 
weniger schädlich als die Einschnürung der Ururproduktion. 
Für die landwirtschaftlichen Arbeiter brauchte man menschen¬ 
würdige Wohnungen. Die traurigen Herbergen der galizi- 
schen Wanderarbeiter und die verlausten Kriegsgefangenen¬ 
baracken sind für den deutschen Landarbeiter keine annehm¬ 
bare Unterkunftsmöglichkeit. Zur Erhöhung der Kohlen¬ 
förderung braucht man unter anderem eine Vermehrung der 
Bergarbeiter. Auch für diese Bergarbeiter müssen zunächst 
Unterkünfte beschafft werden. Hier wie dort ist die Woh¬ 
nungsfrage, die Baufrage im wesentlichen eine Kohlenfrage. 
Könnten die Ziegeleien erst beliefert werden, würde die 
Bautätigkeit belebt, dann hätte man bald genug Bergarbei¬ 
ter, genug Landarbeiter. Aus Kohlenmangel stocken die Bau¬ 
ten, und die Unmöglichkeit, mehr Bergarbeiter heranzuziehen, 
läßt die Kohlenproduktion stocken. Jeder einzelne Berg¬ 
arbeiter könnte und wollte mehr arbeiten, wenn er wieder 
anständig ernährt wäre. Die Steigerung der landwirtschaft¬ 
lichen Erzeugung scheitert am Kohlenmangel der Fabriken 
für künstliche Düngemittel. Der dadurch oewirkte Rückgang 
der Ernten verhindert eine ausreichende Versorgung der 
Bergarbeiter, senkt dadurch ihre Leistungsfähigkeit und er¬ 
höht wieder den Kohlenmangel. Die Katze beißt sich in 
den Schwanz, und Deutschland droht darüber zugrunde zu 
gehen. 

Alle wirtschaftlichen Fragen lassen sich nur langsam ent¬ 
wicklungsgemäß der Lösung näher führen. Es gibt kein 
Wundermittel, mit dessen Hilfe man plötzlich Lebensmittel¬ 
oder Kohlenerzeugung gewaltig steigern könnte. Kinder¬ 
leicht ist es hingegen, auch den Rest der Produktion zu ver¬ 
nichten, indem man die wirtschaftliche Unvernunft der 
Rätediktatur auf sie losläßt oder durch den Versuch einer 
reaktionären Politik den Arbeitern die kaum erwachte Arbeits¬ 
lust wieder austreibt. Bewährungsprobe für die Demokratie 
ist letzten Endes, ob sie die Kraft besitzt, die Kriegsschäden 
allmählich zu heilen. Die vierjährige Aushungerung und die 
vierjährige Erziehung zu planmäßiger Faulenzerei — das 
ist, wirtschaftlich gesehen, der Militärdienst — haben die 
Arbeitsleistung tief herabgedrückt. Unterernährung und Ar- 
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beitsunlust schränkten die Produktion auf einen Bruchteil 
der Friedensleistung ein. Der Feldsoldat braucht Monate, 
ehe er wieder regelmäßig arbeiten kann. Daher die Unter¬ 
produktion in allen kriegführenden Ländern, die große er¬ 
schütternde Weltnot, die nächst Rußland und Oesterreich- 
Ungarn am größten im besiegten Deutschland ist. Der 
Frühling dieses Jahres führte in die tie'Tste Tiefe des Nieder¬ 
bruchs. Seitdem steigen die Leistungen allmählich, soweit 
überhaupt die Möglichkeit zur Arbeit gegeben ist. Ganz 
langsam, Schritt um Schritt, ist die Ernährung und die Kohlen¬ 
erzeugung y verbessert worden, und von Monat zu Monat 
müssen sie sich nun weiter gegenseitig hieraufhelfen. Die 
späte Ernte und der frühe Frost dieses Jahres haben allen 
Bemühungen unserer Wirtschaftsleitung zum Trotz noch ein¬ 
mal die Gefahr eines Zusammenbruchs heraufbeschworen. 
Hoffentlich ist noch soviel Pflichttreue in der Landwirt¬ 
schaft und Regierungsmacht in der Verwaltung, daß wir um 
ihn herumkommen. „Heut, nur heut laß dich nicht fangen, 
dann bist du hundertmal entgangen.“ 

Alle Plötzlichkeiten in der Wirtschaftspolitik müssen ver¬ 
mieden werden. Man kann nicht mit einem Schlage die deut¬ 
schen Preise auf den Weltmarktpreis hinaufschnellen lassen, 
der etwa beim Getreide fünfmal höher ist als unser deutscher 
Preis. Man muß die Berechtigung aller Lohnansprüche der 
Stadtarbeiter, Landarbeiter, Privatangestellten und Staats¬ 
beamten, alle Klagen der freien Berure als berechtigt aner¬ 
kennen: sie alle können nachweisen, daß die Einkommens¬ 
steigerung doch nicht hinreicht, um sich mit Wäsche, Klei¬ 
dern und Stiefeln zu versorgen. Aber diese Versorgung ist 
überhaupt unmöglich; es ist eben nicht genug da, um allen 
Menschen einen neuen Rock und ein Paar feste Schuhe zu 
geben, und man mag die Löhne und Gehälter erhöhen wie 
man will, davon haben wir nicht mehr Leder und nicht mehr 
Stoff. Nur in langen Zeiten kann mit der Erhöhung der 
Arbeitsleistung auch mehr Rohmaterial hereingeschafft, ver¬ 
arbeitet und an die Verbraucher abgegeben werden. Unge¬ 
duld reißt zornig an den Ketten der Not und reibt sich dabei 
nur wund. Der lächerlich ernste Irrtum einiger „Revolutio¬ 
näre“, daß das Volk von der Ausbeutung der Kapitalisten 
leben könne ist bei den ersten Schritten des Versuchs durch¬ 
schaut worden. Noch immer ist die Arbeit die Quelle allen 
Reichtums, und nur durch die angestrengte Arbeit der Millio- 
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nen kann die gräßliche Dürftigkeit der Lebenshaltung der 
breiten Massen allmählich überwunden werden. Ob dabei 
auch die paar Millionäre arbeiten, kann moralisch wichtig 
sein, für den gesamtwirtschaftlichen Zustand ist das Nichts¬ 
tun der Goldenen Jugend gleichgültig. 

Brechen wir trotz aller Anstrengungen noch vor irgend¬ 
einem Hindernis zusammen, zwingt uns zum Beispiel Frank¬ 
reichs Vernichtungswut zum letzten verzweifelten Nein, dann 
läßt sich die politische Entwicklung schwer Voraussagen. 
Selbst das furchtbare wirtschaftliche Elend Deutschöster¬ 
reichs hat dort an dem politischen Zustand nichts Wesentliches 
geändert. Auch die ärgste Verzweiflung hat weder Räte¬ 
republik noch Restauration erzeugt. Indessen kann es uns 
schließlich gleichgültig sein, in welcher politischen Form 
sich die wirtschaftliche Katastrophe vollzieht. Die Zukunfts¬ 
aussichten schaffenden Wirkens zerstört sie in jedem Falle 
auf Jahrzehnte. 

Winden wir uns durch und bringen wir das wirtschaftliche 
Leben allmählich wiedeY in raschere Bewegung — „allmäh¬ 
lich“ ist das Eigenschaftswort der wirtschaftlichen Entwick¬ 
lung — so hat die Sozialdemokratie Deutschland in einer 
wahrhaft wunderbaren Weise gerettet. Diese nationale Lei¬ 
stung 1 muß sich auch parteipolitisch lohnen. Sie muß eine 
große Menge von Arbeitern, die der Sozialdemokratie ver¬ 
lorengegangen sind, zu ihr zurückführen. 

Möglicherweise kann das in der Form der Einigung mit 
einem größeren oder kleineren Teile der Unabhängigen ge¬ 
schehen. Aber die geeinigte Partei muß im großen Ganzen 
nachher die Politik der Sozialdemokratie fortsetzen. Andern¬ 
falls schadet die Einigung mehr, als sie nützt. Es ist eine 
neue überaus törichte Illusion, die Einigung als ein Allheil¬ 
mittel für alle Schäden und als sicheres Unterpfand des 
sozialistischen Sieges anzusehen. Die französischen Wahlen 
beweisen gerade das Gegenteil. Brizön und Renaudel haben 
nicht gewählt werden können, weil sie miteinander belastet 
waren, und Longuet konnte nicht siegen, weil die bloße 
Tatsache des Vorhandenseins von Renaudel und Brizon in 
seiner Partei jeden seiner Agitationssätze widerlegten. Eine 
Partei kann nicht werben und wirken, wenn sie nicht sagen 
kann, wie sie zur Landesverteidigung, zur Demokratie und 
zum Lebensrecht der ungezählten Millionen in Stadt und 
Land steht, die nicht gerade Fabrikarbeiter im Großbetrieb 
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sind. Wir wären Esel, wenn wir uns nach den größten 
Opfern parteipolitischer Eigensucht für die deutsche Volks¬ 
gesamtheit, nach dem Bekenntnis zur Landesverteidigung am 
4. August 1914 und nach der Selbstentäußerung der prole¬ 
tarischen Alleinherrschaft dürch den Rätekongreß vom 19. 
Dezember 1918 zugunsten der Nationalversammlung, in 
eine Kampflinie drängen ließen, die so gestellt wäre: hie 
nationaler Sinn — hie Sozialdemokratie. In dieser Front 
kämpfte man vor dem Weltkrieg, und sie annehmen, hieße 
heute wie damals den Sieg der Gegenpartei verbürgen. 

Auf absehbare Zeit ist in Deutschland kein Gedanke daran, 
die Lebenslage der Arbeiter über den Stand vom Jahre 1913 
hinaus zu verbessern. Wir werden Jahrzehnte zu arbeiten 
haben, ehe es uns gelingt, diesen Entwicklungsgrad des 
allgemeinen Wohlstandes wieder zu erreichen. En n Standard, 
der uns damals außerordentlich wenig befriedigt hat. Das 
bedeutet politisch, daß ein sehr erheblicher Teil dsr Ar¬ 
beiterschaft dauernd enttäuscht und unbefriedigt bleibt. Im 
geschlagenen Frankreich war die Sozialdemokratie zerrissen 
und der Syndikalismus kräftig; erst als die Folgen von 
1870/71 allmählich überwunden waren, einigte sich die Par¬ 
tei, und die Gegnerschaft der Syndikalisten gegen die Politik, 
die unfruchtbare, die den Massen keinen Aufstieg erlaubte, 
nahm ab. Trotz aller Einigungen werden wir in Deutschland 
noch Jahrzehnte eine zersplitterte Arbeiterbewegung und 
starke antidemokratische Tendenzen im Proletariat behalten, 
mögen sie sich bewußt syndikalistisch oder anderswie nennen. 
Die Einigung im Sinne der Vorkriegszeit ist ein wirklich¬ 
keitsfernes Phantom. 

Eine Partei ist soviel wert, wie sie für den Staat leistet. 
Der alte Preußenstaat beruhte wirklich auf dem Junkertum, 
es hat nicht ganz ohne Recht geherrscht. Trotz seiner agra¬ 
rischen Beschränktheit hat es die Industrie groß werden * 
lassen, und die deutsche Sozialdemokratie war trotz des 
Obrigkeitsstaates unter ihresgleichen in den Großstaaten die 
weitaus stärkste. Die Sozialdemokratie als regierende Partei 
darf nicht aus kleinlicher Angst vor der nächsten Wahl vor 
der Erfüllung ihrer historischen Aufgabe zurückschrecken. 
Sie hat kein Ordnungsprogramm aufzustellen, sie hat poli¬ 
tisch Ordnung geschaffen und hält sie nun schon seit 
einem halben Jahr fast mühelos aufrecht. Sie muß uns 
jetzt den Weg zum wirtschaftlichen Aufstieg bahnen. Das 
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geht freilich langsamer und nur Schritt für Schritt. Aber 
innerlicher ist die deutsche Wirtschaft heute schon wieder 
viel gesunder als vor einigen Monaten. Der tödlichste Feind 
einer ausgiebigen Produktion ist die Unruhe. Heute ist die 
Arbeiterschaft gänzlich streikmüde, durch den Mißbrauch 
ihrer Kampfkraft seitens gewissenloser Burschen sogar viel¬ 
leicht zu müde. Die „Freiheit“ schreit nicht mehr nach der 
Allmacht des Proletariats und den! Generalstreik, sondern 
nach „Sicherung des Reallohns“. Heute ist es an der Zeit, 
auf Wissells Befriedungsgesetz zurückzugreifen. Möglicher¬ 
weise kann man sogar darüber hinausgehen. Man erwäge 
ein Jahr allgemeinen Streikverbots, ein Jahr autoritativer 
Festlegung aller Löhne und Gehälter! Dann läßt sich wieder 
ein Sinn m das Wirtschaftsleben bringen, der sonst nur in 
schweren Kämpfen zu erringen wäre. Gegenwärtig sind die 
Einkommen von einer so schreienden Ungleichheit und Un¬ 
gerechtigkeit, daß es so nicht bleiben kann. Es besteht zwar 
durchaus keine innere Notwendigkeit, daß der Lohn des 
Fabrikarbeiters niedriger sein muß als der des Lehrers, und 
es ist sogar durchaus wünschenswert, daß der Handarbeiter 
im allgemeinen mehr verdient als der Bureauarbeiter. Aber, 
daß der Hilfsangestellte vielfach wesentlich mehr erhält als 
der Angestellte, daß. die Bezahlung vielfach gerade im um¬ 
gekehrten Verhältnis zur geistigen Leistung steht, das kann 
natürlich nicht dauern und wird sich wieder einrenken, hof¬ 
fentlich durch einen Rechtsspruch, andernfalls durch hef¬ 
tige Auseinandersetzungen, welche den Erholungsprozeß fol¬ 
genschwer verlangsamen. Auch im Wirtschaftsleben ist es 
ziemlich ruhig geworden. Da ist Raum für die größte 
Aktivität der Regierung. An sie die Mahnung: „Jetzt ist es 
Zeit zu lärmen.“ 


ERICH KUTTNER: 

Einigung — aber wie? 

T JNTER den Blättern, die der Novembersturm des Jahres 
^ 1918 auf die Nachwelt herübergeweht hat, befindet sich 
auch ein Brief Wilhelms an seinen ältesten Sohn, ein 
„document humain’“, in dem der Poseur des Gottesgnaden- 
tums doch einmal alles Theatermäßige abgestreift hat und 
nur noch in der menschlichen Sprache des unglücklichen 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 





Einigung — aber wie? 


1091 


Vaters zum Sohne redet. Tiefe. Mutlosigkeit und Nieder¬ 
geschlagenheit atmet dieses Schriftstück, doch an einer Stelle 
blitzt wie ein ferner Hoffnungsstrahl die Bemerkung durch: 
„In Berlin bekämpfen sich jetzt eine Regierung Ebert und 
eine Regierung Liebknecht/ 4 

Diese Worte beruhen auf einer falschen Information, und 
doch enthalten sie etwas ungeheuer Richtiges. Sie kenn¬ 
zeichnen mit voller Schärfe den Punkt der Revolution, 
von dem alles Hoffen und Erstarken der Reaktion seinen 
Ausgang nahm. Zwar hatte Wilhelm den Ereignissen um 
zwei Monate vorausgegriffen, wenn er die Regierungen Ebert 
und Liebknecht sich bereits auf der Straße bekämpfen ließ, 
aber der Keim der Ereignisse war schon im Augenblick sicht¬ 
bar, als die Revolution siegte. 

In diesen Tagen flammte zum letzten Male die Hoffnung 
auf, daß es zu einer Wiedervereinigung der streitenden so¬ 
zialistischen Parteien kommen würde. Der Krieg, die Ur¬ 
sache der Zwistigkeit, war beendet, warum sollte man über 
Fragen, die der Vergangenheit angehörten, sich weiter be¬ 
fehden, wo die siegreiche Revolution mit Donnerstimme zu 
rufen schien: „Einigt Euch!“. 

Die erste Entwicklung brachte einen verheißungsvollen An¬ 
fang: Die gemeinsame Regierung der beiden sozialistischen 
Parteien. Aber zu gleicher Zeit meldeten sich auch die 
Totengräber der werdenden Vereinigung: Der Spartakusbund 
unter Liebknecht verweigerte jede Teilnahme an der Re¬ 
gierung, er stellte sich außerhalb uncSkündete ihr erbitterten 
Kampf an, indem er als sein Ziel eine zweite Revolution 
bezeichnete, welche diese Regierung stürzen sollte. Seine 
Agitation blieb nicht ohne Erfolg, weil der größere Teil der 
mitregierenden Unabhängigen innerlich zu Spartakus neigte. 
Um den Zerfall ihrer Partei zu vermeiden, traten die Un¬ 
abhängigen aus der Regierung aus, und wenige Tage später 
durchtobte die angekündigte zweite Revolution die Straßen 
Berlins, ohne freilich Spartakus den erhofften Sieg zu 
bringen. 

Diese Januartage, in denen Spartakus den „Vorwärts 44 be¬ 
setzt hielt und das Erscheinen der „Kreuzzeitung 44 erlaubte, 
waren die Zeit, um welche die Reaktion wieder Mut faßte. 
Je schrecklicher der Bruderkrieg in der Arbeiterschaft empor¬ 
flammte, je grimmiger der Haß zwischen regierenden und 
revoltierenden Sozialisten wuchs, desto kühner konnte die 
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Gesellschaft ihr Haupt erheben, die im November von der 
Bildfläche hinweggefegt schien. — Jetzt, wo sie ungescheut 
ihre schwarz-weiß-rote Dreistigkeit auf den Straßen zur 
Schau trägt, geht es wie ein erstes leises Erwachen durch 
die haßumnebelten Gehirne, und die Erkenntnis bricht sich 
in der Arbeiterschaft Bahn: Unsere Uneinigkeit ist schuld, 
daß es dahin kommen konnte. 

Dringend und ernsthaft wird nach langer Zeit wieder 
der Ruf nach Einigung ausgestoßen. Aber die Männer, 
die dem Gedanken Bahn brecnen wollen, sehen sich alsbald 
einer schier unüberwindbaren Mauer von Schwierigkeiten 
gegenüber. 

Da ist zuerst das psychologische Moment. Die Mißerfolge 
der revolutionierenden Minderheit haben sich in wilden Haß 
und Verbitterung umgesetzt. Wir wollen ohne Pharisäertum 
eingestehen, daß es der Mehrheitssozialdemokratie als dem 
sich durchsetzenden Teil leichter war, Ruhe und Objektivi¬ 
tät zu behaupten. Das entschuldigt freilich nicht die oft 
tollhäuslerisch anmutende Manier, mit der von seiten der 
Radikalen gegen uns gehetzt wurde. Es hat sich dort zur 
lieben Gewonnheit entwickelt, jeden Mehrheitssozialisten 
kurzerhand als Lumpen, Verbrecher, Verräter usw. zu be¬ 
schimpfen. Den Massen ist nach solchem Auftreten kaum 
noch klar zu machen, wie man sich wieder mit denen ver¬ 
ständigen kann, die man eben noch als eine Art Abhub 
der Menschheit gebrandmarkt hat. 

Freilich, wird eingewendet, unter den Massen selber be¬ 
steht dieser Haß nicht. Nur die Führer müßten verschwin¬ 
den, dann wäre alles gut. Womit aber in der Praxis immer 
nur die Führer der Mehrheitspartei genannt sind. Aber was 
hat der radikale Flügel als Ersatz rür diese Führer anzu¬ 
bieten? Brauchbares Führermaterial existiert auch dort nur, 
soweit es dem alten Organisationsapparat entstammt. Was 
sich in Unruhen und Wirren zu Führern der radikalen Masse 
aufgeworfen hat, das ist zu mehr als 90 Prozent allerverdäch¬ 
tigstes Glücksrittertum. Da sehen wir Revolutionsgewinnler, 
geisteskranke Projektemacher, dunkle Existenzen mit oft noch 
dunklerer Vergangenheit, zum Teil wegen gemeiner Ver¬ 
brechen vorbestrafte Individuen, zum Teil Gesinnungsakro¬ 
baten, die noch vor wenigen Jahren Hurrapatrioten oder 
enragierte Gelbe waren. Sind das wirklich Menschen, für 
die man Führer opfern sollte, die ein Menschenalter selbstlos 
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der Arbeiterbewegung gedient haben und durch ihre makel¬ 
lose Vergangenheit in der Partei am besten das gegen sie 
erhobene Geschrei über Verräter und Lumpen Lügen 
strafen ?! 

Aber trotzdem — an der Führerfrage wird die Einigung 
nicht scheitern. Die Männer, gegen welche sich die Haupt¬ 
angriffe der Radikalen richten, haben ihre persönliche Inte¬ 
grität vortrefflich dadurch bewiesen, daß sie mehrfach öffent¬ 
lich erklärten, sie würden zurücktreten, wenn wirklich 
nur ihre Person das Hindernis der Einigung darstellte. Aber 
sowie man dem Problem nähertritt, zeigt sich eben, daß das 
Haupthindernis nicht in der Personenfrage, sondern in den 
sachlichen Differenzen liegt. 

Zwischen Demokratie und Diktatur gibt es gedanklich 
keine Einigung. Die beiden Begriffe schließen sich aus, sie 
stehen einander gegenüber wie Wasser und Feuer. Damit sich 
die Einigung vollziehe wäre notwendig, daß die Arbeiter¬ 
schaft geschlossen aur dem einen oder auf dem anderen 
Standpunkt stehe. Die Mehrheitssozialdemokratie bekennt sich 
geschlossen zur Demokratie. Die Unabhängigen sind ge¬ 
spalten, die Kommunisten stehen zur Diktatur. Aber auch die 
demokratisch orientierten Unabhängigen sind nicht ohne 
weiteres zur Einigung bereit — sie stellen eine Anzahl ge¬ 
wichtiger Bedingungen. Die hauptsächlichsten sind: Auf¬ 
hebung des Belagerungszustandes, die Umwandlung der 
Reichswehr in eine Volks wehr und das Auf hören der Koa¬ 
lition mit den Bürgerlichen. 

An anderer Stelle (vgl. „Vorwärts“ vom 18. November, 
abends) habe ich ausgeführt, daß diese Ziele im Grunde 
auch Ziele der Mehrheitspartei sind, daß sie aber für uns nicht 
alß Vorbedingung der Einigung gelten, sondern nur als ihre 
Folgen sich ergeben können. Aufhebung des Belagerungs¬ 
zustandes verlangt als Voraussetzung die Abkehr der Radi¬ 
kalen von weiteren Putschversuchen und Anerkennung des 
demokratischen Volksurteils. Eine brauchbare Volkswehr kann 
nur erwachsen auf dem Boden eines geeinten Proletariats, 
während die gegenseitige Bekämpfung der Richtungen auto¬ 
matisch jede Volkswehr ansteckt und in Grund und Boden 
verdirbt. Der Bruch mit den bürgerlichen, jetzt mitregie¬ 
renden Parteien gereicht nur zum Vorteil der Arbeiterklasse, 
wenn darauf nicht eine rein bürgerliche, sondern eine rein 
sozialistische Regierung folgt. Die parlamentarischen Vor- 
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aussetzungen für diese können aber nur errungen werden 
durch vorhergehende Einigung der Arbeiterschaft mit dem 
Willen, bei den nächsten Wahlen die Mehrheit zu erringen. 
Jede freiwillige Abtretung der Regierungsgewalt an einen 
bürgerlichen Block mit der Hoffnung, daß dieser kurz über 
lang abwirtschaften werde, bedeutet ein Vabanquespiel, das 
vielleicht eines Ludendorff, aber nicht eines verantwortlichen 
Führers der Sozialdemokratie würdig wäre. Denn wer ga¬ 
rantiert dafür, daß der bürgerliche Block die ihm aufge¬ 
zwungene Gewalt nicht benutzt, um der Arbeiterschaft eine 
Neuerringung der Gewalt auf legalem Wege unmöglich zu 
machen? Dann bleibt nur die Spekulation auf eine neue Re¬ 
volution, deren Erfolg und Verlauf niemand Voraussagen 
kann. Die reale Macht, die heute die Arbeiterschaft in der 
Hand hat, wäre für ein Lotterielos aus der Hand gegeben. 
Womit will man sich entschuldigen, wenn es sich als Niete 
erweist?! 

Die Einigung als vollzogene Tatsache würde dagegen zwei¬ 
fellos der Mehrheitssozialdemokratie die positive Möglichkeit 
geben, sozialistische und demokratische Ziele zu verwirk¬ 
lichen, deren Durchführung heute an der ungünstigen poli¬ 
tischen Situation scheitert. Für jeden Politiker ist der Zu¬ 
stand der erträglichste, in dem Herz und Verstand konform 
gehen. Die Mehrheitssozialdemokratie ist durch die Eigen¬ 
art der politischen Situation oft zu reiner Verstandespolitik 
gezwungen. All das, was die radikalen Gegner an uns aus¬ 
zusetzen haben, tun wir nicht, weil es uns Freude macht, 
sondern weil Verstand und Erfahrung uns lehrt, daß bei den 
jetzigen Umständen anders nicht auszukommen ist. Wie gern 
würden wir den Belagerungszustand, würden wir das Zu¬ 
sammengehen mit den bürgerlichen Parteien aufgeben, wenn 
wir nur wüßten, daß damit nicht unerträgliche Folgen her¬ 
aufbeschworen werden! 

Die Einigung des Proletariats ist das einzige Mittel, durch 
das sich diese Folgen beseitigen lassen. Aber auch nicht 
irgendeine Einigung, sondern nur die volle Einigung besitzt 
diese Kraft. Durch eine Verschmelzung der Mehrheitssozial¬ 
demokratie mit dem demokratischen Flügel der Unabhängi¬ 
gen wäre prinzipiell noch nichts gebessert. Nehmen wir 
selbst an, daß Kautsky, Nestriepke usw. mit dem, was hinter 
ihnen steht, zu uns kämen — die geringe Stärke dieses 
Anhangs soll dabei ganz unerörtert bleiben — so ist doch 
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klar, daß der in der Opposition verharrende linke Flügel 
der U.S.P. und natürlich erst recht die Kommunisten sich 
hierdurch in ihrer Taktik nicht im mifidesten beirren lassen 
würden. Sie hätten ein paar „Verräter“ mehr auf ihrer 
Proskriptionsliste und würden im übrigen weiter für die 
Rätediktatur schwärmen und — kämpfen. Wir können dem 
rechten Flügel der U.S.P. die von ihm verlangten politischen 
Garantien deshalb nicht geben, weil er uns noch viel weniger 
die Garantie geben kann , daß wirklich die ganze Arbeiter¬ 
schaft sich auf dem Boden seines Ein'gungsprogramms zu¬ 
sammenfinden würde. Das scheint mir der springende Punkt 
zu sein, der in den Debatten leider häufig übersehen wird. 

Wie man die Sache auch betrachtet, die Einigung schei¬ 
tert letzten Endes immer daran, daß es zwei verschiedene 
Ideenkomplexe sind, welche die gespaltenen Teile der Ar¬ 
beiterschaft in ihren Bann halten. Bevor dieser innere Zwie¬ 
spalt nicht überwunden ist, mißlingt jeder äußere Einigungs¬ 
versuch automatisch. Wird er überwunden werden, kann 
er überwunden werden ? Ich glaube es, ich glaube aber nicht, 
daß der große, uralte Gedanke der Demokratie der unter¬ 
liegende sein wird. 


GUIDO KNOERZER: 

Deutsche Politik 1914 und 1919. 

WON Bismarcks Abgang bis 1914 war keine große Idee in 
der deutschen Politik. Der Rückversicherungsvertrag mit 
Rußland zeigt, daß Bismarcks Vertrauen auf die bündnis¬ 
fähige Standfestigkeit der Habsburger Monarchie nicht soweit 
ging, daß ihm das Wagnis eines Krieges von Mitteleuropa 
gegen die übrige Welt erlaubt geschienen hätte. Jeder Po¬ 
litiker in Europa, nicht nur Graf Berchtold nach dem Atten¬ 
tat von Sarajevo, wußte, daß die Doppelmonarchie gegen das 
Slawentum ohne Krieg, nicht mehr zu halten war. Das 
mächtige Reich Wilhelm II. glaubte sich zur Nibelungentreue 
gegen seinen morbiden und einzigen Bundesgenossen ver¬ 
pflichtet. Bestand eine solche Verpflichtung gegen die habs¬ 
burgischen Ungarn, Polen, Tschechen, Südslawen? Sie war 
nicht einmal gewünscht! Aber sie bestand gegen Deutsch¬ 
österreich. Nicht bestand sie gegen das todkranke Gesamt- 
stütk der Donaumonarchie, deren feindliche Teile nur durch 
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das dynastische Band zusammengehalten wurden. Aber die 
deutsche Politik verwechselte dynastisch und national, wie 
dies auch heute noch in der preußischen konservativen Partei 
vielfach der Fall ist. Deutsche Nationalpolitik hätte die Habs¬ 
burger Monarchie fallen gelassen, und Gut und Blut, statt 
für Bosnien, wenn es überhaupt nötig gewesen wäre, für 
die Wiedervereinigung des deutsch-österreichischen Bundes¬ 
staates mit dem alten Stamm des Deutschen Reiches einge¬ 
setzt. So wäre die gerade Linie der geschichtlichen Ent¬ 
wicklung von Austerlitz und Leipzig über Königgrätz mne- 
gehalten worden. Statt dessen trieb die Leitung des Deut¬ 
schen Reiches eine im besten Falle dumm-unanständige, rich¬ 
tiger gesagt unanständig-dynastische Politik. „Was fallen will, 
soll man noch stoßen!“ (Nietzsche.) Aber man wollte es 
halten! Man überschätzte die Lebensfähigkeit des Freundes, 
man war blind für die Grenzen der eigenen Macht, man stieß 
duich eine ungeschickt herausgeürachce Kriegserötfnung (Bel¬ 
gien!) selbst Freunde vor den Kopf und trieb die Welt in 
die Arme Englands. Dazu die Türkenfreundschaft, um ja alles 
Kranke gegen alles Gesunde unter den gewaltigen Fittichen 
des Hohenzollernaars zu vereinigen! 

Der Zusammenbruch des alten „Oesterreich-Ungarn“ war 
nicht zu vermeiden. Der Weltkrieg dagegen war zu ver¬ 
meiden. Eine seit Bismarck zielbewußt eingestellte Politik 
wäre 1914 nicht perfid und vertragsbrüchig dagestanden, 
wenn sie Rußland das Recht gab, mit leienter Mühe ein 
haltloses Scheinreich zu zerschlagen. Deutsch-Oesterreich wäre 
restlos „deutsch“ geworden. Ueber Polen und Böhmen lag 
die Einigung mit Rußland nahe. Ungarn wäre zufrieden 
gewesen. Rumänien, Südslawien, das ganze große Rußland 
selbst wäre, statt Deutschlands — es gab endlich wieder 
ein „Deutschland“ — Todfeind und drohendste Gefahr, sein 
Freund und zuverlässigster Bundesgenosse gewesen. Die Dar¬ 
danellen russisch, des Slawentums ewiger Traum durch deut¬ 
sche Tat erfüllt, dafür die Bagdadbahn deutsch, Rumänien 
und Südrußland Deutschlands Lieferanten, und England zum 
Krieg zu sciiwach, das heißt der Weltmarkt für Deutschland 
friedlich frei und gesichert: Dies war deutsche National¬ 
politik. 

Es wäre zugleich Weltpolitik gewesen. Die nächste Haager 
Konferenz ha*.te Flottenabkommen, Abrüstung, Schiedsgericht 
(die Gefahr der Ueberstimmung Deutschlands war über- 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 




Deutsche Politik 1914 und 1919. 


1097 


/ 

wunden!), Völkerbund, und unter deutscher Führung Aus¬ 
bau der Sozialpolitik in der ganzen Welt gebracht. England, 
jetzt primus inter non pares, wäre einfach nulli secundus 
geblieben. Friedliches Zusammenarbeiten hätte zum wirtschaft¬ 
lichen und sozialen Weltparlament geführt. Revolutionen, Bol¬ 
schewismus und Bürgerkriege wären vermieden worden. Der 
Genius des alten Fritz, an seines Nepoten Stelle gesetzt, hätte 
frei vom Gottesgnadenthrone steigen können, um sich zu 
nennen: Deutscher Erbkaiser durch den Willen des ganzen 
Volkes, Leiter der deutschen res publica und Vertreter Deutsch¬ 
lands im Völkerbund. Welch ungeahnte Möglichkeiten er- 
öffneten sich für Deutschland, für Europa, für die Welt! 

Englischer Imperialismus kannte seit Pitts und Napoleons 
Tagen höhere Ziele. Er hätte sich mit den Tatsachen abge¬ 
funden und wäre immer noch reichlich auf seine Kosten ge¬ 
kommen. Xber es lohnte für ihn, ohne einen Krieg zu 
riskieren, den Versuch zu machen, den Deutsch-russischen 
Bund zu hintertreiben. Englische Politik hat Rußland ein¬ 
gewickelt und Deutschland — eingeseift. Jetzt ist England 
Herr nicht nur zur See, sondern auch zu Lande. Zwei mächtige 
Gegner hat es vernichtet mit einem Schlag, zwei große Freunde 
sind ihm Vasallen geworden, und alle Kleinen zittern zu 
seinen Füßen. Europa paccata est. England kann sich be¬ 
ruhigt neuen Problemen zuwenden. Der Torso des deutschen 
Volksstaates ist aus dem Mittelpunkt Europas ostwärts zur 
Seite gerückt. Die Verlegenheit des Unterdrückten giiff ver¬ 
geblich zum Heilmittel des Sozialismus. Zwar läge hier, kalt¬ 
blütig angepackt, eine der deutschen Hoffnungen, doch Eng¬ 
land überflügelt bereits die soziale deutsche Republik in der 
Sozialpolitik, weil es, was dieser fehlt, fernhinblickende po¬ 
litische Führung besitzt. Die deutsche „Regierung“ erklärte 
unaufgefordert ihr Desinteressement an der inneren Entwick¬ 
lung Rußlands, auf das Deutschland mehr denn je ange¬ 
wiesen ist! England kann hohnlachend ob der deutschen 
Selbstbescheidung schalten und walten, wie es ihm beliebt. 
Unpolitische Demokraten, unpolitische Sozialradikale, unpo¬ 
litische Chauvinisten in Deutschland erleichtern dem eng¬ 
lischen Gebieter das Fortschreiten auf dem Weg zur Total¬ 
ausschaltung Deutschlands aus dem Plan der Weltpolhik. 
Heute ist es England untertan. Einst wird es vielleicht Ruß¬ 
land untertan sein. Deutschland nicht zu neuer Kraft ge¬ 
langen lassen, heißt also, Rußland, Englands unzerstörbarer 
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Feind, um den künftigen Bundesgenossen betrügen. Auch 
das neue Rußland wird mit seinem englischen Helfer noch 
seine blauen Wunder erleben. 

Gibt es keine Macht der Erde, die dem Verhängnis Einhalt 
befehlen kann? Was geschehen ist, mußte geschehen, weil 
die Systeme der Romanows und des deutschen Cäsars zum 
Erfassen der politischen Notwendigkeiten für Gegenwart und 
Zukunft unfähig waren. Doch was wird von jetzt an aus 
Deutschland, aus Europa? Die Entwicklung ist ungewiß. Völ¬ 
kerfrieden? Gewalt an allen Ecken und Enden! Im nahen 
Osten ist der Krieg aller gegen alle entbrannt. Auch Eng¬ 
lands Sonne drohen Wolken genug. (Rußland wird auferstehen. 
Deutschlands Schicksal, tragisch in aller Vergangenheit, tra¬ 
gischer denn je in der Gegenwart, wird auch in Zukunft tra¬ 
gisch bleiben, wenn nicht der Geist der Zeit, der, Humanität 
das Höchste nennt, sich Recht verschafft. Not tut* die Hoff¬ 
nung festzuhalten, die vom gesunden Leben nicht aufgegeben 
werden kann, weil sie ihm wesenseigen ist. 

Es kommt also praktisch darauf an, aus der Summe der 
posthumen Erkenntnis und der sachlichen Einschätzung der 
inzwischen eingetretenen Tatsachen nunmehr eine weg¬ 
weisende, fruchtbare Zentralidee abzuleiten. Deutschland ist 
zurzeit außenpolitisch so gut wie ausgeschaltet. Aber im 
Augenblick einer erstmaligen größeren Aenderung in der 
politischen Weltkonstellation wird es wieder Bedeutung ge¬ 
winnen. Dann wird aber auch bereits eine zielbewußte und 
wegsichere Stellungnahme nötig sein, das heißt die Leitidee 
muß dann bereits erkannt und kristallisiert sein. Sie wird 
im wesentlichen zunächst nur die Wiederaufnahme des. An¬ 
schlusses an Rußland enthalten können, aber nicht nur zur 
wirtschaftlichen Expansion nach dem Osten. Vielmehr darf 
diese nur den Zweck der Gewinnung eines Rückhal es haben, 
der erst die eigentliche politische Zielsetzung erlauben wird, 
die ihrerseits eine doppelte sein muß: einmal die Herstellung 
des deutschen Nationalstaates unter Einbeziehung der deutschen 
Irredenta und ausreichenden nationalen Siedlungsgebietes über 
See, und sodann und damit in engster Verbindung die Neu¬ 
eröffnung des Weltmarktes, nicht nur des östlichen, mit fried¬ 
lichen Mitteln. Die Zukunft Deutschlands kann nicht in der 
Steppe, sondern nur auf dem Wasser liegen — trotz allen 
bösen Erfahrungen; der von Kaiser Wilhelm II. klar formu¬ 
lierte Spruch enthält nichts als eine Binsenwahrheit Bis 
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zum Krieg war eine Gefahr für fremde Staaten mit dieser 
Wahrheit verbunden, weil das System, das sie verfocht, ein 
weltpolitisch kurzsichtiges, falsch eingestelltes, „imperialisti¬ 
sches“ war. Jetzt aber ist eine wesentliche Aenderung in den 
aus der unantastbaren Wahrheit zu ziehenden Folgerungen 
vorzunehmen, deren Notwendigkeit keiner so sehr wie Wil¬ 
helm II. verkannt hat. lieber die Gesamtheit der National¬ 
staaten muß ein alle umfassender Welt- und Völkerstaat, 
nicht nur „Völkerbund“, errichtet werden. Die Weltrepublik 
als res publica omnium ist das letzte Ziel für die jetzige und 
die kommende Geschichtsperiode. Rußland und Deutschland 
als den durch die Rückständigkeit der Sieger unterdrückten 
Besiegten im Weltkrieg fällt die moralische Führerrolle für 
die große Geistesbewegung zu, die hier beginnt und nach all¬ 
gemeiner Geltung strebt. Der eigentliche Träger der Idee 
der neuen „Weltpolitik“ kann unter beiden nur das Kultur¬ 
volk der Deutschen sein. Dies ist der mit geistigen Waffen 
anzubahnende allgemeine'Kampf um neue politische und wirt¬ 
schaftliche Lebensformen, der für Deutschland einen Kampf 
ums Dasein, für die Welt einen Kampf um den Fortschritt 
in Zivilisation und Kultur bedeutet. 


HANS VON KIESLING: 

Die Ententemächte und der Weltkrieg. 

VII. 

Japan. 

F)AS Land der aufgehenden Sonne ist erst seit etwas mehr 
als einem halben Jahrhundert in nähere Beziehungen 
zur Außenwelt getreten. Im Augenblick, wo es seine Ab¬ 
geschlossenheit aufgab, trieb es sofort Großmachtspolitik 
und stellte sich an die Spitze der* gelben Rasse, die den 
ganzen Osten Asiens besitzt, aber geschichtlich wenig in 
den Vordergrund getreten war. 

Das nationale Selbstbewußtsein des japanischen Volkes, 
die Ueberproduktion an Menschen auf den relativ kleinen 
japanischen Inseln veranlaßte die japanischen Staatsmänner, 
militärisch und wirtschaftlich auf dem Kontinent Fuß zu 
fassen. Der japanische Fischer dehnte seine Züge bis hin- 
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auf nach dem Ochotskischen Meer au?, der japanische Händ¬ 
ler drang in Sachalin, in China und auf den malayischen 
Inseln vor, überall in Korea entstanden japanische Acker¬ 
baukolonien und Kaufmannssiedlungen. 

Der japanische Soldat folgte auf dem Fuße, warf in kraft- . 
vollen Operationen das verknöcherte Heer oes chinesischen 
Kaisertums über den Yalu und durch die südliche Mandschurei 
nach dem Herzen Chinas zurück und bedrohte Peking. 
Schon glaubten die klugen Insulaner, die Herrschaft über 
ganz Ostasien, über die gelben Völkermengen Chinas sicher 
in Händen zu haben. 

Es war ein Irrtum. Auf ihrem nationalistisch-imperialisti¬ 
schen Wege fand die japanische Eroberungspolitik die drei 
Großmächte Rußland, Frankreich, Deutschland, die durch 
das Vorgehen Japans die eigenen Interessen bedroht sahen 
und ihm den Verzichtfrieden von Schimonoseki im Jahre 
1895 aufzwangen. Es mußte sich mit der Festsetzung in 
Korea und der wirtschaftlichen Ausbeutung dieses Landes 
und der Abtretung der Insel Formosa durch China be¬ 
gnügen. Der Friede von Schimonoseki hatte aber nicht nur 
eine Zurückdämmung der japanischen Ansprüche zur Folge, 
sondern vor allem auch ein Vordringen der europäischen 
Mächte, die der japanischen Politik ein gebieterisches Halt 
zugerufen hatten, auf chinesischem Boden. China mußte die 
diplomatische Unterstützung der drei Großmächte nicht nur 
mit wirtschaftlichen Zugeständnissen, sondern auch mit terri¬ 
torialen Abtretungen bezahlen. Rußland erwarb durch Pacht¬ 
vertrag die Halbinsel Liaotung im Innern des Gelben Meeres 
und sicherte sich dadurch die ganze Mandschurei als Inter¬ 
essengebiet. In Port Arthur entstand ein gewaltiger russischer 
Kriegshafen, in dem nahegelegenen Dalnij ein bedeutsamer 
Stützpunkt für den russischen Handel. 

In Schantung setzte sich bald darauf Deutschland fest und 
schuf sich dort die Kolonie Kiautschou, was wiederum die 
Erwerbung des Hafens Waihaiwai im Golf von Petschili 
durch England veranlaßte. 

Die Lage Japans, das das Recht für sich in Anspruch 
nahm, die erste Macht Ostasiens zu sein, wurde durch das 
Auftreten der europäischen Großmächte, wie es sich als 
Folge des Friedens von Schimonoseki ergab, sehr erschwert. 
In seinem Streben nach der Vormachtstellung innerhalb der 
gelben Rasse und nach politischer und wirtschaftlicher Be- 
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herrschung Chinas waren ihm gewaltige Konkurrenten er¬ 
standen. Diese schwierige Lage setzte die japanische Politik 
auf Rechnung 'des Eingreifens Deutschlands bei der Frie¬ 
densvermittlung im Jahre 1895, dem es bei dieser diplo¬ 
matischen Aktion die Führerrolle zuschrieb. 

Bis dahin waren die Beziehungen zwischen Deutschland 
und Japan nur freundschaftliche gewesen. Der deutsche Han¬ 
del hatte sich auf den japanischen Inseln eine achtung¬ 
gebietende Stellung errungen, kulturelle Fäden mannigfacher 
Art spannen sich zwischen den beiden Nationen. Die wissen¬ 
schaftliche und militärische Bildung Deutschlands drang durch 
die verschiedensten Kanäle in Japan ein, wo deutsche Pro¬ 
fessoren an der Universität, deutsche Militärinstrukteure unter 
der Führung Meckels im Heere wirkten. 

Diese auf kulturellem Gebiet bestehenden Beziehungen ha¬ 
ben trotz dem politischen Gegensätze bis heute noch nicht 
allen Einfluß verloren. Japan ist der einzige unserer Gegner, 
der, soweit wir unterrichtet sind, die Kriegsgefangenen 
menschlich behandelte und der dem deutschen Staatsangehöri¬ 
gen auch während des Krieges friedliche Betätigung auf 
japanischer Erde gestattete. 

Aber politisch sah Japan seit den Tagen von Schimonoseki 
in dem Deutschen Reiche einen Feind, um so mehr, als auch 
in den auf den Friedensschluß folgenden Jahren die deutsche 
Politik stets wohlwollend für Rußland war. 

Seit der gewaltigen Machtentfaltung des Zarentums in der 
Mandschurei und auf der Halbinsel Liaotung wuchs dieses 
zum gewaltigsten Gegner Japans heran. Daß die kriegerische 
Auseinandersetzung zwischen Rußland und Japan kommen 
mußte, war dem einsichtigen japanischen Politiker zum Glau¬ 
benssatz geworden; je mehr die russische Stellung durch die 
deutsche Unterstützung gestärkt würde, um so mehr ver¬ 
tiefte sich auch die Kluft zwischen Japan und dem deutschen 
Volke, trotz der großen Hochachtung, die der lernbegierige 
Japaner der deutschen Wissenschaft entgegenbrachte. 

Mit der Zeit machte sich auch infolge der größeren Aus¬ 
breitung des deutschen Handels und der deutschen Schiff¬ 
fahrt in Ostasien eine gewisse wirtschaftliche Konkurrenz 
geltend. In Japan hatte ein ähnlicher Vorgang wie die 
deutsche Uebervölkerung stattgefunden und dort auch ähn¬ 
liche Folgen, wie die sprunghafte Aufwärtsentwicklung der 
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Industrie, nach sich gezogen. Auf den Märkten Ostasiens 
traten die billigen deutschen Manufakturwaren mit denjenigen 
japanischer Herstellungsart in Wettbewerb, die deutschen 
Linien rissen bald auch die Küstenschiffahrt und große Teile 
des Verkehrs auf den mächtigen Strömen Chinas an sich. 
Der Grundsatz der offenen Tür in Ostasien, den die euro¬ 
päischen Mächte verfochten, entsprach nicht der japanischen 
Anschauung, die das ganze Ostasien von Kamtschatka über 
China bis nach den Philippinen als wirtschaftliche und poli¬ 
tische Domäne Japans betrachtete. 

Die japanische Politik ist klar und zielbewußt. All ihre 
Erwägungen und Handlungen haben den ausgesprochenen 
Zweck, dem Inselstaat die Vorherrschaft in Ostasien und auf 
dem Stillen Ozean zu verschaffen. Sie mußte daher darauf 
gerichtet sein, zunächst eine Bresche in die Solidarität der 
an Ostasien interessierten europäischen Großmächte zu schla¬ 
gen, um diese dann einzeln, bei dem gefährlichsten beginnend 1 , 
aus ihrem Interessenbereich zu verdrängen. Gewandt be¬ 
nützte sie den um die Jahrhundertwende noch scharf aus¬ 
gesprochenen Gegensatz zwischen Rußland und England. 
Das Bündnis mit England, das im Jahre 1902 abgeschlossen 
wurde und zu dem Deutschland der Beitritt freistand, deckte 
ihm den Rücken und ermöglichte ihrti alle Kräfte gegen den 
gewaltigsten Feind, Rußland zu vereinigen. 

Der Ausgang des russisch-japanischen Krieges ist be¬ 
kannt. Rußland wurde aus seiner beherrschenden Stellung 
am Gelben Meer vertrieben, an seine Stelle trat Japan, das 
nicht nur ganz Korea, den größeren Teil der Insel Sachalin, 
seinem Herrschaftsbereich einverleibte, sondern vor allem 
durch die militärische Flankenstellung in der Mandschurei 
in den Stand gesetzt wurde, einen gewaltigen Druck auf 
die inerte Menschenmasse Chinas auszuüben. 

Japan hatte mit einer von den europäischen Großmächten, 
die Japan im Frieden von Schimonoseki so schwer verletzt 
hatten, mit Rußland, seine Rechnung beglichen. Frankreich 
trat, da es in China keine Angriffspunkte bot, auch wirt¬ 
schaftlich kein Konkurrent war, für die japanische Politik 
mehr oder weniger in den Hintergrund. Nur Deutschland 
bewahrte seine überragende S+ellung am Stillen Ozean; es 
galt nach der Niederwerfung Ruß.ands Japan als das größte 
Hindernis auf dem Wege zur Beherrschung der gelben 
Welt. 
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Der Ausbruch des Weltkrieges bot die Gelegenheit, auch 
diesen Gegner auszuschalten. Nicht die Freundschaft für 
England, nicht das mit diesem geschlossene Bündnis veran- 
laßte Japan, auf der Seite unserer Feinde in den Krieg zu 
treten, sondern nur seine durch die deutsche Stellung in 
China, durch die Entwicklung der deutschen Wirtschaft in 
Ostasien und durch die territoriale Fußfassung des Deut¬ 
schen Reichs in Tsingtau bedrohten Interessen. 

Sein Eingreifen hatte den militärisch-politischen Erfolg der 
Wegnahme Tsingtaus und der Ueberantwortung dieses Ge¬ 
biets in japanischen Machtbereich, den wirtschaftlichen der 
Vertreibung der deutschen Handelskonkurrenz aus seiner 
Domäne, und schließlich den moralischen Erfolg der Ge¬ 
nugtuung für den Frieden von Schimonoseki. Auen zwischen 
Deutschland und Japan ist die Rechnung glatt. 

Das Recht des Japaners, in Ostasien eine Vormachtstellung 
zu beanspruchen, kann nicht geleugnet werden. Der ganze 
östliche Teil Asiens und die diesem vorgelegenen Inseln sind 
von der gelben Rasse und diesen nahe verwandten Völker¬ 
schaften bewohnt. Japan stand ihnen allen viel näher als die 
weiße aus Europa kommende Rasse, welche nur Ausbeutungs¬ 
zwecke verfolgte und deren Kultur im* Auge des Japaners 
schon deshalb nicht über der des Ostens stand, als sie 
von skrupellosem Erwerbssinn beherrscht war. Die Erstar¬ 
kung der Großmachtsidee in Japan, unterstützt durch großen 
technischen und wirtschaftlichen Fortschritt, durch eine ge¬ 
waltige Entwicklung des Heerwesens, raschen Aufstieg der 
Industrie, Uebernahme eines Teiles der westlichen Zivili¬ 
sation berechtigte überdies das japanische Volkstum, die 
Herrschaft über den westlichen Teil des Stillen Ozeans an¬ 
zutreten. Die weißen Nationen betrachtete es, von seinem 
Standpunkte aus mit Recht,' als lästige Eindringlinge, gegen 
die es die ganze Schwerkraft der gelben Rasse zu mobili¬ 
sieren galt. 

Die japanische Politik hat ohne Zweifel gewaltige Erfolge 
aufzuweisen. Es ist ihr gelungen, die russische, die deutsche 
Konkurrenz auszuschalten und der englischen durch die Rolle, 
die es im Weltkriege spielte, einen großen Teil der Gefahr 
zu nehmen. Es hat die Zeit, wo es während des Krieges 
nahezu völlig freie Hand in Ostasien hatte, dazu benutzt, 
sich auf dem Kontinent, in Sibirien, in China eine die Be¬ 
deutung aller andern Großmächte überragende Stellung zu 
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schaffen; sein durch den Krieg nur wenig in Anspruch ge^ 
nommenes Heer ist zu einem gewaltigen Machtfaktor heran¬ 
gewachsen ; es hat seine Kriegsflotte, seine Handelsflotte 
ausgebaut und die Finanzen geordnet. Aus Rußland flössen 
während des Krieges der japanischen Rüstungsindustrie un¬ 
geheure Gelder zu, sogar England schuldet heute Millionen 
an Japan. Große Teiie der gelben Völkermassen Ostasiens 
hat es militärisch organisiert, so daß heute kein Volk am 
Westrande des Stillen Ozeans ihm auch nur mit geringer 
Aussicht auf Erfolg militärisch gegenübertreten könnte. 

Das Selbstbewußtsein der gelben Großmacht ist ungeheuer 
gestiegen. Das Ziel, die Alleinherrschaft auf dem Stillen 
Ozean auch gegenüber den angelsächsischen Mächten zu 
erringen, dürfte das nächste der japanischen Politik sein. 

Der Gegensatz zu den Vereinigten Staaten ist durch den 
Krieg nicht kleiner geworden, seine Austragung wurde nur 
verschoben. Japan wird es auf die Dauer nicht dulden, daß 
die Philippinen amerikanischer Besitz bleiben, und daß der 
amerikanisch-englische Handel die überragende Stellung bei¬ 
behält, die er dank der Ausschaltung des deutschen in Ost¬ 
asien heute besitzt. 

Es wird auch nicht gestatten, daß seine Staatsangehörigen 
auf dem Boden der nordamerikanischen Union weiter einer 
erniedrigenden Behandlung ausgesetzt werden. Das Ansied¬ 
lungsrecht wird es sich auf die Dauer nicht verweigern 
lassen. 

Die enge Verbindung mit Koltschak, dem russischen Dik¬ 
tator, die Ablehnung, japanische Kräfte irgendwo anders 
als in Ostasien zu verwenden, die Bewaffnung bis auf die 
Zähne, läßt die Richtung, die die zukünftige japanische 
Politik nehmen wird, heute bereits »in ihren Umrissen er¬ 
kennen. England und Amerika sind im Kampf um die Herr¬ 
schaft im atlantischen Gebiet die Sieger geblieben. Der 
Kampf um die endgültige Weltherrschaft aber ist noch nicht- 
ausgefochten. Sein Schauplatz wird der Stille Ozean sein. 
Dort wird endgültig darüber entschieden werden, ob der 
weißen oder der gelben Rasse die Zukunft gehört. 

(Schluß folgt.) 
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H. FEHLINGER: 

Auswanderungsziele. 

A LS der Krieg verloren und das alte Deutschland zusam¬ 
mengebrochen war, wurden weite Kreise unseres Volkes 
von Auswanderungslust ergriffen. Viele glaubten, durch Ver¬ 
lassen Deutschlands sich eine bessere Lebenshaltung sichern 
und dem Mittragen der Kriegslasten entgehen zu können. 
Die Veranstalter von Auswandererversammlungen in den 
großen Städten konnten sich nicht über schwache Beteiligung 
beklagen, wohl aber merkte man meist, daß die Besucher 
enttäuscht waren. Wegen der hermetischen Abschließung 
Deutschlands konnten bisher nur wenige ihre Auswanderungs¬ 
absicht verwirklichen, was mindestens den Vorteil hatte, daß 
Hunderttausende von Volksgenossen an unüberlegter oder 
doch zu wenig überlegter Auswanderung nach Ländern ver¬ 
hindert wurden, die für die Aufnahme unseres Menschen¬ 
überschusses völlig ungeeignet sind. 

Haben wir denn überhaupt einen Menschenüberschuß? Dar¬ 
an ist nicht zu zweifeln, trotzdem der Krieg so viele Leben 
kostete. Die Landabtretungen im Norden und Osten bedeuten, 
daß uns wichtige Ueberscnußgebiete für die Gewinnung von 
Nahrungsmitteln weggenommen werden, ohne daß man sagen 
könnte, unsere Volkszähl würde einen entsprechenden Rück¬ 
gang erfahren, da eine bedeutende Rückwanderung Deut¬ 
scher aus den abgetretenen Landesteilen stattündet und vLIe 
Ausländsdeutsche, deren wirtschaftliche Existenz in der Fremde 
vernichtet wurde, in der Heimat bleiben werden. Dann müssen 
wir mit ungünstigen Veränderungen im Außenhandel rechnen: 
Die Ausfuhr von Fertigfabrikaten wird lange nicht mehr 
so umfangreich sein wie ehedem, denn unsere auswärtigen 
Absatzgebiete und unsere Handelsflotte sind dahin. Und ge¬ 
rade diese Ausfuhr hat die Voraussetzungen geschaffen, auf 
Grund deren wir vom Ausland das an Rohstoffen und Nah¬ 
rungsmitteln beziehen konnten, was wir zu unserem eigenen 
Leben dringend bedurften. Daneben kam, nicht minder wichtig, 
die unmittelbare Menge von Arbeitsgelegenheit in Betracht, 
welche durch diese Ausfuhr unserem Volke geschaffen wor¬ 
den ist. Das Maß der Arbeitsgelegenheit, das durch Ausfuhr 
entsteht, ist um so größer, ein je größerer Teil der Ausfuhr 
in Fabrikaten besteht. Schließlich ist auch die Bildung pro- 
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duktiven Kapitals durch den Krieg und seine Folgezustände 
äußerst ungünstig beeinflußt und damit ebenso die Möglichkeit 
lohnender Beschäftigung der vorhandenen Arbeitskräfte. Der 
Nahrungsspielraum ist im Vergleich mit der Vorkriegszeit er¬ 
heblich eingeengt. 1 

Deshalb ist die Auswanderung als eine Notwendigkeit zu 
betrachten; sie kann mit beitragen, das Gleichgewicht zwi¬ 
schen Angebot und Nachfrage auf dem Arbeits- wie auf dem 
Lebensmittelmarkt einigermaßen wieder herzustellen. Doch 
darf sie nicht planlos erfolgen. Um dem vorzubeugen, hat 
das Reichswanderungsamt in einer Reihe von Städten, bereits 
Auskunftsstellen errichtet, und weitere Maßnahmen zur Len¬ 
kung des Auswandererstromes sind wohl zu erwarten. • 

Jedenfalls muß gestrebt werden, die Verschwendung deut¬ 
scher Volkskraft in jenen tropischen Gebieten zu verhüten, 
wo die Aussichten für ein dauerndes Erhaltenbleiben euro¬ 
päischer Bevölkerungen mangeln. Das sind hauptsächlich die 
tropischen Tiefländer. In manchen tropischen Hochländern 
— wenn schon nicht in allen — liegen die Verhältnisse ganz 
günstig, wie zum Beispiel das Gedeihen der deutschen Kaffee- 
Bauern im Bergland des brasilianischen Staates Espirito Santo 
bezeugt. Dem Klima der tropischen Tiefländer ist jedoch der 
große und massige Körper des Mittel- und Nordeuropäers 
nicht angepaßt, denn er kann dort schwer kühl gehalten 
werden. Bei den an dieses Tieflandsklima angepaßten Rassen 
haben Gelenke und Muskeln eine größere Elastizität als beim 
Europäer, weshalb die Arbeit sie nicht so sehr anstrengt 
und so rasch ermüdet. Auch die Reaktionsschnelligkeit des 
Nervensystems ist in den Tropen bei den Farbigen größer 
als bei den Europäern. Es zeigte sich, daß zum Beispiel Ja¬ 
vaner in kürzerer Zeit auf verabredete Signale antworten als 
Europäer, und daß die Schnelligkeit der Reaktion bei diesen 
abnimmt, je länger sie in den Tropen verweilen. Die Auf¬ 
merksamkeit ist nach längerem Au.enthalt in tropischen 
Tiefländern stark vermindert. Aus noch nicht näher bekannten 
Gründen wird dort das Nervensystem des Europäers un¬ 
günstig beeinflußt. Schlaflosigkeit und Reizbarkeit sind meist 
die ersten Anzeichen der Schädigung der Nerven. Unter ge¬ 
wöhnlichen Verhältnissen zeigt der Eingeborene die Reiz¬ 
barkeit des Europäers nicht, wohl aber dann, wenn er eine 


1 Vgl. Mombert: Die Gefahr einer Uebervölkerung. Tübingen 1919. 
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höhere europäische Bildung genossen hat und sein Geistes¬ 
leben sich dem europäischen nähert. Die schädigende Ein¬ 
wirkung des Tropenklimas auf die Nerven wird von fast 
allen Europäern bekundet, die während ihres Aufenthaltes 
in der heißen Zone zu geistiger Arbeit gezwungen waren, 
die dort viel schwerer zu leisten ist als in der Heimat. Doch 
auch anhaltende und anstrengende Arbeit, wie sie in Europa 
üblich ist, kann in den tropischen Tiefländern wegen des 
erschlaffenden Einflusses des Klimas, namentlich der Sonnen¬ 
hitze, nicht geleistet werden. Ist doch sogar in unseren Breiten 
die Arbeitsfähigkeit während der heißen Jahreszeit erheblich 
geringer als sonst. 

Die dunkle Haut der Eingeborenen nimmt zwar die Sonnen¬ 
wärme stärker auf als eine helle, aber sie erleichtert auch die 
Wärmeausstrahlung. Der Fettschimmer der Haut der Tropen¬ 
bewohner hat ebenfalls gesundheitlich Bedeutung. Kalorio- 
metrische Versuche haben gezeigt, daß die Fette ein sehr 
beträchtliches Strahlungsvermögen für Wärmestrahlen be¬ 
sitzen; deshalb ist der Fettschimmer der Haut ein starkes 
Abkühlungsmittel. Ueberdies ist der reichliche Hautfarbstoff 
eine Schutzeinrichtung gegen die blauen und ultravioletten, 
Lichtstrahlen, unter deren Einwirkung der hautfarbstoffarme 
Europäer in den Tropen ungleich mehr zu leiden hat als der 
Eingeborene. Die Hautatmung ist bei den dunkelfarbigen 
Tropenbewohnern heftiger als bei den Weißen. Die massen¬ 
hafte Verdunstung von Körperflüssigkeit durch die Haut er¬ 
zeugt hochgradige Verdunstungskälte, und darum fühlt sich 
zum Beispiel die Negerhaut um so kühler an, je heißer die 
Sonne brennt. Vielfach macht nicht große Hitze den Auf¬ 
enthalt in den tropischen Tiefländern für den Europäer un¬ 
erträglich, sondern der stockende Dunstkreis. Man lebt in 
einer Atmosphäre, die das Atmen verhindert und Schweiß¬ 
ströme aus den Poren treibt. 

Von den außertropischen Ländern kommen für die deutsche 
Einwanderung vor allem solche in Betracht, wo die euro¬ 
päische Wirtschaftsweise bereits Fuß gefaßt hat. Das wären 
die Vereinigten Staaten von Nordamerika und die britischen 
Siedlungskolonien Kanada, Südafrika, Australien und Neu¬ 
seeland. Die Vereinigten Staaten werden mindestens bis zur 
vollständigen Friedensumstellung. ihrer Wirtschaft die Ein- 
. Wanderung möglichst zu beschränken trachten, wenn auch bis¬ 
her keiner der hierauf abzielenden Gesetzentwürfe angenom- 
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men worden ist. In Kanada und Australien ist vorläufig die 
Einwanderung von Reichsdeutschen, Deutsch-Oesterreichern, 
Ungarn, Bulgaren und Türken verboten. Das Verbot erstreckt 
sich nicht auf ehemalige Angehörige diesem Staaten, die durch 
die Friedensverträge Bürger der verbündeten (alliierten) Staa¬ 
ten wurden. 

Von den Ländern der alten Welt würden wohl die Staaten 
auf dem Gebiete des ehemaligen russischen Reiches und die 
Balkanstaaten sowohl gewerblichen Arbeitskräften wie länd¬ 
lichen Siedlern verhältnismäßig gute Aussichten bieten, doch 
ist vorerst die politische Beruhigung dort abzuwarten. Für 
ländliche Siedelung käme vielleicht sogar Vorderasien in Be¬ 
tracht. Gut gekennzeichnet werden die Aussichten der deut¬ 
schen Auswanderung dahin in Kieslings Buch „Vorderasien, 
Rußland, Südamerika“ (Diederichs Verlagsbuchhandlung, Leip¬ 
zig), das zu den besten Stücken der neuen Auswanderungs¬ 
literatur gehört und eine Fülle sachlicher Mitteilungen und 
Ratschläge bringt. 

Sehr reich ist die Auswanderungsliteratur über Südamerika, 
das ja die meisten Aussichten hat, einen starken Strom deut¬ 
scher Auswanderer aufzunehmen, namentlich soweit es außer¬ 
halb der Tropen liegt. In den brasilianischen Südstaaten 
Santa Catharina und Rio Grande gibt es bereits eine ansehn¬ 
liche Zahl deutscher Bauernsiedlungen von ungefähr 300 000 
Köpfen, so daß sich der neue Einwanderer dort nicht mehr, 
ganz fremd fühlen wird. Vielleicht gibt ein neuer Bevölke¬ 
rungszuwachs aus Deutschland auch Anstoß zu einer etwas 
rascheren Wirtschaftsentwicklung Brasiliens. 

In mancher Beziehung noch besser sind die Aussichten in 
Argentinien, das praktisch ein Land des weißen Mannes und 
deshalb für den Fortschritt leichter zu gewinnen ist, als 
die vorwiegend von Farbigen bewohnten Freistaaten Süd¬ 
amerikas. Ohne von Rassenvorurteil befangen zu sein, muß 
zugegeben werden, daß die Anspruchslosigkeit der farbigen 
Südamerikaner, sowie ihre Abneigung gegen anhaltende und 
anstrengende Arbeit arge Hindernisse des wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Vorwärtskommens sind. Außer Argen¬ 
tinien ist noch Uruguay fast ausschließlich von Weißen be> 
wohnt, und auch in Südbrasilien spielen die Farbigen keine 
Rolle. Die südamerikanischen Weststaaten Chile, Bolivien und * 
Peru haben wegen ihrer reichen Bodenschätze gute Zukunfts- 
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aussichten, Südchile ist zudem für Bauernsiedlung wohl ge¬ 
eignet. 

Mittelamerika und Westindien gehören zu den ungesündesten 
Teilen der Erde, und sie sind nur lür den Plantagenbetrieb ge¬ 
eignet, so daß sie als Auswanderungsziele ausscheiden. Die 
Tiefländer Mexikos kommen gleichfalls zur Aufnahme deut¬ 
scher Kolonisten nicht in Betracht; dagegen hat das mexi¬ 
kanische Hochland ein gesundes Klima und guten Ackerboden. 
Nur fragt es sich, ob die ländlichen Besitzverhältnisse die 
Einwanderung angezeigt erscheinen lassen. Die politischen 
Zustände geben nicht weniger zu Bedenken Anlaß. 

Ueberall sind die Erfolgsaussichten für ungelernte Arbeiter, 
die nicht die Mittel und die Eignung zur Gründung einer 
bäuerlichen Siedlung haben, am schlechtesten, sie sollen bei 
der Auswanderung am meisten Vorsicht walten lassen, denn 
sie haben fast in jedem überseeischen Lande mit dem Wett¬ 
bewerb der überaus genügsamen, aber nicht ebenso fried¬ 
fertigen farbigen Bevölkerung zu rechnen. Das bedeutet stets, 
daß man mit einer sehr bescheidenen Lebenshaltung fürlieb 
nehmen muß, die kaum eine Besserung im Vergleich mibder 
im besiegten und bedrückten Deutschland bedeuten würde. 
Für gelernte Arbeiter ist wegen der erst wenig entwickelten 
Industrie des überseeischen Auslands (abgesehen von den 
Vereinigten Staaten und einigen britischen Kolonien) die Be¬ 
schäftigungsmöglichkeit enge beschränkt. Von den südameri¬ 
kanischen Staaten besitzt Argentinien die am weitesten aus¬ 
gebildete Industrie, aber ihre Entwicklung wird durch den 
Mangel ausgiebiger Kohlenlager stark beeinträchtigt. Ob die 
dort vorhandenen Erdölquellen Feuerungsmaterial liefern wer¬ 
den, das für Steinkohle vollwertigen Ersatz bietet, ist erst 
abzuwarten. 


Privatdozent Dr. HUBERT ERHARD (Gießen): 

Die Altersgrenze für Hochschullehrer. 

TN Oesterreich besteht seit vielen Jahren eine Altersgrenze 
von 70 Jahren. In Deutschland hat man trotz mehrmaliger 
Vorschläge, eine Altersgrenze zu schaffen, immer wieder von 
einer solchen abgesehen. Der Hinweis auf die körperliche 
und geistiger Rüstigkeit, sowie die Schaffensfreudigkeit mancher 
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Greise war für die Ablehnung der gesetzlichen Altersgrenze 
bestimmend. Diese Punkte seien vollauf gewürdigt. Allein 
es handelt sich beim Hochschullehrer um eine doppelte Tä¬ 
tigkeit, um die als Lehrer und die als Forscher. Wohl 
gü)t es und gab es im höchsten Alter stehende hervorragende 
Forscher, allein zur Lehrtätigkeit sind sie meist nicht mehr 
geeignet gewesen, wenige ausgenommen, wie z. B. den Philo¬ 
sophen Wundt und den Geologen Süß. 30 bis 40 Jahre lang 
dieselbe Vorlesung halten zu müssen, das muß mit der Dauer 
das Interesse und die Spannkraft des Lehrers lähmen. Der 
Konnex mit dem Schüler wird ein immer lockerer, das Ver¬ 
ständnis für seine Bedürfnisse und die Einfühlung in sein 
Denken und seine Auffassungsgabe läßt nach. Der greise 
Lehrer verfolgt nicht mehr die Gesamtentwicklung seiner 
Fachwissenschaft, er vergräbt sich immer mehr und mehr 
in sein Spezialgebiet. So kann zum Beispiel ein greiser Che¬ 
miker durch jährliche Entdeckungen auf dem Gebiete der 
Farbstoffchemie Weltruhm genießen, aber nicht mehr imstande 
sein ? eine für den Anfänger verständliche Vorlesung über anor¬ 
ganische Chemie zu halten. Es erscheint deshalb angezeigt, 
unter allen Umständen eine Altersgrenze, und zwar 65 Jahre, 
für die Lehrtätigkeit, also für die Abhaltung von Vorlesungen* 
festzusetzen. Da im hohen Alter auch der Blick für die 
verschiedenen modernsten Probleme einer Wissenschaft und 
für die zu ihrer Lösung notwendigen Einrichtungen und 
Apparate ein eingeschränkterer wird, so müßte auch mit dem 
65. Lebensjahre die Leitung eines wissenschaftlichen Insti¬ 
tuts aufhören. Die Rückständigkeit unserer sonst auf den 
meisten Gebieten an der Spitze stehenden deutschen Univer¬ 
sitätswissenschaft auf biologischem Gebiet gegenüber Amerika 
ist vor allem dem Mangel an Verständnis für die modernsten 
Probleme bei unseren viel zu alten Lehrern zuzuschreiben. 
Daneben ist sie auf die meist völlig veralteten Institutsein*- 
richtungen, die ja auch bisher einzig und allein der „Chef“ 
zu bestimmen hatte, zurückzuführen. Das Mitbestimmungs¬ 
recht jüngerer Dozenten bei der Verwendung des Etats, aas 
unbedingt gefordert werden muß, kann nur teilweise diesem 
Uebel abhelfen. — Ein Gebot der Billigkeit wird es jedoch 
sein, den greisen Forscher an seiner ihm liebgewordenen 
Arbeitsstätte rein als Forscher weiterwirken zu lassen. Die 
- Annahme von Schülern in seinem Seminar oder als Dok¬ 
toranden wird ihm dabei selbstverständlich zugebilligt werden 
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müssen. Auch dagegen, daß der über 65 Jahre alte Hoch¬ 
schullehrer noch als Dozent weiterwirke und Spezialvor¬ 
lesungen über sein engeres Fachgebiet abhalte, ist nichts 
einzuwenden. Man denke an Mach, der gerade in seinem 
höchsten Lebensalter noch die glänzendsten Vorlesungen über 
ein Spezialgebiet vor einem engeren Kreis von Schülern ge¬ 
halten hat. Nur die allgemeine Pflichtvorlesung, die der 
Student belegen muß, um zum Examen zugelassen zu werden, 
soll nach 65 Jahren aufhören. Während in Oesterreich Lehr- 
und Forschertätigkeit an der Hochschule mit 70 Jahren auf¬ 
hören muß, möchten wir also nur die allgemeine Lehrtätig¬ 
keit und die Leitung der Institute bis zum 65. Jahre beschrän¬ 
ken. Dafür sei für die Lehrtätigkeit des engeren Fachgebiets 
und die Forschertätigkeit keine Grenze gezogen. 

Die Altersgrenze ist schon aus dem Grunde geboten, um 
dem tüchtigen Nachwuchs Platz zu schaffen. Ein in Deutsch¬ 
land vorgekommenes Beispiel möge dies beweisen: Auf dem 
Gebiete einer Fachwissenschaft wurde man vor 40 Jahren 
im Durchschnittsalter von 30 Jahren habilitiert und war mit 
durchschnittlich 35 Jahren ordentlicher Professor und damit 
Leiter eines Instituts. Diese Professoren wurden zwischen 
60 und 84 Jahre im Dienst alt, versperrten also 25 bis 40 Jahre 
Jang ihren Nachkommen den Weg, da in der Zwischenzeit 
in Deutschland nur ein einziges neues Ordinariat auf diesem 
Gebiete errichtet wurde. Nur drei von diesen Professoren 
traten freiwillig zurück, der eine mit 84, der zweite mit 78 
und der dritte mit 70 Jahren. Die übrigen hätten vielleicht 
noch länger eine Personalerneuerung verhindert, wenn ihnen 
nicht der Tod eine Schranke gesetzt hätte. Es ist klar, daß ein 
um 10 Jahre jüngerer Kollege bei aller Tüchtigkeit vor dem 
50. Lebensjahr nicht in ein Ordinariat einrücken konnte, aus 
dem einfachen Grunde, weil keine Stelle frei war. Gerade 
die Tätigkeit der eben erwähnten alten Herren in ihrer Fach¬ 
wissenschaft liefert den Beweis für die Notwendigkeit der 
Altersgrenze. Sie schrieben ihre besten Arbeiten entweder als 
Doktoren, Assistenten, Privatdozenten oder junge Professoren 
im Alter von 30 bis 40 Jahren. Manche waren rastlos bis 
an ihr Lebensende wissenschaftlich tätig. Bei allen ließ vom 
50. Lebensjahre ab — mit einer Ausnahme — der Wert der 
wissenschaftlichen Arbeiten erheblich nach, manche produ¬ 
zierten in den letzten 10 oder 20 Jahren ihres Lebens nichts 
oder fast nichts. Ihre Vorlesungen ließen so sehr nach, daß 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 




1112 


Die Altersgrenze für Hochschullehrer. 


ihr Ansehen bei der Studentenschaft geradezu immer mehr 
und mehr sank. Es tat dem dankbaren Schüler, der den 
Lehrer in seiner geistigen Vollkraft noch gekannt hatte, im 
tiefsten Herzen weh, seinen Lehrer so verfallen zu sehen. 
Niemand sagte dies dem Greis, im Gegenteil, jetzt erst wurden 
ihm die Ehrungen zuteil, die er schon längst verdient hätte. 
Ich erinnere mich an einen Fall, daß ein genialer Forscher 
während der letzten 20 Jahre seines langen Lebens erst 
richtig Orden und Ehrungen empfing, während er in größter 
Gebrechlichkeit und völliger geistiger Stumpfheit pn Schein¬ 
dasein fristete. Man kann über solche ^»Zeichnungen denken 
wie man will — wenn schon, dann sQK man sie Menschen 
geben und nicht Mumien. Ihr allzu spätes Eintreffen erweckt 
in den meisten Gefeierten die falsche Vorstellung, jetzt be¬ 
ginne ihr Stern erst zu leuchten, jetzt dürften sie unter 
keinen Umständen „gehen“. Was soll man zu dem völlig 
verbürgten Fall sagen, daß eine Berühmtheit eine Ehrung 
nach der anderen über sich ergehen lassen mußte und dabei 
in der Vorlesung gebrechlich auf einem Stuhl sitzend immer 
leiser und leiser sprach, endlich völlig einschlief!, aber iichtig 
schlief, bis ein Student aufs Katheder stieg, der Exzellenz 
einen Stups gab, und es dann wieder weiterging. 

Ein Gebot der Billigkeit ist es, dem zurücktretenden Pro¬ 
fessor durch Gewährung einer ausreichenden Pension einen 
sorgenfreien Lebensabend zu verschaffen. Man bedenke, daß 
mancher greise Professor jetzt während des Krieges ohne 
jüngeren Hilfsarbeiter die ganze Last der Lehrtätigkeit ge¬ 
tragen hat. Was unsere Frauen und unsere Greise im Kriege 
geleistet haben, soll nie vergessen werden. Dabei ist zu 
erwägen, daß die Teuerungszulagen der Hochschullehrer in 
keinem Verhältnis zur allgemeinen Preisteuerung standen. Die 
Haupteinnahmequelle der meisten Professoren bilden die Kol- 
leggelder. Diese betrugen im Kriege oft nur Vio des Frie¬ 
densstandes. Nicht nur Privatdozenten sondern auch Ordina¬ 
rien, die für eine größere Familie zu sorgen hatten, gerieten 
in finanzielle Bedrängnis oder mußten sich stark einschränken. 
Jetzt bietet sich endlich Gelegenheit, das alles nachzuholen. 
Doppelt soviel Studenten wie in Friedenszeiten sorgen für 
doppelt so viel Kolleggelder. Bei einem Gehalt von 12 000 
Mark betragen sie an kleinen Universitäten jetzt im Durch¬ 
schnitt wohl 15 bis 20 000 Mark; an den größten Universitäten 
mögen sie auf 40 000 Mark ansteigen. Vor allem erscheint 
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es billig, die Kolleggelder abzuschaffen oder sie gleichmäßig 
zu verteilen und dadurch das Gehalt zu erhöhen. Ein Pro¬ 
fessor für indische Literatur hat zum Beispiel das gleiche 
Gehalt wie einer für innere Medizin. Beide haben die gleiche 
Arbeit. Der erstere hat aber im Höchstfall 20 Hörer, da kein 
Mensch indisch lernen muß. Den letzteren müssen 400 hören, 
sonst bekommen sie die Zulassung zum Examen nicht. Außer¬ 
dem hat der letztere eine staatliche Dienstwohnung und ver¬ 
dient durch die in der staatlichen Klinik aufgenommenen 
Privatpatienten jährlich 200 000 Mark. Ich hörte bei einem 
Rektorsessen Magnifizenz sagen: „Ich bin nur Philosoph, 
da müssen sie sich mit einem einfachen Essen begnügen; 
wenn ein Mediziner dran kommt, dann wird es schon was 
Feineres geben.“ — Wenn der Reichsausschuß akademischer 
Berufsstände fordert: „Erhöhung der Pension, Recht des Be¬ 
amten mit dem 60. Lebensjahre unter Gewährung der Höchst¬ 
pension aus dem Dienste zu scheiden, Erhöhung der Pension 
der Hinterbliebenen, ihre sinngemäße Abstufung,“ so kann 
man dem allem nur zustimmen. Solange die Kofleggelder so 
hoch sind, wird kein Professor darauf verzichten wollen 
und sich mit der Höchstpension zufrieden geben. Ablösung 
der Kolleggeldereinnahmen durch Erhöhung des Gehalts und 
entsprechende Höchstpensionen, das erscheint die beste Lö¬ 
sung, um einem ergrauten Gelehrten einen sorgenlosen Le¬ 
bensabend zu bereiten. 


Dr. PAUL IMHOFF: 

Die Valuta. 

\\fIR leben nicht auf einer weltfernen Insel, die uns alles 
zum Leben Notwendige spendet, wo wir uns ohne Rück¬ 
sicht auf die übrige Welt nach unserer Weise ausleben 
können. Nein, wir leben in Deutschland immer noch, in dem 
durch die englische Hungerblockade zusammengebrochenen 
Deutschland, das hungernd und dürftig gekleidet nach Ver¬ 
sailles ging, um zu bekennen: Deutschland kann nicht 
fünf Jahre ohne die übrige Welt leben; es braucht von 
ihr für seine Bevölkerung Lebensmittel und vielerlei Roh¬ 
stoffe für seine verschiedenen Industrien. Die übrige Welt 
muß Deutschland mit diesen Stoffen versorgen, wenn sie 
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es nicht dem Hungern, dem Frieren und der Arbeitslosigkeit 
preisgeben will. 

Um sich in großen Zügen eine Vorstellung davon zu 
machen, wie abhängig Deutschland heute vom Ausland ist, 
müssen wir uns erinnern, daß das emsig schaffende Deutsch¬ 
land der Vorkriegszeit durch Lebensmittel- und Rohstoff- 
käute eine Einfuhr hatte, die um viele Milliarden jährlich 
den Wert der Ausfuhr überstieg. Trotzdem verarmten wir 
nicht, sondern wurden als Volk jährlich reicher, weil unsere 
Unternehmungen im Auslande und unsere Schiffahrt uns 
das Weniger der Ausfuhr und darüber hinaus einbrachten. 

Man hat nun in Versailles nicht nur unsere gesamte Han- 
desflotte uns weggenommen, sondern auch wirtschaftlich uns 
dadurch verkrüppelt, daß man (entgegen dem Völkerrecht) 
die deutschen Privatunternehmungen in der ganzen Welt 
auflöste und beschlagnahmte, und alle Beziehungen Deutsch¬ 
lands zur Außenwelt dadurch vernichtete, daß man allent¬ 
halben die Ausländsdeutschen aus ihren Heimen vertrieb 
und sie nach Deutschland schickte. Aber mehr noch: man 
schnitt aus dem deutschen Reichskörper im Osten die großen 
Korn- und Kartoffelkammern, was das Mehr unserer Lebens¬ 
mitteleinfuhr, und man nahm uns unsere Kolonien, was den 
Wert der ausländischen Einfuhr an Rohstoffen vergrößern 
muß. 

Es ist damit klar, und wir wollen es erfassen und aus¬ 
sprechen: Unsere Einfuhr überschreitet die Ausfuhr dem 
Werte nach bei weitem und mehr als früher. Es fließt 
deutsches Geld andauernd mehr ins Ausland ab als durch 
ausländische Käufe deutscher Waren wieder nach uns zu¬ 
rückströmt. Die deutsche Mark bleibt also im Auslande 
dauernd angeboten, was zur Folge hat, daß ihr Wert bei der 
Umwechslung oder Umrechnung in die Münze des betreffen¬ 
den Landes sinkt, das heißt, daß die deutsche Valuta, die 
deutsche Währung, fällt. Da man uns durch Zerstörung und 
Wegnahme unserer Unternehmungen im Auslande und un¬ 
serer Handelsflotte die Möglichkeit genommen hat, durch sie 
wie vor dem Kriege das Mehr des Einfuhrwertes wieder 
zu decken, so müssen wir als Volk unaufhaltsam und unrett¬ 
bar verarmen. 

Der Friede von Versailles hat nun auch dafür gesorgt, 
daß dieser Zustand für Jahre erhalten bleibt, indem wir. 
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falls wir in den nächsten Jahren Schiffe bauen, diese ans 
Ausland ablie.ern müssen. 

Die Größe der sogenannten Entwertung der Mark, das 
heißt die Festlegung der deutschen Valuta, ist der Willkür 
des Auslandes anheimgegeben, da Angebot und Nachfrage 
sich nicht annähernd die Wage halten. Wir finden darin 
innerhalb weniger Tage die wildesten Schwankungen. Die 
Valuta ist damit ein politisches Machtmittel der fremden 
- Staaten, und zwar ein wirksameres als Armeen und Kriegs¬ 
schiffe und für das Ausland politisch gefahrloser, weil es 
der großen Masse des Volkes (des eigenen und wie des 
dadurch gestraften) als solches nicht in die Augen springt. 
— Machen wir uns durch irgendeine Maßnahme im Aus¬ 
lande mißliebig, so wirft es, was unter den heutigen Ver¬ 
hältnissen eine Kleinigkeit ist, die deutsche Valuta. -%Die 
Folge ist: wir können im Auslande weniger kaufen, und 
unser Magen bleibt leer oder nur halb gefüllt, und wir werden 
gefügig. Mit der Valuta beherrscht das Ausland auch unsere 
Innenpolitik. Denn wie können wir unser deutsches Haus 
stramm sozialistisch ausbauen, solange uns reine Kapitalisten¬ 
staaten mit Hilie unseres Magens beherrschen?! — Die 
Erkenntnis dieses schrecklichen Zustandes sollte den Bruder¬ 
zwist im deutschen Volke unmöglich machen. 

Wir bleiben für Jahre an die Westmächte gekettet. Sie 
werden aus uns herausholen, was zu holen ist. Unsere Ver¬ 
armung wird nicht mit Riesenschritten vor sich gehen. Denn 
das Niedrighalten unserer Valuta dient den Ausländern auch 
dazu, Ankäufe unserer inländischen Unternehmungen wie der 
Bergwerke, der Kraftanlagen, Binnenschiffahrt usw. zu er¬ 
möglichen und äußerst gewinnversprechend zu gestalten. 
Ein weiterer Weg dazu ist ihnen das Offenhalten unserer 
westlichen Zollgrenze, wodurch das deutsche Geld in Strö¬ 
men für alle möglichen entbehrlichen Luxuswaren ins Aus¬ 
land abfließt. Ferner das Verbot des Erhebens unseres Zolles 
in Goldmark. Diese beiden Maßnahmen beweisen, daß wir 
uns zum Vorteil des Auslands verbluten sollen. Sie beant¬ 
worten dazu auch die äußerst schwerwiegende Frage: welches 
Interesse wiegt beim Verbände mehr, uns wirtschaftlich tot 
zu machen oder uns die loyale Ausführung unserer Friedens¬ 
bedingungen zu ermöglichen? — Jetzt kann die Antwort 
nur lauten: uns zunächst zu erdrosseln. Denn das wird 
dem Auslande unsere uns noch gebliebenen Werte übermitteln 
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und beläßt ihm gleichzeitig die durch das Unterschreiben des 
Friede ns Vertrages erhaltenen Rechtstitel, deren Einlösung es 
nur hinausschiebt. 

Der Gang der Ereignisse wird voraussichtlich etwa der 
folgende sein: der Zustand des Halbhungers bleibt bestehen 
und damit die Abwanderung unserer Werte ins Ausland. 
Mittel dazu: tiefe Valuta, geringe Zumessung von Schiffs¬ 
raum, geringe Kreditgewährung, offener und geheimer Boy¬ 
kott alles Deutschen in der Welt. Nachdem dieser Prozeß 
des Ausblutens genügend vorgeschritten ist: Heben der 
Valuta. Wir dürfen wieder billig im Ausland kaufen, der 
Hunger wird schwinden. Das Ausland hat den Wert seiner 
deutschen Anlagen in märchenhafter Welse vergrößert. — 

Aber die 'soziale Struktur des deutschen Volkes hat sich 
verändert. Die Unternehmergewinne bleiben nicht mehr im 
inlande, um hier durch Neuanlage mehr Menschen Brot zu 
verschaffen, sondern sie fließen ins Ausland, und Gewinne 
verstaatlichter Betriebe dienen nicht mehr dazu, unsere staat¬ 
lichen Unternehmungen zu verbessern und zu erweitern und 
dadurch den in ihnen beschäftigten Menschen vermehrte 
Arbeitsgelegenheit zu geben, oder um unsere Steuern zu 
verringern, sondern auch sie fließen ins Ausland zur Deckung 
unserer Kriegsbußen. — Der Staat wird für den Ausländer 
der Büttel sein, der aus den deutschen Staatsbetrieben höhere 
Gewinne herauspressen muß. Wir wären die Kulis des Aus¬ 
landes und als Volk vernichtet. 

Um das Entsetzliche zu verhindern, heißt'es arbeiten und 
wieder arbeiten, Werte schaffen, weniger zur Hebung der 
Valuta, denn deren Wert wird weiter vom Ausländ bestimmt 
werden, sondern um Kredit für Käufe im neutralen Ausland 
zu erhalten. Dann können wir vielleicht das Ausbluten so¬ 
lange bekämpfen, bis wir die Freundschaft sozialistischer 
Agrarstaaten gewonnen und sie uns wertvoll gemacht haben. 

Zunächst beherrscht das Damoklesschwert der Valuta weiter 
die Stunde. 
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Wir empfehlen nachstehend verzeichnete Werke von 

Karl Kautsky 


Der Ursprung des Christentums. Eine historische Unter¬ 
suchung von Karl Kautsky. 8. Tausend. Preis gebunden M. 9.— 

Vorläufer des neueren Sozialismus. Von Karl Kautsky. 

Dritte unveränderte Auflage. 

Erster Band: Kommunistische Bewegungen Im Mittelalter. 

Preis gebunden M. 6.— 

Zweiter Band: Der Kommunismus In der deutschen Reformation. 

Preis gebunden M. 6.— 

Karl Marx* ökonomische Lehren. Von Karl Kautsky. 

Sechzehnte Auflage. Preis gebunden M. 5.50. 

Das Erfurter Programm. Von Karl Kautsky. Vierzehnte 
Auflage. Preis gebunden M. 5.50. 

Thomas More und seine Utopie. Von Karl Kautsky. 

Dritte Auflage. Preis gebunden M. 6.— 

Ethik und materialistische Geschichtsauffassung. 

Von Karl Kautsky. 9. Tausend. Preis gebunden M. 5.50. 

Vermehrung und Entwicklung in Natur und 
Gesellschaft. Von Karl Kautsky. Preis gebunden M. 5.50. 

Die Klassengegensätze im Zeitalter der franzö¬ 
sischen Revolution. Von Karl Kautsky* Dritte Auflage, j 
Preis kartoniert M. 1.20. 

Parlamentarismus und Demokratie. Von Karl Kautsky. 

Zweite, durchgesehene und vermehrte Auflage. Preis kartoniert 
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DE GLOCKE 

36. Heft 6. Dezember 1919 5. Jahrg. 

Nachdruck sämtlicher Artikel mit ausführlicher Quellenangabe gestattet 
ERICH KUTTNER: 

Quillaume le timide. 

|JEBER der Regie 4 er neuen Republik waltet ein Unstern. 

Alles kommt anders auf die Bühne, als es geplant war. 
Dadurch verlieren viele Dinge, die gut gemeint und an sich 
auch gut durchgeführt waren, einen großen Teil ihrer Wir¬ 
kung. 

Durch , eine Indiskretion von der Gattung, ohne die unser 
Zeitalter nicht fnehr leben zu können scheint, wird jetzt 
die Arbeit Karl Kautskys über den Kriegsausbruch, die er 
auf Grund des amtlichen Archivstudiums verfaßt hat, bruch¬ 
stückweise aus dem Ausland bekannt, noch ehe das Werk 
im Inland erschienen ist. Auf diese Weise lernt das Publikum 
tropfenweise kennen, was es auf einmal erfahren sollte. Ein 
Grund mehr, die Herausgabe in Deutschland mit allen Mitteln 
zu beschleunigen. 

Nachdem aber nun einmal Teile der Kautskyschen Arbeit 
bekannt geworden sind, und nachdem namentlich schon ein 
Teil der alldeutschen Presse versucht hat, diesen Veröffent¬ 
lichungen die Spitze abzubrechen, darf auch von der Gegen¬ 
seite ein Urteil über das bisher Bekanntgewordene gefällt 
werden; freilich ein Vorbehaltsurteil, da die bisherigen Ver¬ 
öffentlichungen weder authentisch noch vollständig sind. 

Doch um einen Punkt scheint bereits jetzt Klarheit geschaf¬ 
fen zu sein: die Person des Exkaisers und die verhängnisvolle 
Rolle, die er bei Kriegsausbruch gespielt hat, tritt plastisch 
ins Licht der Oeffentlichkeit. 

Es war schon ehedem bekannt, daß die Aktenstücke über 
den Ausbruch des Krieges eine große Anzahl eigenhändiger 
kaiserlicher Randbemerkungen aufweisen, deren Inhalt auf 
Wilhelms Charakter und Politik ein mehr als zweifelhaftes 
Licht werfen sollte. Dieser hat deshalb bereits Sorge getragen, 
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der Oeffentlichkeit mitzuteilen, daß man ihn auf seine Rand¬ 
bemerkungen nicht festlegen und ihn nicht danach beurteilen 
dürfe. Eine rächt gerade mutige Haltung! Wilhelm hätte 
sich daran erinnern dürfen, daß eine Anzahl Aktenvermerke 
seiner Vorfahren geradezu sprichwörtlich geworden sind und 
in der offiziellen Hohenzollernlegende eine große Rolle 
spielen. Jeder Gymnasiast myßte die berühmten Aktenver¬ 
merke Friedrich Wilhelms I. und Friedrich II. auswendig 
lernen. („Ich establiere die souverenite meines etats wie 
einen rocher de bronce,“ — „bei mir kann jeder nach seiner 
Fagon selig werden,“ — „Gazetten sollen nicht genieret 
werden“ usw. usw.) Freilich haben für Geschichtsforscher 
andere Randbemerkungen auch wesentliches Material zur Zer¬ 
störung der Hohenzollernlegende geboten, so Friedrich Wil¬ 
helms III. Anmerkungen zu den großen Reformplänen seiner 
Minister („Als Poesie gut, aber niemand kommen werden“ 
usw.). 

Für die individuelle Charakterbeurteilung eines Monarchen 
kann es jedenfalls gar kein besseres Erkenntnismittel geben 
als die Sätze, die er seinem ursprünglichen Gefühl und Ein¬ 
druck folgend und ohne sich Zwang anzutun, als seine per¬ 
sönliche Ansicht zu den Dingen notiert hat. Wenn der fürst¬ 
liche Urheber selbst behaupten wollte, daß seine Politik nach¬ 
her eine andere gewesen sei, <— er kann nicht behaupten, daß 
sein Charakter ein anderer gewesen ist, als er in solchen 
höchstpersönlichen Meinungskundgebungen zutage tritt. Doch 
auch die politisch^ Bedeutung solcher Randbemerkungen darf 
nicht unterschätzt werden. Sie bedeuten eine Anweisung 
an die amtlichen Stellen, die später die offizielle Bearbeitung 
der Akten übernehmen, im Sinne der dort nfedergelegten 
Ansichten zu handeln. Bei der ausschlaggebenden Rolle, die 
der Monarch des Obrigkeitsstaates gerade in der auswärtigen 
Politik spielt, kommt der Tenor solcher Anmerkungen dienst¬ 
lichen Befehlen gleich, sie sind keineswegs nur private stilisti¬ 
sche Uebungen des Verfassers. 

Aber betrachten wir die Anmerkungen zunächst nur als 
Schlüssel zum Studium des Charakters. Ueber Wilhelms Cha¬ 
rakter herrschte bei denen, die ihn wirklich erkennen wollten', 
schon lange vor dem Krieg kein Zweifel. Am allerwenigsten 
bei seinen Getreuen. War es doch die alldeutsche und scharf¬ 
macherische „Post“, die mitten in der Marokkokrise Wilhelm 
daran erinnerte, daß man ihn in Frankreich bereits öffentlich 
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nenne „Guillaume le timide , le valeureux poltron (Wilhelm 
der Furchtsame, der großsprecherische Tölpel)“. Man wußte 
in den Kreisen der „Post“, daß Wilhelm gegen nichts empfind¬ 
licher war. als gegen den Vorwurf der Feigheit. 

Nur nicnt feige scheinen! Wilhelm war durchaus in jenen 
Hohenzollern- und Offizierstraditionen erzogen, deren erstes 
Gebot ist, nach außen hin schneidig aufzutreten und niemals 
^Schlappheit“ oder Mutlosigkeit zu verraten. Auf die Inne-' 
haltung dieses Ehrenkodex war Wilhelms ganzes Trachten 
gerichtet und er war um so ängstlicher bemüht, den Schein 
zu wahren, als er inneren, moralischen Mut nicht besaß. 
Solches Schwächegefühl führt regelmäßig zu affektiert schnei¬ 
digem und herausforderndem Auftreten, um den inneren De¬ 
fekt zu verdecken. Aber der Charakterkenner wird dadurch 
nicht getäuscht, und durchführen läßt sich dieses Spiel nicht. 
Politisch verantwortliche Stellungen haben für ihren Inhaber 
die unangenehme Eigenschaft, daß sie in entscheidenden Si¬ 
tuationen seine Charakterschwächen unfehlbar an den Tag 
bringen. Wenn oft gesagt wird, „die Politik verdirbt den 
Charakter“, so hieße das richtiger „die Politik enthüllt dein 
Charakter“; sie bringt gute wie schlechte Eigenschaften an die 
Oberfläche, die ohne die großen Anforderungen des politischen 
Handelns verborgen geblieben wären. 

Wilhelm war gegen den Vorwurf der Feigheit übermäßig 
empfindlich, — weil er im Grunde seines Herzens feige 
war. Einen Mutigen hätte der Verdacht kalt gelassen. 
Wilhelm war aber bestrebt, die innere Schwäche um 
jeden Preis zu verhüllen. „Diesmal soll man nicht von mir 
sagen können, ich wäre zurückgewichen“, dieser Ausspruch 
bildete das Leitmotiv seines Handelns in der Krise des Jahres 
1914. Und doch, die Geschichte wird sagen, daß er feige 
gewesen ist, sie wird feststellen, daß all seine Forschheit und 
sein zur Schau getragener Mut nur Maske war, die dem unge¬ 
schickten Schauspieler obendrein auf der Höhe der Katastrophe 
abfiel, so daß plötzlich sein wirkliches Gesicht zutage trat. 

Die ersten Randbemerkungen Wilhelms zeigen durchaus die 
Mutpose des äußeren Schneids. Irgendein grüner alldeutscher 
Leutnant würde sich ganz ähnlich ausgedrückt haben. „Jetzt 
oder nie“, schreibt Wilhelm an den Rand des Berichtes von 
Tschirschky, der unter dem 30. Juni meldet, daß in Wien der 
Wunsch nach gründlicher Abrechnung mit den Serben bestehe. 
Warum auch nicht? Die Serben sind ja „Mörder" und eine 
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„Räuberbande“, wie in späteren Anmerkungen Wilhelms zu 
lesen. Als von Wien am 10. Juli berichtet wird, daß man 
jetzt zu einem Entschluß kommen müsse, da unterstreicht 
Wilhelm das „Jetzt“ und bemerkt ungnädig, daß es recht 
lange daure, bis man in Wien zum Entschlüsse käme. Er 
kann gar nicht erwarten, daß das Mördernest Belgrad aus¬ 
genommen wird. 

• Aber steckt iif diesem ungeduldigen Eifer nicht schon eine 
deutlich erkennbare Wurzel der Angst? Worauf fußt 
Wilhelms Entrüstung, worauf seine Rachegier? All sein 
Denken konzentriert sich auf die Mordtat von Sarajevo. 
Menschlich sehr begreiflich. Ein fürstlicher Berufskollege, 
eine Wilhelm nahestehende Person ist ermordet worden. 
Jeder Nachtwächter ist schließlich erregt, wenn er in der 
Zeitung liest, daß ein anderer Nachtwächter in Ausübung 
seines Berufs gemeuchelt worden sei. Aber er wird sich 
nicht einbilden, daß die ganze Welt seine Aufregung teilt, er 
wird verwandtes Gefühl nur bei seinem engeren Berufs¬ 
kollegen voraussetzen. Es gehört die ganze Verblendung 
eines Monarchen dazu, der aas Dasein des Volkes nur für 
eine dauernde Anbetung seiner Gottähnlichkeit hält, um zu 
glauben, daß der Metallarbeiter Schulz oder der Landarbeiter 
Lehmann ebenso aus Wut über den Fürstenmord Kopf stehen 
wird wie er selber. Durch den Fürstenmord sieht sich Wil¬ 
helm in seiner persönlichen Sicherheit bedroht, daher seine 
flammende Entrüstung. Doch Schulz und, Lehmann leben 
deshalb nicht weniger sicher, wenn es „die dort oben“ 
trifft. 

Aber Wilhelm zittert. Er sieht — insofern ein Vorläufer der 
U.S.P. — in seiner Angst, überall „ Mörderzentralen Belgrad 
erscheint seiner angsterhitzten Phantasie als eine Hauptzentrale 
der Königsmörder. Und all sein Mut, mit dem er den heiligen 
Krieg gegen Belgrad predigt, ist im Grunde nur schlotternde 
Angst vor dem Dolche des Meuchelmörders. 

Seine innere Feigheit zeigt sich sofort in folgendem: Er 
ist zwar schnell dabei, Oesterreich Ratschläge zu geben, 
wie es den Krieg mit Serbien sicher und schmerzlos, provo¬ 
zieren könne — „den Sandschak räumen, dann ist der Krawall 
sofort da“ — aber er, der Ratgeber, möchte nicht dabei sein; 
wenn es losgeht, er will dann mit der Sache nichts zu tun 
haben. Darum läßt er sich auf die Nordlandreise schicken. 
Wie nennt man es doch? Sich ein Alibi verschaffen! „Ich 
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kann es nicht gewesen sein, denn ich sehe ja ganz woanders 
hin,“ sagt Kanchen Miesnick. 

Heimgekehrt: Solange er noch nicht an den Weltkrieg 
glaubt, und immer noch damit rechnet, es werde höchstens 
zu einem gemeinschaftlichen Kriege Oesterreichs und Deutsch¬ 
lands gegen Rußland, allenfalls noch gegen Frankreich kom¬ 
men, bleibt Wilhelm forsch und obenauf. Die von Grey 
durch Lichnowsky angebotene Vermittlung zu vieren (nämlich 
durch die vier Großmächte England, Deutschland, Frankreich 
und Italien), weist er stolz als „überflüssig“ zurück. Erst 
als er sieht, daß er sich in den Weltkrieg hineingeritten hat, 
daß England nicht neutral bleiben wird, da schlägt seine 
Stimmung um, die Maske fällt ihm vom Gesicht. Seine Rand¬ 
bemerkungen werden ängstliches Gegreine und salbadernde 
Moralpredigten gegen England, bald schimpft er, der Sohn 
einer englischen Mutter, wie ein Marktweib auf die Engländer 
„urgemein und mephistophelisch, aber echt englisch, 11 bald 
schwelgt er in kindischen Rachephantasien, deren Hirnver- 
branntneit kaum je von dem weltfremdesten alldeutschen 
Schulprofessor überboten worden ist. Weil er einmal in 
Jerusalem und in Marokko orientalischen Mummenschanz auf¬ 
geführt hat, glaubt er, auf die Kränkung seiner allerhöchsten 
Person hin werde sich die ganze mohammedanische Welt 
„gegen dieses verlogene gewissenlose Krämervolk“ erheben. 
Die „deutschen Agenten“ sollen den Aufstand besorgen. Räu¬ 
berhauptmannsphantasie, allenfalls entschuldbar dürcn die an¬ 
steckende Nähe des Unterstaatssekretärs Zimmermann. Und 
schließlich der für die innere Verzweiflung kennzeichnende 
Ausruf: „Wenn wir schon verbluten sollen, soll England 
wenigstens Indien verlieren! 14 Mag mein Volk verbluten, wenn 
ich nur dem Gegner in die Nase beiße! Er sieht das bittere 
Ende voraus, aber anstatt alle Kraft daran zu wenden, das 
heranrollende Verhängnis aufzuhalten, tröstet er sich mit 
dem Gedanken, daß vielleicht bei Gelegenheit des deutschen 
Verblutens auch England ein Schabernack gespielt werden 
könne. Pater patriae! 

Das Finale: Vollendete Kopflosigkeit des innerlich Zusam¬ 
mengebrochenen. Die Angst macht ihn närrisch. Er gibt sich 
gar Keine Mühe mehr, seinen Zustand zu verbergen. Nach¬ 
dem Graf Pourtales es fertig bekommen hat, die Kriegser* 
klärung an Rußland mit zwei Begründungen zu übergeben, 
von denen — je nach Lage der Dinge — nur die eine oder die 
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andere für den Gebrauch bestimmt war, übertrumpft Wilhelm 
dieses Meisterstück an Kopflosigkeit noch höchst persönlich, 
indem er neun Stunden nach der Kriegserklärung als „Willy“ 
an seinen lieben „Niki“ telegraphiert! — „Ich muß auf 4 as 
ernsteste von Dir verlangen, daß Du unverzüglich Deinen 
Truppen Befehl gibst, auch nur die leiseste \erletzung unserer 
Grenzen zu vermeiden.“ Neun Stunden nach der Kriegs¬ 
erklärung. Dieser Geisteszustand ist nicht mehr zu über¬ 
bieten! — 

Wir haben im vorstehenden mit Absicht nur von der Per¬ 
sönlichkeit Wilhelms, nicht von seiner Politik gesprochen. 
Das Urteil über seine Politik wird erst auf Grund eingehender, 
vollständiger Aktenkenntnis zu fällen sein. Das Urteil der 
Geschichte über seinen persönlichen Charakter steht fest, 
es ist das Urteil, gegen aas er sein ganzes Leben gekämpft 
hat und dem er doch nicht hat entgehen können: ,/Wilhelm 
der Furchtsame.“ 


HANS VON KIESLING: 

Die Ententemächte und der Weltkrieg. 

VIII. 

Schluß. 

ICH habe in vorstehenden Aufsätzen den Standpunkt all 
1 derjenigen Völker, die uns im Weltkriege gegenüberstanden, 
möglichst objektiv zu würdigen versucht. Wir haben gesehen, 
daß die Staatsmänner all dieser Nationen in ihrer Politik die 
Interessen der von ihnen vertretenen Völker verfolgten. Die 
Verschiedenheit dieser Interessen zu denjenigen des aufstre¬ 
benden Deutschlands haben schließlich den weltpolitischen 
Gegensatz herbeigeführt, der im Kriege seinen letzten ge¬ 
waltsamen Ausdruck fand. 

Es ist kindlich, einzelne mit der Schuld an dem Verhängnis* 
das über Europa hereingebrochen ist, beladen zu wollen. Es 
war das Schicksal der rein kapitalistisch orientierten Welt, in 
der die Kultur mehr und m^hr von Erwerbssinn und dem 
Hasten nach Geld überwuchert wurde, daß sich Europa in 
zwei schwer bewaffnete Lager schied, deren wirtschaftlich^ 
Konkurrenz, deren Machthunger schließlich im Kriege zusam¬ 
menprallen mußten. Schon seit 1902 bestand ein latenter 
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Kampfzustand, der nur solange nicht zum offenen Bruch 
führte, als die beiden Parteien sich noch nicht stark genug 
fühlten, mit der Waffe in der Hand den Sieg der eigenen 
Ijnteressen zu erzwingen. 

Der Kapitalismus der Entente hat gesiegt. Damit ist eine 
geschichtliche Periode zu Ende gegangen, die durch den 
geradezu beispiellosen wirtschaftlichen Aufschwung Deutsch¬ 
lands gekennzeichnet wird. Es beginnt eine neue, in der das 
deutsche Volk, wie so oft schon in der Geschichte, wieder 
ganz von vorne anfangen muß. 

Es ist zwecklos, zurückzuschauen auf das, was gewesen ist; 
es ist ohne Wert, zu denken, was sein könnte. Es gibt nichts 
anderes für das unterlegene Deutschland, als sich mit der 
vollzogenen Tatsache aozufinden und nach vorwärts zu 
schauen, in eine trübe und drückende, aber trotz alledem nicht 
hoffnungslose Zukunft. 

Der Traum von der deutschen Weltherrschaft, von der über¬ 
ragenden deutschen politischen und wirtschaftlichen Macht 
ist ausgeträumt. Wir stehen vor einem Trümmerhaufen, aus 
dem wir nur dann uns ein leidliches Haus wieder erbauen 
können, wenn wir den Mut nicht verlieren, uns von Vorurteilen 
frei machen und in äußerer und innerer Politik die offenkun¬ 
digen Fehler vermeiden, an denen das alte Deutschland zu¬ 
grunde gegangen ist. 

Die durch den Gewaltfriedien geschaffene Lage kann allein 
den Ausgangspunkt der zukünftigen deutschen Außenpolitik 
bilden. Das einzige Ziel kann die Verhinderung des deutschen 
Untergangs, die Erhaltung des deutschen Volkstums als Wert¬ 
faktor in der europäischen Völkerfamilie sein. Wiederer¬ 
weckung der deutschen Arbeitslust, auf objektiver Würdigung 
der Verhältnisse beruhende Aufnahme der Beziehungen zu den 
übrigen Völkern, die Schaffung von Möglichkeiten für die 
Verwertung der deutschen Arbeitsprodukte, die Anteilnahme 
an der Wiederherstellung der durch den Krieg zerstörten 
Werte und schließlich die Sorge für die ins Ausland abströmen¬ 
den deutschen Staatsangehörigen werden für die Zukunft 
die Richtung der deutschen Außenpolitik entscheidend beein¬ 
flussen müssen. Wenn auch die durch den Frieden von 
Versailles angebahnte Regelung der europäischen Verhältnisse 
keine endgültige ist und sein kann, so muß sie zunächst doch 
wohl die Grundlage für alle außenpolitischen Erwägungen 
bilden. 
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Der uns aufgezwungene Gewaltfriede und der Wilsonsche 
Völkerbundsgedanke sind augenblicklich die machtvollsten 
Faktoren in den zukünftigen Beziehungen der Völker unter¬ 
einander. Es kann für die deutsche Politik nur von größtem 
Vorteil sein, wenn sie sich — jenseits von gut und böse — in 
bezug auf den Völkerbund offenen Blick bewahrt und sich 
nicht darüber täuschen läßt, daß dieses Gebilde nicht das 
Allheilmittel gegen zukünftige Kriege und Verwicklungen daj-- 
stellt. Es ist nichts anderes wie eine Allianz der uns feina-t 
liehen Nationen, geschaffen, um die Durchführung des Gewalt¬ 
friedens zu erzwingen, ein Zweckverband, der die Völker, 
welche in dem vierjährigen Kriege einen Begriff von der 
physischen Stärke des deutschen Volkes bekommen haben, zum 
Widerstande gegen deutsche Kraft auch nach dem Kriege ver¬ 
einigen soll. 

Dem neuen deutschen Staate liegt jede gewaltsame Zukunfts¬ 
politik ferne. Er stellt sich bedingungslos auf den Standpunkt, 
den die Unterzeichnung des Versailler Dokuments durch seine 
Staatsmänner geschaffen hat. Das schließt nicht aus, daß das 
deutsche Volk die . Revision dieses Friedens immer wieder 
fordern wird, bis die Beruhigung auch der andern Völker, die 
Erkenntnis, daß dieser Friede nur eine Fortsetzung des 
Kampfes mit andern Mitteln ist, auch im gegnerischen Lager, 
die Aufhebung derjenigen Bedingungen herbeiführt, die in 
politischer, moralischer und wirtschaftlicher Beziehung uner¬ 
träglich sind. 

von dem Völkerbund, der aus den Versailler Entwürfen 
hervorgegangen ist, ist gedeihliche Arbeit in dieser Richtung 
nicht zu erwarten. Dem aufmerksamen Beobachter entgeht 
es nicht, daß heute bereits Unterströmungen überall sich an¬ 
kündigen, die, je größer sie werden, Kontlikte auch zwischen 
den jetzigen Kontrahenten des Völkerbundes hervorrufen müs¬ 
sen. Heute werden diese Schwierigkeiten noch durch die ge¬ 
meinsame Furcht vor der deutschen Kraft niedergehalten. Je 
mehr die letztere schwindet, um so mächtiger werden die 
ersteren. 

Ich habe schon in den die einzelnen Staaten behandelnden 
Aufsätzen darauf hin gewiesen, daß nur wenige davon wirklich 
gestärkt aus dem Weltkrieg hervorgegangen sind, sondern 
daß sich für die meisten neue Probleme ergeben haben, im 
denen die Interessen der in der Entente zusammengehaltenen 
Völker weit auseinander laufen. Ich erinnere an die sich immer 
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mehr und mehr zuspitzende wirtschaftliche Konkurrenz 
zwischen Großbritannien und den Vereinigten Staaten, an die 
gewaltige Verschuldung Englands, Frankreichs und Italiens 
gegenüber der Union, an das Heranwachsen Nordamerikas zu 
einer der ersten Militär- und Seemächte, an den japanisch-ame¬ 
rikanischen Gegensatz und an die Unzufriedenheit Italiens 
über die ihm aufgezwungiene Lösung der jugoslawischen Frage. 
Unter Umgehung des von der Entente selbst aufgestellten 
Prinzips der Selbstbestimmung der Völker hat man in Frank¬ 
reich, in Polen, in Italien deutsche Irredentagebiete geschaffen; 
an den Grenzen zwischen Jugoslawien und Italien, zwischen 
Polen und der Ukraine, zwischen Sowjetrußland und den 
früheren Randstaaten des russischen Kaiserstaats stehen sich 
die Nationalitäten schwer bewaffnet, zum Kampf gerüstet, ge¬ 
genüber. In Vorderasien, Indien und Aegypten beweist der 
enge Zusammenschluß der Mohammedaner, daß der Islam 
nicht gewillt ist, sich von den angelsächsischen und romaw 
nischen Beherrschern der Welt unterdrücken zu lassen. Das 
Anwachsen der japanischen Macht rollt das Problem des 
Stillen Ozeans in nicht mißzuverstehender Deutlichkeit auf. 
Dabei wird in allen den dem gegenwärtigen Völkerbund 
angehörenden Staaten der Gegensatz zwischen Proletariat 
und Kapital schärfer und schärfer, überall tönt auch von 
Westen das dumpfe Grollen sich ankündigender revolutio¬ 
närer Bewegungen zu uns herüber. 

Der Völkerbund Wilsons kracht, noch ehe er ins Leben 
getreten ist, in allen Fugen. Das neue Europa ist zerrissener 
denn je, überall tauchen Konfliktmöglichkeiteil, Kriegswahr¬ 
scheinlichkeiten auf, überall kündigen sich neue Kombinatio¬ 
nen und Koalitionen an. Genau wie früher werden auch im 
Zeichen des Völkerbundes die Völker ihren eigenen Inter¬ 
essen nachgehen und sich nicht um papierne Verträge küm¬ 
mern, wo ihre Interessen den Abmachungen widersprechen. 

Deutschland war am größten, als es keine politische Groß¬ 
macht war. Trotz seiner Zerrissenheit marschierte es um die 
Wende des 18. in das 19. Jahrhundert an der Spitze der gei¬ 
stigen Kultur der Welt. Das kaiserliche Deutschland hat, 
obgleich politisch eine der ersten Großmächte, nur geringe 
kulturelle Ausstrahlungen erzeugt. Unternehmertum, Streber¬ 
tum, Sucht nach Gelderwerb, Uebertreibung der Lebensr 
haltupg, Amerikanismus im schlechten Sinne des Wortes, eine 
gewisse sittliche Dekadenz, waren seine Kennzeichen. 

36/2 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 




1126 


Revolution und Gewerkschaften. 


Der größte Bundesgenosse des Deutschtums war stets 
seine geistige Kraft, die Gewalt, mit der es seine Gedanken 
äußerte. Im Zeitalter der Reformation hat es kn Kampf um 
geistigen Fortschritt das größte geleistet. Wieder bricht 
eine ähnliche Periode an, in der es, an der Spitze einer welt¬ 
bewegenden Idee stehend, einen Fortschritt für die Mensch¬ 
heit zu erkämpfen gilt. 

Der Endkampf zwischen den ohne Arbeit Besitzenden und 
den schaffenden Klassen kündigt sich an. Ueberall auch 
in den Staaten des Völkerbunds gewinnt die auf sozialem 
Boden stehende demokratische Weltanschauung, deren Vor¬ 
kämpfer das heutige Deutsche Reich ist, an Boden. Ihr 
Sieg wird die Vertreter des westlichen Kapitalismus, aus 
deren Gedanken der Friede von Versailles und der Völker¬ 
bund entsprungen sind, von ihren Thronen stürzen, aus ihr 
wird der einzig mögliche Völkerbund entspringen, der auf 
dem Prinzip der Gleichberechtigung, der gleichlaufenden In¬ 
teressen der schaffendem Arbeiter aller Nationen beruht. 
Dieser Völkerbund bedeutet zu gleicher Zeit die Revision des 
Friedens von Versailles. 


ARTHUR HOPFNER: 

Revolution und Gewerkschaften. 

Ein Jahresrückblick. 

T)ER 9. November 1918 bekundete aller Welt anscheinend 
die geschlossene Einheitsfront der Arbeiterschaft. Dieses 
Bild kam auch anfangs in der Regierung zum Ausdruck, 
indem Mehrheitssozialisten und Unabhängige zusammen¬ 
gingen. Schneller, als man glaubte, traten die Gegensätze 
zutage und endeten mit dem Rücktritt der Unabhängigen. 
Der politischen Umwälzung folgte die wirtschaftliche. Als 
neues Element traten die Ajbeiterräte auf den Plan. Vom 
Wünschen gingen die Arbeiter zum Fordern über. Die Ar¬ 
beiterräte vereinigten sich zum Vollzugsrat, dieser wählte 
wieder einen Zentralrat. Viele Wbrte wurden gewechselt, 
der häusliche Streit artete zu Lärmszenen aus, es setzten 
Generalstreiks ein, die politische Forderungen propagierten. 
Sie führten zu den Dezember-, Januar- und Märzunruhen, 
deren Folgen allen Zeitgenossen noch schaudernd im Ge- 
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dächtnis haften. Der Vollzugsrat gliederte sich in vier Par¬ 
teien, die S.P.D., die U.S.p.D., die Demokraten und die 
Kommunisten. Lange hielt die Einigkeit nicht an, da der 
Gegensatz — Betriebsdemokratie, Betriebsdiktatur, sofortige 
Sozialisierung — zwischen rechts und links irnmer mehr 
sich auswuchs. Der revolutionäre Machtdünkel veranlaßte 
die Arbeiterschaft zu Lohnbewegungen, wie sie in dieser 
Zahl und" ihren Forderungen in Deutschland bisher unbe¬ 
kannt waren. Wilde Streiks, die sich sogar auf einzelne Be¬ 
triebe erstreckten, brachen aus, Verhandlungen fanden oft 
gar nicht statt; wurde die Lohnforderung nicht sogleich be¬ 
willigt, griff man zu der Waffe des Streiks. 

Bis zu einem gewissen Grade war die aufsteigende Streik¬ 
welle vorauszusehen. Wer da hoffte, daß mit dem Waffen¬ 
stillstand die Hungerblockade ihr Ende nahm, befand sich im 
Irrtum. Die Preise für die Lebensmittel kletterten unauf¬ 
hörlich in die Höhe, der Schleichhandel blühte und die 
Wucherer waren unersättlich. Fast alle Berufe, mit Ausnahme 
der Munitionsarbeiter, waren in ihrem Lebensstandard zurück¬ 
geblieben, denn die Kriegszeit bot für Lohnbewegungen vie¬ 
lerlei Gefahren. Mit dem Lösen dieser Ketten und dem 
angebrochenen „Frühlingsmorgen“ brach sich das Verlangen 
nach Aufbesserung der Lebenslage derart ungestüm Bahn, 
daß die Führer die Herrschaft über die Masse verloren. 

Aeuß^rlich standen die Gewerkschaften der neuen Lage 
gegenüber Gewehr bei Fuß. Als über den Parteien stehend, 
konnten sie auch gar nicht anders handeln, denn niemand 
vermochte den Ausgang der eingetretenen Bewegung klar 
zu übersehen. Deshalb verhielten sie sich aber durchaus nicht 
untätig. In jenen Novembertagen kam die Arbeitsgemein¬ 
schaft zwischen Gewerkschaften und Schwerindustrie zu¬ 
stande, welch letztere sich endlich zu Tarifabschlüssen und 
Koalitionsfreiheit der Arbeiter bereit erklärte. Die Verhand¬ 
lungen datierten bereits einige Wochen vor Ausbruch der 
Revolution, waren also keine unter Zwang erreichte Er¬ 
rungenschaft. Wenn heute seitens der Unabhängigen die 
Arbeitsgemeinschaft gering eingeschätzt wird, die Diktatur 
der Betriebsräte als Allheilmittel gepriesen wird, so wollen 
wir ruhig die Entwicklung abwarten. Gewiß ist es ihnen 
gelungen, die „verknöcherte Gewerkschaftsbureaukratie“ zum 
Teil aus dem Sattel zu heben. Was die derart radikalisierten 
Gewerkschaften damit gewonnen haben, steht auf einem 

36/2* 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 




1128 


Revolution und Gewerkschaften. 


anderen Blatt. Der Berliner Metallarbeiterstreik gibt ein 
Schulbeispiel, wie die neue Leitung arbeitet, wie sie den 
verfahrenen Karren vom wirtschaftlichen auf das politische 
Gleis zu schieben versucht, um die Aussichtslosigkeit ihrer 
Strategie zu maskieren. Auch der Verbandstag in Stuttgart 
kam über unfruchtbare Geschäftsordnungsdebatten nicht hin¬ 
aus. Der Verbandsvorsitzende, Minister Schlicke, legte sein 
Mandat nieder. Von der Parole „alle Macht den Betriebs¬ 
räten“ versprechen sich die Sezessionisten Wunderdinge, und 
zu diesem Ztoeck bemühen sie sich krampfhaft, die Gewerk¬ 
schaften zum Vorspann zu benutzen. Aber soweit ist es 
noch lange nicht. Alle politischen Parteien, die bisher gegen 
die Gewerkschaften auftraten, mußten nach alter geschicht¬ 
licher Erfahrung unterliegen. Und der alte Greulich aus 
Zürich erklärte es jüngst für verhängnisvoll und entsetzlich, 
wenn die Gewerkschaften gespalten wären. 

Die Kriegswirtschaft fand im Jahre 1914 in den Gewerk¬ 
schaften einen äußerst willkommenen Helfer. Während vor 
dem Kriege noch ein scharfer Wind gegen die Gewerkschafts¬ 
sache wehte, schlug dieser nunmehr um. Man bediente sieh 
der Fachmänner bei den verschiedensten Wirtschaftsmaß¬ 
nahmen, wenn auch vorerst noch zögernd. Aber ihren Mit¬ 
gliedern liehen die Gewerkschaften tatkräftige Hilfe, indem 
sie in dem allgemeinen Chaos die Arbeitslosigkeit zu mildern, 
die Tarife, die Koalitionsfreiheit zu retten und zuletzt in 
dem Hilfsdienstgesetz die Einsetzung von Betriebsausschüs¬ 
sen durchzudrücken vermochten. Was sie an Unterstützun¬ 
gen den Familienangehörigen, den Kranken und Arbeitslosen 
während des Krieges geleistet haben, geht in die Millionen 
Mark. Dies ist ein Ruhmesblatt in der Geschichte der Ge¬ 
werkschaften, das sobald nicht welken wird. Mat dem Waffen¬ 
stillstand und dem Ausbruch der Revolution standen sie vor 
neuen, gewaltigen Ausgaben. Die Demobilisation des Heeres 
'nahm ihre ganzen Kräfte in Anspruch, die Unterbringung 
der Hunderttausende in ihre alten Stellungen, die Sorge für 
die Kriegsbeschädigten, die Aufrechterhaltung der bestehen¬ 
den Tarife und dergleichen. Dazu kam das Heranbrausen 
der Streikwelle, die alle Dämme der Organisation wegzu¬ 
spülen drohte. Waren die Gewerkschaften auch nicht im¬ 
stande, dieser Flut Einhalt zu gebieten, so muß der Unbe¬ 
fangene zugestehen, daß sie ihr Möglichstes taten, die Bona 
fides des Tarifkontrahenten aufrecht zu erhalten. Sie hatten 
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nicht nur mit den gewerkschaftlich unorganisierten Heim¬ 
kehrern zu kämpfen, die von den Phrasen verantwortungs¬ 
loser Hetzer umnebelt waren, sondern auch mit einer vier 
Jahre lang unterernährten Arbeiterschaft, an deren ausge¬ 
sogenem Mark Schieber und Wucherer zehrten. Als schwer¬ 
stes Hemmnis für eine erfolgreiche Wirksamkeit erwies sich 
für die Gewerkschaften die Oppositionstätigkeit in den eige¬ 
nen Reihen, welche durch unreife Wirrköpfe, die von der 
Organisationsarbeit wenig Ahnung hatten, nur zu bereit¬ 
willig unterstützt wurde. Die Koalitionsfreiheit und das 
Streikrecht wurde mit der Revolution ,auch den Beamten 
zuteil. Pflichtgemäß blieben diese auf dem Posten und ver¬ 
suchten durch gewählte Ausschüsse ihre Lage den veränder¬ 
ten Verhältnissen anzupassen. Eine besondere Stellung nah¬ 
men die in den .Eisenbahnerverbänden zusammengeschlossenen 
Werks- und Betriebsbeamten ein. Der Rücktransport der 
Truppen aus Feindesland, die Herbeischaffung von Kohlen, 
die Versorgung des Reiches mit Lebensmitteln stellte die 
Eisenbahner vor hohe verantwortungsvolle Aufgaben. Diese 
steigerten sich noch durch die Abgabe riesigen Transport¬ 
materials an die Entente und die schlechte Verfassung der 
Lokomotiven und Wagen. Gerade die Wichtigkeit dieser 
Beamtenkategorie erachteten die Kommunisten als besonders 
günstig für ihre Putschtaktik. Die alten Verbände gerieten 
in die Hände radikaler Hetzer, und diese liefen den falschen 
Propheten allzu leichtgläubig nach. Es kam zu Verkehrs¬ 
streiks, die sich zur größten wirtschaftlichen Kalamität in ihren 
Folgen auswuchsen. Lohnforderungen, Entschuldungssummen 
im Betrage von Milliarden Mark wurden beantragt, die nur 
zum Nachteil der übrigen Arbeiterschaft bewilligt werden 
konnten. Mit Mühe gelang es, die Ansprüche auf die ver¬ 
schiedenste Art zu befriedigen, indem unter anderem Hun¬ 
derte von Millionen Mark seitens der Regierung bereit¬ 
gestellt wurden, um die Lebensmittel preise herabzusetzen. 
Welche Drachensaat durch die revolutionäre „Aufklärungs¬ 
arbeit“ in Eisenbahnerkreisen aufgegangen ist, beweist ein 
Flugblatt, das diese jüngst verbreiteten und in dem es unter 
anderem heißt: „Die Gewerkschaften haben ihre Rolle als 
Führer im revolutionären Kampf ausgespielt! Die Gewerk¬ 
schaften sind das Werkzeug des Kapitalismus. Kollegen! 
Arbeiterräte, die nur aus gewerkschaftlich approbierten Bon¬ 
zen bestehen, sind keine Arbeiiterräte. Sie sind nur ein 
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Abbild der Gewerkschaften, sind Hilfetruppen des Kapi¬ 
talismus. Wählt nur Kollegen revolutionären Sinnes, auch 
wenn sie nicht Gewerkschaftler sind.“ Das ist der Dank 
an jene Männer, die in der Vorkriegszeit alle Verfolgungen, 
Schikanierungen, Arbeitslosigkeit auf sich genommen haben, 
als es noch kein Streikrecht der Eisenbahner gab. Damals 
blühte in diesen Kreisen die Angeberei, und die gewerk¬ 
schaftliche Indifferenz war weitverbreitet. Diesen „Revo¬ 
lutionären“ ist die gewerkschaftliche Organisation unnützer 
Ballast. Weiter kann das Zerstörungswerk an den Gewerk¬ 
schaften wahrlich nicht gehen! 

Auch die Angestellten sind aus ihrer wirtschaftlichen Neu¬ 
tralität herausgetreten und haben sich den gewerkschaft¬ 
lichen Organisationen angeschlossen. An sich bedeutet dies 
ein erfreuliches Zeichen des erwachten Gemeinsinns. Leider 
erlebten wir auch hier das Schauspiel, daß ehemalige Gelbe 
(sogenannte Wirtschaftsfriedliche) und Unorganisierte in das 
entgegengesetzte Extrem verfielen und sich nun gar nicht 
radikal genug gebärden konnten. Kaufmännische Angestellte, 
Bankbeamte, Angestellte der Metallindustrie zogen auf Stra¬ 
ßen und Plätze, um möglichst geräuschvoll für Mitbestim¬ 
mungsrecht, erhöhte Gehälter und — politische Forderungen 
zu demonstrieren. 

Die Gewerkschaften stehen vor der ungeheueren Aufgabe, 
zirka 5 Millionen Mitglieder (1914 1 1/2 Millionen) mit dem 
Geist des Erreichbaren zu erfüllen, sie zu disziplinieren, 
ihnen die Verantwortung von Vertragsabschlüssen klar zu 
machen. 

Schwere Wunden haben die erwähnten Erschütterungen 
dem geschwächten deutschen Wirtschaftskörper in den ver¬ 
gangenen zwölf Monaten geschlagen. Unbedachte Streiks 
drohten der gemarterten Bevölkerung Elektrizität, Gas und 
Wasser abzuschneiden. Milch-, Kohlen- und Kartoffel trau s- 
porte wurden von der aufständischen Menge unterbrochen. 
Tiefer Groll und Haß wuchs gegen die neuen revolutionären 
Hetzer. Die besonnenen Arbeiter wurden endlich aufgerüttelt 
aus ihrer Lethargie und wehren sich nun gegen diese neuen 
„Bonzen“, die alle gewerkschaftlichen Errungenschaften in 
Grund und Boden wirtschaften. Die Regierung hat sich 
endlich entschlossen, die „Technische Nothilfe“ für beson¬ 
dere lebensbedrohte Fälle zu organisieren. Hoffentlich bleibt 
diese nur auf solche Fälle beschränkt. Das Betriebsräte- 
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gesetz liegt der Nationalversammlung zur Beschlußfassung 
vor. Schwere Kämpfe um dieses Gesetz stehen noch bevor. 
Aber es* muß gelingen, den Arbeitern damit Positives zu 
bieten, um der Agitation der Gewerkschaftszersplitterer das 
Wasser von den Mühlen abzugraben. Trotz aller Anstürme 
werden sich die Gewerkschaften in ihrer Mehrheit nicht 
von dem alten Wege der Arbeitsgemeinschaft und der Tarif¬ 
vertragspolitik abbringen lassen; an dem gesunden Sinn der 
altorganisierten Arbeiterschaft wird die Minierarbeit der Un¬ 
abhängigen scheitern, wenn nur der Geist der geschichtlichen 
Entwicklung lebendig bleibt. 


MÜLLER-BRANDENBURG: 

Bemerkungen zu Helfferichs drittem Band. 

J-IERR Dr. Helfferich ist das Haupt aller gegenrevolutio» 
1 nären Strömungen. Er, der Mann des Großkapitals, der 
Vizekanzler des alten Regimes, ist der Kopf alles Webens» 
und Lebens im konterrevolutionären Lager. Es ist mir un¬ 
erklärlich, weshalb man so gern in den Kreisen der Ver¬ 
fassungsgetreuen über diese Tatsache hinwegsieht. Man 
treibt da die gleiche Vogel-Strauß-Politik, die man in anderen 
Dingen getrieben hat und noch treibt. Als ich im Sommer 
im Reichswehrministerium auf die Vorgänge im Baltikum 
wies und warnte, da sagte man mir, ich sähe „Gespenster“ 
und als ich kurz hernach eine maßgebende, nicht reaktionäre 
Persönlichkeit des Reichswehrministeriums darauf aufmerk¬ 
sam machte, daß Herr Helfferich eine der maßgebensten Per¬ 
sönlichkeiten der Konterrevolution sei, da sah der betreffende 
Herr mich so in der Art an, wie man Leute ansieht, denen 
man sagen will: „Mensch, du bist yerrückt!“ Nach den der¬ 
zeitigen Vorgängen im Untersuchungsausschuß wird doch 
wohl verschiedenen Leuten ein Licht dafür aufgegangen sein, 
daß Herr Helfferich im konterrevolutionären Lager eine 
Führerrolle spielt, daß er sehr ernst zu nehmen ist. 

Um so notwendiger ist es, sich ein wenig mit Helfferichs 
drittem Band „Vom Eingreifen Amerikas bis zum Zusammen¬ 
bruch“ zu beschäftigen. Da sind einige Stellen, die man 
festhalten muß und dem Führer der Gegenrevolution unter 
die Augen halten soll, weil er selbst der Verfasser solcher 
Stellen ist. 
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Auf Seite 558 spricht Herr Dr. Helfferich über den Aus¬ 
bruch der Revolution, die bekanntlich nach der Litanei seiner 
Gefolgschaft den Zusammenbruch verursacht hat. Nun lese 
man, was Herr Helfferich dort sagt: 

„Die schweren Opfer und Leiden des Krieges, die Ueber- 
spannung der Kräfte gegen eine Welt hatten das Volk mora¬ 
lisch und physisch mehr und mehr zermürbt. Das Vertrauen 
in die staatlichen Autoritäten, die sich den unerhört schweren 
Anforderungen der Zeit nicht gewachsen gezeigt hatten, war 
schwer erschüttert.“ 


Sehr schön, dieses Geständnis. Doch lesen wir weiter: 


„Ehe allzu oft deutlich herausgekehrte scharfe Kritik der 
Männer der Obersten Heeresleitung an den Personen und 
Maßnahmen der Zivilregierung hatte zweifellos dazu beigetra¬ 
gen, die Achtung vor den staatlichen Behörden zu unter¬ 
graben. Nun kam, für die große Masse des Volkes wie der 
Blitz aus heiterem Himmel, der Sturz von der Höhe unserer 


militärischen Erfolge in den Abgrund der Niederlage. Volk 
und Heer waren gegenüber diesem Sturz völlig unvorbe¬ 
reitet.“ 


Kann es eine vernichtendere Kritik der alten Gewalten 
geben ? Nein! Und diese Kritik stammt aus dem Munde des 
Herrn Dr. Helfferich! Das muß man sich merken. 


Auf Seite 535 wirft Helfferich in verschleierter Weise 
Ludendorff vor, daß er in „Panikstimmung“ die Forderung 
auf sofortigen Waffenstillstand erhoben habe. Auch das 
verdient festgehalten zu werden, wie das, das Helfferich 
verschweigt, daß Prinz Max von Baden zunächst gegen 
die sofortige Herausgabe <des von der Obersten Heeres¬ 
leitung geforderten Friedensangebots Stellung genommen hat. 
Der ehemalige Vizekanzler ist auf Prinz Max recht schlecht 
zu sprechen, weshalb er auch diese Tatsache unterschlägt, 
wie er auch sich wohl hütet einzugestehen, daß Prinz Max 
eine Aufgabe übernahm, die zu lösen, kein Mann in Deutsch¬ 
land imstande gewesen wäre. Oder glaubt Herr Dr. Helf¬ 
ferich, daß er es noch geschafft hätte, nachdem die Oberste 
Heeresleitung durch ihren Nervenzusammenbruch den Reichs¬ 
wagen vollends auf die abschüssige Bahn gesetzt hatte, 
wodurch die Bremse zerbrach? 

Auf Seite 522 steht eine Bemerkung, die mir beachtenswert 
erscheint: 
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„Mir genügt es in solchen Zeiten der höchsten Not nicht, 
Kräfte zu entfesseln; die Kräfte müssen auch geführt werden. 
Dazu gehören Persönlichkeiten. Persönlichkeiten aber haben 
die Parteien, die sich jetzt anschickten ... die Regierung 
in die Hand zu nehmen, weder hervorgebracht noch ver¬ 
borgen.“ 

Hier liegt eine Kritik Vor, die in gewissem Maße durchaus 
berechtigt ist. Ich hole diese hervor als Mahnung. Damit 
man aber nicht sagt, „aha, da hat Helfferich also recht“, 
will ich hier kurz noch zu der Frage „Persönlichkeit“ etwas 
sagen, nämlich das: Herr Dr. Helfferich hat kein Recht, 
da viel zu kritisieren, denn die alten Machtparteien hatten 
erst recht keine Persönlichkeiten. Wir wollen doch ganz 
offen sein, Herr Dr. Helfferich! Das wilhelminische Zeitalter 
hat eine Stickluft entwickelt gehabt, in der vorhandene Cha¬ 
raktere zugrunde gingen und sich bildende restlos erstickten. 
Es ist eines der schwersten, aber auch berechtigsten Vor¬ 
würfe, die man dem alten Regime machen muß, daß es jede 
Möglichkeit zur Entwicklung von ganzen Persönlichkeiten 
nahm, daß aufrechte, klarblickende, großzügige Führer¬ 
naturen sich gar nicht bilden konnten, daß solche gar nicht 
geduldet wurden. An dieser Tatsache krankt noch heute die 
Nation, wird sie noch lange kranken. Denn in zwölf Monaten 
ist das nicht wiederzubeleben, was in einem Menschenalter 
verkümmert ist. Breiteste Schichten der Nation wurden in 
Knechtschaft gehalten. Wie sollten sich da wahrhafte Füh¬ 
rer entwickeln. In den Kreisen aber, denen man die Führung 
überließ, herrschte Lakaiengeist und Hofschranzentum, niedrige 
Servilität und die Karrieresucht.' 

Das hat Herr Dr. Helfferich scheinbar ganz vergessen. 

Festgenagelt zu werden verdient folgendes Bekenntnis auf 
Seite 229: 

„Ich weiß mich frei von persönlicher Empfindlichkeit und 
stehe nicht an zu bekennen, daß in den mehr als drei 
Kriegsjahren das alte ,konstitutionelle Regime* versagt hatte.“ 

Ludendorff sagt in seinen „Erinnerungen**, daß er sich 
nicht in die Politik hineingemischt habe. Sein Freund und 
jetziger Gesinnungsgenosse Helfferich ist aber ganz anderer 
Ansicht. Wenigstens in seinem Buche. Immer wieder weist 
er auf den unheilvollen Einfluß der Obersten Heeresleitung 
hin, auf das Eingreifen in die Politik, beim Kanzlerwechsel, 
beim Frieden von Brest, bei dem rumänischen Frieden und 
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nicht zuletzt bei Erledigung der deutsch-russischen Zusatz¬ 
verträge. Was da Helfferich an Feststellungen mitteilt, ist 
Beweis genug für die unheilvolle Hand Ludendorffs auf 
dem Gebiet der Politik. In der Tat, den Eindruck, den man 
beim Lesen der „Erinnerungen“ Ludendorffs empfängt, näm¬ 
lich, daß ihr Verfasser auf politischem Gebiet ein Kind ist, der 
wird durch Helfferich nur bestätigt. Wie auch Helfferich 1 
das völlige Versagen unseres prachtvollen Auswärtigen Amtes 
festnagelt. Dieselbe vernichtende Kritik, wie sie Tirpitz ge¬ 
geben hat. , .. / 

Ulkig, wie die Männer des alten Regimes so in der Kritik 
desselben einig sind. Ulkig, wie die gleichen Leute daraus 
die Folgerung ziehen: nieder mit der Republik, es lebe 
die Monarchie! Das die schlecht, sehr schlecht war, geben 
sie selbst zu und dennoch arbeiten sie für ihre Wiederauf¬ 
richtung. Warum? Weil sie früher viel bedeutet haben, 
weil sie die Mächtigen waren, das Volk gehorsam sein mußte. 
Heute aber sind sie nichts und Männer des Volkes stehen an 
ihrer Stelle. Deshalb: Nieder mit der Republik! O ja! 
Es ist ein erhebendes Schauspiel. 


KARL MUTHESIUS: 

Die Öffnung der Universitäten 
für die Volksschullehrer. 

P)IE Sehnsucht der Volksschullehrer nach der Universität 
geht bis in die Freiheitsbewegung von 1848 zurück. Damals 
drängte bereits der fortschrittlich gerichtete Teil der Lehrer¬ 
schaft nach einer radikalen Lösung der Bildungsfrage: Höhere 
Schule und Universität, die gleiche Bildungsbahn, wie sie 
für alle andern Berufe* mit vorwiegend geistiger Betätigung 
gilt. Das Ziel war damals zu hoch gesteckt, aber es ging 
unablässig vor der Lehrerschaft her und bestimmte die Rich¬ 
tung ihres Strebens. Und da die wirtschaftliche Lage, nament¬ 
lich aber die durchaus auf den Klassen- und Standesunterschied 
begründete Bewirtschaftung der Bildungsgüter es zunächst 
ganz aussichtslos erscheinen ließ, das Ziel für die i4«sbildung 
zu erreichen, so rückte man es eine Stufe tiefer und nahm 
es für die Fortbildung in Anspruch. Sachsen war der erste 
Staat, der es in diesem Sinne 1865 verwirklichte. -Es folgten 
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in weitem Abstand Sachsen-Weimar 1900, dann in schnellerer 
Folge 1903 Hessen,-1908 Bayern,, 1910 Württemberg, 1912 
die Thüringischen Staaten; oldenburgische Lehrer finden seit 
1907 in Gießen, anhaitische seit 1911 in Tübingen und Leipzig 
Gelegenheit, in denselben Formen zu studieren wie die Lenrer 
der betreffenden Länder. 

Diese Formen tragen unverkennbar alle Mängel eines An¬ 
fangs- und Uebergangszustandes an sich. Das Studium ist 
keineswegs allgemein freigegeben, sondern es ist nur einer 
Auslese gestattet; die Studienberechtigung ist in den meisten 
der genannten Staaten an die Erlangung einer bestimmten* 
Zensur in den Lehrerprüfungen geknüpft und außerdem von 
der „Bewährung im Amt“ abhängig, Bedingungen, die keines¬ 
wegs durchaus die Auslese der Tüchtigen verbürgen, sondern 
unter Umständen nur ein charakterverderbendes Strebertum 
mit all seinen ungesunden Auswüchsen begünstigen. Die 
studierenden Lehrer können ferner nicht das volle akade¬ 
mische Bürgerrecht erwerben. Daß sie sich lediglich auf 
die philosophische Fakultät beschränken müssen, mag noch 
verständlich sein, da die Zulassung zum Studium lediglich 
als Fortbildung im Lehramt gedacht ist. Bedenklicher ist 
es, daß sie nur auf Grund der sogenannten kleinen Matrikel 
eingeschrieben werden, d. h. in derselben Form, in der alle 
Inhaber des Zeugnisses der wissenschaftlichen Befähigung 
für den einjährig-freiwilligen Dienst die Hochschule beziehen 
können. Diese Maßregel setzt die Lehrer stark ins Unrecht, 
denn sie werden damit in ihrer Bildung und in ihrer allgemei¬ 
nen wissenschaftlichen Reife all den Knaben gleichgeordnet^ 
die mit dem Alter vonJlö bis 16 Jahren eine sechsklässige 
Realschule durchlaufen haben oder in Vollanstalten nach Ober¬ 
sekunda versetzt worden sind. Wenn die Unterrichtsverwal- 
tungen selbst Lehrer mit erstklassigen Prüfungszeugnissen 
in solcher Weise herabsetzen, so ist es kein Wunder, daß dann 
die Universitäten die amtlich so tief bewertete Vorbildung 
nicht für ausreichend zum vollen akademischen Studium er¬ 
klären, kein Wunder auch, daß die öffentliche Meinung be¬ 
harrlich die Bildung der Lehrer ganz falsch einschätzt. 

Aus dieser sachlich nicht gerechtfertigten Bewertung der 
Vorbildung erklärt sich weiter, daß die studierenden Lehrer 
überall von der höheren Lehramtsprüfung ausgeschlossen sind. 
Man hat für sie besondere Prüfungen eingerichtet und diesen 
in verschiedenen der genannten Staaten dazu noch den irre- 
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führenden Namen „Pädagogische Prüfung“ gegeben, während 
sich tatsächlich überall Studium wie Prüfung Keineswegs auf 
Pädagogik beschränkt, sondern daneben noch, ähnlich wie 
im Studiengang und der Prüfung der Oberlehrer, eine Gruppe 
von Sachwissenschaften umfaßt. 

So hat man also den verhängnisvollen Fehler, unter dem 
bisher die /lasbildung der Lehrer zu leiden hat, auch auf 
die Weiter\)i\du.ng übertragen: den Fehler der Absonderung, 
der Abseitsbildung. Man hat es für notwendig gehalten, 
für das Studium der Lehrer in allen Beziehungen Sonderein- 
richtungen zu treffen, Sondereinrichtungen mit dem Zwecke 
der Einschränkung, der Herabdrückung. Selbst in Sachsen, 
das in bezug auf die Ausbildung und Fortbildung der Lehrer 
die am weitesten entwickelten Einrichtungen besitzt, hat man 
mit Zähigkeit an all diesen Sondereinrichtungen fesigehalten. 
Trotzdem hier die Seminare bereits seit 1876 gesetzlich vor¬ 
behaltlos zu den höheren Lehranstalten zählen, trotzdem der 
Seminarlehrplan von 1915 die letzten Folgerungen aus dieser 
Stellung der Seminare zieht und sie nach jeder Hinsicht 
wissenschaftlich den übrigen höheren Schulen nebenordnet* 
hat man für die Zulassung zur Universität den numerus 
clausus aufrechterhalten. Trotzdem die Studiendauer für die 
Lehrer durchaus die gleiche ist wie für die Oberlehreranwärter, 
trotzdem die Ordnung der Pädagogischen Prüfung in ihrer 
gegenwärtigen, seit nunmehr 10 Jahren geltenden, Fassung 
bis auf die letzte Silbe mit der Prüfungsordnung für die 
Oberlehrer übereinstimmt, trotzdem der Prüfungsausschuß bis 
auf die letzte Person für beide Prüfungen der gleiche ist, 
hat man nicht die vom gesunden Menschenverstand geforder¬ 
ten Folgerungen gezogen: die Pädagogische Prüfung auf¬ 
zuheben und die Lehrer zur Oberlehrerprüfung zuzulassen, 
sondern man hat, damit der Abstand, das nicht „Voll“, nur 
ja nicht verwischt werde, alle die nun geradezu widersinnig 
gewordenen Sonderformen beibehalten. 

Da den Lehrern die regelrechte Immatrikulation versagt 
ist, können sie auch keine akademischen Grade erwerben. 
Eine Ausnahme machen nur die Universitäten Leipzig und 
neuerdings Gießen. Aber mit welcher ungerechten Härte! 
Voraussetzung für die Doktorpromotion ist, daß der Bewerber 
die Pädagogische Prüfung mindestens mit der Gesamtnote 
II a bestanden hat; weiter, daß aus dem Professorenkollegium 
ein Vertreter des Fachs, dem die Dissertation angehört und 
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ein Vertreter eines andern Faches „auf Grund ihrer persön¬ 
lichen Kenntnis von dem Studium und von der bisherigen 
Tüchtigkeit der Leistungen des Bewerbers den formalen Man¬ 
gel durch eine schriftliche Empfehlung decken“; daß endlich 
die eingereichte Dissertation nach dem Urteil der beiden 
Referenten und dem einstimmigen Votum der Fakultätssek¬ 
tion als hervorragende Leistung (Zensur I oder II) anzusehen 
ist und die mündliche Prüfung mindestens die Durchschnitts¬ 
zensur II (magna cum laude) ergibt. 1 * * IV ^ 

In der Tat, strenger kann die Aussiebung nicht vorge¬ 
nommen werden. Es besteht aber keinerlei sachlicher Grund 
für die außerordentliche Verschärfung der Bedingungen ge¬ 
rade den Lehrern gegenüber. Der Ausnahmezustand, in den 
sie damit versetzt werden, ist. eins von den zahlreichen Druck¬ 
mitteln, die man bisher diesem Stande gegenüber anwenden 
zu müssen glaubte. Wenn man bedenkt, daß von den Be¬ 
werbern mit dem Reifezeugnis einer Vollanstalt selbst die¬ 
jenigen mit dem geringsten Zeugnis nach Erledigung des 
akademischen Trienniums vorbehaltlos zur Promotion zuge¬ 
lassen werden, wenn man weiß, wie groß unter ihnen die 
Zahl der nur ride promovierten ist, so kommt einem deutlich 
zum Bewußtsein, daß hier keineswegs die Leistung als solche 
vorurteilsfrei bewertet, sondern daß in der denkbar ungerech¬ 
testen Weise mit zweierlei Maß gemessen wird. 

Preußen hat sich bisher dem Streben der Lehrer nach der 
Universität beharrlich verschlossen. Als das Bedürfnis nach 
wissenschaftlicher Vorbildung der Seminarlehrer unabweis- 


1 Unter diesen außerordentlich verschärften Bedingungen legten 
in den drei Jahren vom Sommersemester 1907 bis zum Sommer¬ 
semester 1910 41 sächsische Lehrer die Doktorprüfung ab. Die 
Gesamtzahl der Doktoranden in der philosophischen Fakultät be¬ 

trug in diesem Zeitraum 616. Von den 41 promovierten Lehrern 
erhielten auf die Dissertation: I 13 = 32 v. H., II 28 = 68 v. H.; 
in der mündlichen Prüfung: I 17 = 41 v. H., II 24 = 59 V. H. 
Von den sämtlichen sonst eingereichten Dissertationen wurden zen¬ 

siert mit I 46 = 8 V.H., II 279 = 49 v. H., III 186 = 33 v. H., 

IV 57 = 10 v. H. Beinahe die Hälfte dieser Dissertationen mußte 
also mit einer Note bewertet werden, die nach den Bestimmungen 
der Promotionsordnung bei den Lehrern von vornherein die Zu¬ 
rückweisung zur Folge gehabt hätten, während sämtliche Lehrer 
bestanden. (Das Zahlenmaterial ist mir seinerzeit vom sächsischen 
Kultusministerium zur Verfügung gestellt worden.) 
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bar wurde, richtete man, abseits von den Universitäten, be¬ 
sondere Kurse ein mit ad hoc zugeschnittenen Studienplänen. 
In ihnen verkörperte sich in ausgesprochenem .Maße jenes 
den Lehrern gegenüber durchgehends geübte Verfahren der 
besonderen Bevormundung. Selbst junge Männer in vorge¬ 
schrittenen Jahren wollte man nicht vom Gängelband los¬ 
lassen, die akademische Freiheit, so meinte man, tauge nicht 
für sie. Dahinter stand freiheitlich nichts anderes als die 
heimliche, von dem verstorbenen Ministerialdirektor von Bre¬ 
men aber ganz offen ausgesprochene Absicht, „die Leute in der 
Hand zu behalten“. 

Man muß sich diese Verhältnisse vergegenwärtigen, wenn 
man den Erlaß des preußischen Ministers für Wissenschaft, 
Kunst und Volksbildung vom J9. September 1919 über die 
Zulassung von Volksschullehrern und Volksschullehrerinnen 
zum Studium an den preußischen Universitäten in seiner 
ganzen Bedeutung würdigen will. Dieser Erlaß bringt etwas 
grundsätzlich Neues. Der preußische Minister hat nicht den 
Weg eingeschlagen, den die andern deutschen Staaten ge¬ 
gangen sind, er hat nicht einengende Sondereinrichtungen für 
die Volksschullehrer geschaffen, sondern ihnen ohne jede 
Einschränkung die Rechte voller akademischer Bürger ver¬ 
liehen. Damit ist der erste Schritt getan, die Abseitsbildung der 
Lehrer zu beseitigen, sie aus der Bildungsisolierung zu be¬ 
freien, ihre Bildungsbahn einmünden zu lassen in das große 
Gesamtgefüge des Bildungswesens. Nur wer jene grund¬ 
sätzlichen Fehler der Lehrerbildung, die Absonderung von dem 
allgemeinen nationalen Bildungsstrom, in seiner ganzen 
Schwere erkannt und empfunden hat, kann ermessen, was 
das bedeutet. „An die Stelle des Reifezeugnisses einer neun- 
klassigen höheren Lehranstalt tritt bei diesen Bewerbern das 
Seminarentlassungszeugnis.“ Dieser Satz beseitigt entschlossen 
alle Hindernisse, reißt alle Schlagbäume nieder, die die Lehrer 
bisher an der vollen Ausübung ihres Bildungsdranges hemm¬ 
ten. Er verleiht ihnen die Berechtigung, an den Universitäten 
und andern Hochschulen regelrecht immatrikuliert zu werden 
und zwar in allen Fakultäten, weiter das Recht auf Zu¬ 
lassung zur Oberlehrerprüfung und zur Doktorpromotion, 
er macht den Weg frei zur Ablegung dieser höheren Prüfung 
und ohne jede Einschränkung, er eröffnet endlich die Mög¬ 
lichkeit, auch andere höhere Staatsprüfungen (juristische, me¬ 
dizinische, theologische) nach Erledigung des zu ihrer Vor- 
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bereitung notwendigen Studienganges abzulegen. Kurz: er 
befreit mit einem Schlage die Lehrer von allen Hemmungen, 
unter denen sie bisher zu leiden hatten, wirft alle die mit 
Zähigkeit festgehaltenen Vorurteile über die Minderwertig¬ 
keit ihrer Bildung über den Haufen, gewährt ihnen endlich 
uneingeschränkt jenes Recht, das zu den wichtigsten Bestand¬ 
teilen der allgemeinen Menschenrechte gehört, das Recht auf 
Bildung, auf freien und ungehinderten Bildungserwerb. Daß 
bei der Ablegung der höheren Staatsprüfungen die Lehrer 
die für alle Studierenden geltenden Voraussetzungen zu er¬ 
füllen haben, ist selbstverständlich; denn es muß auch der 
Form nach volle Gewähr dafür geschaffen sein, daß die 
Prüfungskandidaten den allgemein gültigen Anforderungen 
nach jeder Richtung hin entsprechen. 

Das Seminarabgangszeugnis selbst gewährt die Berechti¬ 
gung, nach einem Studium von wenigstens sechs Halbjahren* 
die Prüfung in Philosophie und Pädagogik gemäß den ent¬ 
sprechenden Bestimmungen der Ordnung für das Lehramt 
an höheren Schulen abzulegen, ebenso die Prüfung in Staats¬ 
wissenschaften, sobald diese unter die Prüfungsfächer der 
Oberlehrerprüfung aufgenommen werden. Bis jetzt sind 
Staatswissenschaften kein Prüfungsfach der Oberlehrerprü¬ 
fung. Da aber die Reichsverfassung in Artikel 48 vorschreibt, 
daß in allen Schulen Staatsbürgerkunde pflichtmäßiges Lehr¬ 
fach sein soll, so werden bald Einrichtungen geschaffen 
werden müssen, die den Erwerb einer Lehrbefähigung ermög¬ 
lichen. Nun wird man allerdings kaum behaupten können, 
daß die genannten Prüfungsfächer ein volles Oberlehrerzeug¬ 
nis umfassen. Philosophie ist in der Oberlehrerprüfung für 
sämtliche Prüflinge verbindliches Prüfungsfach, philosophi¬ 
sche Propädeutik kann im Anschluß daran als Zusatzrach 
gewählt werden. Pädagogik ist ebenfalls Zusatzfach. Die 
Lehrbefähigung in zwei Zusatzfächern ist aber selbstver¬ 
ständlich nicht ausreichend für ein Lehramt' und selbst wenn 
Staatswissenschaften als Prüfungsfach aufgenommen werden, 
würde das noch nicht ausreichende Lehrbefähigungen ergeben. 
Gewiß werden viele Lehrer danach streben, zunächst in ihrer 
eigentlichen Berufswissenschaft einen prüfungsgemäßen Ab¬ 
schluß zu gewinnen. Es ist aber keineswegs zu wünschen, 
daß sich etwa ein neuer Lehrertyp entwickelt, der nur be¬ 
schränkte Lehrbefähigungen besitzt und deshalb nur halb 
verwendbar ist. Zu bedenken ist ferner auch, daß Philosophie 
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und Pädagogik, so wichtig und wertvoll sie an sich und als 
allgemeine berufswissenschaftliche Grundlage des Lehrerbe¬ 
rufs sind, doch nur in der Verbindung mit solider fachwissen¬ 
schaftlicher Bildung ihre eigentliche Wirksamkeit entfalten 
können. In der Vereinzelung schweben sie gleichsam in der 
Luft. Aehnlich dürfte es sich mit den Staatswissenschaften 
verhalten; sie werden als Prüfungsfach jedenfalls am zweck¬ 
mäßigsten mit Geschichte verbunden werden. 

Wer mit dem Seminarentlassungszeugnis die Universität 
bezieht, wird also von allem Anfang danach streben müssen, 
sein Studiengebiet und die Prüfungsmöglichkeit zu erweitern. 
Das kann er durch Ablegung einer Ergänzungsprüfung. Aber, 
das darf zur gerechten Würdigung des Erlasses nicht aus 
den Augen verloren werden, auch darin wird er mit dem 
gleichen Maß gemessen, wie andere Studierende. Die Prü¬ 
fungsordnung^ für das höhere Lehramt vom 28. Juli 1917 
enthält in § 5 der Bestimmung: „Kandidaten, die eine 
Lehrbefähigung in der Religion, im Deutschen oder in der 
Geschichte als Hauptfächer erwerben wollen und die in ihrem 
Reifezeugnis kein Prädikat im Lateinischen, im Griechischen 
bzw. im Englischen aufweisen, haben sich die für ein erforder¬ 
liches Studium dieser Fächer erforderlichen sprachlichen 
Kenntnisse . . . schon mit dem Beginn des Fachstudiums an-, 
zueignen. Daß dies geschehen ist, muß bei der Meldung zur 
Prüfung nachgewiesen werden.“ Die Forderung der fremd¬ 
sprachlichen Ergänzungsprüfung erstreckt sich also auf alle 
Studierenden, denen die sprachlichen Vorkenntnisse fehlen. 

Anders steht es mit der Ergänzungsprüfung, die für Be¬ 
werber vorgeschrieben wird, die die Lehrbefähigung in Mathe¬ 
matik und Physik als Hauptfächer erwerben wollen; sie 
müssen in diesen Fächern den Anforderungen der Reifeprü¬ 
fung am Realgymnasium genügen. Diese Vorschrift hat ihren 
Grund in der Unzulänglichkeit des gegenwärtigen preußischen 
Seminarlehrplans, der tatsächlich in diesen Fächern erheblich 
hinter dem des Realgymnasiums zurückbleibt. In Sachsen, 
Württemberg, Baden, den Hansestädten, auch in Anhalt und 
einigen thüringischen Staaten würde sich eine derartige Be¬ 
stimmung erübrigen, da hier die Seminarlehrpläne auch in 
Mathematik und Physik den Anforderungen des Realgym¬ 
nasiums nicht nachstehen. Naturgemäß mußte aber der Erlaß 
den Verhältnissen in Preußen Rechnung tragen. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 




Die Oeffnung der Universitäten für die Volksschullehrer. 1141 

Nach Ablegung der Ergänzungsprüfungen st^ht dem stu¬ 
dierenden Lehrer der Weg offen zur vollen Oberlehrerprü¬ 
fung, ebenso zur Doktorprüfung nach den in der Promotions¬ 
ordnung allgemein festgesetzten Vorschriften. 

Endlich eröffnet der Erlaß den Lehrern die Möglichkeit, das 
Reifezeugnis einer der drei höheren Schulen zu erwerben. Sie 
haben sich zu diesem Zweck einer Prüfung zu unterwerfen, 
die sich für das Gymnasium erstreckt auf Latein und Grie¬ 
chisch; für das Realgymnasium auf Latein, diejenige neuere 
Sprache, in der der Bewerber bei der Seminarentlassung 
nicht geprüft worden ist, und Mathematik; für die Ober¬ 
realschule im gleichen Sinne auf eine neuere Fremdsprache, 
Mathematik und Naturwissenschaften. Diese Vorschriften ent¬ 
sprechen sinngemäß denen, die für Reifeschüler der Ober¬ 
realschule gelten, wenn sie das Reifezeugnis eines Gymna¬ 
siums, oder für Reifeschüler eines Realgymnasiums, die das 
Reifezeugnis eines Gymnasiums erwerben wollen, sind also 
wiederum keineswegs als Ausnahmevorschriften anzusehen. 
Die Seminarbildung wird im Gegenteil recht hoch eingeschätzt, 
denn es könnten tatsächlich Zweifel darüber entstehen, ob 
das Seminar nach seinen gegenwärtigen Leistungen imstande 
sei, etwa im Französischen den Wettbewerb mit dem Real¬ 
gymnasium oder der Oberrealschule aufzunehmen. 

Damit die Vorbereitungen auf die Ergänzungsprüfungen in 
den ersten Semestern des Studiums vorgenommen und plan¬ 
mäßig betrieben werden können, ist nach dem Erlaß in 
Aussicht genommen, in den Universitätsstädten Lehrgänge 
einzurichten, und zwar entweder von den Universitäten selbst 
oder von den Provinzialschulkollegien. Die Studienzeit, die 
vor der Ablegung der Ergänzungsprüfung oder der Reife¬ 
prüfung liegt kann auf die für die höheren Staatsprüfungen 
und für die Doktorprüfung vorgeschriebene Studienzeit voll 
angerechnet werden. 

Das alles sind wesentliche Erleichterungen für Studium 
und Prüfung. Auch geprüften Mittelschullehrern werden 
solche gewahrt, da sie in ihren Prüfungsfächern von der 
Ergänzungs- und Reifeprüfung befreit sind. 

Auf den ersten Blick könnte es scheinen, als ob eine Be¬ 
stimmung des Erlasses doch die Lehrer in einen Ausnahme¬ 
zustand versetzte. Ihre Zulassung zur Universität wird näm¬ 
lich von der Bedingung abhängig gemacht, daß sie im ganzen 
mindestens zwei Janre im Schuldienst gestanden haben. Man 
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könnte zunächst zu der Meinung kommen, daß dadurch die 
Anerkennung des Seminarentlassungszeugnisses als Etsatz für 
das Reifezeugnis einer höheren Schule doch wieder einge¬ 
schränkt werde. Der Vorbehalt wird aber verständlich, wenn 
man ihn im Zusammenhang mit einer andern Verfügung des 
Ministers betrachtet. Unterm 3. März d. J. hat er bestimmt, 
daß denjenigen früheren Volksschullehrern, die, nachdem sie 
die Prüfung für die endgültige Anstellung bestanden und auf 
Grund eines ordnungsmäßigen Universitätsstudiums (d. h. 
also nach den bisher geltenden Bestimmungen, daß sie als 
Extraneer sich das Reifezeugnis einer höheren Lehranstalt 
erworben haben mußten) die Prüfung für das Lehramt an 
höheren Schulen abgelegt haben, die zwei Jahre des prak¬ 
tischen Vorbereitungsdienstes, wie sie in der Ordnung der 
praktischen Ausbildung für das Lehramt an höheren Schulen 
vorgesehen sind, erlassen werden können. Sie können in 
unmittelbarem Anschluß an die wissenschaftliche Fachprü¬ 
fung die pädagogische Prüfung ablegen und erlangen dadurch 
die Anstellungsfähigkeit im höheren Schuldienst. Diesen er¬ 
heblichen Vorteil den studierenden Lehrern von vornherein 
zu sichern, ist der Zweck der fraglichen Vorschrift. Die 
zwei im Volksschuldienst verbrachten Jahre gehen ihnen also 
keineswegs verloren, bringen ihnen vielmehr den großen Ge¬ 
winn, daß ihnen die vorbehaltlose Anstellungsfähigkeit im 
höheren Schuldienst unmittelbar nach denT“ Abschluß ihrer 
Universitätsstudien zugesprochen werden kann. Wenn man 
sich vergegenwärtigt, wie geringschätzig bisher über die Volks¬ 
schularbeit geurteilt worden ist, so kann man es nur freudig 
begrüßen, daß jetzt die zwei Jahre Volksschuldienst, die zur 
Vorbereitung auf die Prüfung für die endgültige Anstellung 
als Volksscnullehrer zu erledigen sind, in ihrem Wert für 
die Berufsbildung den beiden Jahren des praktischen Vor¬ 
bereitungsdienstes für das höhere Lehramt vollständig gleich¬ 
gestellt werden. 

Darin liegt ja überhaupt die große Bedeutung dieser Neu¬ 
regelung im ganzen, daß sie allen derartigen Vorurteilen den 
Boden entzieht, daß sie den wissenschaftlichen Wert der Se¬ 
minarbildung anerkennt und aufräumt mit allen vorgefaßten 
Meinungen über die Minderwertigkeit der Volksschullehrer¬ 
bildung. Sie ist der erste bedeutungsvolle Schritt zur inneren 
Vereinheitlichung des Gesamtlehrerstandes und zur Verwirk¬ 
lichung des Einheitsschulgedankens. Sie legt zugleich die 
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allgemeine Richtung fest, in der die Neuordnung der Lehrer¬ 
ausbildung selbst zu erfolgen haben wird. Denn das ist nicht 
aus dem Auge zu verlieren: unmittelbar hinter der hier ge¬ 
schaffenen Neuregelung erhebt sich die noch größere und 
schwierigere Aufgabe, für die Ausbildung der Volksschullehrer 
selbst neue Formen zu finden, Formen, die dem Geiste und 
den Bedürfnissen der Gegenwart gerecht werden. Nach der 
Lösung dieser Aufgabe werden die jetzt geschaffenen Ein¬ 
richtungen mit der Zeit entbehrlich werden; sie haben nur 
für die Uebergangszeit Bedeutung. 

Das Ministerium Haenisch hat jetzt zunächst die Weiter¬ 
bildung der Lehrer in die richtigen Wege geleitet und ihnen 
damit den Weg zu jedem höheren Ziele freigemacht. Hoffen 
wir, daß es in folgerichtiger Anwendung der gleichen Grund¬ 
gedanken bald auch in der Ausbildung der Lehrer erfolgreich 
neue Bahnen einschlägt. 


Dr. M. RADE, M. d. preuß. L.-V.: 

Zur Neuregelung des Kirchenaustritts. 

f)ER Erlaß der Volksbeauftragten vom 13. Dezember 1918, 
betreffend „Die Erleichterung des Austritts aus der Kirche 
und den jüdischen Synagogengemeinden“ hat bisher noch 
nicht die Genehmigung der Preußischen Landesversammlung 
gefunden. Nachdem sie durch den Rechtsausschuß empfohlen 
worden war, ist das Gesetz noch einmal an diesen Ausschuß 
zurückverwiesen worden; diesmal mit dem Aufträge, einen 
neiden Entwurf vorzulegen. Für das vorläufige Gesetz vom 
13. Dezember stimmten die beiden sozialdemokratischen Frak¬ 
tionen. Die Demokraten gingen mit dem Zentrum und den 
Rechtsparteien. Sie waren dabei die Führenden, indem ?ie 
ihrerseits einen Gesetzentwurf vorgelegt hatten, den sie zwar 
für die Vollsitzung zurückzogen, aber im Rechtsaussciiuß 
mit geringen Veränderungen wieder einbringen werden. Sie 
wurden deshalb von sozialdemokratischer Seite durch Zwi¬ 
schenrufe und ernsten Vorhalt zur Rechenschaft gefordert. 
Umgekehrt meinte der Redner der Demokraten, er hoffe, 
daß auch die Linke des Hauses sich noch zu dem Stand¬ 
punkte seiner Partei bekehren werde. Um was handelt es 
sich ? 
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Das alte Austrittsgesetz vom 14. März 1873 ist auch für die 
Demokraten unmöglich, und deshalb haben sie im Rechtsaus¬ 
schuß mit für den Erlaß vom 13. Dezember 1918 gestimmt, 
als sie dort keine Wahl hatten gegenüber dem Entweder— 
Oder. Persönlicher Antrag vor dem Richter als erste Mel¬ 
dung, persönliche Erklärung, dann nach vier bis sechs Wochen 
ebenfalls vor dem Richter mit nunmehriger rechtskräftiger 
Wirkung, Fortdauer der Steuerpflicht bis zum Schluß des 
auf diese Austrittserklärung folgenden Kalenderjahres — das 
waren Bestimmungen, die allerdings den Kirchenaustritt zu 
Unrecht erschwerten. Wenn aber nun dieser Zustand geändert 
werden mußte, so fragt sich, ob der Erleichterung ^rlaß 
die ganze Angelegenheit angemessen regelt. Wenn er den 
Austretenden nur für das laufende Vierteljahr noch für seine 
Kirchensteuer haftbar macht, so scheint das eine Härte gegen¬ 
über der Gemeinde, die mit ihrem Haushaltsplan für das 
laufende Wirtschaftsjahr auf die Glieder rechnet, die ihr 
bei seiner Aufstellung zugehört haben. Wehn jemand seiner 
Kirchengemeinschaft müde wird, weshalb ist er nicht längst 
ausgetreten? Indem er aber austritt, braucht das nicht so 
zu geschehen, daß der Etat der Gemeinde, der er so lange 
angehörte, dadurch in Unruhe gerät. Dieses Bedenken richtet 
sich ja viel weniger gegen schlichte Arbeiter und kleine 
Leute, als gegen vermögende Gemeindemitglieder, die viel¬ 
leicht gerade aus reinen Geldrücksichten, nicht aus Gewissens 1 - 
gründen, die Gemeinde verlassen möchten, etwa weil ein 
beschlossener Bau gerade ihre Steuerkraft besonders belastet. 
Aber auf alle Fälle hat nur ein kirchenfeindlicher Staat das 
Interesse, die Gemeinde zugunsten ihres einzelnen Gliedes 
grundsätzlich zu schädigen. Der einzelne möge austreten, 
sobald ihm das beliebt, aber für das laufende Steuerjahr mag 
er seiner bisherigen Gemeinschaft noch mithaften. So schien 
es den Demokraten billig, wenn man sich auf den Standpunkt 
einer friedlichen und freundschaftlichen Trennung von Staat 
und Kirche stellt. 

Aber diese Steuerfrage hat die demokratische Fraktion viel 
weniger beschäftigt als die andere, worin sie nicht nur von 
dem Erlaß vom 13. Dezember 1918, sondern auch von dem 
Gesetz vom 14. März 1873 weit abweicht. Beide Gesetze 
lassen die Austrittserklärung auf dem Amtsgericht erfolgen 
und sehen vor, daß von dort her das Pfarramt oder der¬ 
gleichen benachrichtigt wird. Der Vorschlag der Demokraten 
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streicht das Amtsgericht ganz. DenU er stellt sich auf den 
Standpunkt der „Trennung von Kirche und Staat“, wie wir 
sie zwar noch nicht haben, aber doch demnächst bekommen 
werden. Wir wollen doch ein solches Austrittsgesetz jetzt 
nicht nur für ein paar Monate machen, sondern *für eine 
lange Zukunft. Und da darf man fragen: was geht der ganze 
Austritt den Staat an? Er ist die Lösung eines Verhältnisses 
zwischen dem einzelnen und seiner Religionsgemeinde. Folg¬ 
lich mag er rechtskräftig, mit allen seinen Wirkungen, Zu¬ 
standekommen durch einen Austausch zwischen dem einzelnen 
und dem berufenen Vertreter seiner Gemeinde. Nach dem 
ursprünglichen Entwurf der demokratischen Fraktion genügt 
das. Meint man um der Statistik willen und aus anderen 
Gründen eine Buchung des Austritts auch von Staats wegen 
zu bedürfen, so wird eine Meldung von seiten der Religions¬ 
gemeinde an den Standesbeamten einzuführen sein. 

Die Sache liegt so einfach, daß es kaum einer weiteren Be¬ 
gründung bedarf. Wenn das anders scheint, so kommt das 
daher, daß wir auf den Zustand der wirklichen Getrenntheit 
von Staat und Kirche noch nicht eingestellt sind. So rechnet 
man unwillkürlich noch immer mit der besonderen Gunst 
oder Macht, die die Kirche bisher von seiten des Staates 
genoß; man rechnet jedenfalls mit der engen Verbindung 
der beiden und meint, man habe bei der Kirche schon vor¬ 
gesprochen, wenn man erst beim Staate angeklopft hat. 
Die Austrittsform muß unter den veränderten Verhältnissen 
eine völlig andere werden. Beinahe könnte man fragen, 
ob es für diese Handlung überhaupt eines Staatsgesetzes 
noch bedarf! Aber, daß die bisherigen Kirchen öffentliche 
Körperschaften bleiben, andere Religionsgemeinschaften oben¬ 
drein künftig auch noch solche werden können, dazu die 
„bürgerliche Wirkung“ empfiehlt freilich ein solches Gesetz. 
Nur so einfach wie möglich! 

So scheint eine Frist von vier Wochen von der ersten 
Meldung (die schriftlich geschehen kann) bis zur Erlangung 
der Rechtskraft, wie sie in dem demokratischen Entwurf 
vorgesehen ist, überflüssig zu sein. Indessen wickelt sich 
gerade bei schriftlichem Verfahren die Handlung herüber und 
hinüber jedenfalls nur in einem gewissen Zeitraum ab. Und 
wenn gegen diese Frist Widerspruch erhoben wird, weil 
— nun, geben wir es einmal deutlich wieder — der Pfaffe 
in dieser Zeit versuchen könnte, die Austrittswilligen zu be- 
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arbeiten, so muß ich sagen, daß man auch hier wieder die 
neue Zeit verkennt. Sie macht den einzelnen von seiner 
Kirche, die nicht mehr Staatskirche ist, und ihrem Pfarrer 
so unabhängig, wie er früher nicht gewesen ist. Es gehört 
heute nicht mehr so viel Mut und Beständigkeit dazu, in 
seinem Entschlüsse fest zu bleiben. Und das Austreten aus 
einer Vereinigung- an sich zu begünstigen, dafür Hegt gar 
kein demokratisches Interesse vor. Wir haben im Gegenteil 
darauf Wert zu legen, daß ein jedes Vereinsmitglied, wo 
und wie es? immer organisiert sein mag, seine Vereinspflichten 
ernst nimmt und treu zu seiner Gemeinschaft hält. Je mehr 
äußere Freiheit, desto mehr innere Gebundenheit. Die vier 
Wochen Frist schaden einer ernsten Austrittsentschließumg 
und Austrittsbewegung gar nichts. Im Gegenteil. 

So stellt sich diese Angelegenheit vom demokratischen 
Standpunkt aus dar. Ich bin noch immer der Meinung, daß 
sich die sozialdemokratischen Parteien grundsätzlich auf den¬ 
selben Standpunkt stellen müßten: über die neue Einrichtung 
im einzelnen ließe sich dann wohl noch reden. Und ich bin 
dieser Meinung um so mehr, als der Gedanke, man müsse den 
Staat eigentlich ganz aus dem Austrittsgesetze herauslassen, 
mir zuerst im Gespräche mit einem Sozialdemokraten aus 
dessen Munde begegnet ist. 


Elternschulen. 

Im Berliner Zentralinstitut für Erziehung und Unterricht ist eine 
Elternschule errichtet worden. Auf diese sollen nach einer Ver¬ 
fügung des Ministeriums für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung 
die Eltern von den Lehrern aufmerksam gemacht werden. Denn 
„die durch den Krieg bedingte Lockerung des Familienlebens einer¬ 
seits und die den Elternkreisen neuerdings zugestandene Möglichkeit 
der Mitwirkung bei der Regelung von Schulfragen andererseits 
lassen es angezeigt erscheinen, daß das Interesse an den grund¬ 
legenden Erziehungsfragen in weiten Kreisen geweckt wird“. 

Aber noch andere Gründe sprechen für die Errichtung von solchen 
Elternschulen. Die meisten Eltern verstehen wenig von Pädagogik. 
Sie erziehen die Kinder, wie sie früher erzogen worden sind, und 
begehen dann viele Fehler. Die Väter und Mütter müßten auch 
mehr den Körper des Kindes und seine Pflege kennen lernen. Man 
hat berechnet, daß dann jährlich über 100 000 kleine Kinder 
weniger sterben würden. 

In einer solchen Elternschule, welche nicht nur für Väter und 
Mütter in Betracht käme, sondern auch für Kindermädchen, ferner 
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für solche Erzieherinnen, welche kein Lehrerinnenseminar durch¬ 
gemacht haben, könnten Vorträge über die folgenden Gegenstände 
gehalten werden: Das Seelenleben des Kindes. Grundsätze für die 
Erziehung der Kinder. Die verschiedenen Berufe und die zeit¬ 
weiligen Aussichten in denselben. Die verschiedenen Schularten. 
Der Körper des Kindes. Gesundheitspflege für Kinder, mit be¬ 
sonderer Berücksichtigung der Säuglingspflege. Zubereitung der 
Nahrung für kleine Kinder. (Hierbei müßte auch eine Kostenbe¬ 
rechnung vorgenommen werden.) Kinderschneiderei. (Herstellung, 
Reinigung, Preisberechnung für die Kinderkleidung). Viele dieser 
Vorträge müßten mit praktischen Vebungen verbunden werden. Auch 
würde es sich empfehlen, in einer Eltemschule eine Elternberatungs¬ 
stelle einzurichten. 

Im allgemeinen wird es wohl nur in großen Städten möglich sein, 
eine selbständige Elternschule einzurichten. In den anderen würde 
es sich empfehlen, eine solche mit einer Volkshochschule zu ver¬ 
binden. Als Lehrer kämen vor allen Dingen Kinderärzte, Volksschul-t 
lehrer, Oberlehrer in Betracht, wenn möglich, solche beiderlei Ge¬ 
schlechts. Es wären solche zu bevorzugen, welche eigene Kinder 
haben. Denn ^in Lehrer kann in der Schule sehr tüchtig sein, aber 
sehr wenig von der Erziehung des Kindes in den ersten Lebens¬ 
jahren verstehen. Verheirateten Lehrerinnen, welche nicht Zeit 
haben, hauptamtlich an einer Schule tätig zu sein, was ja nach 
der neuen Reichsverfassung möglich ist, die aber noch etwas ver¬ 
dienen wollen, bietet sich hier ein großes Feld der Tätigkeit. 

Meiner Ansicht nach wäre es wünschenswert, die Vermittelung 
der Kenntnis des Körpers und der Seele des Kindes nicht ganz 
den Elternschulen zu überlassen, sondern schon auf den Fortbil¬ 
dungsschulen damit zu beginnen. Es wäre sogar zweckmäßig, in 
die Lesebücher, die von 13- bis 14jährigen Schülerinnen gelesen 
werden, etwa die folgenden Lesestücke aufzunehmen: Die Er¬ 
nährung des Kindes im ersten Lebensjahre. Was darf man kleinen 
Kindern nicht erlauben? Wie kann man aus einem Kleide für 
Erwachsene eines für Kinder hersteilen? Auch wenn in Natur¬ 
kunde der Körper des Menschen durchgenommen wird, ist Ge¬ 
legenheit, auf den des Kindes besonders einzugehen. 

Man wird zugeben, daß Bekanntschaft mit der körperlichen und 
seelischen Entwicklung des Menschen für alle Erwachsenen und 
besonders für Eltern wichtiger ist, als die mit manchen Gegen¬ 
ständen, welche in der Schule gelehrt werden, zum Beispiel Kenntnis 
fremder Erdteile, in die vielleicht einer von 100 000 kommen wird, 
Kenntnis der deutschen Kaiser des Mittelalters, das Auswendig¬ 
lernen von einem Dutzend Kirchenliedern, Bekanntschaft mit dem 
Inhalt der Bücher Mosis. Oberlehrer Dr. Erich Witte. 
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Nochmals Künstlerbolschewisten. 

Wenn auch verspätet, so bitte idh, mir dieses eine Wort zu Guido 
Knoerzers „Künstlerbolschewisten“ zu verstatten. Ich gehe mit 
Knoerzer völlig einig darin, daß der Schuster bei seinem Leisten 
bleiben solle, bin auch der Ansicht, daß Tollers reine, in seinen 
Werken erwiesene Menschlichkeit nur litt durch sein verfehltes 
politisches Auftreten. Ich gehe sogar noch weiter als Knoerzer, 
indem ich nicht so ohne weiteres behaupten möchte, daß die 
Anregungen dieser „Künstlerbolschewisten“ für den Politiker 
„häufig der Prüfungswert seien“. Im Gegenteil: Hier Politik — 
dort Künstlerschaft. — , 

Will aber Knoerzer, wie mir aus manchen Zeilen herauszuleuchten 
scheint, den Expressionismus ablehnen, und macht er sich lustig 
über das viele „Herzblut, das umsonst verspritzt wird“, so ist 
das für einen Sozialisten ein recht starkes Stück. Freudig sollte 
die Sozialdemokratie es begrüßen, daß die geistig-seelische Regsam¬ 
keit seit der Revolution unendlich auflebt. Wenn eine Mehrheit 
dieser Expressionisten selbst einmal wieder „den Rüdeweg zur 
Vernunft“ entdeckt, schlimm genug dann für die kulturelle Frucht¬ 
barkeit der Revolution. Denn was anderes ist alles dies als der 
ethische Grundgehalt des Sozialismus? 

Die Worte Knoerzers aber vom . . . „blökenden romantischen 
Pazifismus“ und der reichlich unangebrachte Ausfall, gegen den 
„beweglichen, immer wachen, phantasievollen jüdischen Geist“ 
sollten noch besonders zurückgewiesen werden. 

Walther Victor, Hamburg- 


Druckfehler-Berichtigung. 

In dem Aufsatz „Nationale Parteibildung“ von R. Kunze (Tokio) 
in Nr. 33 der „Glocke“ hat sich auf Seite 1050 ein Druckfehler 
eingeschlichen, der den Sinn unverständlich macht. Es muß dort 
auf der Zeile 24 von oben heißen: „Die Deutschnationalen sollen 
(statt „wollen“) als Sturmbock den Ueberbau erkämpfen, in dem 
sie . . . keinerlei Macht haben, ihre eigentlichen Parteizwecke durch¬ 
zusetzen“. Natürlich wollen die Deutschnationalen das nicht, es 
wird ihnen nur von nichtparlaioentarischen Ideologen zugemutet; 
sie haben vielmehr bisher alle auf einen solchen Ueberbau ge¬ 
richteten Pläne zu vereiteln verstanden. Daher die Anregung des 
Verfassers, daß eine solche nationale Parteibildung sich vielleicht 
leichter von der linken- Seite her durchführen lasse. 
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Im Anfang des Jahres 1920 bringen wir heraus: 

Allgemeine Geschichte 
des Sozialismus und 
der sozialen Kampfe 

von M. Beer 

in 5 Teilen 

i j 

Teil 1 : (der Anfang nächsten Monats erscheinen wird) be¬ 
handelt das Altertum. Palästina, Hellas, 
Rom und das Urchristentum 

Teil 2: Mittelalter Teil 3: Neuere Zelt 

Teil 4 und 5: Neueste Zelt und Gegenwart 

Preis des einzelnen Teils 

3 Mark 

Das Werk ist tatsächlich eine Weltgeschichte fürs Volk, 
geschrieben vom Standpunkte des wissenschaft¬ 
lichen Sozialismus. Es entspricht einem 
seit vielen Jahren empfundenen 
Bedürfnis. 
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37. Heft 13. Dezember 1919 5. Jahrg. 

Nachdruck sämtlicher Artikel mit ausführlicher Quellenangabe gestattet 


PARVUS: 

Der Fall Kautsky. 

M AN . wird K. Kautsky ohne weiteres glauben, daß die 
frühzeitige Veröffentlichung seines Manuskripts ohne sein 
Vorwissen geschah. Aber er hat doch nicht genügende Vor¬ 
kehrungen getroffen, damit das nicht geschehe, und er hat 
sich von vornherein dieser Eventualität und einer tendenziösen 
Verwertung seiner Schrift äusgesetzt, als er zuließ, daß 
man sein Werk der Jingopresse verkaufte. Weshalb dieser? 
Weil sie besser zahlte. Dias ist es, was bei der bekannten 
Rigorosität Kautskys anderen gegenüber befremdend wirkt. 

Er wollte dick verdienen. 

Er wußte, daß man das durch wissenschaftliche Arbeiten 
nicht erreichen kann. 

Er konnte sich nicht auf das Feld der Gemeinplätzlichkeit 
begeben, auf dem Adolf Hoff mann, der wackere Zehngebote¬ 
mann, sein Leben lang graste, auch nicht auf jenes der schlüpf¬ 
rigen Literatur, das Georg Fachs so tief beackerte. Dazu 
stand ihm. sein wissenschaftliches Ansehen im Weg. Er 
beschloß deshalb, in politischer Sensation zu machen. 

Die Dokumente, die ihm in seiner Eigenschaft als Mitglied 
des Ministeriums ausgeliefert wurden, sollten ihm dazu ver¬ 
helfen. Er kalkulierte richtig, daß, wenn er noch seinen 
guten Namen dazu hergebe, die Sache gemacht sei. 

Er wollte auch einmal die Kriegskonjunktur ausnützen. 
Er wollte einen tiefen Schnitt in die Taschen des lesenden 
Publikums machen. 

37/1 
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Und er wandte sich an einen Verleger, zu dessen Geschäfts¬ 
tüchtigkeit er Vertrauen hatte. 

Der geschäftskundige Verleger ging dorthin, wo er wußte, 
daß man am besten zahlen wird. Das war die Jingopresse. 
Denn sie konnte das Werkchen und die Autorität des Ver¬ 
fassers gut gebrauchen, um der Auswucherung des deutschen 
Volkes, die sich die Entente durch den Friedensvertrag 
sicherte, das Mäntelchen der Vergeltung umzuhängen. 

Einmal im Besitze des Manuskriptes, hat die Ententepresse 
getan, was sie für das politisch zweckmäßigste hielt. Sie 
freut sich über die Publikation wie über den Skandal, den 
sie in Deutschland hervorgerufen hat, noch besonders über 
die Bloßstellung einer sozialistischen Autorität wie K. 
Kautsky. 

Soll man dem Verleger einen Vorwurf daraus machen, daß 
er diese Konsequenzen nicht übersah? Das ging ihn nichts' 
an, seinen kaufmännischen Auftrag hat er gut ausgeführt. 
In England wie in Holland wurde gut gezahlt, mit voll¬ 
gewichtiger Valuta. Die vorzeitige Publikation bildet eine 
ausgezeichnete Reklame für die deutsche Ausgabe. 

Und K. Kautsky? Er hat ja das Ganze dem Verleger 
übertragen. 

Hätte er sich nicht von vornherein, die Konsequenzen 
überlegen sollen? Er kann sich auf den Geist der Zeit 
berufen, oder auf momentane Geistesabwesenheit, oder auf 
Familiensorgen, die sich ja immer in solchen Fällen ein¬ 
stellen. 

Die Moral von der Geschieht? Auch der tugendhafte Hund, 
er frißt. 

Man kann auch die Lehre ziehen: Wer in der kapitalisti¬ 
schen Gesellschaft seine geistige Unabhängigkeit behalten 
will, muß sich mit Kapital versehen. 

Die Sache sieht sjch spaßig an, ist aber im Grunde unend¬ 
lich traurig. 
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K. Kantsky, der über die Gewinne, die ich aus der Schiffs¬ 
reederei und sonstigen kaufmännischen Transaktionen gezogen 
hatte, so hochmütig die Nase rümpfte, läßt sich auf seine 
alten Tage mit dem Sündengeld der „Times“ abfüttem! 


ERICH KUTTNER: 

Ungesühntes Blut. 

VlfElSHEIT eines Verteidigers: „Die bedauernswerten Op¬ 
fer werden ihren Angehörigen durch eine Bestrafung 
Marlohs auch nicht zurückgegeben.“ — Außerordentlich rich¬ 
tig, nur ließe sich das gleiche wohl bei jedem Mordprozeß 
feststellen. Von diesen Gesichtspunkten ausgehend, müßte 
man schließlich dazu .gelangen, Mörder grundsätzlich nicht 
mehr zu bestrafen. 

Der Jurist mag drehen und deuteln, für den simplen 
Laienverstand bleibt es ungeheuerlich, unfaßbar: 29 Men¬ 
schen ohne Grund, ohne Jeden Sinn und Verstand nieder¬ 
geschossen, und der überfünrte, geständige, gar nicht zweifel¬ 
hafte Täter, freigesprochen. Man zitiere Paragraphen, soviel 
man will, ein elementares Gefühl lehnt sich dagegen auf, 
eine nicht zu beschwichtigende Stimme — es soll freilich auch 
Leute geben, die sie zu beschwichtigen wissen — spricht: 
„Aber das geht doch nicht , das vernichtet doch jeden Glau¬ 
ben an Gerechtigkeit. Eine Gerechtigkeit, die so etwas zu¬ 
läßt, ist schließUch nur Spott und Schein.' 1 

Marloh habe auf Befehl gehandelt. Er sei ebensowenig ver¬ 
antwortlich wie wiederum das Erschießungskommando, das 
auf seine Anordnung die Schüsse abfeuerte. Das ließe sich 
vielleicht hören in dem Augenblick, wo die Urheber des 
höheren Befehls zu exemplarischen Strafen verurteilt werden. 
Ein Freispruch Marlohs wäre vielleicht zu ertragen in dem 
Moment, wo sich hinter den Herren Oberst Reinhard und 
Hauptmann von Kessel die Türen des Gefängnisses schließen. 

Aber nein, auch dann nicht. Es gibt Dinge, die sich nicht 
befehlen lassen. Ein Offizier auf selbständigem Posten ist 
keine Maschine, die nur auf fremden Impuls handelt. Bei 
simplen Soldaten, die eine befohlene Erschießung ausführen, 
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mag das gelten, sie könnten die Gründe ihrer Vorgesetzten 
nicht nachprüfen. Für einen Leutnant, der die Erschießung 
anordnet, gilt das nicht. 

Marloh sagt: „Wenn ich nicht gehorcht hätte, wäre ich 
selber bestraft worden.“ Ist da$ zu glauben? Wir haben 
den Gegenbeweis. Marloh hat sich ja in der Tat dem Befehl 
widersetzt, wenn auch nur unvollständig. Waren die Worte 
Reinhards Befehl, ausdrücklich bindend, und Wort für Wort 
auszuführen, so mußte Marloh nicht 30, sondern 150 Ge¬ 
fangene füsilieren lassen. Dagegen sträubt sich sein eigenes 
Gefühl, er sagt zu dem Befehlsübermittler, Leutnant Weh¬ 
meyer: „Du bist wohl verrückt, ich weiß selber, was ich 
zu tun habe.“ — Wer in aller Welt hat nun bisher gegen 
Marloh den leisesten Vorwurf, geschweige denn eine An¬ 
klage erhoben, weil er befehlswidrig 120 Mann nicht hat 
erschießen lassen?! Hier liegt der bündige Beweis, daß eine 
Nichteinhaltung des Befehls für Marloh keine schädlichen 
Folgen haben konnte. 

Nehmen wir den Fall, Marloh hätte wirklich gewußt, was 
er zu tun hatte und hätte erklärt: „Meine Vorgesetzten 
konnten die Situation als Abwesende nicht überblicken. Sie 
faßten wohl meine Lage so auf, daß ohne Erschießungen 
nicht durchzukommen wäre. Für mich aber bestand zu solchen 
drakonischen Maßnahmen keine Veranlassung. Mit den Ver¬ 
stärkungen, die inzwischen eingetroffen waren, war ich Herr 
der Lage und konnte die Gefangenen im Zaum halten.“ 
Meint nun im Ernste jemand, es wäre nachher ein Gerichts¬ 
verfahren gegen Marloh eingeleitet worden wegen militä¬ 
rischen Ungehorsams, gestützt darauf,'daß er 30 oder 150 
Menschen nicht totgeschossen habe, als es ihm von abwesen¬ 
den Vorgesetzten befohlen worden war? Die Frage stellen, 
heißt sie verneinen. 

Der „Noskeerlaß“! Es ist ganz gut, an seinen Wortlaut 
zu erinnern. Er lautete: 

„Jede Person, die mit der Waffe in der Hand gegen die 

Regierungstruppen kämpjend angetroffen wird, ist sofort 

zu erschießen.“ 

Wer war hier „gegen die Regierungstruppen kämpfend“ 
angetroffen worden? Kein Kampf hatte stattgefunden, nichts 
als eine Reihe von Verhaftungen. Wenn wirklich einer oder 
der andere der Verhafteten sich gegen die Verhaftung ge- 
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sträubt hat, so gehört schon eine perverse Sucht zur Rechts¬ 
verdrehung dazu, hieraus einen „Kampf“ im Sinne des Er¬ 
lasses zu konstruieren. Was Kämpfe sind, mußte ein Front¬ 
soldat wie Marloh am besten wissen. 

Notwehr gegen eine befürchtete Gefangenenrevolte? Das 
Absurdeste, was sich ins Feld führen läßt. Einige beherzte 
Männer hätten genügt, um die Maschinengewehre umzu¬ 
kippen und die bis an die Zähne bewaffneten Bewachungs¬ 
truppen zu überwältigen. Sei es einmal angenommen! Dann 
hieß es ja, einen solchen Verzweiflungsakt beherzter Männer 
geradezu heraus}ordern, wenn man von 300 Gefangenen 30 
an die Wand stellte. Bestand unter den Gefangenen überhaupt 
Neigung zur Revolte, so mußte sie in diesem Augenblick 
ausbrechen, als Verzweiflungskampf um das nackte Leben. 
Aber merkwürdig, die angeblich revoltebereiten Gefangenen 
blieben ruhig, als man 30 ihrer Kameraden im Schnellfeuer 
zusammenschoß, obwohl sie doch annehmen mußten, daß 
ihnen dasselbe Los im nächsten Augenblick bevorstand. 

Nein, Marloh wird die Verantwortung für seine Tat nicht 
los; und das Gericht, das ihn freisprach, bleibt mit dem 
schweren Vorwurf belastet, ein Urteil gefällt zu haben, das 
eine Niederlage der Gerechtigkeit bedeutet. 

Ein Täter ist hicht unschuldig, weil er nicht allein Täter 
ist. Mochte das Gericht auch überzeugt sein, daß höhere 
Stellen ein höheres Maß an der Schuld trugen, deshalb 
durfte es Marloh nicht von aller Schuld freisprechen. Werden 
aber diese höheren Stellen zur Verantwortung gezogen wer¬ 
den? Wird jetzt ein Verfahren gegen Oberst Reinhard und 
Hauptmann von Kessel eingeleitet werden als einziges Mittel, 
um dem Rechtsgefühl wenigstens teilweise Genugtuung zu 
verschaffen? Selbst angenommen, — wir fürchten um den 
Ausgang des Verfahrens, falls es wieder vor ein Kriegs¬ 
gericht kommt. Es ist nicht schwer, den Ausgang zu prophe¬ 
zeien: Das neue Kriegsgericht wird erklären, daß die Befehle 
Reinhards und von Kessels nur Instruktionen waren, an 
deren Ausführung Marloh nicht gebunden war, sondern die 
ihm Freiheit des Handelns je nach Umständen ließen. Marloh, 
dem Freigesprochenen, schadet ein solcher Spruch nicht mehr. 
Vermieden werden konnte ein solches Hin- und Herschieben 
der Schuld nur dadurch, daß man sämtliche Angeschuldigte 
auf eine Anklagebank setzte. Dann mußte sich das Gericht 
entscheiden: der und der von den Angeklagten ist der wirk- 
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lieh Schuldige, es konnte dann nicht die Schuld auf die 
jeweils nichtangeklagten Personen abwälzen. 

Aber der Fehlspruch wird zum Justizskandal durch das, 
was ihm vorangegangen ist. Die Tat Marlohs, so grausig sie 
ist, erhält immerhin ihren Hintergrund durch die Zeitumstände, 
unter denen sie geschah. Sie ist ein brutaler Akt, einer Zeit 
des Blutvergießens und der. Gewalttätigkeit entsprungen, aber 
kein raffiniert hinterlistiges Verbrechen. Ueber alles, was 
aus wilden Impulsen heraus an bewegten Tagen geschah, läßt 
sich noch menschlich urteilen. Aber die kaltblütigen und 
raffinierten Versuche, Tat und Täter ihren Richtern zu ent¬ 
ziehen , sie finden auch nicht die leiseste Entschuldigung 
in der siedeheißen Zeit des Märzaufstandes. Das wurde in 
aller Seelenruhe und Gelassenheit in militärischen Bureaus 
ausgeheckt. Vernichtete Protokolle, umredigierte und fri¬ 
sierte Aussagen, Verleitungen zum Meineid, Begünstigung 
der Flucht des Angeklagten durch militärische Stellen, falsche 
Pässe, die ein Geheimrat des preußischen Staatsministeriums 
verfertigt, ein ganzer Rattenkönig von strafbaren Handlungen 
der Kessel, Strauß und Konsorten, ein kriminalistischer 
Hexensabbath, der sein Gegenstück nur in dem französischen 
Dreyfusskandal findet. 

Hier wie dort die verbündete und versippte militärische 
Clique, die zu ihrer Selbsterhaltung vor Keiner Straftat, 
keinem Verbrechen zurückschreckt. Hier wie dort~das „na¬ 
tionale Interesse“ — in Wirklichkeit das Interesse einer 
kompromittierten Kaste —, das jedem Verbrechen als mora¬ 
lisches Mäntelchen umgehängt wird. Eine Erinnerung taucht 
auf: Die Witwe des Obersten Henri, des Fälschers des 
Borderau, der sich im Gefängnis erschoß, vor dem Revisions¬ 
gericht zu Rennes. Auf alle Vorhaltungen über die Tat 
ihres Mannes nur die eine Antwort: „Mein Mann hat das 
Vaterland retten wollen.“ 

Die nationale Preßmeute, die den Patriotismus der Fäl¬ 
schung, des Meineids, der Urkundenvernichtung verherrlicht, 
hüben und drüben die gleiche. Die „Deutsche Tageszeitung“ 
sieht in Hauptmann von Kessel eine „sympathische Lands¬ 
knechtsnatur“, die „Deutsche Zeitung“ erblickt in ihm das 
„prachtvolle Bild eines preußischen Offiziers der alten 
Schule“. 

Das französische Volk hat sich unter ungeheueren Mühen 
und geistigen Kämpfen von dem Dreyfusskandal, von der 
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erstickenden Atmosphäre militärischer Lüge und Niedertracht 
gereinigt. Wird das deutsche Volk in seiner grenzenlosen 
seelischen Erschlaffung, der es durch fünfjähriges Elend 
verfallen ist, die Kraft haben, sich von dem Schmutz des 
Marlohskandals zu reinigen? Ungeheuer viel hängt davon ab, 
im letzten Ende.Sein oder Nichtsein der Republik. 

Niemand ist stark genug, um auf die Dauer ungestraft die 
Majestät der Gerechtigkeit beleidigen zu können. .Es gibt 
Gefühle, die sich immer wieder bahnbrechen, das stärkste 
aber von ihnen ist, das beleidigte Rechtsempfinden, das ge¬ 
tretene Rechtsgefühl eines Volkes. „Sonne,, du klagende 
Flamme!“ ruft der Dichter Heinrich Heine. Lassen wir nicht 
die Sonne klagen um unschuldig vergossenes Blut. Republik 
und Demokratie können nur bestehen , wenn sie sich als 
Hort der Gerechtigkeit erweisen. Mögen die führenden Män¬ 
ner daran denken! 


MÜLLER-BRANDENBURG: 

Betrachtungen 

über den Einfluß der geographischen Lage Rußlands 
auf die Entwicklung der russischen Nation. 

„Der Himmel ist hoch und der Zar ist weit“, 
„Es ist schon spät und der Weg ist weit, 
laßt uns eilen, eilen 1“ 

QPRECHT diese beiden Volkswörter der Russen melan¬ 
cholisch vor und ihr habt die ganze Tragik des russi¬ 
schen Volkes und seiner Geschichte, ihr habt auch die Charak¬ 
teristik des russischen Landes. Dieses eigenartige Land muß 
ein eigenartiges, Volk bergen, triuß seinen Charakter dem 
in ihm lebenden Volk aufzwingen. Das ist gar nicht 
anders möglich. Und — wie die Lage und Gestaltung Frank¬ 
reichs die Entwicklung der französischen Geschichte mit¬ 
bestimmt hat, so auch die Lage Rußlands die Geschichte seines 
Volkes, bzw. seiner Völkerschaften. 

Ehe wir darauf näher eingehen, seien kurz ein paar Be¬ 
merkungen gemacht, die mir heute zu machen sehr wichtig 
scheinen. Man spricht heutzutage sehr gern mit besonderem 
Nachdruck von den verschiedenen „Völkern“ auf russischem 
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Boden und tut so, als seien diese untereinander außerordent¬ 
lich verschieden und unterschieden. Welch ein Auf-den- 
Kopf-stellen der ethnologischen Tatsachen! Mit Entrüstung 
wird der Deutsche es von sich weisen, wenn ihm der Aus¬ 
länder sagen wollte, der Rheinländer und der Ostpneuße 
seien nicht Angehörige eines Volkes, ebenso wenig wie der 
Bayer und der Holsteiner. Das seien alles Völker für sich, 
die durch Zufall und Geschichte unter einen Hut gekommen 
seien. Beweis: Der Nordwestdeutsche habe eine Volksmund¬ 
art, die der Bayer, der nur die seinige kenne, nicht verstehe 
und umgekehrt. Mit solchem Unsinn darf man den Deutschen 
nicht kommen. Man komme damit aber auch den Russen nicht. 
Der Ukrainer und der Großrusse, wie der Weißrusse sind; 
nicht Angehörige von drei Nationen. Das ist glatter ethno¬ 
logischer Unsinn. Die drei genannten Zweige sind Stämme 
des russischen Volkes. Es würde hier zu weit führen, wollten 
wir uns in diesem Aufsatz näher mit der ethnologischen Frage 
beschäftigen, das ist nicht Zweck dieser Zeilen. "Wir streiften 
sie nur, weil sie wichtig ist und weil wir hier zum besseren 
Verständnis des nachfmgenden darauf hinweisen mußten. 

Rußland ist die Kontinentalmacht par excellence, das heißt, 
sie war e s und — wird es wieder werden , muß es wieder wer¬ 
den, es ist wohl nicht anders möglich. Das hat auch der große 
Moltke klar erkannt, als er 1856 in seinen „Briefen aus Ruß¬ 
land“ schrieb: 

„Kein Teil kann ohne den andern bestehen, der waldreiche 
Norden nicht ohne den kornreichen Süden, die industrielle 
Mitte nicht ohne die beiden, das Binnenland nicht ohne die 
Küste, nicht ohne die gemeinsame große Wasserstraße der 
400 Meilen schiffbaren Wolga.“ Unter Ausschaltung Sibiriens, 
d. h. des reinasiatischen Rußlands, wollen wir zunächst das 
russische Gebiet rein geographisch betrachten. Wir legen 
zunächst die geographischen Grenzen fest und beginnen im 
Osten. Da ist die Grenze Rußlands zugleich die Europas. Sie 
wird gebildet durch den Ostrand des Uralgebirges. Wohl be¬ 
merkt, nicht der Grat des 2000 Kilometer langen Bergrückens 
ist die Grenze, sondern die Osthänge, der Fuß des Gebirges 
auf sibirischem Boden! Also dort, wo im Alttertiär noch 
Brandung des Meeres gegen die Höhen schlug, des Meeres^ 
das heute verschwunden ist, in dessen ehemaligem Bette heute 
der Ob mit seinen zahlreichen Zuflüssen strömt. Während die 
nördliche Hälfte des Ural Höhen bis zu 1686 Meter (Tölpos 
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Iß) erreicht, auch verhältnismäßig schnell zum Grat änsteigt 
und wieder fällt, ist die Mitte des Gebirges sehr flach. Die 
Pässe liegen auf 300 Meter, die Höhenlinie läuft auf 400 bis 
600 Meter über dem Meeresspiegel. Ganz allmählich steigt 
hier das Gebirge aus der Russischen Platte empor, um ganz 
allmählich wieder nach Sibirien zu abzufallen, wenn auch 
der Sibirische Hang etwas gestürzter ist. Im Süden erreicht 
das Gebirge nochmals größere Höhe (1642 Meter). Aber auch 
hier steigt es langsam an und fällt auch wieder langsam ab, 
so daß der Wanderer nicht merkt, ob er auf der europäischen 
oder asiatischen Seite steht. Daß so der Ural nicht als Natur¬ 
schranke dienen konnte, ist verständlich, kein Wunder, daß 
der Russe schon frühzeitig über ihn hinaus nach Osten griff 
Und sich in Sibirien setzte. (1580 Kosaken unter Jermak.) Die 
Südgrenze des Landes hat durch die Natur einen abschließen¬ 
den Charakter erhalten. Da liegt im Osten das größte Binnen¬ 
meer des Erdballs: das Kaspische Meer. Zwischen ihm und 
dem Schwarzen Meer im Westen sperrt der bis 5000 Meter 
hohe Rücken .des Kaukasus das europäische Rußland von Asien 
ab. Wenn nun auch Südrußland eine ausgedehnte Küstenlinie 
besitzt, darf doch nicht übersehen werden, daß ihre Nutz¬ 
nießung stark beschränkt ist. Das Kaspische Meer ist als 
Binnensee ohne Verbindung mit dem Weltmeer. Das Schwarze 
Meer steht mit dem Mittelmeer nur durch den Bosporus in 
Verbindung. Der Bosporus aber ist in fremder Hand. Rußland 
a hat also im Süden wohl Küste und Hafenplätze, ist aber 
nicht unbeschränkter Herr des Zugangs zum Weltmeer. Viel¬ 
mehr ist die Benutzung des einzigen Zugangs zu diesem, dem 
guten Willen fremder Mächte anheimgestellt. Man überlege 
sich den Fall einmal ernstlich und man wird begreifen, wie 
sehr es die Maßgebenden in Petersburg und alle denkenden 
Russen erregen müßte, daß Deutschland die zusammen¬ 
brechende Türkei nach dem Abgang Bismarcks zu stützen 
begann und so eine der größten Hoffnungen Rußlands in 
Trümmer schlug. 

Wir kommen zur Westgrenze. Ist da natürliche Markierung? 
Viele sagen nein. Nur ethnologisch sei die Scheide zu ziehen. 
Wieder andere sagen, Dnjestr und Bug seien die Grenze. Der 
Bug? Weshalb? Weil er schon zum Stromgebiet der Weichsel 
gehöre. Hoetzsch ist anderer Meinung. Und viele stimmen 
ihm bei. Auch Seydlitz. Letzterer zieht die geographische 
Grenze so: Unterlauf der Donau bis zum Eisernen Tor — 
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Kamm der Transsylvanischen Alpen — Kamm der Karpathen. 
Und dann? Hoetzsch sagt: die Elbe! Andere sagen die 
Weichsel. So streiten die Gelehrten ob der russischen geogra¬ 
phischen Westgrenze. Die Karpathen? Ja, unbedingt. Aber 
was dann. Man weiß nicht recht, wie man entscheiden soll. 
Es ist wie an der französischen Nordwestgrenze. Es ist keine 
geographische Schranke vorhanden, so muß die ethnologische 
entscheiden und sagt: Bug. So ungefähr läutet auch das geo¬ 
logische Urteil. Der Nordteil der Westgrenze ist durch die 
Ostseeküste bestimmt. Auch hier, nicht so beschränkt wie 
am Schwarzen Meer, ist der Zugang zum Weltmeer in fremder 
Hand. Was wichtiger aber ist und zum mindesten den Wert 
der Küste stark einschränkt, ist die Tatsache, daß große Teile 
jedes Jahr lange Eiszeit haben. Riga und Kronstadt sind 
durchschnittlich fünf Monate im Janr' durch Eis gesperrt, 
auch Libau und Reval u. U. Monate hindurch durch Eis ver- 
verschlossen. Kein Wunder, wenn das zaristische Rußland im 
ersten Jahrzehnt dieses Jahrhunderts ein merkwürdiges Inter¬ 
esse für das norwegische Narvik, den stets eisfreien Hafen 
unter dem Schutz der Lofoten zeigte. 

Das kann um so weniger Wunder nehmen, als für die 
Nordküste (d. h. die Nordgrenze) Rußlands das gleiche gilt, 
nur noch in erhöhtem Maße: Die Nordküste Rußlands leidet 
unter stärkster Vereisung und ist für einen wohlgeordneten 
Schiffahrtsverkehr nicht brauchbar. 

Richten wir den Blick ins Innere des Landes. Ein riesiges 
Tafelland, dessen höchste Erhebungen kaum 300 Meter über-, 
schreiten. Und wie selten sind die. Dazu ein riesiges, weit¬ 
verzweigtes Flußnetz. Dies begünstigte die Besiedlung Ruß¬ 
lands durch die Waräger im 9. Jahrhundert in stärkster Weise. 
Im Sommer gab es brauchbare Wasserwege ab, im Winter 
gute Schlittenstraßen. 

Das ganze Gebiet unterliegt kontinentalem Klima. Heiße 
Sommertage bis hoch in den Norden herauf. Frost im Winter 
selbst am Asovschen Meer, das u. U. starke Eisbildungen bringt. 

Hoch im Norden die Tundra, folgt nach Süden der Sumpf¬ 
wald, dann die trockene Waldzone, das Ackerland und schließ¬ 
lich im Südosten die Steppe. Doch scharf abgegrenzt sind 
die vier Zonen nicht, vielmehr gehen sie ganz allmählich in¬ 
einander über. 

In dieser riesigen Landmasse sind überhaupt keine scharfen 
Grenzen, geographisch nicht, ethnologisch auch nicht. Wirt- 
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schaftspolitisch wie geographisch und ethnologisch bildet sie 
ein geschlossenes Ganzes. Will man hier Grenzen ziehen, 
handelt man wider die Natur und das läßt sich die Natur auf 
die Dauer nicht gefallen. Der Mensch mag versuchen, po¬ 
litische Scheiden zu errichten, die Natur wird sie wieder ver¬ 
wischen! Seht Rußland, wie es die Natur geschaffen und 
sagt selbst, daß es naturgemäß zu dem Körper sich ent¬ 
wickeln mußte, der es geworden ist. Wären die Zaren nicht 
gewesen, hätten es republikanische Präsidenten oder Könige 
gemacht zu dem, was es ist. Wenn Moskau es nicht getan, 
Kiew oder ein anderer Platz hätte es geschafft. Die „Ländergier“ 
der Zaren! Gewiß; aber war da nicht ein natürlicher Drang 
hinter allem? Wer über russische Erde ritt, der versteht, daß 
der Begriff für Raum beim Russen ein ganz anderer ist, als 
für die Westeuropäer. Und — seht diese riesige Landmasse, 
die Trägerin und Ernährerin von hundert Millionen Menschen. 
Sagt selbst, die braucht Küste, braucht freien Zugang zum 
Meer. Selbstverständlich ist da der „Drang zum Ozean“. 

Und nun eine Frag^: Mußte nicht Peter der Große die 
Fenster nach Europa aufschlagen, indem er Petersburg grün¬ 
dete. Mußten die Zaren nicht den Blick zum Bosporus lenken? 
Und weiter: Mag Herr in Rußland sein wer will: Ob Zar, ob 
Lenin, muß nicht jeder, der für die Entwicklung des russischen 
Volkes verantwortlich ist, der seine Entwicklung will, wieder 
die Blicke zur Ostsee richten und an das Tor von Konstanti¬ 
nopel klopfen? Ja, er muß, ob will oder nicht! 

So, und nun urteile über die wilhelminische Türkeipolitik, 
über die Randstaatenpolitik! Wer mag sie noch verteidigen? 


Dr. F. M. HUEBNER (im Haag): 

Die belgischen Kammerwahlen. 

RELGIEN hat am 16. November eine Volksvertreterschaft 
gewählt, welcher die Aufgabe obliegt, das Verfassungs¬ 
leben des Landes auf eine neue Grundlage zu stellen, das bel¬ 
gische Neutralitätsverhältnis zu revidieren, den Wiederaufbau 
der Wirtschaft und der Volksenergie ins Gleiche zu bringen. 
Die Wahl dieser Konstituante, welcher eine Arbeitsdauer von 
etwa zwei Jahren vorhergesagt wird, ist unter Abschaffung 
des bisher angewendeten Pluralwahlsystems nach dem von 
sozialistischer Seite längst angestrebten allgemeinen und glei- 
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chen Wahlrecht erfolgt. Trotz der weitreichenden Wichtigkeit 
gerade dieses Wahlgangs hat es heuer an der geschichtlichen 
belgischen Aufgeregtheit und an der Hitze gegenseitiger Par¬ 
teianfeindung völlig gefehlt. Ohne daß übermäßig viel weiße 
(unausgefüllte) Zettel in die Urne geworfen worden wären, 
herrschte doch eine gewisse Gleichgültigkeit und Benommen¬ 
heit zumindest bei den beiden Ordnungsparteien, den Libe¬ 
ralen und Katholiken, die sonst mit Wahlagitation am lautesten 
zu arbeiten pflegen. Glaubten sie des Erfolges sicher und 
der propagandistischen Nachhilfe ganz überhoben sein zu 
können? Oder ergaben sie sich, die Niederlage vorherahnend, 
gelähmt in ihr Schicksal? Gewiß ist es, daß es der liberalen 
Wahlparole an Deutlichkeit und Entschlossenheit, daß es der 
klerikalen Wahlparole an durchschlagender Einheitlichkeit — 
die Partei war in eine Reihe von Untergruppen zersplittert 
— gebrach und daß infolgedessen zwei andere, den Massen 
ohne weiteres verständliche und zusagende Losungen über 
die Situation herrschend würden: die sozialistische und die 
flämische. 

Die letzten belgischen Wahlen vor dem Kriege haben im 
Jahre 1914 stattgefunden. Durch sie war der Kammer das 
folgende Bild gegeben worden: Gesamtanzahl der Sitze 186. 
Hiervon hatten inne: die Klerikalen £9, die Liberalen 45, 
die Sozialisten 40 Sitze, die Daensisten (chritsl.-demokrat.) 1, 
die Demokraten 1 Sitz, mithin waren die Klerikalen in der 
absoluten Mehrheit. Die Stimmenübergewalt der Klerikalen 
fand Ausdruck und Wirkung darin, daß seit 1884 die Regie¬ 
rung in Belgien ununterbrochen in den Händen dieser Partei 
gelegen hat. Ihre Stütze lag im Pluralwahlsystem, wodurch 
auch den kleinen Besitzern auf dem flachen Lande eine oder 
mehrere Zusatzstimmen zukamen. Die Einführung des gleichen 
und allgemeinen Wahlrechts sollte zeigen, daß die wahre 
Gesinnung der Bevölkerung mit dem, was. in Belgien zu 
einer historischen Stabilität geworden schien, längst nicht 
mehr im Einklang stand. Denn wenn durch die jetzigen 
Wahlen sich das Bild mit dem Schlage verändert hat, so 
liegen die Ursachen davon nicht bloß die paar Kriegsjahre 
zurück und haben die Einflüsse nicht nur durch den augen¬ 
blicklich waltenden Wirtschaftstiefstand ihre Richtung er¬ 
halten, sondern was heuer reifte, ward ausgesät und ist auf¬ 
gekeimt in der Geduld und in der Sammlung einer langen, 
bis in die vorige Generation zurückreichenden Zeitspanne. 
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An Hand der jetzigen Wahlergebnisse ist ein Urteilswechsel 
über die gesamte politische Willensverteilung in Belgien 
dringend geboten. 

Die Wanlen haben mit einer Verdrängung der Klerikalen 
aus ihrer absoluten Uebergewichtsstellung geendet; sie ver¬ 
loren 26 Sitze; ihre Mandatanzahl beträgt türderhin nur 73. 
Die Liberalen haben 11 Sitze verloren; sie verfügen nur 
noch über 34 Mandate. Die Sozialisten gewannen 30 Sitze; 
ihre Mandatanzahl stieg auf 70. Kleinere Gruppen besetzten 
9 Sitze. War die Hochburg des Klerikalismus bisher das 
bäuerliche Flandern gewesen, so ist es kennzeichnend, daß 
der Hauptgewinn der sozialistischen Partei gerade auf die 
Wahlen in Flandern entfällt. Das bisher liberale Antwerpen 
ging völlig in die Hand der Sozialisten über. Was die Kleri¬ 
kalen vor einer noch größeren Niederlage bewahrt hat, ist, 
daß sich Leute in der Partei zeitig genug auf die sogenannten 
flämischen Wünsche (Ansprüche auf kulturelle Selbständig¬ 
keit) ihrer nördlichen Wähler eingestellt hatten; die anderen, 
die zu deutlich zeigten, daß in den Fragen der ländlichen 
Bodenreform sie es mit der herrschenden Klasse der adligen 
Dorfbürgermeister und großen Latifundieninhaber hielten, 
denen versagte die flämische Wählerschaft ihr Vertrauen. Die 
liberale Partei hat ihren Stimmenverlust ausgesprochenermaßen 
dem gleichen antidemokratischen Unverstände zuzuschreiben; 
zusammengesetzt aus der Brüsseler Finanzwelt, dem Frei- 
maurertum, dem Aerzte-, Rechtsanwalts-, Hocljschullehrer- 
stand verband diese Partei mit den Klerikalen zwar nicht 
das nämliche politische Programm, wohl aber die, aus dem 
mittleren und höheren Bürgertum sich herleitende Abkunft 
ihrer Bekenner. Beide besitz- und staatserhaltend, einte sie 
gegen die, sei es proletarisch-sozialistisch oder proletarisch¬ 
flämisch durchdrungenen Massen von unten ein nämlicher 
Grad von Furcht und Mißtrauen. Aber die Klerikalen besaßen 
doch zu den niederen Klassen eine unmittelbare Verbindung 
durch die Schar ländlicher Seelsorger und charitativen Kon¬ 
gregationen, so daß sie über die Stimmung des gemeinen Volks 
auf dem laufenden blieben und, wie gesagt, beizeiten sich ent¬ 
gegenkommend zu den flämischen Mindestforderungen ein¬ 
stellen konnten; die liberalen Kreise, völlig in der eigenen, 
französierenden Sphäre lebend und gegen die an Geld und 
Kultur Besitzlosen dünkelhaft abschließend, haben es geradezu 
als Pflicht und besonderen Vorteil angesehen, gegen unten 
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sich so unnachgiebig als möglich zu zeigen. Die Entfremdung 
vom Empfinden des Volks führte soweit, daß aus den Reihen 
der Liberalen denjenigen neuen Gruppen die meisten An¬ 
hänger zuströmten, die auf ihr Programm all die überhitzt 
nationalistischen Forderungen der Rüstungssteigerungen, der 
deutschen, holländischen, luxemburgischen Geoietseinverlei- 
bungen, der Großmachtspolitik geschrieben hatten. Diese, im 
„Parti de la renaissance nationale“ zusammengefaßten und 
durch das Blatt „la Nation beige“ angeführten Junkerkreise 
haben trotz ihrer besonders reichen, zur Wahlbeeinflussung 
ausgegebenen Geldmittel alles in allem etwa 10 000 Stimmen 
erlangen und einen einzigen Kandidaten durchbringen können. 
Für diese Strömungen also bedeuten die Wahlen das Todes¬ 
urteil, und liberale Blätter wie „Die Schelde“, Antwerpen, 
raten dringend zur Lösung des Verhältnisses mit den Groß¬ 
belgiern und zur Annäherung an die demokratische Masse. In 
diesem Blatte wird mit klarer Einsicht das Entweder-Oder sogar 
so formuliert: „Entweder wird in Flandern der Liberalismus 
flämisch sein, oder mit dem Liberalismus ist es überhaupt 
getan.“ 

Die Sozialisten verfügen in ihren Führern Vandervelde, 
Anseele, Huysmans über Leute, die nicht nur der flämischen 
Sprache mächtig, sondern den geistigen Befreiungsbestrebun¬ 
gen der flämischen Massen mehr oder minder zugetan sind; 
aus dem liberalen Lager sind alle diejenigen zu den Sozialisten 
hinübergewandert, die für ihre flämisch-demokratischen Wün¬ 
sche kein Eintreten wahmahmen. Im übrigen bedeutet 
die allgemeine Unzufriedenheit mit dem klerikalen Regiment, 
namentlich der höheren Geistlichkeit, die Vorbedingung, auf 
deren Boden die durch Europa gehende sozialistische Denk¬ 
weise gerade in Belgien aufs üppigste gedeihen konnte. Aller¬ 
dings haben die Sozialisten Zugeständnisse nationalistischer 
Art machen müssen, um die in den Völkerhaß hineinge¬ 
peitschten Massen nicht völlig aus der Hand zu verlieren; 
die Extremisten von links versuchen wohl unter Jacquemotte 
Oberwasser zu erlangen, aber bei den Wahlen gingen sie 
erfolglos aus. Mit der abflauenden Völkergehässigkeit darf 
man annehmen, daß auch die belgischen Sozialisten sich mehr 
und mehr auf die rein internationalistischen Grundsätze zurück¬ 
besinnen werden, wo ür Vandervelde, im Kriege Jusquaubou ist, 
jetzt Fürsprecher eines sich selbst bestimmenden Rußlands, 
ein persönliches Musterbeispiel ist. Im selben Maße wie der 
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' belgische Sozialismus zu den Ursprungsprinzipien zurückkehrt 
— wozu ihm schon die Opposition gegen den nationalistischen 
Klerikalismus und Liberalismus, drängen wird — gewinnt 
die äußerste Linke an Ausdehnungsmöglichkeit und eines 
Tages dürfte auch für die offizielle belgische Arbeiterpartei 
die entscheidende, vielleicht zu Spaltungen führende Frage 
brennend werden, wem sie sich anzuschKeßen gedenkt, ob 
der zweiten oder der dritten Internationale. 

Wenn der Ausfall der belgischen Wahlen unter dem Zeichen 
eines flämischen und andererseits sozialistischen Sieges steht, 
so kann hier nicht im mindesten vom Sieg zweier polarer 
Gegenmächte die Rede sein. Es ist vielmehr aufs schärfste 
zu unterscheiden ♦ zwischen den belgischen Staatsnationalisten, 
die, land- und machterweiterungshungrig, es doch nur auf 
10 000 erklärte Anhänger gebracht haben und zwischen den, 
aus Proletariat und Kleinbürgertum zusammengesetzten, de¬ 
mokratisch und völlig antiimperialistisch gesonnenen flämi¬ 
schen Nationalisten, deren radikaler Flügel, die auf weit¬ 
gehende Selbstverwaltung Flanderns innerhalb des belgischen 
Staatsganzen hinsteuernde „Frontpartei“, es allein auf 61 000 
Stimmen gebracht hat und mit fünf Vertretern in die Kon¬ 
stituante einzieht. Das Verbindende zwischen dem Flamentum 
und dem Sozialismus ist der im flämischen Wesen verankerte 
demokratische Grundhang und die gesellschaftliche proleta¬ 
rische Stellung der Flamen in Belgien; je mehr durch die 
bitter nötigen Schulreformen dem flämischen Volke die Mög¬ 
lichkeit gegeben werden wird, einen höheren Grad von Bil¬ 
dung und Gewissensfreiheit zu erlangen, desto rückhaltloser 
werden dem Sozialismus die Wähler auch aus anderen als 
wirtschaftlichen Erwägungen Zuströmen. 

Unter der eingewurzelten Ueberzeugung, Belgien sei nicht 
nur regierungsmäßig, sondern auch in der Volksgesinnung 
ein für allemal klerikal orientiert, beging, nebenbei gesagt, 
auch die deutsche politische Verwaltung in Belgien während 
des Krieges den Fehler, sich vorwiegend mit den reaktionä¬ 
ren Gewalten im Lande zu verbünden. So sandte der Ver¬ 
treter des Auswärtigen Amtes in Brüssel dem Nationalisten 
und Imperialisten Kardinal Mercier, da die Preisgabe Belgiens 
vor der Türe stand, ein besonderes, dem vaterländischen Mut 
des Kardinals huldigendes Schreiben, während bei der gjeichen 
Behörde die flämische Bewegung im Verdachte stand, nicht 
belgisch-nationalistisch genug, sondern hervorgerufen zu sein 
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durch den fremden Einfluß der alldeutschen Eroberungssucht 
Nur da, wo flämische und katholische Interessen einheitlich 
und entschieden zusammenzugehen schienen, entschloß man 
sich bedenkenlos zum Handeln. 

Aus dem gleichen Mißverständnisse heraus verhielten sich 
die deutschen Sozialdemokraten gegenüber der flämischen Be¬ 
wegung während des Krieges zugeknöpft, wenn nicht feind¬ 
selig. Auch sie beurteilten d^s, was vor sich ging, als künst¬ 
liche mit Geld und Gewalt gezüchtete Volksregung, die den 
Alldeutschen den Vorwand bieten sollte, sich, um die Flamen 
zu schützen, für immer in Belgien festzusetzen. So sehr 
bei gewissen Kreisen diese Ueberlegung mitsprach, so sehr 
war von Anfang an ein derartiges Manöver zum Scheitern 
verurteilt durch das unvermeidlich demokratische, auf seine 
Volksfreiheit bedachte Temperament der Flamen selbst. Als 
auf dem Höhepunkte der Siegeshoffnungen die deutsche 
Schwerindustrie die Behörden zur Enteignung der Limburg- 
schen Kohlenfelder zugunsten deutscher Aufkäufer zu treiben 
suchten, waren es die aktivistischen Flamen, die diesem Ma¬ 
növer den Riegel vorschoben, indem sie,-den Sozialisierungs¬ 
gedanken aufnehmend, die Fiskalisierung der Bodenschätze 
für die flämische Volksgemeinschaft forderten. 

Von (putschen Sozialisten waren es eigentlich nur vier 
Persönlichkeiten, die, den Zusammenhang zwischen Sozialis¬ 
mus und flämischer Idee bemerkend, mit Wort und Schrift 
auf eine Aenderung der hergebrachten Anschauungen in 
Deutschland hinarbeiteten: die mehrmals zum Besuch nach 
Belgien gekommenen Abgeordneten Lensch und Haenisch und 
die im Brüsseler Pressedienst beschäftigten Genossen Hausen¬ 
stein und Altschul. Diese Genannten begriffen, daß der Kampf 
um die Weckung der Geisteskräfte und um die wirtschaftliche 
Besserstellung des flämischen Volks, sich loslösend aus abge¬ 
braucht-romantischen Gesichtspunkten, im Zuge jenes näm¬ 
lichen großen Befreiungsvorganges sich abspielte, der allent¬ 
halben die Völker nach deutlicherer Umfassung und Inhaber¬ 
schaft ihres Wesens trachten ließ. 

Heute, in der neuen belgischen Kammer, verfügt die so¬ 
zialdemokratische Partei zwar noch nicht über die absolute 
Mehrheit, aber es ist vorauszusehen, daß sie sich den flämisch- 
gesinnten Vertretern der übrigen Parteien in vielen, wenn 
nicht allen Forderungen des flämischen Reformprogramms 
(einheitlich-flämisches Unterrichtswesen von der Unterstufe 
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bis zur Hochschule, Flamisierung gewisser Verwaltungs- 
zweig^ und des Gerichtswesens im flämischen Landesteile 
usw.J, anschließen wird. Unter den, im flämischen Landesteil 
gewählten Klerikalen haben sich schon vor den Wahlen 43 
auf das flämische Mindestprogramm festgelegt; Frontpartei 
und Daensisten (6 Vertreter) sind ohne weiteres Flaminganten. 
Unter den in Flandern gewählten Liberalen zählt man o, unter 
den flandrischen Sozialisten 21 mit Sicherheit flämisch gesinnte 
Abgeordnete ,> wozu aus allen Parteien zusammen noch etwa 
13 Abgeordnete kommen, die der flämischen Anschauungsweise 
mindestens Sympathie entgegenbringen. 

Wenn die jetzigen Wahlen dem langjährigen Regiment einer 
einzigen Partei ein rasches Ende bereitet haben, so erhebt 
sich nun die Frage, wer als Erbe der Macht auf treten wird und 
will. Ueber die endgültige Haltung der sozialdemokratischen 
Partei wird ein Kongreß v Ende November entscheiden. In¬ 
zwischen erklärte Huysmans einem Ausfrager des Antwerpner 
Blattes „Neptune“: „Wir werden die Opposition bilden, was 
immer die leichteste und gewinnendste Haltung innerhalb einer 
gesetzgeberischen Versammlung ist. Die Regierungsleitung, 
versteht sich, muß von den Parteien gemeinsam übernommen 
werden. Kein Regiment einer einzigen Partei mehr!“ Die 
Klerikalen verbrämen die Trauer über ihre Niederlage mit 
dem Tröste, daß sie mit ihren 73 Abgeordneten noch immer 
Herr der Lage und die 34 Liberalen, daß sie das Zünglein 
an der Wage seien. Die Fragen, welche die klerikale Presse 
erörterte, nämlich ob und unter welchen Vorhersicherungen 
die Klerikalen etwa einem sozialistischen Kabinett ihre Mit¬ 
arbeit leihen können, haben nur akademische Bedeutung; im 
entscheidenden Augenblicke werden die Klerikalen bereit sein, 
mit jeder Art der Kabinettzusammensetzung, sofern sie daran 
beteiligt werden, sich einverstanden zu erklären. Das bis¬ 
herige Kabinett hat inzwischen seine Entlassung genommen. 

Gleichzeitig mit den Kammerwahlen haben die belgischen 
Senatswahlen stattgefunden. Das bisherige Ergebnis — am 
25. November müssen noch weitere 27 Senatoren gewählt 
werden — lautet dahin, daß den Klerikalen 59 Sitze, den Libe¬ 
ralen 35, den Sozialisten 25 sicher sind. Auch im Senat 
also besteht keine eigentliche Mehrheit mehr, wodurch, wie 
in der Kammer, der Weg zur Bündnisbildung bei Gesetzes¬ 
abstimmungen von Fall zu Fall vorgezeichnet wird. 
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PETER KNUTE: 

Die Barriere im Osten. v 

Zur Ankunft der interalliierten Baltikumkommission. 

JN Deutschland ist die interalliierte Kommission für das 

Baltikum, deren Bildung eine der letzten deutschen Noten 
im Interesse einer gemeinsamen Regelung der Räumung des 
Baltikums von den deutschen Truppen vorgeschlagen hatte, 
eingetroffen. Damit ist eine Frage erfreulicherweise wirklich 
praktisch angepackt worden, deren internationale Bedeutung 
ohne Zweifel ist und deren Löstmg von nachhaltigstem und 
weittragendstem Einfluß auf die zukünftigen Beziehungen der 
noch verfeindeten Großmächte Europas.sein kann. Die Balti¬ 
kumfrage ist nun gottlob der grauen Theorie des grünen 
Tischs in Paris und dem Bereiche spitzfindiger und ver-' 
letzender Diplomatennoten entzogen und in das helle Licht 
der Oeffentlichkeit und der Tatsachen gerückt. Zum ersten 
Male, ein hocherfreuliches Zeichen, bemühen sich die feind¬ 
lichen Brüder der europäischen Gemeinschaft, Hand in Hand 
und Auge in Auge ein Problem zu lösen, in dessen Schoße 
tausend Interessen verborgen sind, und das zu den kompli¬ 
ziertesten gehört, die die praktische Politik nach dem Friedens¬ 
schlüsse stellt. Und man möchte nun, angesichts dieser Schwie¬ 
rigkeiten, bedauern, daß der Kommission ein ledigliih mili¬ 
tärischer Charakter verliehen wurde, und daß so der große 
militärische Gesichtspunkt die viel tiefer gründenden politischen 
Seiten der Frage zu überschatten droht. General Niessei, 
dem zwar das Ostproblem durch seine Tätigkeit als Mitglied 
der französischen Militärmission in Rußland Jm Jahre 1917 
und durch seine gemeinsame Arbeit mit Nudant im Januar 
1919 in Polen vertraut ist, will anscheinend, treffen die Be¬ 
richte der Zeitungen zu, das Problem ganz militärisch und 
im Stile von Generälen lösen. In einem Interview soll der 
General gesagt haben, daß er in Berlin restlose Aufklärung 
verlange, und daß er, sollte man sie ihm verweigern, alle 
Gewaltmittel anwenden werde. 

Nun ist das baltische Chaos gewiß am allerwenigsten mit 
Gewalt zu lösen. Die zartgefügte ethnographische Gliede¬ 
rung muß mit spitzen Fingern und einem weitausholenden, 
die Nationalgruppen und deren Menschheitsinteressen liebe- 
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voll erfassenden Geiste angefaßt werden. Und man darf 
vorerst wenigstens wünschen, daß ebensowohl General’Niessei, 
der der Kommission als Präsident angehört, als auch seine 
Begleiter, der englische Brigadier Turner, der amerikanische 
General Cherney, der italienische General Marietti und der 
japanische Major Takeda die Schwere ihrer Aufgabe er¬ 
kennen und in dieser Erkenntnis auf die Mentalität der Völker 
einwirken, die sie im europäischen Osten vertreten. Vielleicht 
finden sich dann auch die Politiker an einem Tisch zusammen, 
um zu beratschlagen, wie man im Interesse des Friedens 
der ganzen Welt und der Befriedigung auch der kleinen 
Nationalitätengruppen, über deren Interessen hinweg man zur¬ 
zeit noch den Egoismus der siegreichen Nationen stellt, den 
Rattenschwanz von Fragen entwirrt, der sich hier oben im 
Norden auftut. 

Im Baltikum kulminiert die europäische Politik. Das Balti¬ 
kum ist das Sprungbrett nach Rußland, an dem sich, so 
scheint es, die vom Weltkrieg zerrütteten Staaten wieder ge¬ 
sunden wollen. Die diplomatischen Kanzleien schmieden Pläne, 
und kaum wie jemals triumphiert der Ränkeschmied. Nie¬ 
mals war man ferner einer Völkerverständigung, für die 
man angeblich kämpfte, als jetzt. Mehr als je werden Bar¬ 
rieren errichtet, um sich aozuschließen und abzudrängen. Und 
nirgends gäbe es -eine dankbarere Aufgabe für den Völker¬ 
bund, als gerade hier. Aber auch hier scheinen Generäle und 
Diplomaten das Wollen der Völker zu durchkreuzen, um schon 
vor dem Völkerbund ein Noli me tangere zu schaffen. Ein 
Statusquo, ähnlich wie der unseligen Angedenkens auf dem 
Balkan, soll hier auf dieser Plattform gegen Rußland errichtet 
werden und das arme Europa in Zukunft verängstigen und 
quälen. 

Der große militärische und politische Plan der Entente 
hier im Osten ist kein Geheimnis mehr. Seine Ursache war 
die Furcht vor der Erstarkung des restlos geschwächten 
deutschen Gegners und vor deutschem Imperialismus und 
deutschem Kapitalismus, der sich gegen Rußland wenden 
könnte. Eine Barriere, so will es dieser Plan, soll sich von 
der Ostsee bis zur Adria hinter Deutschland legen, die, 
militärisch gut ausgeführt und politisch verschweißt, für 
Deutschland die Welt im Osten vernageln soll. Dieser Plan 
nun, so mein: die Entente, ohne es auszusprechen, sei die 
Veranlassung für das, was sich gegenwärtig im Baltikum 
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zu trägt. Deutschland habe sich der Umschnürung im Osten 
zu entwinden, gesucht. Da ihm die Wege über Prag und 
Warschau gesperrt seien, wolle es sich über Litauen hinweg 
ein Ausfalltor gegen den Osten ausbauen und offenhalten. 
Mit dem Wissen und der Unterstützung der deutschen Re¬ 
gierung sei in Litauen deutsches Militär konzentriert worden, 
um die Fortsetzung und Befestigung der feindlichen Barriere 
nördlich über Polen hinaus zu hindern. Der Uebertritt deut¬ 
scher Truppen zu? Bermondt-Awalow, ja auch zu Judenitsch, 
läge ebenfalls in der Richtlinie dieser deutschen Absicht 
und der Direktive, das befreite Rußland in der Folge Deutsch¬ 
land dankbar für die Befreiung vom Bolschewismus zu machen. 

Es ist klar, daß die ententistische Betrachtung der Dinge 
im Baltikum, wenn die Sachlage wirklich so wäre, ein Durch¬ 
kreuzen der alliierten Pläne durch Deutschland zur Voraus¬ 
setzung haben müßte. Man könnte also die heiße Erregung 
in Paris und den Ton der erregten Noten schon verstehen: 
Der politische und wirtschaftliche Egoismus sieht sich an¬ 
getastet. Demgegenüber steht aber die ausdrückliche Erklä¬ 
rung des deutschen Ministers des Aeußern, die auf den deut¬ 
schen Grundsatz der Nichteinmischung in die inneren An¬ 
gelegenheiten fremder Völker hinweist und betont, daß 
Deutschland nur den dringenden Wunsch habe, an seiner 
Ostgrenze ruhige Zustände eintreten zu sehen, die die Wie¬ 
deraufnahme des wirtschaftlichen Verkehrs gestatteten. Gegen 
das Verbleiben der deutschen Truppen im Baltikum sprach 
sich der Minister scharf aus. Man darf ihm das gute Wollen 
zugestehen. Der Sozialdemokrat Müller hat sich immer als 
Feind imperialistischer Anmaßungen und als Gegner der diplo¬ 
matischen Dunkelkammer erwiesen. Richtig ist auch, wenn 
er sagt, daß Deutschland in seiner gegenwärtigen Lage ja 
gar nicht die materielle Macht habe, um Pläne durchzuführen, 
die ihm die Entente unterstellt. Dem Ententemißtrauen stellt 
aber Deutschland auch die versöhnende Tat gegenüber. Sein 
Vorschlag, die Baltikumfragen in der Kommission gemein¬ 
sam zu behandeln, ist eine Tat ehrlichen Wollens, die An¬ 
erkennung verdient. 

Daß Deutschland im Osten erhebliche Interessen liegen 
hat, und daß die Barriere der Feinde nur ungern sich auftun 
wird, ist andererseits klar. Die Entente weiß das, wie ihre 
Politik zeigt, nur zu gut. Nur zieht sie daraus die falschen 
Schlußfolgerungen und wendet Mittel an, die weder unserer 
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Zeit angepaßt sind, noch von ihr genügend wirkungsvoll 
ausgebaut werden können. So klaffen von der Adria bis zur 
Ostsee in der Barriere, kaum gedanklich ausgesponnen und 
aufgerichtet, schon Zwiespalte. Die Einheitsfront zwischen 
Italien und Südslawien wird durch den Fiumekeil ausein¬ 
andergetrieben; zwischen der Tschecho-Slowakei und Polen 
liegt als Zankapfel Teschen; Polen und die Ukraine raufen 
sich um Os galizien; Litauen und Polen kämpfen um die Gebiete 
von Grodno und Wilna. Hier erweist sith der Machtspruch 
der Großen in Paris als zu gering, als daß er die Klüfte, 
die nicht mit einem diplomatischen Papier zu überklettern 
sind, bannen könnte. Ja, es hat sich gezeigt, daß jeder Macht¬ 
spruch aus Paris die Differenzen erweiterte und die Autorität 
von Paris schwächte. Es wächst in den einzelnen Gliedern 
der Barriere schon der Wunsch, sich aus dem Befehlsbereich 
der Weisen von Paris zu entfernen und sich auf eigene Füße 
zu stellen. Das sehen wir dieser Tage in Polen, wo der 
lettländische Minister des Aeußern Meierowitsch, eingetroffen 
ist, um in gemeinsamer Beratung neue und von Paris unab¬ 
hängige Grundlagen für eine selbständige Politik gegenüber 
Sowjetrußland und Deutschland zu finden. Auch hier wird 
sich zeigen, daß die Mittel der Entente, die sie in das Ost¬ 
chaos zu werfen vermag, zu geringe sind, um Herr der Lage 
bleiben zu können. Jhre Schoßiieblinge des Weltkrieges eman¬ 
zipieren sich und fühlen eine junge Kraft, die nach Selb¬ 
ständigkeit ringt. Seitensprünge sind zu erwarten. Und so 
muß wieder Deutschland, der schwarze Mann Europas, her¬ 
halten. Es ist der Verführer in den Augen der Entente und 
hat den Prügelknaben weiterzuspielen. 

Eine solche auf so schwache Füße gestellte Ostpolitik 
wird man nicht lange fortführen können, ohne das Chaos 
noch zu vermehren. Man wird endlich einmal alle militäri¬ 
schen Ambitionen aus dem Spiel ausschalten und alle mittel¬ 
alterlichen Antipathien vergessen müssen. Die große Frage 
des Ostens gehört vor das Forum aller Staaten, die an ihr 
interessiert sind. Als erste Voraussetzung für die Lösung hat 
das Selbstbestimmungsrecht zu gelteg. Eine Abstimmung, un- 
parteüs*ch vorgenommen, wird Polen und Litauen über die 
•strittigen Gebiete von Wilna und Grodno einigen, sie wird 
die Ukraine und Sowjetrußland versöhnen, und sie wird die 
weißruthenischen Ansprüche befriedigen. Das innere halb¬ 
bolschewistische Chaos in Lettland und Estland wird auf 


Digitized by 


Gck igle 


Original From 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 




1170 


Vom höheren Schulwesen. 1. 


konstituierenden Versammlungen beizulegen sein. Damit wäre 
zugleich auch die völkerrechtliche Stellung dieser beiden Staa¬ 
ten zu Sowjetrußland gegeben. Was Sowjetrußland anbelangt, 
wäre auch hier auf die Einberufung einer Konstituante zu 
drängen. 

Das alles, mag man sagen, bedeute Eingriff in die inneren 
Verhältnisse eines Landes. Mit nichten. Es bedeutet erst die 
Schaffung innerer Verhältnisse aus einem Chaos heraus. Nicht 
gegen, mit den einzelnen Nationengruppen will man arbeiten. 
Dazu wäre freilich ein erhebliches Machtverhältnis erforder¬ 
lich. Es darf aber angenommen werden, daß der Machtspruch 
aller Großmächte, einheitlich für das Wohl dieser nationalen 
Gruppen dort oben, schon als solcher, ohne Anwendung 
realer Kräfte, moralisch wertig genug ist, um das Chaos zu 
bannen, das seither seine Nahrung nur aus den Divergenzien 
und der Eifersucht der Großmächte sog. 

Die Wiederkehr der Ordnung im Osten aber würde die 
Wiederherstellung geordneter wirtschaftlicher Beziehungen be¬ 
deuten. Die geistige Vermittlung der Großmächte würde die 
jetzt schlummernden materiellen Schätze des Ostens heben 
und sie der Gesundung der niedergebrochenen Welt im Osten 
und Westen zuführen. 

Möge die Baltikumkommission ein gutes Anzeichen dafür 
sein. — 


Studienrat ROMMEL: 

Vom höheren Schulwesen. 

i. 

HER durch den Krieg zerfleischte Körper des deutschen 
Volkes blutet aus tausend Wunden. Deutschlands Schwert 
haben die übermächtigen Feinde zerbrochen, seinen Handel 
vernichtet. Aber auch die inneren Schäden sind für den 
Kulturpolitiker unverkennbar. Mit erschreckender Deutlich¬ 
keit zeigte die Novemberrevolution, daß die vielgerühmte 
Einheit des Volkes niCht viel mehr als eine Phrase war, 
die nur in zahllosen Festreden eine bedeutsame Rolle ge¬ 
spielt hatte. Denn die von weiten Kreisen gehegte Hoff¬ 
nung, daß der Sturmschritt der Revolution mit den Dynastien 
auch die Schranken zwischen den vielen Ländern und Länd- 
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chen zertrümmern werde, zerrann nur zu bald und machte 
der Ueberzeugung Platz, daß der Partikularismus der vor- 
bismarckschen Zeit nur äußerlich durch eine einheitliche 
Militärorganisation überwunden war. 

In den letzten Monaten hat es sich leider gezeigt, daß sich 
bisher nur die äuß,ere Form unseres Staatswesens geändert 
hat, indem an die Stelle der Monarchie die Republik getreten 
ist. Die innere Umwälzung aber hat sich keineswegs berei s 
vollzogen, von einer geistigen Revolution ist wenig zu spüren. 
Man mag über die jüngste Vergangenheit denken wie man 
will, soviel müßte aber jedem, der die letzten Jahre nicht 
nur äußerlich durchlebt, sondern innerlich erlebt hat, klar 
sein, daß wir mit der vielfach vertretenen Anschauung „das 
Neue ist nicht gut und das Gute ist nicht neu“ allgemein 
und endgültig brechen müssen, um durch die innere Demo¬ 
kratisierung di€ Deutsche Republik lebensfähig zu gestalten. 
Solange der innere Gegensatz wie bisher klafft, ist an eine 
Gesundung des erkrankten Volkskörpers nicht zu denken. 

Aus dieser Erkenntnis und den aus ihr zu ziehenden Schluß¬ 
folgerungen erwächst allen Volksgenossen die Pflicht, an 
der Zusammenschweißung der auseinanderklaffenden Volks¬ 
teile mitzuarbeiten. Diese Pflicht wird aber vielfach wenig 
ernst genommen. Es herrscht ein Minimum von Gemein- _ 
schaftssinn und ein Maximum von Selbstsucht. Immer noch 
klagt man sich gegenseitig leidenschaftlich an, das Unglück 
verursacht zu haben, sucht in zwecklosem Mühen die Gründe 
und Veranlassungen des Zusammenbruchs bald hier, bald 
dort, verschmäht es, gegnerische Anschauungen sachlich zu 
würdigen, hält jeden Andersdenkenden für einen dummen, 
unanständigen oder bösartigen Menschen, sucht mehr zu 
hetzen als zu überzeugen, jammert über die harten Zeiten 
und verkennt, daß die einzige Möglichkeit, zu erträglichen 
Zuständen emporzuwachsen, in den drei Begriffen: Einigkeit, 
Arbeit und Bildung umschlossen liegt. Was im Kriege als 
„Miesmacherei“ aufs schärfste verurteilt und sogar unter 
Strafe gestellt wurde, das wird j'etzt ungehemmt vielerorts 
geübt. Nicht vorwärts und aufwärts richtet man den Blick, 
sondern immer wieder rückwärts, ohne sich der großen Ver¬ 
antwortung der Stunde bewußt zu werden. Die klugen Worte, 
die vom preußischen Kultusminister ins Land geschickt wur¬ 
den, daß „unserem Volke in seiner gegenwärtigen schweren 
Lage nicht damit gedient ist, wenn man dem Vergangenen 
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nachtrauert und am Gegenwärtigen und Werdenden nur 
zweifelt und verzweifelt“, sind fast ungehört verhallt. 

Und doch! Ist denn unsere Lage zum Verzweifeln? Gewiß, 
wenn man den Versailler Friedens,,vertrag“, diese paragra- 
phierte Versklavung eines freien Volkes, ansieht und sich 
seine Folgen ausmalt! Denkt man dagegen an die Zeit nach 
dem Dreißigjährigen Kriege oder die Napoleonische Epoche, 
so sollte man Mut fassen können und aus dem Emporblühen 
Deutschlands aus jener trostlosen Verödung neue Hoffnung 
auf eine bessere Zukunft saugen. Wir ntussen durch diese 
Wüste hindurch, alle vorhandenen Kräfte müssen nutzbar 
gemacht werden für diese große, diese heilige Aufgabe. 
Närrisch freilich ist der Köhlerglaube, das neue Deutschland * 
könne mit Hilfe des Heeres oder des völlig unseren Feinden 
ausgelieferten Handels und der Industrie geschaffen werden. 
Lediglich die kulturelle Erneuerung des Volkes vermag uns 
durch den dunklen Schacht der Gegenwart zum Lichte empor¬ 
zuführen. 

Das römische Weltreich zerfiel trotz größtmöglichster äuße¬ 
rer Machtentfaltung infolge innerer Unkultur, Deutschland 
erhob sich schon mehrfach aus tiefster Erniedrigung, weil 
die geistigen und sittlichen Kräfte mit der äußeren Macht 
nicht gleichzeitig zusammengebrochen waren. 

So liegen die wichtigsten Zukunftsaufgaben auf dem Ge¬ 
biete der Kulturpolitik. 

Bevor man sich nun an die Lösung der hier harrenden 
Aufgaben begibt, erscheint es unabweislich, sich klar zu 
machen, sich den gegenwärtigen Stand der Schule nach ihrer 
äußeren Organisation und ihrem inneren Leben vor Augen 
zu führen. 

Schon aus dieser Zielsetzung ergibt sich die notwendige 
I Folgerung, daß jede Umformung aus dem Gewordenen aus or¬ 
ganischer Entwicklung herauswachsen kann. Nur mit starkem 
Widerstreben wird im folgenden die Lage der „höheren“ 
Schule gesondert betrachtet, da die mit ihr verknüpften 
Probleme grundsätzlich nur im Zusammenhang des gesamten 
Volksbildungswesens behandelt' werden sollten. Indessen 
werden es die folgenden Blätter mit einer Kritik des Be¬ 
stehenden zu tun naben. 

Schon früh hat der Krieg seine verwüstenden Wirkungen 
aut die höhere Schule ausgeübt. Diese setzten damit ein, 
daß zahlreiche Lehrer und Direktoren zum Heeresdienst ein- 
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gezogen wurden. Die Einberufungen führten zum Teil so¬ 
weit, besonders bei nicht lange vor dem Kriege gegründeten 
Schulen mit jüngerem Kollegium, daß fast der gesamte Unter¬ 
richt von Ersatzkräften erteilt werden und von dem Not¬ 
behelf des Stundenausfalls und der Zusammenlegung von 
Klassen und ganzen Schulen in immer umfänglicherem Maße 
Gebrauch gemacht werden mußte. Die Hiliskräfte, — das 
sei ehrlicherweise anerkannt —, ließen es zwar fast nie 
am guten Willen und Fleiß fehlen, einzelne brachten auch 
ein gewisses natürliches Geschick für die ungewohnte Auf¬ 
gabe mit. Im allgemeinen aber fehlte ihnen in beträchtlichem 
Maße Eignung für die Lehr- und Erziehungstätigkeit an 
höheren Schulen. Wäre es anders, wie erbärmlich müßte 
die Berufsvorbildung des Oberlehrers sein! 

Bald wurden auch die Schulgebäude für Heeres- und La¬ 
zarettzwecke beschlagnahmt und Schüler und Lehrer mußten 
sich in ungeeigneten Räumlichkeiten, oft ohne die not¬ 
wendigen Lehrmittel, besonders Tür den naturwissenschaft¬ 
lichen, physikalischen und chemischen, aber auch für den 
sprachlichen Unterricht, den der Mangel an Anschauungs- 
stoft empfindlich traf, notdürftig behelfen. In anderen Fällen 
wurden Schulen zusammengelegt. Schüler und Lehrer mußten 
den Nachmittag ihre Arbeit, häufig in schlecht gelüfteten 
und unzureichend beleuchteten Räumen, bis in die späten 
Abendstunden verrichten. 

Hinzu kam dann ein bald sich spürbar machender Schul¬ 
büchermangel. Abgesehen davon, daß in fünf Jahren kein 
einziges neues Lehrbuch eingeführt werden konnte, mußte 
man sich nicht selten ohne dieses kaum entbehrliche Hilfs¬ 


mittel oder mit älteren und den ältesten Ausgaben be- 

S en. Ebenso konnten richtige Vorführungsapparate nicht 
er instandgesetzt werden, durch die Metallbeschlag¬ 
nahme wurden von den wenig verbleibenden noch wieder 
ein großer Teil dem Unterrichtszwecke entzogen, die Er¬ 
gänzung der Rohstoffbestände der physikalischen, chemischen 
und biologischen Laboratorien war aufs äußerste erschwert, 
wenn nicht unmöglich gemacht. 

Die Lehrerbüchereien haben in den fünf Jahren einen 
Schaden erlitten, der gar nicht wieder gut zu machen ist. 
Mancherorts mußten sie Hals über Kopf auf dem Boden oder 
im Keller untergebracht werden, wenn die Militärverwaltung 
die Schulräume für sich beanspruchte, wobei die sachdienliche 
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Sorgfalt anzuwenden ein Ding der Unmöglichkeit war. Die_ 
durch die Kriegsumstände erforderte äußerste Sparsamkeit 
erlaubte nur die Befriedigung der allerdringlichsten Bedürf¬ 
nisse und gestattete oft genug nicht einmal, die notwendigen 
Buchbinderarbeiten regelmäßig auszuführen. 

Aber abgesehen von diesen durch äußere Umstände hervor¬ 
gerufenen Störungen waren noch der Hemmnisse genug und 
übergenug. Zahlreiche schulfreie Tage für „Siegesfeiern“ 
oder Büchsensammlungen, Verlängerung der Ferien um 
Wochen und Monate wegen der Grippeepidemie und des 
Kohlenmangels ließen es zu dem ruhigen Gleichmaß erfolg¬ 
reicher Schularbeit nicht kommen. 

Ueberflüssig, noch zu erwähnen, wie die schlechte und 
völlig unzureichende Ernährung und die durch die Kriegs¬ 
ereignisse auf äußere und innere Gesundheit von Lehrern 
und Schülern verheerend wirkten, wie die Aufregungen, die 
die Tagesereignisse mit sich brachten, ihre tiefen Schatten in 
alles geistige Schaffen warfen und den Arbeitseifer emp¬ 
findlich beeinträchtigten. ^ 

Gewiß, hier und da sind einzelne dieser ungeheuerlichen 
Wirkungen nicht in vollem Maße fühlbar gewesen, im großen 
und ganzen ist jedenfalls nach dem amtlich vorliegenden 
Material nicht zu schwarz gemalt. 

Das Kriegsende hat nun zwar einige der gröbsten Mängel 
beseitigt. So sind wenigstens die Lehrer zum größten Teil 
zur Berufsarbeit zurückgekehrt, die Lücken in den Kollegien 
meist wieder ausgefüllt, aber viele der beklagenswerten Miß¬ 
stände bestehen in unverminderter Stärke fort. Schon diese 
in den Kriegswirkungen begründeten Schäden sind ernstester' 
Beachtung wert und erheischen die sorgfältigste Aufmerk¬ 
samkeit aller, die von echteiü Kulturbewußtsein getragen 
sind. Daher werden wir uns darüberuhinaus in noch eindring¬ 
licherer Weise zu fragen haben, ob unsere höhere Schule 
_ in ihrer bisherigen Form und ihrer inneren Ausgestaltung 
den gewaltigen Anforderungen der neuen Zeit wird ent¬ 
sprechen können. Die Zahl derer, die eine solche Frage rund¬ 
weg . verneinen, ist durch die Erlebnisse der letzten Jahre 
und Monate nicht unerheblich gewachsen und die Ueber- 
zeugung, daß der Staatsumwälzung die Neuordnung des deut- 
- sehen Schulwesens folgen muß, ist fast allgemein geworden. 

Bereits während des Krieges stand die höhere Schule unter 
einem wahren Trommelfeuer der Kritik. Besonders lebhaft 
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wurde der alte Ruf nach äußerer und innerer Vereinheit¬ 
lichung des gesamten Bildungswesens und Eingliederung der 
höheren Schule in einen sämtliche Schulen umfassenden 
lückenlos zusammenhängenden Organismus gefordert. Ferner 
wurde häufig genug geklagt, sie habe erzieherisch völlig 
versagt. Dagegen riefen sich die Verteidiger des Traditio¬ 
nellen auf die nicht zu leugnenden Taten unserer Soldaten 
als sittliche Erfolge der «kutschen Schulerziehung. Dem¬ 
gegenüber wurde behauptet, jene seien um so bewunderungs¬ 
würdiger, als sie trotz der ungeeigneten deutschen Schule in 
Erscheinung getreten seien. 

Als dann, von Einsichtigen vorausgesehen, der gewaltige 
Zusammenbruch erfolgte, da gab es wohl niemanden, der es 
für unmöglich hielt, ohne gründliche Reformen auch der 
Schule die neue Zeit aufzubauen. Denn für den einzelnen 
ist die Verantwortlichkeit dem Volke gegenüber nicht uner¬ 
heblich gewachsen. Der dem Kriege und der Revolution 
zum Opfer gefallene Obrigkeits- und Klassenstaat ist dahin, 
den neuen Verhältnissen muß auch die Schule Rechnung _ 
tragen. Es fragt sich, wie weit sie dazu imstande ist und 
nach welcher Richtung sie sich äußeren und inneren Ver¬ 
änderungen wird unterwerfen müssen. Selbst die hart¬ 
näckigsten Gegner der Einheitsschule dürften vor der Wucht 
der Ereignisse ihren Standpunkt nicht mehr behaupten, nach¬ 
dem sie sehen müssen, wie weit wir von dem Ziele *,ein“ 
Volk zu sein, entfernt waren, nachdem sie sich überzeugen 
müssen, daß den Tüchtigen ohne Rücksicht auf Konfession, 
gesellschaftliche und wirtschaftliche Lage die Bahn frei¬ 
gemacht werden müsse. 

Freilich goß die von Tag zu Tag trostloser sich gestaltende 
Finanzlage des Reiches und der Einzelstaaten immer mehr 
Wasser in den Wein der Begeisterung 1 für das neue Schul¬ 
ideal und die stets beklagte aber nie geänderte Verschieden¬ 
heit in den Schulverfassungen der einzelnen Gliedstaaten 
machte es notwendig, eine einheitliche Kulturpolitik des Rei¬ 
ches anzustreben. Diese muß — bei aller Selbständigkeit 


1 Die betrübendste Auswirkung ist die Erhöhung des Schul¬ 
geldes an den staatlichen und vielen kommunalen höheren Schulen, 
die wieder, wie bisher, den armen Familien es unmöglich macht, 
ihre Kinder in die höhere Schule zu schicken, wenn sie nicht 
auf die Gnade einer Freistelle Anspruch erheben wollen. 
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der Einzelstaaten — immerhin so weit gehen, daß der Schul¬ 
aufbau und seine innere Organisation die alte Buntscheckig- 
keit abwirft. Daraus ergibt sich dann von selbst die Not¬ 
wendigkeit eines vertrauensvollen Zusammenarbeiten zwi¬ 
schen den Ländern und dem Reiche mit dem Ziele der Ver¬ 
einheitlichung und Vereinfachung ohne Vergewaltigung der 
berechtigten Sonderinteressen. Rechtzeitig wurde man sich 
allseitig darüber klar, daß die einzelnen Länder erst dann 
„ reformatorisch Vorgehen dürften, nachdem die neue Reichs¬ 
verfassung den Rahmen für das Bild hergestellt hätte. 

Diese ist nun mittlerweile Wirklichkeit geworden, mit dem 
Erfolge, daß die einzelnen Bestimmungen, besonders das 
sogenannte Schulkompromiß, das den Artikeln 143 und 145 
zugrunde liegt, nicht mehr und nicht weniger als Kautschuk- 
J Paragraphen geworden sind, aus denen sich alles oder nichts 
i herauslesen läßt. Daß dieses „SchuJlcompromiß“ nicht nur 
für die Länder, die schon seit Jahrzehnten die Simultan¬ 
schule haben, ein schwerer Stein des Anstoßes ist und auch 
sonst die unseligsten Wirkungen ausüben kann und wahr¬ 
scheinlich wird, sei nebenbei nur angemerkt. Für die Ver- 
^ wirklichung der Einheitsschule ist es ein unüberwindliches 
Hindernis. Aber auch der höheren Schule, solange diese 
noch als solche besteht, drohen von ihm ernste Gefahren, 

f anz zu schweigen von der Verschwendung von Geld und 
inergie, von den üblen Einwirkungen auf schul hygienischem 
und didaktischem Gebiete und von dem tief beklagenswerten 
leicht eintretenden Zustande, daß die Schule zum Gegenstand 
des Streitens und des Handels wird. Sollte es wirklich „Päda¬ 
gogen“ geben, die damit einverstanden sind, daß das Wesen 
der Schule durch die Konfession bestimmt wird? 

Indessen sei dem, wie ihm wolle. 

Jedenfalls ist man damit nicht am Ende der Vorarbeiten 
angelangt, auf die sich die gliedstaatliche Schulgesetzgebung 
stützen kann, sondern steht erst am Anfang, und es wird 
weiterer ausführlicherer Beratungen und Erwägungen und 
.. eines Reichsschulgesetzes bedürfen, um nun erst einmal ein¬ 
heitliche Grundlinien zu ziehen. 

'Wird dieser Zustand dort begrüßt, wo man gern an dem 
Gewordenen möglichst wenig geändert wissen möchte, so ist 
vielfach die Ungeduld um so größer, wenn auch nicht immer 
berechtigt, da doch wohl nichts der deutschen Kulturpolitik 
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abträglicher sein könnte als planlose# Drauflosreformieren 
in den Einzelstaaten. 

Immerhin war man sich von vornherein allenthalben in 
manchen Punkten einig. So darin, daß die Vorschulen, da 
wo sie noch bestehen, zu beseitigen seien, aus sozialen, päda¬ 
gogischen und organisatorischen Gründen. Freilich stellten 
sich auch der Durchführung dieses Vorhabens nicht vor- 
, ausgesehene erhebliche Schwierigkeiten in den Weg. In eini¬ 
gen Städten und Gemeinden wurden sie zwar sofort aufge¬ 
hoben, in vielen von Ostern mit dem systematischen Abbau 
allmählich begonnen, in den meisten die letzte Maßregel 
für Ostern 1920 beschlossen. Die preußische Unterrichts¬ 
verwaltung zeigte sich hingegen mit Rücksicht auf die trau¬ 
rige wirtschaftliche Lage nicht imstande, generell für sämt¬ 
liche staatliche Schulen eine ähnliche Verfügung zu erlassen.* 
Von seiten der Vorschullehrer wurde auch energisch dagegen 
Einspruch erhoben, daß sie weiterhin in Förderklassen, an 
Volks- und Mittelschulen verwendet wurden, da ein Teil von 
ihnen ausdrücklich zum Unterricht an höheren Lehranstalten 
berufen sei. Wollte man diesen, rechtlich nicht einmal halt¬ 
baren, Ansprüchen nachgeben, so würden zahlreichen ver¬ 
triebenen und geflüchteten Oberlehrern aus den besetzten und 
abzutretenden Gebieten, sowie den Studienassessoren, die be¬ 
reits viele Jahre auf Anstellung warten, und in erster Linie 
bei der Neubesetzung von Oberlehrerstellen berücksichtigt 
zu werden beanspruchen, in unverdienter Weise benachtei¬ 
ligt und zurückgesetzt werden. Der endliche Beginn der 
Schulreform darf um solcher scheinbarer Rechte nicht 
hinausgeschoben werden. Man kann auf dem Standpunkt 
stehen, daß die „wissenschaftliche“ Vorbildung nicht aus¬ 
schlaggebend ist für den gedeihlichen Unterricht 

auf der Unterstufe der höheren Lehranstalten und 
doch den Anspruch der Vorschullehrer* als unberechtigt 
empfinden. Dies sagt auch das Gesetz mit dem Satze: Private 
Vereinbarungen können öffentliches Recht nicht aufheben. 
Demzufolge hat die preußische Unterrichtsverwaltung in 
einem Erlaß vom 6. März 1919 die Provinzialschulkolle¬ 
gien beauftragt, an den höheren Lehranstalten für die männ¬ 
liche Jugend mit Beschleunigung die Voraussetzungen 

zu schaffen für den Fortfall der untersten Vorschulklassen 
von Ostern 1920 ab. Nicht berührt sind in dem Erlasse leider^ 
die drei unteren Klassen der Lyzeen, die zwar formell zu 
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den Hauptanstalten gehören, aber den Vorschulen an den 
Knabenschulen in jeder Weise entsprechen. Einen stich¬ 
haltigen Grund, sie beizubehalten, gibt es nicht, und es 
ist wohl nur noch eine Zeitfrage, daß sie endgültig beseitigt 
werden. 


Hinter den Kulissen eines Soldatenrates. 

Nach den warmen Worten der Anerkennung, die die Arbeiten 
vieler Soldatenräte in den Parlamenten gefunden haben, ist es 
eigentlich verwunderlich, daß sie selbst so wenig die Glocken 
ihrer Taten sind! So viele Tausend waren ihrer — und doch 
erfährt man von ihren eigentlichen Arbeiten zusammenhängend 
wenig. Die Mehrzahl der Deutschen, soweit sie nicht das Wirken 
eines Soldatenrats aus der Nähe zu beobachten Gelegenheit hatten, 
haben noch keine Ahnung, wie ungemein vielseitig und wie dem 
Reiche und dem Sozialismus nützlich so mancher Soldatenrät in 
Deutschlands schwersten Tagen gearbeitet hat. 

Da ist denn sehr verdienstvoll, daß endlich ein schreibgewandter 
Landsturmmann einmal den Vorhang lüftet und uns einen Blick tun 
läßt in die Werkstatt eines Soldatenrats. Das soeben bei Kaden 
& Co. erschienene Büchlein: „Fruchtbare Arbeit eines Soldatenrats 
im besetzten Gebiet; Sein erfolgreiches Wirken für das Reich, die 
Revolution und den Sozialismus“, von Franz Rene Wohlgemuth, 
wird deshalb von allen, die irgendwo in einem Soldatenrat tätig 
waren, ebenso begrüßt werden, wie von denen, denen es obliegt, 
die Angriffe wütender Gegner der Räte in der Presse und in den 
Parlamenten zurückzuweisen. 

„Wir haben vom ersten Augenblicke an die radikale Phrase ver¬ 
worfen und die praktische Arbeit als die Hauptsache betrachtet“, 
sagt der Verfasser in der Einleitung. Der Leser findet das alsbald 
bestätigt. Die sieben Männer, die am 10. November von den 
Kameraden der 8. Armee in Mitau an die Spitze des Großen 
Soldatennfts für Kurland gestellt worden waren, dürfen mit Recht 
von sich sagen, daß sie Millionen fürs Vaterland gerettet, daß 
sie vor allen Dingen der Heimat eine Armee von Hunderttausenden 
vor der Katastrophe bewahrt haben. Denn während sie mit allen 
Kräften an der Arbeit waren, um den Abtransport der Truppen 
aus Estland, Livland und Kurland aus dem Eis und Schnee des 
Ostens zu ermöglichen, saßen ihnen die Bolschewiki hart auf den 
Fersen, ihre Magazine plündernd, ihre Waffen raubend und ihre 
Landsleute ermordend. Hätten sie ihre Posten feige verlassen, wäre 
die Narwafront zusammengebrochen, und die zurückweichenden 
Kameraden wären den lettischen Bolschewistenhorden machtlos aus¬ 
geliefert gewesen. 
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Unsere Soldaten hatten im besetzten Gebief auszubaden, was 
eine irrsinnige Ostpolitik jahrelang gesündigt. Es bleibt dauerndes 
Verdienst der Soldatenräte im Osten, daß sie sofort bei Aus¬ 
bruch der Revolution die schlimmsten Verbrechen der Militärkaste 
milderten, daß sie wieder gutmachten, was man an der gequälten 
Bevölkerung mit Peitsche, Zensur, Säbel und Galgen gesündigt 
hatte. Der Soldatenrat befreite dort oben nicht nur 2—300 000 Ka¬ 
meraden, sondern auch die von der deutschen Militärfaust nieder- 
gehaltenen Letten, Esten und Deutschbalten. Er gab ihnen • Preß-, 
Rede-, Versammlungs- und Religionsfreiheit, befreite sie von Po¬ 
lizeiwillkür und ließ Hoffnung an die Stelle ihrer Angst und Ge¬ 
drücktheit treten. Aus den Gefängnissen ließ er die politischen 
Gefangenen und aus den Gefangenenlagern alle die, denen als 
Letten längtst die Freiheit versprochen war, die man aber immer 
wieder betrogen hatte. Der Soldatenrat brachte Ordnung in die 
Lebensmittelversorgung und sicherte im Gegensatz zu den kopf¬ 
los gewordenen Offizieren Rückmarsch und Abtransport. Er be¬ 
seitigte die infame politische Spizelei und machte aus Geheim¬ 
polizisten und Gendarmen treue Wächter für Kameraden und Heeres¬ 
gut. Er hielt die eiligen Offiziere zurück und sandte Millionen- 
Werte in die Heimat, die sonst auch noch den Bolschewisten 
in die Hände gefallen wären, nachdem diese sowieso sich un¬ 
geheuerlich an deutschem Heeresgut bereichert hatten. 

Sehr lehrreich ist, was Wohlgemut an der Hand von Doku¬ 
menten über die „Eiserne Division“ ^August Winnigs berichtet, 
die sehr zu Unrecht von der Presse der Unabhängigen gleich zu 
Anfang als „Weiße Garde“ denunziert wurde. Sie war nichts als 
ein Produkt der bittersten Not. Die Landsturmleute waren müde 
und wollten nach Hause, wollten den Jubel der Heimat über die 
errungene Freiheit mit genießen und vor allen Dingen Weih¬ 
nachten nicht mehr in den Eis- und Schneewüsten des kalten 
Ostens und Nordens verleben. Wer konnte es ihnen verübeln, 
daß sie keine Lust und Kraft mehr hatten, Bahnen zu bewachen, 
Proviantämter und Waffendepots zu beschützen und den Offizieren 
ein angenehmes Etappenleben zu ermöglichen! Sie ließen viel¬ 
fach alles im Stich, dabei ihre eigenen Kameraden gefährdend. 
Nur heim! Nur heim! war die Parole. Was aus den noch weiter 
nördlich stehenden 200 000 Mann würde, war ihnen zunächst einer¬ 
lei. Krasser Egoismus war ihnen ja jahrelang als Tugend ge¬ 
predigt worden. . . . Schon rissen die Bolschewisten die Bahn¬ 
linien auf, sprengten die Bahnbrücken und bedrohten so den ge¬ 
samten Abtransport. i 

In diesem Augenblicke wurde die „Eiserne“ gegründet. Mit 
ihrer Hilfe konnte wieder Bahnschutz ausgeübt, konnten Lager 
und Magazine wieder bewacht werden, konnten wieder Züge un¬ 
gehindert fahren und die Truppen heimreisen. Das war der einzige 
Zweck der „Eisernen“, — nichts dümmer deshalb als der Vorwurf 
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tapferer Heimkrieger, sie sei zum Schutz der Baltenbarone ge- 

g ründet worden. Das Buch enthält wertvolle Beweise für das 
iegenteil, die gerade im jetzigen Augenblicke geeignet sind, die 
Wirren im Osten, das Tohuwabohu des Baltikums ein wenig zu 
begreifen. Was später aus der „Eisernen“ wurde, kommt nicht 
auf das Schuldkonto des Soldatenrats von Kurland. In eineiii 
Nachwort eines Mitarbeiters des Verfassers heißt es darüber: „Daß 
diese Truppe, als sie ihre Aufgabe . . . erledigt hatte, in Kurland 
blieb, daß sie noch verstärkt wurde, als in Deutschland plötzlich 
der Ruf erscholl, an der Düna müsse die Heimat vor dem Bolsche¬ 
wismus geschützt werden, daß schließlich gar aus der Nachhut¬ 
truppe eine „Weiße Garde“ wurde — mit alledem hat der Mi- 
tauer Soldatenrat nichts zu tun. Seine Aufgabe endete, als kein 
deutscher Soldat mehr ostwärts von Mitau stand.“ 

Ein großer Teil des Buches ist der Aufzählung der Kleinarbeit 
gewidmet, die durchweg begründet war durch Sünden des alten 
Regimes. Und was es sonst noch besonders wertvoll macht, ist 
das freudige Bekenntnis zur sozialistischen Demokratie, das auch 
den Soldatenrat schon in den ersten Tagen der Revolution ver- 
anlaßte, an die Volksbeauftragten zu telegraphieren, sie möchten 
so schnell wie möglich ein Parlament der Republik schaffen und 
Vorsorge treffen gegen die Gefahr des Bolschewismus. Bemerkens¬ 
wert ist auch die ausführliche Schilderung der Vorgänge, die im 
Baltikum zur Revolution geführt haben. Fast ohne Zutun der 
Heimat explodierte dort oben der Kessel, und die 18 Forderungen, 
die der Soldatenrat am 10. November an die bisherigen Macht¬ 
haber stellte, waren der Niederschlag ureigenster Bedürfnisse der 
Soldaten. Denn eine brutale Zensur hatte es verstanden, die Vor-* 
gänge in der Heimat zu vertuschen. Wenn trotzdem, trotz her¬ 
metischer Abgeschlossenheit der Truppen von der Bewegung im 
Reiche, trotz Unterdrückung sämtlicher Nachrichten aus der Heimat, 
diese 18 Forderungen sich vielfach fast wörtlich deckten mit denen 
der Kameraden in Litauen und der Heimat, so beweist das deut¬ 
licher als vieles andere, wie sehr der Bogen allüberall durch die¬ 
selben Kräfte der Reaktion überspannt war, wie wenig die Re¬ 
volution gemacht und wie sehr sie geworden und begründet war. 

Karl Eugen Wolfsdorf. 
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ERNST HEILMANN: 

Die Parteien. 

f)IE leise Andeutung der Möglichkeit eines Putsches von 
rechts, die in den Demonstrationen für Hindenburg und 
Ludendorff, sowie im Marlohprozeß gegeben wurde, drängte 
die Sozialdemokratie vorübergehend nach links. Die Fest¬ 
legung der Unabhängigen auf die Rätediktatur der Minder¬ 
heit und den Beitritt zur Moskauer Internationale, wie sie auf 
dem Leipziger Parteitag erfolgt ist, hat die alte Richtung 
des Weimarer Parteitags wieder hergestellt. 

Auf der äußersten Linken bereitet sich sichtbar eine neue 
Gruppierung vor. Die wieder legalisierte K.P. ist in die 
Richtung der Zentrale und der Syndikalisten zerfallen. Der 
- starke moralische und materielle Einfluß Moskaus unter¬ 
stützt die Zentrale, die von Paul Levi, Klara Zetkin und 
Pieck geleitet wird. In ihrem Kampf gegen die Unabhängigen 
sehen sich die Kommunisten ziemlich vollständig am Ziele 
ihrer Wünsche. Die wiedererschienene „Rote Fahne“, gibt 
zu den Leipziger Beschlüssen der U.S.P. die Erklärung ab, 
nunmehr den Kampf gegen diese Richtung nicht mit der 
alten rücksichtslosen Schärfe weiterführen zu können. Sie 
spricht mit gutem Grund die Tatsache aus, daß die Massen 
der U.S.P. kommunistisch geworden sind. Nun kommt es 
nur noch darauf an, auch die unabhängigen Führer durch 
Kommunisten zu ersetzen. Da der Radikalismus der kommu¬ 
nistischen Zentrale auch vor lohnenden Gewerkschaftsposten 
und Abgeordnetendiäten haltmacht, werden wahrscheinlich 
U.S.P. und kommunistische Zentrale gemeinsam in den 
Reichstagswahlkampf ziehen, und bei der geistigen Dürftigkeit 
der U.S.P.-Mandatare wird den Kommunisten, die an der 
Spitze der Listen stehen werden, die Führung in der Partei 
und im Parlament ganz von selbst zufallen. Da sie zwar 
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Fanatiker, aber wenigstens ehrlich und meist leidlich ge¬ 
bildet sind, wird das ein Gewinn für das Parlament und die 
Politik im ganzen sein. 

Im übrigen sind große Veränderungen der Parteikörper bis 
zu den rrühsommerwahlen zum ersten Reichstag der Re¬ 
publik nicht sehr wahrscheinlich. Nur auf der äußersten 
Rechten ringen noch intransigente und possibilistische Rich¬ 
tungen, Verzweiflungstaktik und kluge Berechnung mitein¬ 
ander. Die Posadowsky und Delbrück, besonders aber die 
Hergt und Kardorff wollen gewiß nicht putschen, sondern 
einfach parlamentarische Opposition in der Republik im 
Sinne der englischen Unionisten sein. Die Altkonservativen 
ersehnen indessen den Zusammenbruch, den Bolschewismus 
oder irgendeine andere Katastrophe, aus der dann ihrer 
Ueberzeugung nach die alte Hohenzollemherrlichkeit wieder 
erstehen muß. Parteibildende Kraft wohnt diesen Roman¬ 
tikern des alten Systems schwerlich inne, und die deutsch¬ 
nationale Partei wird, da sie schwerlich sobald zur Re¬ 
gierung berufen ist, als Oppositionspartei auf reinliche Schei¬ 
dung nicht zu drängen brauchen. Unklar ist dabei freilich 
noch die politische Richtung der Villa Helfferich, die unter 
der Firma Hindenburg-Ludendorff arbeitet. 

Ludendorff selbst ist ein politisches Kind von der unge¬ 
zogenen Art. Ludendorffs „Kriegserinnerungen“ sind politisch 
geradezu erschütternd naiv und unwissend. Die alten auf 
allen Wissensgebieten hochgebildeten Generäle aus der Zeit 
etwa Gneisenaus und Klausewitz’ sind in der Gegenwart wohl 
unmöglich; die Anforderungen an das strategische Wissen 
sind offenbar so groß geworden, daß sie auch einen starken 
Geist und eine ungewöhnliche Arbeitskraft voll in Anspruch 
nehmen. Ludendorffs politische Bildung geht über Kadetten¬ 
schule oder Primanerweisheiten nicht hinaus. Es war ein 
Unglück, das Deutschlands eigenartig zurückgebliebene Ver- 
tassungsform unpolitischen Militärs einen bedeutenden Ein¬ 
fluß auf die politische Staatsleitung gab. Selbst Herr Helf¬ 
ferich hat in seinem Kriegsbuch Stein und Bein darüber 
geklagt. 

Trotzdem finden sich in Ludendorffs „Kriegserinnerungen“ 
die schönsten Beweise dafür, daß die ganze aeutschnationale 
Parteihetze gegen die Revolution und die Republik, soweit 
sie sich auf die Kriegserfahrungen stützt, auf lauter falschen 
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Behauptungen ruht. Wahrscheinlich hat Ludendorff in seiner 
politischen Ahnungslosigkeit noch gar nicht gemerkt, welche 
Schläge er unabsichtlich in seinen „Kriegserinnerungen“ ge¬ 
rade der deutschnationalen Darstellung der Gründe des deut¬ 
schen Zusammenbruchs versetzt. 

Nach der. Legende der Rechten hat die Revolution die 
Niederlage und den Elendsfrieden verschuldet. Ludendorff 
gibt aber als Datum der Kapitulation ausdrücklich den 26. Ok¬ 
tober an und legt hinsichtlich der Härte der Friedens¬ 
bedingungen das Geständnis ab: 

„Wenn ich jetzt, zurückschauend, an die Möglichkeit 
und Aussicht eines von der Regierung unternommenen 
Friedensschrittes denke, so steht für mich fest, daß wir 
Waffenstillstand und Frieden nur zu den Bedingungen er¬ 
halten hätten, die wir jetzt zu erfüllen haben.“ 

Nur eine klare Friedenspolitik, welche Jahre hindurch 
planmäßig den Friedenswillen und die Ueberzeugung der 
feindlichen Völker wachgerufen hätte durch die unzweideu¬ 
tige Gewißheit, daß ihnen von Deutschland nichts drohe, oder 
der militärische Sieg hätte in der Tat einen besseren als 
den Versailler Frieden herbeiführen können. Dieser Sieg 
aber war unerreichbar. Schon als Ludendorff und Hinden- 
burg den Oberbefehl übernahmen, verzweifelten sie an der 
Möglichkeit entscheidender Waffenerfolge auf dem Festland 
und drängten deshalb zum verschärften Unterseebootkrieg. 
Dieser enttäuschte, und am 8. August 1918 stellte Ludendorff 
fest: 

„Unser Kampf ins trument war nicht mehr vollwertig. Unsere 
Kriegsfähigkeit hatte Schaden gelitten, auch wenn sich die 
bei weitem größere Mehrzahl unserer Divisionen helden¬ 
haft schlug. Der 8. August stellte den Niedergang unserer 
Kampfkraft fest und nahm mir bei solcher Ersatzlage die 
Hoffnung, eine strategische Aushilfe zu finden, welche die 
Lage wieder zu unseren Gunsten festigte. Ich gewann im 
Gegenteil die Ueberzeugung, daß die Maßnahmen der Ober¬ 
sten Heeresleitung, die sich bisher, soweit dies im Kriege 
möglich ist, auf sichere Grundlage aufbauen konnten, dieser 
jetzt entbehrten. Das Kriegführen nahm damit, wie ich mich 
damals ausdrückte, den Charakter eines unverantwortlichen 
Hasardspieles an, das ich immer für verderblich gehalten 
habe. Das Schicksal des deutschen Volkes war mir für 
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ein Glückspiel zu hoch. Der Krieg war zu beendigen. 

Der 8. August brachte Klarheit für beide Heeresleitungen, 

für die deutsche wie für die feindliche. (Seite 551.) 

Natürlich hindert dieses Urteil Ludendorff nicht, wenige Seiten 
später der Regierung die bittersten Vorwürfe darüber zu 
machen, daß sie „das unverantwortliche Glückspiel“ nicht 
fortgesetzt hätte. Deutschland hätte weiter kämpfen können 
wie -Frankreich nach Sedan oder die Buren gegen England. 
Beispiele für Siege in stark bedrängter Lage sind das gerade 
nicht. 

Im übrigen hat Deutschland ja tatsächlich gekämpft, bis 
der Zusammenbruch eintrat. Ganz richtig sagt Ludendorff: 
„Ob wir in Mazedonien oder im Westen geschlagen wurden, 
das war gleich. Wir hatten nicht die Kräfte, uns im Westen 
auch nur zu halten und auf dem Balkan an Stelle der 

bulgarischen Front eine deutsche zu bilden.“ Aber auch diese 
Einsicht hält ihn nicht ab, nach dem Zusammenbruch der 
bulgarischen, türkischen und österreich-ungarischen Front für 
Fortsetzung des Kampfes einzutreten. Wenn man darin über¬ 
haupt etwas anderes erblicken will als den Eigensinn des 

geschlagenen Feldherrn, der nicht den sittlichen Mut auf¬ 
bringt, die eigene Niederlage zu bekennen, so wird man 

jedenfalls irgendwelche Spur von politischer Urteilskraft darin 
nicht zu finden vermögen. 

Den tiefsten Grund der Niederlage findet Ludendorff darin, 
daß es Deutschland nicht gelang, jene straffe nationale Ein¬ 
heit zu erreichen, welche für die großen Demokratien des 
Westens — so nennt er sie selbst' —, geradezu selbstverständ¬ 
lich war. Kläglich findet er nach dem Sturze Bethmann 

Hollwegs, den er mit Ollivierscher Leichtfertigkeit herbeige¬ 
führt hat, daß absolut kein anderer passender Kanzler zu 
finden ist: Die ganze Beamtenschaft hat keinen „entschluß¬ 
freudigen“ Mann. Das alte System — konstatiert Ludendorff 
— sei an seiner eigenen Untüchtigkeit und Unfähigkeit zu¬ 
grunde gegangen. Aber trotzdem zieht er nicht die nahe¬ 
liegende Schlußfolgerung, ihm zu entsagen und nun Demokrat 

zu sein, sondern-je nun, was er politisch denkt, weiß 

er wahrscheinlich selbst heute so wenig, wie er es während 
des Krieges gewußt hat. 

Und darin liegt die Gefahr eines Putsches von rechtst 
Je unklarer dort selbst die Masse der Führer ist, desto aktions- 
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bereiter und „entschlußfreudiger“ werden sie sein. Genau 
wie auf der Linken! Und selbst auf einen kleinen Kornilow 
würde eine lange Periode Lenin folgen müssen. 

Auf der äußersten Linken hat die radikalste Demagogie 
schließlich _ gesiegt. Man nehme die Artikel der „Freiheit“* 
die gerade jetzt vor einem Jahr aus Anlaß des ersten Räte¬ 
kongresses und des Gründungsparteitags der Kommunistischen 
Partei erschienen sind, und lege sie gegen das, was jetzt die 
Hilferding und Genossen produzieren: man wird über die 
Geschwindigkeit und Größe dieses Gesinnungswechsels lachen 
müssen und ohne weiteres zugeben, daß gegenüber diesen 
Parteiführern die Leute, die am 8. November Kriegervereinler 
waren und am 10. November urrevolutionäre Soldatenräte, 
eigentlich noch ganz gescheit und charaktervoll auftraten. 
Die wirklichen Politiker bei den Deutschnationalen haben es 
mit ihrer Anhängerschaft gewiß nicht leichter, als die Kautsky, 
Haase und Hilferding. Auch die deutschnationalen Führer 
machen dem Massengeschmack ihrer Anhänger große Kon¬ 
zessionen, vor allem in dem Geplärre naclT der Kaiserkrone. 
Trotzdem steht es heute noch nicht fest, daß die Deutsch¬ 
nationalen ebenso haltlos in den albernen Widersinn hinein¬ 
rutschen, wie das die Unabhängigen getan haben. Geschähe 
es, so bliebe wenig Hoffnung für Deutschlands Zukunft. 

ERICH KUTTNER: 

Enthülltes politisches Verbrechen. 

£)ER Münchener Geiselmordprozeß, der Gesellenmordprozeß, 
der Fall Marloh, sie alle waren Kriminalprozesse mit 
politischem Hintergrund, aber doch keine eigentlichen poli¬ 
tischen Prozesse. Bei allen handelte es sich um Untaten 
einzelner Personen, begangen im Blutrausch des Bürgerkrieges, 
die ihren Aufsehen erregenden Charakter in erster Linie durch 
die Zahl der Opfer und die besondere Brutalität der Täter er¬ 
hielten. Aber vom rein politischen Gesichtspunkt waren diese 
Fälle bedeutungslos; sie hatten weder eine unmittelbare poli¬ 
tische Wirkung, noch verband sich mit ihnen ein besonderer 
politischer Zweck. Trotz ihrer Furchtbarkeit, trotz des Auf¬ 
sehen^, das sie erregt haben, bleiben sie Episoden, die auf den 
Gang der Ereignisse ohne Einfluß geblieben sind. Der Geisel¬ 
mord und der Gesellenmord naben den Sturz der Münchener 
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Räterepublik weder auf gehalten noch beschleunigt; die März¬ 
kämpfe in Berlin würden auch ohne die Schreckenstat Marlohs 
denselben Ausgang genommen haben. 

Niehl ohne weiteres kann mit diesen Prozessen der Fall 
Lindner auf eine Stufe gestellt werden. Der Mordanschlag im 
bayerischen Landtag bedeutet keine politische Episode, die 
man sich aus dem Fluß der Gesamtereignisse hinwegdenken 
kann. In dieser Beziehung hat die Tat Lindners größte Ver¬ 
wandtschaft mit dem Attentat des Grafen Arco auf Kurt 
Eisner. Beide fallen nicht nur zeitlich mit einem geschicht¬ 
lichen Ereignis von großer Bedeutung zusammen, sondern sie 
selbst bilden wesentliche Teile dieses geschichtlichen Ereig¬ 
nisses, sie haben seinem Verlauf bestimmende Richtung ge¬ 
geben. 

Dieses geschichtliche Ereignis ist die Auseinandersprengung 
des bayerischen Landtags. 

Wer künftig einmal die Geschichte der Rätediktatur" in 
Europa schreibt, der wird immer wieder auf die Tatsache 
gestoßen werden, daß der Haß der Rätefanatiker auf die 
formale Demokratie, auf die Herrschaft des Mehrheitswillens 
kein ursprünglicher ist. Von Haus aus haben gerade die¬ 
jenigen, die sich später am energischsten zur Rätediktatur be¬ 
kennen sollten, das Prinzip der Demokratie verfochten und 
seinen inneren sittlichen wert hochgeachtet. Ihre Abneigung 
erwuchs lediglich als die Reaktion des Machtwillens auf 
eklatante praktische Mißerfolge. 

Jeder, aer die Souveränität des durch Abstimmung zu er¬ 
kundenden Volkswillens verficht, setzt sich der Gefahr aus, 
daß der Volks willen gegen ihn entscheidet. ■ Mit dieser Mög¬ 
lichkeit hat auch der größte sozialistische Agitator für das 
gleiche Wahlrecht, hat Ferdinand Lassalle sehr ernsthaft ge¬ 
rechnet. Er hatte das Beispiel der napoleonischen Wahlen vor 
Augen, es war ihm bekannt, daß der konservative Herr v. 
Bismarck den Gedanken der Einführung des gleichen Wahl¬ 
rechts ernsthaft erwog, um auch seinerseits napoleonisch mit 
ihm zu schalten. Lassalle aber vertraute darauf, daß das 
Volk mit der Zeit aus seinen Fehlern lernen würde. In einem 
bekannten Bild verglich er das gleiche Wahlrecht mit dem 
Speere des Achilles, der selber die Wunden heilt, die er ger 
schlagen hat. Ihm war das gleiche Wahlrecht nicht nur 
Mittel zur Macht, sondern gleichzeitig das beste Mittel der 
Erziehung zur Macht. 
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Für die linksradikalen Machtpolitiker, die in der Macht 
nur die äußere Gewalt, nicht die Beherrschung der Ge¬ 
müter verehren, war der Lassallesche Standpunkt nach der 
Revolution nicht zu brauchen. Sobald ihnen das gleiche Wahl¬ 
recht nicht sofort die volle Macht in die Hände gab, verwarfen 
sie es. Die Verwerfung mußte um so heftiger ausfallen, 
je geringere Hoffnung auf künftige Wahlerfolge sich er- 
öffnete. 

Die Vorgänger und Meister waren auch hier die russi¬ 
schen Bolschewisten. Nachdem sie durch die Oktoberrevo¬ 
lution in den Besitz der tatsächlichen Macht gelangt waren, 
legten sie zunächst den Wahlen zur russischen National¬ 
versammlung kein Hindernis in den Weg, indem sie im 
stillen wohl auf ein gefügiges Parlament hofften. Als sich 
dann freilich ergab, daß sie nur etwa ein Viertel der Stimmen 
und Mandate erlangt hatten, jagten sie das Parlament in 
brutalster Weise auseinander. 

In Deutschland wollten die Spartakisten im Vorgefühl ihrer 
sicheren Niederlage erst gar keine Wahlen Zustandekommen 
lassen; eingestandenermaßen hat der Januarputsch den Zweck 
gehabt, die auf den 19. Januar ausgeschriebenen Wahlen 
zur Nationalversammlung zu verhindern. 

In Bayern stand die Revolution unter dem starken per¬ 
sönlichen Einfluß Kurt Eisners und dadurch der unabhängigen 
Sozialdemokratie. Diese war in den ersten Monaten der Re¬ 
volution noch keineswegs so fest auf den Rätestandpunkt 
eingeschworen, wie das heute der Fall ist. Eisner selber 
besaß starke demokratische Gefühle. So wurden denn auch 
in Bayern als in einem der ersten Bundesstaaten allgemeine 
Wahlen ausgeschrieben und durchgeführt. Aber der Wahl¬ 
ausfall am 12. Januar bedeutete für die Unabhängigen mehr 
als eine Niederlage, er wurde zur Katastrophe. Während 
Zentrum und Mehrheitssozialdemokratie etwa je eine Million 
Stimmen mustern konnten, die bäuerlichen und liberalen Par¬ 
teien zusammen etwa ebensoviel, erhielt die Partei, deren 
Führer an der Spitze des Staates stand, ganze 77 000 Stimmen, 
das heißt, von hundert Wählern stimmen noch nicht drei 
unabhängig. Vom demokratischen Standpunkt aus mußten die 
Unabhängigen nach diesem Volksurteil jeder Macht entsagen, 
während sie fast die ganze physische Gewalt in Händen 
hielten. 
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Dieses Dilemma war allerdings die denkbar schwerste Be¬ 
lastungprobe für die demokratische Gesinnung der Unab¬ 
hängigen. Sie waren ihr nicht gewachsen. Der Konflikt 
bereitete sich vor, er wuchs unaufhaltsam und der Zusammen¬ 
tritt des Landtags mußte die Entscheidung bringen. 

So stand von vornherein fest, daß der 21. Februar, der Tag 
des Zusammentritts, ein kritischer Tag erster Oidnung werden 
mußte. An diesem Tage konnte der Entscheidung nicht mehr 
ausgewichen werden, wer in Bayern herrschen sollte, die 
Handvoll Revolutionsmachthaber oder das demokratische 
Volksparlament. Eisner, so scheint es, war zum Rücktritt 
zu bewegen. Aber die große Frage bleibt offen, ob seine 
fanatischen Anhänger sich mit diesem Rücktritt abgefunden 
hätten. 

Die Entladung der Spannung erfolgt aber nicht auf nor¬ 
malem Wege. Sie wird unmittelbar herbeigeführt durch die 
Taten zweier fanatisierter Individuen, durch die Einzelhand¬ 
lungen der Arco und Lindner. Kurz vor Beginn der Landtags¬ 
sitzung streckt der reaktionäre Attentäter Arco Kurt Eisner 
durch Revolverschüsse nieder, ohne politisch zu wissen, was 
er tut; denn seine Tat bedeutet die Vernichtung des einzigen 
Mannes, in dessen persönlichem Ansehen bei se.nen Anhängern 
noch eine schwache Möglichkeit lag, den Konflikt auf fried¬ 
liche Weise zu lösen. 

Freilich wäre wohl auch Eisner an dieser Aufgabe ge¬ 
scheitert. Denn die Vorgänge, die sich zur selben Zeit im 
Landtag abspielen, beweisen, daß seine Anhänger längst ent¬ 
schlossen sind, zur Gewalt zu schreiten. Die Abgeordneten 
betreten den Sitzungssaal, wie Opfer, die zur Schlachtbank 
geführt werden. Die Beweisaufnahme im Lindnerprozeß hat 
den Plan der gewaltsamen Auseinandersprengung des Land¬ 
tages in allen seinen Phasen enthüllt: Die Entwaffnung 
des zum Schutz des Landtags herangezogenen Regiments, 
die persönliche Entwaffnung der Abgeordneten, die Sperrung 
der Tribünen für alle, die nicht im Komplott mit dem Ar¬ 
beiterrat sind, die Besetzung der Tribüne durch bewaffnete 
Arbeiterratsmitglieder. Der Ton, in dem den Abgeordneten 
von seiten des Arbeiterrats und der ihm ergebenen Landtags¬ 
besatzung begegnet wird, läßt keinen Zweifel an extremster 
Feindlichkeit, die sich jeden Augenblick explosiv entladen muß. 

Die Explosion wird wiederum durch einen Zwischenfall, 
durch eine Einzeltat herbeigeführt. Wir wissen nicht, wie 
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die Sprengung des Landtags vom Arbeiterrat geplant war, 
vielleicht werden wir die Einzelheiten des Planes nie erfahren, 
obwohl seine Existenz als feststehend betrachtet werden muß. 
Jedenfalls war es bereits eine Stimmung äußerster Gespannt¬ 
heit und Erregung, in die nun noch wie eine Bombe die 
Kunde Von der Ermordung Eisners hineinplatzt. Lindner, 
einer der Mitverschworenen, ein Mensch von «ngem poli¬ 
tischen Horizont, aber mit dem erregbaren Temperament 
des politischen Fanatikers, ist daraufhin nicht mehr zu halten. 
Der Rachedurst wächst in ihm zur Siedehitze, sein beschränktes 
Gehirn, vergiftet von geflissentlich ausgestreuten radikalen 
Verleumdungen gegen die mehrheitssozialistischen Führer, 
sieht in diesen, vor allem in Auer, die Schuldigen an der 
Ermordung Eisners, — er stürmt wie ein Rasender in den 
Saal und gibt die verhängnisvollen Schüsse ab. 

Seine Tat ist das Signal für das weitere. Was jetzt folgt; 
wird völlig unerklärlich , wenn man nicht das ursprüngliche 
Vorliegen eines Planes auf Auseinandersprengung des Land¬ 
tags annimmt. Auf Lindners Schüsse antworten solche von 
der Tribüne, auf der die bewaffneten Arbeiterratsmitglieder 
sitzen. Hätte wirklich nichts weiter Vorgelegen, als die Af¬ 
fekthandlung eines einzelnen, was hätten da diese Schüsse 
für einen Sinn gehabt?! So ansteckend wirkt der Irrsinn 
selbst aut erregte Leute nicht! Die Leute auf der Tribüne 
dachten eben, die Auseinandersprengung des Landtags ginge 
nun los, etwas ander» vielleicht, als es verabredet war; aber 
da sie den blutigen Anfang vor Augen sahen, hielten sie es 
für ihre Pflicht, dem Täter dort unten beizustehen und zwar 
mit denselben Mitteln. 17 bis 18 Schüsse hat das Gericht 
festgestellt, eine ganz ansehnliche Leistung Unbewaffneten 
gegenüber. 

Als die Tat geschehen ist, sucht man sie zu verbergen. 
Die Welt soll nichts davon erfahren. Unmittelbar auf die 
Auseinanderjagung des Landtages folgen Zeitungsbesetzung 
und strengste Zensur. Es darf in bayerischen Blättern nur 
von dem Ereignis gesprochen werden als von zufälligen 
Handlungen einzelner. Der Wahrheitsmord wird schlimmer 
getrieben als je unter dem alten System. Als die Justizbehörde 
einen Anschlag herausbringen will, durch den auf den Mörder 
gefahndet wird, da verbietet der Arbeiterrat die Anheftung des 
Anschlags. Für die Handhabung der Zensur nur ein Beispiel: 
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Dem „Vorwärts“ war es endlich gelungen, durch persönliche 
Mitteilung eines Abgeordneten einen wahrheitsgemäßen Be¬ 
richt der Vorgänge zu bringen. Ein bayerisches Blatt, die 
„Allgäuer Zeitung“ vom 27. Februar 1919, wollte diese Dar¬ 
stellung abdrucken. Aber der Bericht wurde ihr von der 
Zensur des Arbeiterrats gestrichen, die erste Spalte des Blattes 
erschien in blendendem Weiß, nur die erste Zeile war ver¬ 
sehentlich stehen geblieben: „Der Berliner Vorwärts , das 
Hauptorgan der deutschen Sozial-." Ein Kulturdokument für 
alle Zeiten, das beweist, mit welchen Mitteln die Aufklärung 
der Tat von denselben Leuten verhindert wurde, die ihrer¬ 
seits so leicht mit Entrüstungsgeschrei über „Mörderschutz“ 
bei der Hand sind. 

Jetzt erst, durch die Gerichtsverhandlungen, ist die volle 
Wahrheit an den Tag gekommen, und darin liegt die po¬ 
litische Bedeutung des Lindnerprozesses. 


Professor Dr. WALTER KINKEL: 

Klassenstaat, Volksstaat und Völkerbund. 

nURCH Kant und Marx sind wir auf einen kulturellen 
Gegensatz in der Auffassung des Begriffes vom Staat 
hingewiesen worden, der die ganze Geschichte der Mensch¬ 
heit beherrscht, und sich vielleicht am einfachsten auf die 
Antithese zurückführen läßt: hie Klassenstaat und Macht¬ 
staat, dort Volksstaat und Staat der Gerechtigkeit. Man 
darf aber nicht denken, daß beide Begriffe in reinlicher 
Sonderung bis zu den Ursprüngen der primitiven Staats¬ 
bildung zurückzuverfolgen seien, sondern wie einstmals alle 
Wissenschaften und alle Bestrebungen der geistigen Kultur 
bei den Griechen wenigstens im Begriff und Namen der 
Philosophie zusammenflossen, so waren auch Volksstaat und 
Klassenstaat in gewissem Sinne in Zeiten primitiver Kultur 
. einander nicht entgegengesetzt, weil es einmal damals noch 
keine ausgebildeten Klassen gab, und weil andererseits noch 
gar kein anderer Staat als der Machtstaat möglich war. Der 
Machtstaat übernahm damals die Aufgabe, welche ihm auch 
die größten Philosophen aller Zeiten, ein Plato, Aristoteles, 
Kant und Hegel stellen, nämlich, die Idee der Gerechtigkeit 
in die Welt einzuführen. Solange der Mensch noch mit 
der Natur und mit seinesgleichen in ständigem Kampf 
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lebt, solange also die physische Gewalt das einzige 
Mittel ist, das Leben zu sichern, wird auch eine 
Gemeinschaft unter den Menschen nur durch physische 
Gewalt herzustellen sein. Die im physischen Kampfe 
Kräftigsten werden als Vertreter der Schwächeren, die sich 
um sie scfiaren, und denen sie Schutz verleihen, nicht nur 
nach außen hin im Kampf mit der Natur und mit ähnlich 
gebildeten menschlichen Gemeinschaften als die vollberech¬ 
tigten Führer erscheinen, sondern sie werden naturgemäß 
auch innerhalb der Gemeinschaft, der sie angehören, das 
bindende und verpflichtende Gesetz verkörpern. Die inferiore 
Stellung der Frauen, die Sklaverei und der Stand der Unfreien 
erklären sich von hier aus. Allein Hegel hat in seiner 
Phänomenologie des Geistes bereits als ein Beispiel der 
inneren Dialektik der sich selbst entwickelnden Vernunft 
darauf hingewiesen, wie die absolut gesetzte Herrschaft in 
ihr Gegenteil umschlägt. Denn wenn die Herren ursprünglich 
selbst die Kämpfenden, Arbeitenden, Sorgenden waren, so 
kehren sie später naturgemäß ihre Macht gegen das Innere 
der Gemeinschaft, der sie angehören. Indem sie die Schütz¬ 
linge für sich arbeiten lassen, wächst diesen die seelische 
und physische Kraft, und sie treten nunmehr den früheren 
Herren seist als Herren aus eigener Kraft entgegen. Man 
kann dieser Konstruktion folgenden Gedanken entgegen¬ 
halten: es ist nicht eigentlich der Begriff der Herrschaft an 
sich, welcher durch diese Ueberlegung widerlegt wird, 
sondern der Begriff des Mißbrauchs der Herrschaft; denn 
hätten die Herren ihre Macht nicht mißbraucht, so wäre 
ja der Zustand der Herrschaft und Knechtschaft infolge einer 
ganz vernunftgemäßen Arbeitsteilung ein vernunftgemäßer 
und gerechter geblieben. Allein dabei wird dreierlei, was 
von prinzipieller Bedeutung ist, übersehen: erstens, daß bei 
den Menschen, wie sie nun einmal sind, die Möglichkeit des 
Mißbrauchs bestehen bliebe; zweitens, daß vorausgesetzt wird, 
die Gemeinschaften, welche durch den Herrn vertreten wer¬ 
den, könnten isoliert nebeneinander bestehen bleiben, und 
drittens, daß, selbst wenn dieses möglich wäre, bei der 
absoluten Verteilung der Funktionen des Lebens zwischen 
Herren und Knechten beiderseits einseitig entwickelt und 
also seelisch verkümmert würden. 

Daher hat das Naturrecht, welches die Jurisprudenz so 
lange verketzert, und zu dem sie jetzt doch den Weg zurück - 
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gefunden hat, von Anfang an den Staatsbegriff an den 
Begriff der Menschheit angeknüpft. Deswegen verwies es 
immer auf die Natur des Menschen. Die Natur aber war 
Vernunft, und damit verwandelt sie sich in die Idee. Denn 
die Idee ist der zur Vollendung gelangte Begriff. Und der 
Begriff ist immer das allgemeine geistige Gesetz, welches 
die einzelnen Erscheinungen zur Einheit zusammenfaßt. In 
diesem Sinne haben die Naturrechtler das Naturrecht als 
das Recht der Menschheit und der Idee immer gegen das 
positive Recht, welches das Recht einer Sondergemeinschaft 
war, ausgespielt. 

Will man das Bestreben der Naturrechtler und damit die 
Idee des modernen Staates, welcher seinem Begriffe nach 
Volksstaat ist, richtig verstehen, so muß man aber auch 
die Vernunftnotwendigkeit, welche zum Klassenstaate, das 
heißt zum Staat der Besonderheiten führte, einsehen. Hier 
kann uns Schiller zum Führer dienen. Nach ihm fBriefe über 
die ästhetische Erziehung des Menschengeschlechts) ist die 
Arbeitsteilung notwendig, damit die Idee der Menschheit 
immer reiner in die Erscheinung tritt. Die Kräfte der mensch¬ 
lichen Seele müssen einzeln und deswegen eben auch in 
einzelnen Individuen erst heranreifen und zu immer größerer 
Leistungsfähigkeit herangebildet werden. Setzen wir nun, 
was Schiller zugibt, (ohne indessen näher auf seine Theorie 
einzugehen), daß der Staat das methodische Mittel ist, den 
Zweck der Arbeitsteilung, nämlich die Darstellung der Idee 
der Menschheit in der Wirklichkeit zu erreichen, so folgt 
daraus zweierlei: erstens, man darf niemals bei der Arbeite¬ 
teilung stehen bleiben, sondern muß immer wieder den Ver¬ 
such machen, einen der erreichten Kulturhöhe entsprechenden 
Staat zu bilden, in welchem jeder einzelne ein Vollmensch 
ist; zweitens, dieser Versuch wird nie restlos gelingen, weil 
die Idee immer über ihr vergängliches Spiegelbild in der 
Wirklichkeit hinaustreibt und niemals restlos verwirklicht 
werden kann. Die Arbeitsteilung bedeutet aber den Klassen¬ 
staat, denn sie setzt die Verteilung der Funktionen des Lebens 
an die einzelnen voraus. Nun sagen die Banausen, also ist 
damit der Klassenstaat verewigt. So machen sie das Mittel 
zum Zweck und übersehen, daß es eine ewige Annäherung 
an die ewige Idee gibt. Der Zweck liegt in der Darstellung 
der Idee der Gemeinschaft im einzelnen, das Mittel, das aber 
mit der fortschreitenden Erreichung des Zweckes mehr und 
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mehr überflüssig wird, in der Arbeitsteilung und in den 
Klassen. Der Zweck ist das Ewige, das Mittel das Ver¬ 
gängliche. Die Verteidiger des Klassenstaates setzen also 
aas Ephemere, Dienende an Stelle des Ewigen. 

Man verkennt den inneren Sinn der französischen Revo¬ 
lution, wenn man darin nur die Auflehnung einer Klasse 
gegen andere Klassen sieht; man wird die Ewigkeitsbedeutung 
der deutschen Revolution verderben, wenn man' ih* diesen 
ephemeren Sinn subsummiert. Es handelt sich nicht darum, 
die Herrschaft einer Besonderheit durch die einer anderen 
zu ersetzen; beide Revolutionen erstreben das eine und selbe 
Ziel, sie versuchen, auf einer höheren Stufe der Kultur 
die Idee der Gemeinschaft in die Wirklichkeit überzufüh¬ 
ren. Häufig findet man die französische Revolution so dar¬ 
gestellt, als wäre sie der Versuch des dritten Standes, sich 
an Stelle des ersten und zweiten Standes als Herrscher zu 
etablieren. Der Anschein der äußeren Ereignisse spricht für 
diese Deutung; der dritte Stand hat die französische Revo¬ 
lution gemacht. Wäre aber nichts weiter durch die franzö¬ 
sische Revolution erstrebt und erreicht worden, so hätte sie 
unzweifelhaft nicht die Bedeutung für die Geschichte der 
Menschheit erringen können, die sie tatsächlich errungen hat. 
Es genügt, um diese oberflächliche Meinung zu widerlegen, 
daran zu erinnern, daß wir der französischen Revolution 
unter anderem die allgemeine Schulpflicht und das allgemeine 
Wahlrecht verdanken. Die Erklärung der Menschenrechte 
enthüllt den tiefsten Sinn der französischen Revolution. Frei¬ 
lich war Lafayette, waren die Vertreter der Menschenrechte 
Schüler der um ihre Freiheit ringenden Amerikaner (Lafayette 
kannte die Grundakte des Freistaats Virginia); sie waren eben 
damit Schüler der Naturrechtler. Aber den Franzosen bleibt 
das unbestreitbare Verdienst, die Idee des Staates der Gerech¬ 
tigkeit als des wahren Menschheitsstaates zuerst im allge¬ 
meinen Bewußtsein der Menschheit wachgerufen zu haben. 
Es ist auch kein Zufall, daß der dritte Stand zuerst diese Idee 
auf sein Programm geschrieben hat; ja, wir finden es be¬ 
greiflich und berechtigt, daß dieser dritte Stand, wie heute 
der vierte, das Proletariat, dann auch mit aller Energie für 
seine Interessen gefochten hat. Waren denn nicht in ge¬ 
wissem Sinn und mit gewissen Einschränkungen damals die 
Interessen des dritten Standes die Interessen Frankreichs, 
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ja, der Menschheit? Und sind es nicht in bedingter Weise 
die Interessen der Menschheit, für welche das Proletariat 
kämpft?! Ist es nicht der Begriff der Arbeit, welchen sie 
auf ihre Fahne geschrieben haben, die Praxis mag aussehen 
wie sie will? wir haben selbst diese Behauptung schon 
nur mit Einschränkungen auf gestellt. Hat denn nicht aber 
der dritte Stand sich in der französischen Revolution aus 
eigenem Antrieb zur Nationalversammlung erklärt, und sind 
wir denn nicht durch die Revolution des deutschen Proletariats 
zur Nationalversammlung gekommen? Dadurch enthüllen 
beide Revolutionen erst ihr Herz; sie zeigen sich als Ex¬ 
perimente des Weltgeistes, welcher sich selbst zu verstehen 
sucht. Die Unterdrückten, Entrechteten müssen es sein, 
welche die Sprache des Rechts führen: Die Satten, Befrie¬ 
digten, Genießenden werden die Sprache des Rechts nie zu 
reden wissen. 

So ist denn der Sozialismus seinem Wesen nach die Me¬ 
thode der praktischen Menschenliebe. Er widersetzt sich 
seiner Natur nach dem Aberglauben der Rassen und Klassen. 
Hermann Cohen konnte mit Recht den kategorischen Impe¬ 
rativ Kants als das Prinzip des modernen Sozialismus be¬ 
zeichnen. Kant hat seinem Sittengesetz mehrere Formulie¬ 
rungen gegeben; darunter sind die wichtigsten die folgenden 
zwei: erstens: handle so, daß du wünschen kannst, daß 
die Maxime deines Handelns zum allgemeinen Gesetz er¬ 
hoben würde. Zweitens: erkenne jederzeit in jedem Menschen 
die Idee der Menschheit an. Man sieht leicht, wie die zweite 
Fassung nur eine Erläuterung und Bestätigung der ersten 
ist. Der erste Satz verlangt von unserer Handlung eine solche 
Beschaffenheit daß sie die Zustimmung eines jeden Menschen 
erhält. Die Idee der Menschheit ist ja aber gerade das für 
alle bindende Gemeinsame. Es ist nun wichtig, daß Kant 
seine Lehre von der Autonomie des menschlichen Willens 
auch auf den Staatsbegriff angewandt hat, und wenn er hier 
nun in Einzelheiten gefehlt haben sollte, so ist es doch ganz 
gewiß, daß man in der Anwendung des kategorischen 4m- 

E erativs auf den Staatsbegriff nur konsequent zu verfahren 
raucht, um beim sozialistischen Staat zu endigen. Denn 
dieselben Merkmale, welche für Kants Sittenlehre charak¬ 
teristisch sind, sind es auch für den Sozialismus: Autonomie 
und Gemeinschaftsbildung. Beiden Weltanschauungen, dem 
kritischen Idealismus sowohl wie dem Sozialismus liegt zu- 
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erst die tiefe Wahrheit zugrunde, daß der Mensch nur in der 
Gemeinschaft wahrhaft zum Menschen werden kann, daß es 
daher seine sittliche Aufgabe ist, in sich selbst die Sittlich¬ 
keit der Gemeinschaft zu repräsentieren. Und mit dieser 
ersten Einsicht verbindet sich die zweite, daß das genannte 
Ziel nur zu erreichen ist, wenn jeder einzelne nicht allein 
Objekt, sondern zugleich auch Subjekt der Gesetzgebung ist. 
Damit ist aber von vornherein schon jeder Staat abgelehnt, 
in dem die Regierung in Händen einer einzelnen Klasse oder 
gar eines einzelnen Mannes liegt. Der Staat des kategorischen 
Imperativs ist der wahre Volksstaat. Der Satz, die Politik 
verdirbt den Charakter, ist solange richtig, als die Politik 
selbst nichts taugt. Wenn es sich aber darum handelt, den 
Volksstaat zu errichten, das heißt denjenigen Staat, in wel¬ 
chem jeder einzelne, so wie er der Gesetzgebung unter¬ 
worfen, so auch an ihr beteiligt ist, dann ist Politik der 
beste und unumgängliche Weg zur Charakterbildung; denn 
der Volksstaat stellt eben den Versuch dar, jedes seiner 
Glieder an die Gemeinschaft zu fesseln und zur Selbst¬ 
tätigkeit zu erziehen. Das Leben in der Gemeinschaft schenkt 
der Seele alle Freuden und Leiden, alle Enttäuschungen, 
Hoffnungen und Wünsche; alles, was unserem Dasein Wert 
verleiht, wird durch unsere Mitmenschen in unser Herz 
gelegt. Gemeinschaftsbildung ist also recht eigentlich Mensch- 
neitsbildung. Jede Regung der Seele aber, die ihr abgenötigt 
wird, und in der sie nicht Sinn und Zweck ihres Lebens 
wiedererkennen kann, hemmt die Entwicklung der Seele. Daher 
. ist Menschheitsbildung zugleich Autonomie. Selbstgesetz- 
gebung bedeutet aber nicht ein willkürliches Sichausleben 
des Individuums. Dem widerspricht der Gedanke der Gemein¬ 
schaft. Wenn unser sittliches Selbst in der Gemeinschaft, 
in der Idee der Menschheit ruht, dann kann Selbstgesetz¬ 
gebung nur bedeuten: freiwillige Anerkennung des für alle 
Menschen bindenden Gesetzes und selbsttätige Mitarbeit an 
seiner Verwirklichung. Daher sind Sozialismus und kritischer 
Idealismus auf einer Seite und Anarchismus und Staatsfeind¬ 
schaft auf der anderen Seite diametrale Gegensätze. Ohne 
den Staat ist das Gesetz der Gemeihschaft nie zu ver¬ 
wirklichen. Der Absolutismus freilich und die Herrschaft der 
Wenigen (Aristokratie oder Oligarchie), das sind Staats¬ 
formen, welche die sich entwickelnde Weltvemunft überholt 
hat. In ihnen lebt der Staat gleichsam über die Gemeinschaft 
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hinweg, ja, er richtet sich zum Teil direkt gegen sie, indem 
er die Interessen einer Besonderheit vertritt. 

Gegenüber dem absoluten Staat lehnte sich am Anfang 
des 19. Jahrhunderts der Liberalismus auf. Er hatte erkannt, 
daß die Herrschaft der Wenigen, welche in das bürgerliche 
Leben hereinregierten, dem einzelnen aus der großen Masse 
eine Zwangsjacke um die Seele legte. Wir dürfen an diesem 
Einwurf nicht vorübergehen, weiT er — das ist historisch 
interessant — von den Vertretern des Absolutismus und 
der. konstitutionellen Monarchie höchst törichterweise dem 
Sozialismus zurückgegeben wird. Der Liberalismus war seiner¬ 
zeit im Recht, die vom ancien regime sind durchaus im Un¬ 
recht. Das wird sogleich klar, wenn man den Gedanken der 
Autonomie und der Gemeinschaftsbildung verstanden hat. 
Zwar eine Art Gemeinschaftsbildung ist auch auf dem Boden 
der absoluten oder konstitutionellen Monarchie möglich. Aber 
die Gemeinschaft, die hier erstrebt wird, ist eine solche, 
welche die Idee der Menschheit nur in einem oder 
wenigen Menschen verwirklichen will. Die Argumente, die 
von dieser Seite vorgebracht werden, sind denn auch immer 
solche, die nicht der Idee der Menschheit, sondern der 
zufällig gegebenen Wirklichkeit entnommen werden; denn 
die Idee der Menschheit bezieht sich auf alle Menschen. 
Nun aber soll der Staat ein' methodisches Mittel zur Fort¬ 
entwicklung der Menschheit sein; indem aber jene das 
zufällig Gegebene; absolut setzen, und innerhalb dieser Ge¬ 
gebenheit herrschen und regieren wollen, heben sie den 
Staatsbegriff seiner ethischen Bedeutung nach auf und hem¬ 
men allen menschlichen Fortschritt. Darm liegt nun die welt¬ 
geschichtliche Bedeutung des Liberalismus, daß er gegenüber 
einem absoluten Staatsbegriff die Rechte des Individuums, 
die Problematik des Lebens und damit die Möglichkeit des 
sittlichen und also auch des politischen Fortschritts nur 
Geltung gebracht hat. Der Liberalismus ist im Grunde immer 
Individualismus, der Individualismus aber ist immer eine 
Uebergangserscheinung, denn das Individuum kann niemals 
als Individuum Gesetz sein, sondern im Individuum liegen 
nur die Probleme, welche nach dem allgemeinen Gesetz rufen, 
durch welches aas Individuum seine sichere Existenz als 
Mitglied der menschlichen Gemeinschaft erst erhält. Dies 
Gesetz aber ist eben das Gesetz der Gemeinschaft und also 
des Sozialismus. 
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Da nun aber der Sozialismus kein Dogma, sondern eine 
Methode ist, so kann er sich auch in keinem einzigen System 
oder Staat restlos verkörpern. Die Systeme des Sozialismus 
werden gemeinhin von einzelnen Menschen (Proudhon, Owen, 
Marx usw.), welche hier nur den allgemeinen Menschheits¬ 
geist auszudrücken versuchen, die sozialistischen Staatsgebilde 
von einer immer noch beschränkten und begrenzten Gemein¬ 
schaft (Volksgemeinschaft) entworfen. Daher kommt es dann, 
daß diese Systeme oder Staatsgebilde zuweilen auch noch dem 
einzelnen jene Zwangsjacke der Seele Überwerfen. Daher sind 
denn auch jene Einwände, welche von der rückständigen 
Seite aus gemacht werden, manchmal berechtigt, sofern sie 
sich gegen die Systeme und Staatsgebilde des Sozialismus 
wenden, aber sie sind töricht und lächerlich, wenn sie sich 
gegen den Sozialismus als Methode wenden, denn der Sozia¬ 
lismus vertritt die Sache der Menschheit. Alle Staatsbegriffe, 
welche die Gesamtheit der Menschheit vom Staate aus¬ 
schließen, schneiden die Entwicklung der Menschheit ab, und 
daher waren die Vorwürfe des individualistischen Liberalismus 
gegen die aristokratischen und oligarchischen Staatsbegriffe 
berechtigt. Der Sozialismus aber ist recht eigentlich die 
Methode des Fortschritts der Menschheit; daher sind die 
Einwürfe der rechtsstehenden Politiker gegen ihn töricht. 

In den Köpfen gerade seiner größten Vertreter hat frei¬ 
lich der Sozialismus häufig sein eigenes Herz und seine ' 
eigene Seele verkannt. Marx zum Beispiel ging von Hegel 
aus, und Hegel ließ die innere Dialektik der Weltvernunft, 
entgegen der eigenen Methodik seines Systems, beim auto- 
kratischen Preußenstaat haltmachen. Daher erschien Marx 
der Fortschritt der Menschheit durch die Dialektik dieser 
absolut gesetzten Vernunft nicht mehr verbürgt. In seinem 
Geiste traten die Dinge an Stelle der Vernunft; sie schienen 
die Dialektik in sich zu tragen, welche über jeden Staat, 
der nicht wirklicher Volksstaat ist, hinweggeht. Aber ich 
glaube, wenn Hegel aus dem Grabe auferstünde, so würde 
er über die Fehler seines eigenen Systems, belehrt durch den 
Fortschritt der Weltgeschichte, spotten und über den Eifer 
seines großen Nachfolgers Marx gütig lächeln. Er würde 
in diesem Eifer auch ein berechtigtes Moment der Entwick¬ 
lung der Weltvernunft erkennen, denn er würde begreifen, 
daß in dem Drängen des vierten Standes nach materieller 
Gleichstellung auch die Idee der sittlichen Gemeinschaft ge- 
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sprochen hat. Er würde verstehen, daß die praktische Politik 
des Sozialismus zunächst Klassenpolitik und Materialismus 
sein mußte, damit durch die materielle und ideelle Gleich¬ 
stellung der Staatsbürger die Klassenpolitik und der Materia¬ 
lismus überwunden würde. 

Mögen die einzelnen Versuche, den Sozialismus zu ver¬ 
wirklichen, noch so sehr dem Gesetz der Gemeinschafts¬ 
bildung und Autonomie widersprechen, dieses Gesetz bleibt 
dennoch der Kern und Inhalt seines Wesens. Der Sozialismus 

f greift daher auch seinem eigenen Begriff nach über alle mensch- 
ichen Besonderheiten hinaus. Wie in der inneren Politik, 
so widerspricht er auch in der äußeren allen Klassen- und 
Rassenvorurteilen. Weil der Sozialismus eine Methode der 
Gemeinschaftsbildung für die Menschheit ist, ist er von 
Hause aus international. Also ist er antinational und anti¬ 
patriotisch? Es kommt, um diesen Vorwurf zu entkräften, 
nur darauf an, daß man den Begriffen der Menschheit und 
des Patriotismus nachdenkt. Schlimm wäre es, wenn diese 
beiden Begriffe in unauflöslichem Widerspruch miteinander 
stünden. Aber dem ist nicht so: jedes Volk, jede Nation ist 
berechtigt und verpflichtet, ihre Besonderheit und Eigentüm¬ 
lichkeit so weit zum Ausdruck zu bringen, als sie damit 
zugleich einen besonderen und eigenen Weg zur Idee, das 
heißt zur Gemeinschaft geht. Wie der Sozialismus innerhalb 
des Einzelstaates durchaus nicht öde Gleichmacherei bedeutet, 
sich nur dem Ausleben der Willkür entgegensetzt und die 
Darstellung der Idee in der Besonderheit des Individuums 
erst ermöglicht, so fordert er auch in der äußeren Politik 
durchaus nicht das Aufgeben der Eigentümlichkeit, in welcher 
die allgemein verbindende Idee der Menschheit in den einzel¬ 
nen Völkern und Nationen erscheint, sondern er wendet sich 
nur gegen die Machtgelüste, welche auch die Fehler des 
einzelnen Volkes und der einzelnen Nation als den von 
Gott auserwählten Vertretern der Menschheit sanktionieren 
wollen. 

Es ist kein Zufall, daß die Vertreter der oligarchischen 
Politik im Innern nach außen auch die Vertreter der Kultur¬ 
bedeutung des Krieges sind. Sie verraten damit aber nur ihren 
Zusammenhang mit der primitivsten, rohesten Kulturstufe 
der Menschheit, nämlich jener Stufe, in welcher, weil das 
Menschengeschlecht noch nicht zur Vernunft erwacht war. 
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Macht und Willkür noch die Stelle der Vernunft einnahmen. 
Wie aber im innerpolitischen Leben das Recht der Gemein¬ 
schaft die Willkür des einzelnen verdrängt hat, so wird und 
muß es auch im Verhältnis der Sondergemeinschaften der 
Staaten und Nationen sein, damit die Idee der Menschheit 
mehr und mehr Boden in der Wirklichkeit gewinnt. Zwar 
denkt man sich heute auch bei den Reaktionären die einzelne 
Persönlichkeit nicht mehr im Zustand der Wildheit und 
also der bloßen Herrschaft der Macht, aber die juristische 
Person des Staates ist für diese Politiker dem Zustand der 
Tierheit noch nicht entwachsen. Wer aber gesehen hat, daß 
die Entwicklung der Menschheit nur eine fortschreitende 
Gemeinschaftsbildung und eben dadurch eine fortschreitende 
Verwirklichung der Idee der Menschheit ist, der weiß auch, 
daß der Krieg der schlimmste Feind des Menschengeschlech¬ 
tes ist, denn er verhindert es eben, daß sich die einzelnen 
Volks- und Staatsindividuen zu berechtigten Repräsentanten 
der Menschheit fortentwickeln. Die Ethik der Humanität 
. verlangt gebieterisch, daß jedes Mittel, welches die Gemein- 
schaftsbilaung der Menschheit fördert, ergriffen wird; und 
das ist in der äußeren Politik der Völkerbund, welcher ein 
Staatenbund, nicht ein Weltstaat sein muß. 

Warum nicht Weltstaat, warum Völkerbund ? Die Bedenken 
gegen den Weltstaat sind eigentlich mehr historischer als 
systematischer Natur. Den Begriff des Weltstaates hat auch 
jdas Altertum schon gekannt, ja, es hat sogar versucht, ihn 
in die Wirklichkeit umzusetzen. (Alexander der Große und 
die Römer.) Ein ähnlicher Versuch in der Neuzeit (Napoleon) 
leidet an denselben Grundgebrechen: historisch betrachtet 
ist der Versuch, einen Weltstaat zu gründen, immer der 
Versuch gewesen, das Wesen eines einzelnen oder einer 
menschlichen Besonderheit, eines Volkes, mit allen ihnen 
anhaftenden Schwächen der gesamten Menschheit aufzu¬ 
zwingen. Dem widerspricht der Begriff des Staatenbundes, 
welcher im Einzelstaat die Aeußerung der besonderen Sehn¬ 
sucht zur Idee ermöglicht und ..unterstützt. Der Staaten^ 
bund mag sich in der unendlichen Fortentwicklung des 
Menschengeschlechts zum Weltstaat auswachsen; wenn es 
sich jetzt darum handelt, einen Versuch zu machen, eine 
vorläufige Darstellung der Idee der Menschheit in der Wirk¬ 
lichkeit zu schaffen, das heißt Recht und Gesetz für den 
Weltbürger und nicht nur für den Bürger des einzelnen 
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Staates zur Geltung zu bringen, so kann es sich nur um 
den Völkerbund, nicht um den Weltstaat handeln. 

Wenn wir freilich sehen, was die Machthaber der Entente 
unter dem Völkerbund zu verstehen scheinen, so könnten wir 
am Gedanken des Völkerbundes selbst irre werden. Indessen 
beweist die Einrichtung, welche der Viererrat getroffen hat, 
nur, daß auch ein guter Gedanke mißbraucht werden kann. 
In der Tat hat das Gebilde der Ententepolitiker nur den 
Namen mit dem echten Völkerbund gemeinsam und ist in 
Wahrheit nur eine Ausgeburt der rohesten Gewalt- und 
Machtpolitik. Es macht ja natürlich im Prinzip gar keinen 
Unterschied, ob ein Staat viele andere vergewaltigt, wie 
dies zum Beispiel die Römer taten, oder ob sich mehrere 
Staaten zu diesem Zwecke verbünden; die Grundvorausset¬ 
zung des echten Völkerbundes bildet die Gleichberechtigung 
seiner Mitglieder, und einen Völkerbund, der dieser Forde¬ 
rung entspricht, gilt es erst in der Zukunft zu schaffen: Sie 
wird ihn bringen, so sicher, wie alles Sein zum Guten und 
nicht zum Bösen strebt. 


Studienrat ROMMEL: 

Vom höheren Schulwesen. 

u. 

\TU1E man sieht, türmen sich von allen Seiten die Schwierig- 
v keiten gegen die äußere Umorganisierung auf. Dem¬ 
gegenüber schien es mit Beendigung des Krieges ein leich¬ 
tes, das innere Leben der höheren Schule auf eine andere 
Grundlage zu stellen. Einige Erlasse der preußischen Unter¬ 
richtsverwaltung bewegten sich in dieser Richtung. 

In erster Linie würde hiervon die Stellung des Religions¬ 
unterrichts in der Schule betroffen. Die preußischen Erlasse 
(U. II. 1941 vom 29. November 1918, U. III. A. 423 U. II. 
vom 1. April 1919, U. III. A. 704 vom 22. Augüst 1919 
und U. III. A. 1394. I. vom 15. Oktober 1919), die sich 
zum Teil gegenseitig, aufheben, zum.Xeil ergänzen, versuchen 
, allen Ansprüchen gerecht zu werden und dabei das Gefühl 
\ gewisser Volkskreise nicht zu verletzen, unserem unglück¬ 
lichen Volk einen Kulturkampf zu ersparen. Unterdessen hat 
auch die Reichsverfassung gewisse Richtlinien gezogen. Aus 
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allem ergibt sich ungefähr folgender Zustand. Nach den 
Grundlinien ist der Religionsunterricht zwar ordentlicher Lehr- «- 
gegenständ der Schule, aber Wahlfach. Ueber die Beauf¬ 
sichtigung des Religionsunterrichts soll mit den Kirchen eine 
Verständigung herbeigeführt werden. Hierbei wird nicht 
außer acht gelassen werden, daß katholische und evangelische 
Kirche zu Staat und Schulaufsicht eine ganz verschiedene 
Stellung einnehmen. Der Unterricht soll nach den Grund¬ 
sätzen der Konfession, aber unbeschadet des Aufsichtsrechts ** 
der Kirche erteilt werden. Um auf die Regelung, die Preußen 
getroffen, zurückzukommen, so ist hier als wichtigster Grund¬ 
satz aufgestellt worden: kein Lehrer und kein Schüler darf) 
zum Religionsunterricht oder religiösen Feiern und Uebungen j 
gezwungen werden. Die Schüler können auf Antrag von 
der Teilnahme am Religionsunterricht entbunden werden, 
auch zur Teilnahme an Feiern mit religiösem Charakter 
sind diese nicht verpflichtet. Durch den letzten Erlaß ist 
angeordnet worden, daß diese Befreiung nicht halbjährlich 
wiederholt zu werden braucht, auch der Zwang, Dispensations¬ 
gesuche am Anfänge des Semesters einzureicnen ist beseitigt 
worden, wenn dieser Termin auch tunlichst einzuhalten ist 
um des geordneten und planmäßigen' Unterrichtsbetriebes 
willen. Zur Stellung des Antrages sind diejenigen befugt, 
welche die Religion, in der die Schüler zu erziehen sind > 
zu bestimmen haben, bzw. nach Erreichung des religions¬ 
mündigen Alters die Schüler selbst. Es ist dem Sinn der 
neuen Ordnung entsprechend, wenn dem vom Religions- . 
unterricht befreiten Schülern und Schülerinnen kein Ersatz¬ 
unterricht in anderen Fächern erteilt werden darf. 

Die Frage des Konfirmandehunterrichts in seiner Stellung 
zur Schule ist bisher noch nicht endgültig geregelt. Es ~ 
haben aber bereits Besprechungen des Ministeriums mit dem 
Oberkirchenrat stattgefunden und es ist — auch oder viel¬ 
leicht gerade im Interesse der Kirche — zu wünschen und 
zu hoffen, daß er grundsätzlich in die schulfreie Zeit gelegt 
wird. 

Mit der Neuordnung des Staates wurde die Frage der Schul- 
erziehung in den Blickpunkt des Interesses gerückt. Man 
verschloß sich hier nicht dem Dringenden und Zwingenden 
der Erwägung, daß die Erziehung durch die Schule allzu 
einseitig im monarchistischen Geiste betrieben worden ist. 

So wurde am 15. November 1918 der bekannte Geschichts - ' 
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erlaß veröffentlicht, der so heftigen und zum Teil un¬ 
berechtigten Widerspruch gefunden hat. Und doch wird jeder 
Unbefangene zugeben müssen, daß der Geschichtsunterricht 
des alten Staates mit bewußter Absicht dem Gedanken ge¬ 
dient hat, die Jungen und Mädchen zu treuen widerspruchs¬ 
losen Dienern des Herrscherhauses und des Obrigkeitsstaates 
heranzubilden, ihnen zu zeigen, daß die gesellschaftliche, 
Struktur des Volkes eine „gottgewollte“ sei, an der zu 
rütteln oder gar nur an ihrer Berechtigung zu zweifeln 
ein Verbrechen. Der bloße Verdacht, daß Lehrer und Schüler 
eine andere Gedankenrichtung verfolgten, genügte um diesen 
die größten Schwierigkeiten zu bereiten. Ja, die Schule 
wurde ganz bewußt in den Dienst der Bekämpfung demo¬ 
kratischer Anschauungen gestellt und jede andere als kon¬ 
servative Gesinnung als „staatsfeindlich“ bekämpft. Ein klas¬ 
sisches Beispiel dafür ist die Order Wilhelms II. an das 
Staatsministerium vom 1. Mai 1889, in der es unter anderem 
heißt: 

„Schon längere Zeit hat mich der Gedanke beschäftigt, 
die Schule in ihren einzelnen Abstufungen nutzbar zu machen, 
um der Ausbreitung sozialistischer und kommunistischer Ideen 
entgegenzuwirken. In erster' Linie wird die Schule durch 
Pflege der Gottesfurcht und dler Liebe zum Vaterlande die 
Grundlage für eine gesunde Auffassung, auch der staat¬ 
lichen und gesellschaftlichen Verhältnisse zu legen haben. 
Aber ich kann mich der Erkenntnis nicht verschließen, daß 
in einer Zeit, in welcher die sozialdemokratischen Irrtümer 
und Entstellungen mit vermehrtem Eifer verbreitet werden, 
die Schüler zur Erkenntnis dessen, was wahr, was wirklich 
und uns in der Welt möglich ist, erhöhte Anstrengungen 
zu machen hat. Sie muß bestrebt sein, schon der Jugend 
die Ueberzeugung zu verschaffen, daß die Lehren der So¬ 
zialdemokratie nicht nur den göttlichen Geboten und der 
christlichen Sittlichkeit widersprechen , sondern in der Wirk¬ 
lichkeit undurchführbar und in ihren Konsequenzen dem 
einzelnen , wie dem ganzen gleich verderblich sind . . . 
Die angeblichen Ideale der Sozialisten sind durch deren 
eigene Erklärung hinreichend gekennzeichnet, um den Ge¬ 
fühlen und dem praktischen Sinn auch der Jugend als ab¬ 
schreckend geschildert werden zu können.“ 

Dieser Anregung folgte der bekannte Erlaß vom 18. Okto¬ 
ber 1890 vom Kultusminister von Goßler. 
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Die Geschichts- und Lesebücher waren nicht selten von by¬ 
zantinischem und chauvinistischem Geiste durchweht und 
verherrlichten den Krieg in überschwenglicher Weise. 
Die Schule wurde als politischer Machtfaktor ersten Ranges 
angesehen und in diesem Sinne benutzt. Die Berechtigung 
dieser Anschauung muß man entschieden bestreiten: Die 
Schule darf sich nicht bestimmten, außerhalb des pädagogi¬ 
schen Endzwecks liegenden Zielen dienstbar machen. Um 
sich das recht deutlich vor Augen zu führen, mögen sich die 
Verteidiger des früheren Systems einmal klar machen, ob sie 
es billigen würden, wenn die jetzige Regierung verfügen 
würde, Marx, Lassalle und Bebel und ihre Bedeutung für die 
Befreiung der Menschen in den Schulen zu- preisen, ihren 
Geisteswerken im Geschichts- und Literaturunterricht einen 
bevorzugten Platz einzuräumen und die Ansichten ihrer Geg¬ 
ner als auf „Irrtümern“ und „Entstellungen“ beruhend hin¬ 
zustellen. Man würde mit Recht an der Parteilosigkeit und 
Objektivität einer solchen Regierung nicht nur zweifeln, son¬ 
dern ihr den Gehorsam aufkündigen oder doch zum mindesten 
die Ausführung eines solchen Lehrauftrages sabotieren. 

Unter diesem Gesichtspunkt erscheint es nicht ganz ver¬ 
ständlich, daß der erwähnte „Geschichtserlaß“ eine tief¬ 
gehende Erregung allenthalben, besonders in Oberlehrer¬ 
kreisen hervorrufen konnte. Gewiß, die Form, in der er her¬ 
auskam, trägt die Spuren der Uebereilung, und die Verfasser 
hätten sich sagen müssen, daß man einen Gegner seiner An¬ 
schauungen nicht dadurch überzeugt, daß man ihn beleidigt. 
Indessen ist der Inhalt, der nur die Einseitigkeit bekämpft und 
wünscht, daß der Geschichtsunterricht das Kulturhistorische 
betonen solle, dergestalt, daß die starke Gegnerschaft im 
höchsten Grade Erstaunen weckt. Schon viele Jahre vor 
dem Kriege war es nicht nur weniger Lehrer Meinung, daß 
eine Umgestaltung des geschichtlichen Unterrichts in diesem 
Sinne vonnöten sei, una beim Vergleiche eines Geschichts¬ 
buches von 1914 und eines solchen von 1890 springt in die 
Augen, daß die gesamte Entwicklung in dieser Richtung 
sich bewegte, freuich nicht mit der Energie, wie man es 
vielfach wohl gewünscht hätte. Die strategischen Voraus¬ 
setzungen der Völkerschlacht bei Leipzig schienen den 
gebräuchlichsten Lehrbüchern immer noch wichtiger und be¬ 
deutungsvoller als etwa die Geschichte der bäuerlichen Kul¬ 
tur, die Entwicklung des Städtewesens, Wirtschaft»- und 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



1204 


Vom höheren Schulwesen. II. 


Verkehrskunde und ihre Einwirkung auf die Geschichte der 
Völker und der Menschheit überhaupt. 

War dieser Erlaß der klaren Erkenntnis entsprungen, daß 
nicht eine bestimmte Richtung, sondern die bisher geübte 
Einseitigkeit bekämpft werden müsse, so bildet der jüngst 
ergangene, nach dem die Gedanken eines Völkerbundes in 
der Schule fruchtbar gemacht werden sollen, zu ihm die not¬ 
wendige Erzeugung. 

Auen er hat heftige Gegnerschaft gefunden, und doch: 
wer den Massenmord des Krieges, dieses sinnlose Gemetzel, 
in seiner ganzen Scheußlichkeit als fühlender Mensch mit¬ 
erlebt hat, wer die unsäglichen Leiden und Qualen, denen 
nicht nur die Männer, sondern auch Frauen, Kinder und 
Greise ausges^fzt waren, mit ansehen mußte, ohne einen 
Finger rühren zu können, wer sich des entsetzlichen Elends 
voll bewußt wird, in das wir durch den Krieg samt und 
sonders gestürzt sind (denn, daß das die Revolution oder 
die Sozialdemokratie getan haben sollte, ist ein Ammen¬ 
märchen!), sollte der nicht mit der Glut eines alttestament- 
lichen Propheten die Menschen von ihrem Irrwahn zu be¬ 
kehren suchen und ihnen das heilige Land zeigen, wo es kei¬ 
nen Völkerhaß gibt, und die Menschen Kriege nur aus längst 
entschwundenen Zeiten kennen? Scheint'es wirklich so un¬ 
denkbar, daß man die Völker dahin führt, wohin man den 
einzelnen längst gebracht hat? Ist es uns ganz aus dem 
Gedächtnis geschwunden, daß der elende, niedrige, unsitt¬ 
liche Grundsatz: „Macht geht vor Recht“ noch vor wenigen 
Jahrhunderten geherrscht hat und der Schwache der Willkür 
des Starken recht- und schutzlos preisgegeben war? Sind 
nicht erst allmählich die jetzigen deutschen Bundesstaaten, 
die Vereinigten Staaten von Nordamerika usw. zu „Völker¬ 
bünden“ im kleinen geworden? Sollen wir uns dauernd mit 
dem greulichen Materialismus abspeisen lassen: Solange 
Menschen Menschen sind, denkt nicht an den Völkerbund? 
Sollen wir darum an der Erreichung des Ideals verzweifeln, 
weil einige unserer haß- und tobsüchtigen Feinde eine Ver¬ 
fassung für den Völkerbund entworfen haben, der die Idee 
einer sittlichen Völkergemeinschaft mit roher Faust nieder¬ 
knüppelt? Nein und abermals nein! Senkt in die Jugend die 
Keime wahner Völkerversöhnung und glaubt an die unbesieg- 
liche Kraft der Idee und des Sittlichen! Wenn ihr den 
Glauben daran verliert, laßt eure Hände von der Jugend, 
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sie ist zu schade für euren öden, kurzsichtigen Materialismus! 

Die Zeit, wo man an nationalistischen Phrasen sich und N( 
andere berauschen konnte, ist vorbei, und es gilt mit aller ^ 
Deutlichkeit die Grenze zu ziehen zwischen wahrhaft völki¬ 
schem Empfinden, das so selbstverständlich ist wie das Ge¬ 
fühl des- Menschseins und das, richtig verstanden, nicht erst 
gepredigt und gelehrt zu werden braucht, und völkerver¬ 
hetzendem Chauvinismus ! Die letzte Seite des Weltgeschichts¬ 
buches ist noch nicht aufgeschlagen; was die nächsten Ka¬ 
pitel enthalten werden, weiß kein Mensch. Soviel aber ist 
sicher, daß der Versailler Friedens vertrag nicht die Gestalt 
der Welt für immer bestimmt hat. Djese muß und wird 
sich ändern, und die jetzige im Weltlauf nur Episode sein. 

Es sollte, so meine ich, nicht so schwer sein, daß sich auf 
dem Boden solcher Gedanken alle Menschen einigen könnten, 
und daß die Schule in diesem Sinne in den Dienst der Ver- 
sittlichung der Menschheit gestellt würde. Wer aber dieses 
Ziel für ein unerreichbares Ideal hält, sollte nicht auch 
den Weg zu ihm für müßig halten. 

Der gesunde Gedanke, die Schulerziehung auf eine neue 
Grundlage zu stellen, ehe man an eine Umformung der 
äußeren Organisation ging, führt zu den bekannten Erlassen — 
zur Bildung von Schulgemeinden und Schülerräten am No¬ 
vember 1918. Auch hier hat die Form der vorurteilsfreien 
Beurteilung des Inhalts in bedauerlicher Weise geschadet. 
Schon zehn Jahre und mehr vorher wurde der Gedanke 
der Selbstverwaltung der Schüler zum Zwecke einer Ver¬ 
selbständigung der Jugend in Pädagogenkreisen ernsthaft und 
ausgedehnt erörtert. Mannigfache Versuche, denen im großen 
und ganzen das Geschick des Gelingens beschieden war, 
ermunterten zum weiteren Ausbau. 

Dieser ist letzten Endes nichts weiter als die Begleit¬ 
erscheinung der geschichtlichen Entwicklung unseres Schul¬ 
wesens. 
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Dr. E. STADTLER: 

Sozialistische Aktivisten. 

IN einem unter gleicher Ueberschrift veröffentlichten Ar- 
1 tikel in Nummer 13 des „Gewissen“ wurde die Auffassung 
vertreten, daß die um die Namen Kaliski, Cohen sich gruppie¬ 
renden „Sozialistischen Aktivisten“ die eigentlichen und ein¬ 
zigen Träger der Revolutionsidee seien. So wenigstens lau¬ 
teten die Schlußsätze jenes Artikels, ohne daß die vorauf¬ 
gehenden Betrachtungen zu einem solchen gewagten Schluß 
genügende Unterlagen und gültige Prämissen geschaffen 
hätten. 

Um den Kern von Wahrheit herauszuschälen, der in den 
hier gerügten Verallgemeinerungen enthalten ist, um gleich¬ 
zeitig über jene enge Betrachtungsweise zu einer allumfas¬ 
senderen Auffassung der Ideen der Revolution zu gelangen, 
muß einerseits das Entstehen des sozialistischen Aktivismus 
charakterisiert werden, und andererseits ihr Verhältnis zu 
den anderen geistigen Aktivismen der jetzigen Zeit präzisiert 
werden. Vielleicht gelingt es dann, auf einem höheren Niveau 
eine Zusammenfassung derjenigen Bestrebungen zu erzielen, 
welche um die Formulierung der in der Weltkriegsrevolution 
lebenden Ideen sich schon früher bemüht haben und sich 
jetzt noch bemühen. In jenem Artikel wird eigentlich die 
Idee der Revolution auf eine Umstellung des Sozialismus 
aus einem klassenkämpferischen Widerspiel gegen den Klassen¬ 
kampfkapitalismus auf einen Produktionssolidarismus zurück¬ 
geführt, wobei die Kontinentalpolitik als ein eigentlicher 
Reflex der Produktionsgemeinschaftsidee auf das kontinental¬ 
europäische Wirtschaftsgebiet erscheint. In einer Synthese 
dieser kontinentaleuropäischen Außenpolitik, die nur vom 
Standpunkt der wirtschaftlichen Interessengemeinschaft aus 
gerechtfertigt und angestrebt wird und der innerpolitischen 
Neuorientierung zur Produktionsgemeinschaft in der deut¬ 
schen Wirtschaft selbst, wird eine solch hochgeistige Zu¬ 
sammenfassung der Probleme der Zeit erblicken, daß man 
diese Konstruktion als den geistigen Gehalt hinstellen zu 
dürfen glaubt. 

Demgegenüber muß mit aller Schärfe betont werden, 
daß die Gruppe Kaliski und Cohen-Reuß zwar innerhalb der 
sozialdemokratischen Bewegung als diejenige bezeichnet wer- 
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den muß, welche den sozialorganisatorischen Ideen der Zeit 
am nächsten kommt, daß sie aber im Innern der Partei nicht 
genügend geistigen: Aktivismus und politische Schlagkraft 
aufzuweisen vermochte, um ihnen zu einer irgendwie ge¬ 
arteten Bedeutung innerhalb der sozialdemokratischen Mas¬ 
senbewegung zu verhelfen. Daß ihnen dies nicht gelang, liegt 
zum Teil an der Struktur der Sozialdemokratischen Partei, 
zum Teil aber auch, und vielleicht sogar ausschlaggebend, 
bei der Gruppe Cohen-Reuß—Kaliski Selbst. In der sozial¬ 
demokratischen Massenbewegung scheiden sich zurzeit sehr 
scharf der Formaldemokratismus der jetzigen Mehrheits¬ 
sozialdemokratie und der radikale marxistische Kommunismus. 
Beide sind, gemessen an den Ideen der Weltkriegsrevolution, 
durchaus reaktionäre Erscheinungen. Der Formaldemokratis¬ 
mus der Scheidemänner wurzelt in der Geistesdisposition 
vom Jahre 1789 und 1848 und läßt vom Sozialismus nur 
soviel gelten, als Parteibureaukratie und Gewerkschaftsbureau- 
kratie im eigenen Organisationsinteresse noch wahrhaben wol¬ 
len. Der radikale Kommunismus ist kaum minderreaktionär, 
da er im erledigten, marxistischen Wirtschaftssozialismus 
aggressiv durch demagogische Agitation und demokratische 
Revolutionspolitik verwirklichen will. Beide Richtungen stehen 
den Ideen der Zeit fremd gegenüber. Der Mehrheitssozia¬ 
lismus entwickelt überhaupt keine Aktivität mehr, da seine 
formaldemokratischen Verheißungen restlos erfüllt sind und 
sein Sozialismus nur Phrase ist. Der Kommunismus zeigt in 
taktischer Opposition gegen den Sozialismus nur Aktivität 
im Sinne der aggressiven Verwirklichung des vom Mehrheits¬ 
sozialismus aus guten Gründen abgelegten Marxismus. Man 
kann also sagen, daß die gesamte sozialdemokratische Massen¬ 
bewegung von rechts bis links abseits von der geschicht¬ 
lichen Linie sich bewegt, wobei der rechte Flügel abseits 
sich treiben läßt und der linke Flügel abseits treibt. 

Die Gruppe Cohen-Reuß—Kaliski steht nun mitten in den 
brandenden Wogen der zwei Massenbewegungen und prokla¬ 
miert die Idee der Produktionsgemeinschaft. Doch fällt auf, 
daß sie dabei nicht den Mut aufbringt, den in der Produktions¬ 
idee lebenden Gedanken der Solidarität in seiner ganzen 
Tiefe anzufassen, sonst würde dieser Gruppe ‘das Abrücken 
vom Marxismus nicht so schwer fallen, sonst würde sie 
resolut den Bankerott des bisherigen Parteisozialismus an 
seinen abwegigen Entartungen rechts und links nachweisen 
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und mit der Rücksichtslosigkeit einer von wahren Ideen 
beseelten Bekenntnisgemeinschaft innerhalb der sozialdemo¬ 
kratischen, treibenden und führerlosen Massen das Banner 
eines neuen Programms entrollen. Hier aber versagt die 
Gruppe völlig. W is der Mehrheitssozialdemokratie zum Ver¬ 
hängnis wurde, der Umstand, daß sie seit zwanzig Jahren 
in Revisionismus machte, ohne das Erfurter Programm ent¬ 
schlossen zu revidieren, ist auch jetzt der Gruppe Cohen-Reuß 
—Kaliski ohne unüberwindliche Hemmungen. Männer aber, die 
für sich das Recht beanspruchen, Träger neuer Ideen zu 
sein, versündigen sich am eigenen Geiste, wenn sie nicht die 
Konsequenzen ihrer Ideen durchzukämpfen entschlossen sind. 

Gerade der Umstand, daß die Gruppe Cohen-Reuß—Kaliski 
von dem großen Ding der Revolution berührt und ergriffen 
ist, nicht aber den Mut zur großen Tat aufbringt, nimmt 
ihr jegliche Führerautorität bei der Gestaltung der von 
ihnen mehr oder weniger klar erkannten Idee. Um so merk¬ 
würdiger muß dann die Selbstbewußtheit erscheinen, mit 
der in dem obenerwähnten Artikel offenbar ein Vertreter 
dieser Gruppe für Cohen-Reuß—Kaliski den Anspruch ver¬ 
tritt, die Ideen der Revolution allein erkannt und formu¬ 
liert zu haben. 

Die Dinge liegen ganz anders. Der Kreis der „Sozialisti¬ 
schen Monatshefte“ steht seit zwanzig Jahren in Opposition 
zum offiziellen Parteibonzentum, zu der in der Partei ver¬ 
tretenen Doktrin, besonders zu dem in der sozialdemokrati¬ 
schen Agitation verhängnisvoll ausgearteten Schlagwortsozia¬ 
lismus. wenn nun auch anzuerkennen ist, daß in den „So¬ 
zialistischen Monatsheften“ eine bei der allgemeinen Geistes¬ 
erstarrung des politischen Lebens seltene Rücksichtslosigkeit 
der Kritik sich offenbart und nach objektiver und sachlicher 
Durchforschung der Probleme rang, so muß doch anderer¬ 
seits betont werden, daß jene Geistesarbeit bislang nicht zu 
einem Abschluß gelangt ist, weil kein einziger Führer der 
Revisionisten fähig war, aus der Kritik von Marxismus und 
Wirklichkeit eine neue sozialistische Synthese zu gestalten. 
Die Sozialisten jenes Kreises standen immer mit zwei Füßen 
in der ererbten Doktrin, während sie mit offenen Augen als 
Spezialisten der Kolonialpolitik, der Gewerkschaftsp#litik, der 
Produktionsidee usw. in eine neue geistige Richtung hinaus¬ 
strebte. Der Widerspruch ist niemals wirklich gelöst worden, 
und in der Gruppe Cohen-Reuß—Kaliski am allerwenigsten. 
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Mir scheint, als ob ein Mann, wie Dr. Paul Lensch, die 
intellektuelle Wahrhaftigkeit viel weiter getrieben hat, und 
deswegen in die Erfassung der Probleme der Zeit auch viel 
weiter gedrungen ist. Lensch hat wahrend, des Krieges in 
vielen hochgeistigen Veröffentlichungen den alten Sozialismus 
überwunden, una er steht auch jetzt als einer der ganz 
wenigen Sozialdemokraten mit beiden Füßen in der neuen 
Zeit, jedenfalls hat er zur Formulierung der Zeitfrage un¬ 
endlich viel mehr geleistet als die Gruppe Cohen-Reuß— 
Kaliski. 

Wenn man die gewaltige Arbeit hinzunimmt, welche Walter 
Rathenau während des ganzen Weltkrieges in seinen* zahl¬ 
reichen Veröffentlichungen geleistet hat, so kommt einen 
die von der Gruppe der sozialistischen Aktivisten geleistete 
Arbeit wie das Werk von Stümpern vor. Bei Rathenau gro¬ 
ßes Erschauen der Dinge, tiefer Blick in die Gesamtentwick¬ 
lung der Zukunft, rücksichtslos freie Anpassung an die immer 
größer werdenden Komplexe der Weltkriegserscheinung. Auch 
Möllendorf gehört zu den Gestaltern der Dinge. In der Er¬ 
forschung der russischen Revolution hat Alfons Paquet auf 
Grund eingehender Studien und Erlebnisse mehr geleistet 
als die zahllosen Flugschriftenverfasser der rechtsgerichteten 
und linksgerichteten Sozialdemokratie. In der Zentrumspartei 
hat sich vor dem Krieg Martin Spahn in der Richtung eines 
neuen Staatsaufbaues gegen den Formaldemokratismus in 
der Richtung eines sozialen Volksstaates mit unverminderter 
Energie bekämpft, als der Kreis der „Sozialistischen Monats¬ 
hefte“ die verfassungspolitischen Fragen ganz ausschließ¬ 
lich in der Schlagwortpolitik des Kampfes gegen das preu¬ 
ßische Dreiklassenwahlrecht stecken ließ. Die Polemik Cohen- 
Reuß—Scheidemann beweist, daß die Gruppe der „Sozialisti¬ 
schen Monatshefte“ den Gedanken des verfassungsjxditischen 
Neuaufbaues anders als von der taktischen Anpassung an 
den Rätegedanken überhaupt noch nicht aufgefaßt hat. Wenn 
man in die Untersuchungen Troeltschs über die deutsche 
Freiheit, in das Buch des Philosophen Joel über „Neue 
Weltkultur“, in die Bücher und Werke von Kjellen und 
Chamberlain sich vertieft, findet man auch dort Formulie¬ 
rungen und Lösungen der Zeitprobleme, an welche das, was 
der Kreis Cohen-Reuß—Kaliski produziert hat, mitnichten 
herankommt. Man darf doch auch nicht vergessen, daß in 
der konservativen Partei zurzeit eine Gruppe „aktiviert“, 
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die mit derselben Kühnheit wie einst Stein am Anfang des 
neunzehnten Jahrhunderts den Riesenkomplex der modernen 
politischen Fragen auffängt, um ihn in den ewig jungen Bo¬ 
den der preußisch-deutschen Vergangenheit Wurzeln schlagen 
zu lassen. Auch die aktivistiscnen Bestrebungen innerhalb 
der demokratischen Partei, man braucht nur die ,.Deutsche 
Nation“ zu lesen, stoßen in dieselbe Richtung. Der Soli¬ 
darierkreis, dem der größte Teil der Mitarbeiter des „Ge¬ 
wissen“ angehört, zählt ebenfalls zu den rücksichtslosesten 
Verfechtern der neuen Ideen der Zeit. Im Solidarieiprogramm 
wurüen die Grundgedanken schon im November formuliert, 
als der Kreis Conen-Reuß—Kaliski erst den Produktions- 

f edanken stärker in den Vordergrund schoben und dabei auf 
ritische Auseinandersetzungen der „Sozialistischen Monats¬ 
hefte“ Bezug nahm. 

Die Ideen der Weltkriegsrevolution sind nicht das Gemein¬ 
gut der kommunistischen Partei, sie sind auch nicht das 
geistige Reservat der Cohen-Reuß—Kaliski-Gruppe. Diese 
Ideen leben in der jungen Generation aller bestehenden Par¬ 
teien, am stärksten vielleicht sogar bei den jungen Konser¬ 
vativen. Ihr Inhalt läßt sich mitnichten auf die materia¬ 
listische Produktionsidee’ beschränken, ja man kann sogar 
behaupten, daß die sozialorganisatorische Idee der Zeit sich 
gerade am schärfsten gegen den Materialismus des neun¬ 
zehnten Jahrhunderts kehren und ihre stärkste Eroberungs¬ 
kraft auf dem Gebiete der Kulturpolitik besitzen. Im Völker¬ 
bundproblem kommt dieses Streben ebenso zwingend zum 
Ausdruck, wie in der Frage der Schaffung solidarischer Be¬ 
kenntnisgemeinschaften auf religiösem und geistespolitischem 
Gebiet. 

Bei aller Anerkennung des splendid Isolation, in welcher 
sich die Gruppe Cohen-Reuß—Kaliski innerhalb der Sozial¬ 
demokratie gefällt, muß ihr mehr Bescheidung ans Herz 
gelegt werden, weil die Gruppe sohst in Gefahr gerät, zwi¬ 
schen den Mühlsteinen der rechtsstehenden und der links¬ 
stehenden sozialdemokratischen Massen aufgerieben zu wer¬ 
den, bevor sie den Anschluß an die verwandten Geistes¬ 
bestrebungen im übrigen Kreise des deutschen Volkes ge¬ 
funden hat. 
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Eine Parteikonferenz für Schul- und Erziehungsfragen. 

Auf der von dem Parteivorstand der S. P. D. einberufenen Kon¬ 
ferenz von parteigenössischen Lehrern und Lehrerinnen, welche zu 
Ostern in Berlin stattfand, betonte ich die Notwendigkeit der Aus¬ 
arbeitung eines Schulprogramms, wie es zum Beispiel für kommunale 
Angelegenheiten auf dem Parteitage in Bremen beschlossen worden 
ist. Wir haben zwar das Erfurter Programm, aber darin ist die 
Schule zu kurz gekommen. Außerdem wird manche der darin auf- ^ 
gestellten Forderungen nicht mehr von allen Parteigenossen auf¬ 
recht erhalten, zum Beispiel die einer Verpflegung der Kinder in 
den Schulen. Statt dessen verlangen viele die Gewährung von Er¬ 
ziehungsbeihilfen. Lieber die von Heinrich Schulz für den Mann¬ 
heimer Parteitag aufgestellten Thesen ist dort nicht verhandelt 
worden. Zuständig für die Aufstellung eines solchen Programms 
ist aber nicht die Arbeitsgemeinschaft sozialdemokratischer Lehrer 
und Lehrerinnen, da ihr nur Lehrer angehören, sondern ein Partei¬ 
tag, der so bald wie möglich für Schul- und Erziehungsfragen ein¬ 
zuberufen ist. 

Ein solches Schulprogramm brauchen wir aber aus den ver¬ 
schiedensten Gründen. Auf der bald stattfindenden Reichsschul¬ 
konferenz, auf der Vertreter aller Richtungen vertreten sein sollen, 
muß die Sozialdemokratie geschlossen für gewisse Mindestforde¬ 
rungen eintreten, wenn sie Erfolg haben will. (Enigkeit macht 
stark.) Auch für die Reichstags- und Landtajgswahlen ist ein 
solches Programm wichtig. Denn man fragt die Kandidaten: „Für 
welche Forderungen treten Sie ein?“ Dieselben dürfen nichts ver¬ 
sprechen, wofür später die Partei nicht eintritt, denn sonst würden 
sie ihre Wähler enttäuschen. Zwischen den Forderungen der So¬ 
zialdemokratie und denen der Volksschullehrer ist kein großer 
Unterschied. Wenn aber die Mehrzahl derselben gewonnen werden 
soll, ist dies nur möglich, wenn gewisse Mindestforderungen fest¬ 
gesetzt werden. 

Zu einem solchen Parteitage für Schul- und Erziehungsfragen, 
für den auch der Schöneberger Stadtrat, Studienrat Oestreich am 
12. Oktober auf einer Konferenz der Gemeindevertreter von Groß- 
Berlin eingetreten ist, könnten geladen werden: 1. Vertreter der 
einzelnen Bezirke, 2. solche Genossen und Genossinnen, welche 
nach Ansicht des Parteivorstandes besonders geeignet sind, 3. die 
Mitglieder des Hauptausschusses und des Hauptvorstandes der 
Arbeitsgemeinschaft sozialdemokratischer Lehrer und Lehrerinnen, 

4. Vertreter des Verbandes sozialistischer Lehrer und Lehrerinnen 
Deutschlands, die natürlich Mitglieder der Partei sein müssen, ln 
der Gruppe 1 und 2 müßten nicht nur Lehrer und Lehrerinnen, 
sondern auch andere Parteigenossen vertreten sein, zum Beispiel 
Politiker, welche darüber ein Urteil haben, welche Forderungen 
Aussicht auf Verwirklichung haben, Aerzte, Arbeiter, Kommunal- 
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politiker. ferner Finanzpolitiker, welche die Kosten abschätzen 
können, auf welche sich die Verwirklichung einer Forderung be¬ 
laufen würde. 

Fragen, zu welchen die Partei Stellung zu nehmen hätte, und 
welche sich zum Teil aus der neuen Reichsverfassung ergeben, 
sind zum Beispiel die folgenden: 1. Reform der Lehrerbildung 
(diese soll nach der Verfassung für das Reich nach den Grunc£ 
Sätzen, die für die höhere Bildung allgemein gelten, einheitlich ge¬ 
regelt werden). 2. Gruppierung der Schüler nach Besuch der ge¬ 
meinschaftlichen Grundschule. (Soll darüber eine Prüfung ent¬ 
scheiden? Inwieweit soll der Wille der Eltern berücksichtigt wer¬ 
den? Die Einheitsschule ist in Gefahr, da manche Schulreform^ 
nur für eine gemeinschaftliche Grundschule eintreten und die höhere 
und die mittlere Schule nach Vornahme gewisser Reformen be¬ 
stehen lassen wollen). 3. Ersatz für Religionsunterricht in Si¬ 
multanschulen. (Moralunterricht oder ein anderes Fach). 4. Re¬ 
form des Universitätswesens (durch welche Einrichtungen ermög¬ 
licht man es begabten Kindern unbemittelter Eltern, Hochschul¬ 
lehrer zu werden?). 5. Die gemeinschaftliche Erziehung der Ge¬ 
schlechter. 6. Einschränkung des Berechtigungswesens. 7. Soziali¬ 
sierung des Schulbuchhandels (hierzu ist die Zeit in Anbetracht 
der bald einzuführenden oder umzuarbeitenden neuen Lehrbücher 
besonders günstig). 

Auch wäre auf diesem Parteitage «ine Aussprache darüber er¬ 
wünscht, wie es möglich ist, eine Propaganda für Errichtung welt¬ 
licher Schulen planmäßig einzuleiten. 

In Anbetracht der Wichtigkeit eines solchen Schulprogramms 
können die Kosten nicht zu hoch sein. Denn die Anwesenheit von 
so vielen Parteigenossen und Genossinnen, wie auf einem allge¬ 
meinen Parteitage vertreten sind, ist natürlich auf diesem nicht 
nötig. Oberlehrer Dr. Erich Witte. 
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PARVUS: I 

Zur Aufklärung.*) 

F\IE Presse hat aus einer Unterschlagungs- und Erpresser¬ 
affäre einen politischen „Fall Sklarz“ gemacht, bei dem 
es in weiterer Linie darauf abgesehen ist, einige leitende 
Persönlichkeiten unserer Partei in Mißkredit zu bringen. 
Da Herr Sklarz das Strafverfahren gegen die Schuldigen 
längst eingeleitet hat, so werden die Defraudanten und Hehler 
samt ihren materiellen und moralischen Helfershelfern reich¬ 
lich Gelegenheit haben, ihr Wissen vor dem Gericht zu pro¬ 
duzieren. Um jedoch unseren politischen Gegnern die Mög¬ 
lichkeit zu nehmen, bis dahin im Trüben zu fischen, will 
ich, soweit ich persönlich in die Diskussion hineingezogen 
worden bin, schon jetzt der Oeffentlichkeit alle erwünschte 
Aufklärung geben. . 

Ich habe Herrn Georg Sklarz während des Krieges als 
tüchtigen Kaufmann kennengelernt, der mir besonders bei 
der Durchführung der Geschäfte der Befrachtungs - und 
Transportgesellschaft in Kopenhagen mit viel Umsicht und 
Energie zur Seite stand. 

Die Befrachtungs- und Transportgesellschaft hatte gelegent¬ 
lich bis 90 000 Tonnen Kohle im Monat auf dem Seewege 
nach Dänemark zu verschiffen. Das war während der Kriegs¬ 
zeit eine schwere Aufgabe und noch schwieriger war es, die 
Frachten zugunsten der Kohlenverbraucher zu beeinflussen. 
Ohne die tatkräftige Unterstützung des Deutschen Reederei¬ 
verbandes wäre die Aufgabe überhaupt nicht zu lösen ge¬ 
wesen. Aber der Reedereiverband hatte selbstverständlich 

*) Das Manuskript dieses Artikels ist leider erst jetzt in unsere Hände 
gelangt, obwohl es schon am 2. Dezember abgeschickt worden ist. 

Die Redaktion. 
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in erster Linie die Interessen der in ihm vereinigten Schiffs¬ 
reedereien zu vertreten. Die Kriegsgefahr und die dadurch 
bedingte enorme Steigerung der Versicherungsprämie, der 
Mangel an Tonnage, in diesem Fall verschärft noch einerseitsi 
durch die Beschlagnahme neutraler Schiffe durch England, 
andererseits durch das Verbot der Passage des Kaiser- 
Wilhelm-Kanals für neutrale Schiffe, dritterseits durch die 
Inanspruchnahme der deutschen Schiffe für die Erztrans¬ 
porte aus Schweden, die enorme Steigerung der Schiffspreise, 
die sich durch die Versicherungsprämie auf die Frachten über¬ 
trug, die für Deutschland sich immer ungünstiger gestaltende 
Umrechnung der Valuta, das alles bedingte exorbitante und 
schier maßlos steigende Frachten. Die Transporte zu für 
die Befrachter möglichst günstigen Frachtsätzen durchzu¬ 
führen, war unter diesen Umständen eine schwierige kauf¬ 
männische Aufgabe, die auch gelegentlich mit Risiko ver¬ 
bunden war. Wir haben sowohl mit dem Reedereiverband 
wie auch mit den eine zeitlang außerhalb des Verbandes 
gebliebenen Stettiner Reedereien gearbeitet, wir haben auch 
selbst Schiffe auf Zeit gechartert und eine Zeit lang eine 
nicht ganz unansehnliche eigene Dampferflotte laufen gehabt. 
So war es uns vor allem gelungen, dem Deutschen Reederei¬ 
verband selbst bessere Bedingungen abzugewinnen, als andere 
Befrachter. Durch uns hatte dann auch die Kohlenzentrale 
der dänischen Gewerkschaften, die von uns ihre Kohlen¬ 
transporte besorgen ließ, günstigere Frachten, als andere 
Kohlenabnehmer. Das ist übrigens eine längst geklärte 
Sache, da die Ententepresse, die mich ja während des Krieges 
mit tausend Argusaugen verfolgte, in Kopenhagen alles auf¬ 
wühlte, um etwas ausfindig zu machen, das die Befrach¬ 
tungsgesellschaft und das auf meine Initiative geschaffene 
Kohlenkontor der dänischen Gewerkschaften diskreditieren 
könnte und dabei nur das Ergebnis erzielte, daß das ge¬ 
werkschaftliche Kohlenkontor in den Massen populär wurde, 
und daß mir persönlich und meinen Mitarbeitern die öffent¬ 
liche Anerkennung der von uns geleisteten guten Dienste 
in einer für uns nur zu schmeichelhaften Weise zuteil ge¬ 
worden ist. 

Um uns daraus einen Vorwurf zu machen, daß die Be¬ 
frachtungsgesellschaft ein kaufmännisches Geschäft war, das 
Gewinn abwarf, müßte man erst das kaufmännische Geschäft 
überhaupt abgeschafft haben. 
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Die Naiven, die es noch immer nicht fassen können, daß 
man nicht unbedingt ein armer Kerl und Handarbeiter zu 
sein braucht, um ein Sozialist aus Ueberzeugung zu sein, 
verweise ich darauf, daß auch Paul Singer und Friedrich 
Engels Geschäfte machten, vor ihnen St. Simon; daß Ch. 
Fourier ein Kaufmann war und R. Owen ein Fabrikant. 

Ich habe mit und ohne Herrn G. Sklarz Geschäfte ver¬ 
schiedener Art durchgeführt. Es waren weder Wucher- noch 
Schiebergeschäfte, sondern Unternehmungen, die uns all¬ 
gemeine Anerkennung und Achtung verschafft haben. 

Ich muß es selbstverständlich Herrn G. Sklarz überlassen, 
über die Geschäfte, die er auf eigene Rechnung und ohne 
mein Wissen gefünrt hat, selbst Rede zu stehen. Dahin 
gehören die Marketenderei, die Wach- und Schließgesell¬ 
schaft und alles, was damit in Verbindung steht. Idi bin 
daran unbeteiligt, habe damit auch nicht das Geringste 
zu tun. Herr G. Sklarz wird sicher dem Gesindel, das ihm 
erst sein Geld stahl, dann, als er es packte, die Ehre abzu¬ 
schneiden sucht, die Antwort nicht schuldig bleiben. 

Es ist richtig, daß wir eine Anzahl ausrangierter Militär¬ 
autos zur Ausfuhr nach Dänemark gekauft naben. Es ge¬ 
schah das zu den allgemeinen Bedingungen, die von der 
Militärverwaltung vorgeschrieben wurden, auf allgemein zu¬ 
gänglichem Wege, ohne auch nur die geringste Bevorzugung 
gegenüber anderen Käufern. Die gegenteilige Behauptung 
des Herrn Baumeister ist eine Lüge. Ebenso kann ich es 
schon von mir aus als Lüge zurückweisen, wenn Herr Bau¬ 
meister Herrn Sklarz sagen läßt, die Messingteile, Reifen 
und andere Teile der Autos, die von uns durch Ersatzmittel 
ausgetauscht worden seien, hätten den Anschaffungspreis 
ergeben. Denn es sind überhaupt keine Messingteile oder 
sonstige wertvolle Teile der Autos durch minderwertige er¬ 
setzt worden, es sind auch keine wertvollen Teile weggenom¬ 
men worden, sondern die Autos sind unter Hinzufügung der 
fehlenden Teile umgebaut, mit neuen Karosserien versehen 
und so in den Handel gebracht worden. Die Arbeit ist in 
unserem Aufträge von der Maschinenfabrik „Aurora“ in Ko¬ 
penhagen ausgeführt worden, die nicht uns, sondern der 
dänischen Metallarbeitergewerkschaft gehört. Das Ergebnis 
der ganzen Transaktion dürfte sich kaufmännisch nicht un- 
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günstig gestalten, es ist aber noch nicht abgeschlossen, da 
eine größere Anzahl Autos noch auf Lager ist. 

An dem Kohlenkontor der dänischen Gewerkschaften bin 
weder ich noch Herr G. Sklarz kaufmännisch beteiligt. Die 
Geschichte dieser Unternehmung ist von mir längst in meiner 
Broschüre „Im Kampf um die Wahrheit“ dargestellt worden. 
Von den Genossen, die mich persönlich angreifen, dürfte 
ich wohl verlangen, daß sie jedenfalls zuvor jene Broschüre 
gelesen haben sollten. 

An die geschäftlichen Beziehungen zu Herrn G. Sklarz 
schloß sich ein sehr angenehmer persönlicher Verkehr, da 
sich Herr Sklarz als ein Mann von sehr fortschrittlicher 
Gesinnung mit starkem sozialpolitischen Einschlag und regem 
Sinn für die geistigen Kämpfe unserer Zeit erwiesen hat. 
Er wirkte unter anderem mit bei der Versorgung der deut¬ 
schen Partei- und Gewerkschaftskinder in Dänemark. Auf 
seinen Wunsch überließ ich ihm einige Anteile des Verlags 
für Sozialwissenschaft. Mit der Gründung des Verlags hatte 
er nichts zu tun und auch keine Befugnisse, die politische 
Haltung des Verlags irgendwie zu beeinflussen. 

Im Sommer 1918 faßte ich den Entschluß, den Verlag für 
Sozial Wissenschaft auf eine neue kaufmännische und literari¬ 
sche Grundlage zu stellen. Ich wollte ihn zu einer Druck- und 
Verlagsanstalt für Rußland und den Orient ausgestalten. Die 
kaufmännische Unterlage dazu war gegeben durch die russische 
Revolution und das dadurch erwachte Lese- und Aufklärungs¬ 
bedürfnis der gewaltigen Volksmassen des früheren Russi¬ 
schen Reichs, während zugleich die Verwüstungen des Krie¬ 
ges und die tolle Wirtschaft der Bolschewiks die Produktion 
auf dem Büchermarkt wie überall erschwert und verteuert 
haben. Nachrichten aus Rußland ergaben einen wahren 
Heißhunger nach Büchern aller Art und besonders nach 
Kalendern. Ich nahm mir also vor, eine große Verlags¬ 
tätigkeit auf dem Gebiete der Kalender und der populär¬ 
wissenschaftlichen Literatur zu entwickeln. Bei dem gewal¬ 
tigen Umfang des russischen Marktes war da überhaupt nur 
etwas zu erreichen, wenn man von vornherein groß verging. 

Ich riskierte ein großes Kapital, entschloß mich aber um 
so eher dazu, als ich glaubte, damit zugleich der Sache des 
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Friedens und der Wiederaufnahme der kulturellen Beziehun¬ 
gen zwischen Rußland und Deutschland dienen zu können. 

Es war in einem gewissen Sinne meine Antwort auf Brest - 
Litowsk. Es sei mir gestattet, mit einigen Worten darauf 
einzugehen. Die russischen Bolschewisten und die deutschen 
Imperialisten haben in Brest-Litowsk die einzige Möglichkeit 
verpfuscht, einen gerechten europäischen Frieden herbei¬ 
zuführen. Ich vertrat sowohl der Regierung Kerenski wie 
der bolschewistischen Regierung gegenüber die Forderung, 
auf das Zustandekommen eines internationalen sozialistischen 
Kongresses hinzuwirken, um durch die Autorität der russi¬ 
schen Revolution einen neuen Zusammenschluß des Prole¬ 
tariats herbeizuführen und durch diesen auf den Frieden 
hinzuwirken. Geblendet von ihren revolutionären Scheu¬ 
klappen setzten sich die Bolschewiks über die deutsche 
Sozialdemokratie und die sozialistischen Parteien der Welt 
hinweg und begaben sich in jene isolierte Stellung, in der 
die deutschen Imperialisten sie haben wollten und wo ihnen 
denn auch von diesen die Daumenschrauben angelegt wur¬ 
den. Vergebens waren meine Bemühungen, auf der deutschen 
Seite klarzumachen, daß die Freundschaft des russischen Volkes 
wichtiger sei, als die Besitzergreifung einiger Provinzen. 
So kam die deutsche Delegation mit einem Vertrag nach 
Hause, der Deutschland weder die Autorität der russischen 
Revolution für den Frieden noch die Hilfsquellen Rußlands 
für den Krieg sicherte. Die möglichst rasche Aufnahme der 
kulturellen und Handelsbeziehungen zu Rußland schien mir 
der einzige Weg, die frisch geschlagenen Wunden vernarben 
zu lassen. 

Die von mir eingeleitete Verlagstätigkeit im Sinne der 
Anbahnung friedlicher Beziehungen zwischen Deutschland und 
Rußland nimmt sich wie eine Karikatur aus gegenüber den 
gewaltigen Mitteln, mit denen, wie wir jetzt wissen, die 
Bolschewiki ihre revolutionäre Propaganda in Deutschland 
betrieben haben. Aber auch bei diesem schwachen Versuch 
stieß ich auf große Schwierigkeiten und Hinderungen. Deut¬ 
sches Papier wollte man mir überhaupt nicht zuteilen. Man 
brauchte es für die Hetzpresse, für die Kriegsplakate usw. 
Man stellte mir nur frei, das bedeutend teurere finnische 
Papier einzuführen, mit der Bedingung jedoch, es bedruckt 
nach Rußland auszuführen. Das ist das in den Zeitungen 
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soviel besprochene Privileg, das mir angeblich zugebilligt 
wurde. Ich glaube nicht, daß sich ein Verleger finden 
würde, der mich darum beneidet. Ich selbst bin 
froh, daß es dem Verlag gelungen war, einen Teil der finni¬ 
schen Abschlüsse rückgängig zu machen. Denn, wie die 
Dinge sich seither gestaltet haben, ist die Möglichkeit der 
Bücherausfuhr nach Rußland gleich Null, während der Preis 
des finnischen Papiers, in Mark umgerechnet, enorm ge¬ 
stiegen ist. 

Um mir für meine großen Verlagsengagements in Rußland 
eine kaufmännische Rückendeckung zu verschaffen, habe ich 
von vornherein in Aussicht genommen, für die großen Ka¬ 
lende rausgaben Inserate zu beschaffen. Da es sich bei dem 
großen Kalender um eine garantierte Auflage von einer 
Million handelte, so war der Inseratenpreis entsprechend 
hoch. Dieser Kalender stellte eine ganz populäre kleine 
Enzyklopädie für die russischen Volksmassen dar, Ersatz für 
Konversationslexikon: einen ausführlichen landwirtschaftlichen 
Teil, Medizin, Tierheilkunde, Technik, Sozialpolitik, Arbeiter¬ 
bewegung, Geschichte usw. usw. Die hervorragendsten Kräfte 
Deutschlands und des Auslands waren daran beteiligt. 

Der militärische Zusammenbruch, der Waffenstillstand, die 
Friedensbedingungen haben zur Aufhebung aller Handels¬ 
beziehungen und jeglichen Verkehrs mit Rußland geführt und 
meine sämtlichen russischen Verlagspläne zum Scheitern ge¬ 
bracht. Die Arbeiten an dem großen Kalender wurden ein¬ 
gestellt, der Verlag ist aber selbstverständlich allen seinen 
Verpflichtungen sowohl bei der Honorarzahlung wie den 
sonstigen Ausgaben in einwandfreier Weise nachgekommen. 
Die schon früher gemachten Ausgaben blieben ungedeckt. 
So ist es auch richtig, daß auf meine Anweisung die Provisio¬ 
nen für Inserate ausgezahlt wurden. Unseren Inserenten steht 
es nach der Lage der Dinge frei, ihre Inserate zurückzuziehen 
oder für eine spätere Auflage stehen zu lassen. Ewig wird 
ja der gegenwärtige Zustand nicht dauern, und wenn der 
Verkehr mit Rußland wieder frei wird, werde ich meine Ver¬ 
lagspläne doch durchführen. 

Ueber 600 000 fertige russische Abreißkalender auf das 
Jahr 1919 waren auf Lager. Begreiflich, daß die Geschäfts¬ 
leitung alle Mittel versuchte, um sie nach Rußland zu brin- 
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gen. Das geschah während meiner Anwesenheit in der 
Schweiz. Ich konnte schon aus diesem Grunde die ein¬ 
zelnen Handlungen der Geschäftsleitung nicht kontrollieren, 
hätte es auch sonst nicht getan, da ich mich um die Einzel¬ 
heiten der Geschäftsleitung nicht kümmern kann. Herr 
Sonnenfeld . mit dem der Verlag in meiner Abwesenheit in 
Verbindung trat und der sich später als Schwindler und Be¬ 
trüger entpuppte, hatte dabei seine Hände im Spiel. Er 
hat dabei in der gewöhnlichen Art der Schwindler auf¬ 
getragen, mit Verbindungen und Regierungsaufträgen renom¬ 
miert, die nicht existierten. 

Ph. Scheidemann wußte von meinen Verlagsplänen. An mei¬ 
nen Geschäften ist er in keiner Weise beteiligt, ebensowenig 
Ebert und die anderen in der Presse genannten Persönlich¬ 
keiten, mit Ausnahme von G. Sklarz. Ich habe niemals irgend¬ 
welche Vergünstigungen oder Gefälligkeiten von irgendeinem 
Parteigenossen nachgesucht oder ernalten. 

Es ist mir unverständlich, wie man vom sozialistischen 
oder demokratischen oder revolutionären Gesichtspunkte aus 
Scheidemann daraus einen Vorwurf machen könnte, daß er, 
der meine Verlagspläne, wie überhaupt meine politische Tätig¬ 
keit während des Krieges kannte, sich gern bereit fand, 
dem Transport meiner Verlagswerke nach Rußland behilflich 
zu sein. Er wußte, daß er damit der Sache des Friedens und 
des Sozialismus diente. Viel eher wäre ihm ein Vorwurf 
zu machen gewesen, wenn er mir, wie die Herren vom alten 
Regime, die meine „Soziale Bilanz des Krieges“ verboten 
hatten, Hindernisse in den Weg legte. 

Bei dieser Gelegenheit sei auch ein Märchen zurückge¬ 
wiesen, das in der ausländischen Presse herumkolportiert 
wird. Es heißt da, ich hätte durch Vermittlung von Scheide¬ 
mann eine Zusammenkunft mit Ludendorff gehabt, um die 
Dinge der russischen Revolution zu besprechen. Kein Wort 
ist daran wahr. Ich hatte niemals eine Zusammenkunft mit 
Ludendorff und auch keine nachgesucht. Ich habe mich 
über die politische Qualifikation des deutschen Generalstabs 
und der Reichsregierung niemals Illusionen hingegeben. Ich 
wollte den Sieg der Zentralmächte, weil ich die Reaktion 
des russischen Zarismus und des Imperialismus der Entente 
vermeiden wollte, und weil ich der Meinung war, daß in 
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einem siegreichen Deutschland die Sozialdemokratie stark 
genug sein würde, das Regime zu ändern. 

Seit dem Sturz des russischen Absolutismus verlangte ich 
eine Orientierung nach dem Osten. Ich sehe auch jetzt 
darin den einzigen Rettungsweg. Gewiß ist damit nicht ein 
Paktieren mit dem Bolschewismus gemeint, den ich vom 
sozialistischen Gesichtspunkte aus früher und schärfer als 
sonst jemand kritisiert habe, sondern die Aufnahme der 
kulturellen und Handelsbeziehungen , wie ich es für meinen 
Teil durch meine Verlagstätigkeit plante und noch immer 
durchzuführen gedenke. 


Dr. J. P. BUSS: 

Die Aufgabe der Intellektuellen. 

HIE Träger des neuen politischen Systems in Deutschland 
stehen vor großen Aufgaben. Die Revolution hat uns 
den deutschen Volksstaat und die ersten Anfänge der Demo¬ 
kratisierung von Verwaltung und Wirtschaft gebracht. Wenn 
sie zu wahrer Demokratie führen soll, so muß sie vom 
Innern ausgehen: von der geistigen Erneuerung des Menschen* 
Mit der wirtschaftlichen und sozialen Umgestaltung werden 
die Verhältnisse korrigiert, wodurch aber nur die materiellen 
Voraussetzungen für die Gesundung und die neue Entwicklung 
der Welt geschaffen werden. Es wäre verkehrt, als das 
notwendige Ergebnis dieser sozialen Veränderung auch die 
Umgestaltung des Menschen zu erwarten, von der letzten 
Endes alles abhängt. Unabhängig von der Entwicklung der 
sozialen und wirtschaftlichen Vorgänge steht die Forderung 
nach der Erziehung zu einem neuen Menschentum. Die Fragen 
der politisch-wirtschaftlichen und der geistig-sittlichen Neu¬ 
ordnung decken sich nicht, sondern sie schneiden sich. 

Der Sozialismus bejaht nicht einfach die Lehre von der 
Höherentwicklung des Menschengeschlechtes, er macht auch 

{ iraktische Vorschläge zu ihrer fortschreitenden Verwirk- 
ichung. Deshalb muß der Schwerpunkt des sozialistischen 
Handelns heute auf die Ueberwindung der alten Mentalität 
und der alten Gesinnung gelegt sein. Denn wenn auch die 
wirtschaftlichen und sozialen Voraussetzungen für eine Ver- 
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gesellschaftung gegeben sind, so ist mit einer solchen Soziali^- 
sierung kein höherwertiger Zustand erreicht, solange nicht 
die Menschen die notwendigen geistig-sittlichen Gemeinschafts¬ 
energien besitzen. Die großen kulturellen Ziele der sozialisti¬ 
schen Bewegung unserer Tage müssen daher heißen: Er¬ 
ziehung des Volkes im Geiste der Menschlichkeit. Vorbe¬ 
reitung der Massen auf die Gemeinschaftsgesinnung! Von 
dem Erfolg dieser unendlich mühsamen Arbeit wird es im 
wesentlichen abhängen, ob wir aus dem gegenwärtigen Krank¬ 
heitsstadium, aus der furchtbaren moralischen Depression her¬ 
auskommen. 

Die aus dem Bürgertum herausgewachsenen Intellektuellen, 
die heute die kapitalistische Ordnung bekämpfen, nicht in 
erster Linie, weil sie an immanenten Widersprüchen reich ist, 
sondern weil sie ungerecht ist, haben in dem Lager der bürger- 
liehen Intelligenz für ihre Ideen so wenig Verständnis zu 
erwecken vermocht, wie die ganze Arbeiterbewegung für 
ihren Kampf gegen die Ausbeutung der Arbeitskraft. Es 
ist die vorherrschende Stimmung in diesen Kreisen geblieben, 
daß Intelligenz und Bildung nicht Gemeingut des Volkes sein 
können und dürfen, sondern das Vorrecht einer zunftmäßig 
abgeschlossenen Kaste. Friedrich Naumann hat mit beißendem 
Spotte einmal diese menschliche Teilnahmslosigkeit der ge¬ 
bildeten Oberschicht des deutschen Volkes gegenüber den 
sozialen Ansprüchen der Massen gegeißelt, als er schrieb: „Ja, 
wenn die Urbewohner von Tibet so etwas gehabt hätten, und 
Swen Hedin käme jetzt mit einigen alten Seidenfahnen, in 
deren Rückseite man es eingewebt fände, wer in den heiligen 
Bergwerken des Karakorumgebirges täglich acht Stunden 
schaffen dürfte, dann wahrhaftig, dann würden alle gebildeten 
Damen und Herren ihre Ohren aufmachen, um es ganz genau 
zu erfassen, um was es sich bei diesem merkwürdigen Do¬ 
kument der Menschlichkeit handelt.“ Und mit der gleichen 
Deutlichkeit haben wissenschaftliche Autoritäten wie Brentano, 
Menger, Sombart, Weber, Wilbrandt, Herkner immer wieder 
auf die verhängnisvollen Folgen dieser Zerklüftung in der 
sozialen Struktur des Volkes hingewiesen, schon lange vor 
dem Krieg, von dem man glaubte, daß er durch sein das 
gesamte Volk umspannendes Ausmaß das große soziale Er¬ 
lebnis endlich bringen würde. Wir müssen es heute leider 
feststellen, daß gerade das Gegenteil davon eingetreten ist, 
daß die Klassengegensätze, die man im August 1914 nicht 
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mehr kennen wollte, sich noch mehr verschärft und zugespitzt 
haben. Wir mußten es erleben, daß die Intellektuellen während 
des Krieges durch ihre historische Rechtfertigung und ihre 
wissenschaftliche Unterstützung der annexionistischen Kriegs¬ 
zielpolitik den deutschen Geist vor der Welt kompromittierten, 
daß sie so gründlich versagen mußten, weil sie in ihrem 
politischen Dilettantismus an den wesentlichsten Fragen des 
eigenen Volkslebens vorbeigingen. 

cs ist bekannt genug, daß unter den ersten Koryphäen der 
Wissenschaft kaum einer war, der die Weltlage nach dem 
tatsächlichen Kräfteverhältnis der Mächtegruppen zu beur¬ 
teilen vermochte, und daß man in diesen Kreisen noch allge¬ 
mein im Spätherbst 1918 an den deutschen Schwertfrieden 
glaubte, wo es jedem nüchtern Urteilenden klar war, daß 
das deutsche Volk vor dem Ende seiner physischen und mora- 
lichen Widerstandsfähigkeit stand. Es wunderte auch nicht 
weiter, daß dieser Typ des Kriegsprofessors sofort nach dem 
Waffenstillstand in den Ruf nach dem Revanchekrieg ein¬ 
stimmte, als das Ziel der akademischen Jugend, die noch 
nicht einmal aus dem eben beendeten, von denselben Jugend¬ 
erziehern leidenschaftlich propagierten Völkermorden zurück¬ 
gekehrt war. 

Nicht viel besser sieht es mit jenem Teil des Volkes aus, 
der sein blühendster und hoffnungsreichster sein sollte: mit 
der Studentenschaft. Sie hat in dem Verband der Heeresorga-: 
nisation die gemeinsame Not des Volkes erlebt, sie hat Ge¬ 
legenheit gehabt, die Psyche des einfachen Mannes kennen 
zu lernen. Aus dem Krieg ist sie in einer geistigen Verfassung 
und in einer assozialen Denkungsart zurückgekehrt, die darauf 
schließen läßt, daß sie nichts ninzu gelernt hat. Sie büßt es 
— um mit Max Adler zu sprechen — mit dem totalen Aus¬ 
geschlossensein von allen großen Antrieben, welche die Masse 
des Volkes erlebt, mit der absoluten Verständnislosigkeit für 
die Bedürfnisse und Ziele der Masse, für ihre Arbeit, ihr 
Leiden und ihre Hoffnung. Traurig genug ist diese Unfähig¬ 
keit der akademischen Jugend unserer Tage, den Sinn der 
sozialistischen Bewegung zu verstehen. Bezeichnend für diese 
geistige Verödung des heutigen Studenten und für sein Un¬ 
vermögen, die Ursachen der Dinge objektiv zu erkennen und 
zu beurteilen, ist sein rein gefühlsmäßig verbrämtes Bekennt¬ 
nis zur nationalen Idee, als dem ganzen Inhalt seines geistig¬ 
politischen Strebens. Er glaubt nicht nur das Nationalgefünl 
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für sich allein gepachtet zu haben, hinter dem sich nicht 
immer irrationale Werte, sondern nackte Interessen verber¬ 
gen, er ahnt nichts von den Klassenproblemen und der 
kapitalistischen Verknechtung des Arbeiters, nichts von all 
den Hemmungen, die der seelischen Einheit der Nation ent¬ 
gegenstehen und die nur auf dem Wege des Sozialismus be¬ 
seitigt werden können. 

Wenn also die jungen Intellektuellen wirklich national den¬ 
ken und handeln wollen, so ist es ihre nächste Aufgabe, den 
Sozialismus in sich aufzunehmen, als das einzige Mittel der 
Vereinigung von Arbeiterklasse und Vaterland. Sie müssen 
dem Dogma der Gewalt und der Autorität abschwören, dem 
sie sich ganz verschrieben hatten, indem sie nach neuen geistig- 
poli.isch.n Zielen streben, nach höheren sozialen Formen des 
menschlichen Zusammenlebens, und indem sie, getragen von 
der Liebe zum Volke, die Grundsätze der Moral und des 
Rechtes im öffentlichen Leben vertreten. Der geistige Inhalt 
der formalen Demokratie soll von der Lösung des Klassen¬ 
problems aus Wege aufzeigen, die zur Völkergemeinschaft 
hinführen. Die Intellektuellen müssen, als der nunmehr erste 
Stand der Erzieher des Volkes, die Gebote der christlichen 
Ethik im Innern der Menschen! verankern. Aus dem gegen¬ 
wärtigen Zeitgeist des zynisch berechnenden Ueberrationalis- 
mus kommen wir nur heraus, wenn es gelingt die irrationalen 
Kräfte der Gemeinschaftsgesinnung des Sozialismus zu er¬ 
wecken. Diese gewaltige Aufgabe kann nur von der geistigen 
Jugend Deutschlands gelöst werden. Gelingt sie, dann wird 
die Epoche der machtpolitischen Verballhornung des deut¬ 
schen Wesens bald nur als eine Episode in der deutschen 
Geschichte gelten. 


AUMANN: 

Wirtschaftliche Mobilmachung. 

Wir stellen diese Anregungen gern zur Debatte, ohne 
sie uns restlos zu eigen zu machen. Redaktion. 

P)ER Weltwirtschaftskrieg, dessen Ursprung — als Fort- 
Setzung des europäischen Wirtschaftskrieges — hinein¬ 
fällt in die Zeit der Errichtung des Deutschen Reiches, ist 
durch die blutigen Ereignisse der letzten Jahre zu einem 
gewissen Abschluß gelangt. Scheinbar war Deutschland der 
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unterlegene Teil, jedoch das letzte Wort ist noch nicht ge¬ 
sprochen. Der endgültige Sieg verbleibt der Volksgemein¬ 
schaft, welche den noch nicht vernichteten Teil der perso¬ 
nellen Volkskräfte und der materiellen Volksgüter mobil 
macht zur Durchführung des immer weiter tobenden Wirt¬ 
schaftskampfes. 

Arbeit ist die Waffe in diesem Kampfe und Gesamtvolks¬ 
kraft der Arm, der sie führen soll. Ich habe noch das 
Zutrauen zu den sittlichen Kräften, die im deutschen Volke 
schlummern, daß sie in ungehemmter kräftiger Arbeits¬ 
betätigung den Sieg erringen, wenn sie planmäßig mobil 
gemacht und zielbewußt eingesetzt wird. 

Djer Einsatz hat verschieden zu geschehen, im Inland, im 
Grenzland und im Ausland. Mit dem Erstarken im Inland 
geht Hand in Hand das Festsetzen im Grenzland und das 
Hineindringen in das Ausland. Die verfügbaren Arbeitsstätten 
im Inland sind zu produktiver Arbeitsleistung sofort mit 
deutschen Arbeitskräften zu besetzen, im Grenzland sind 
Arbeitsstätten jetzt schon im Einvernehmen mit verbliebenen 
deutschen Restbeständen unter Mithilfe der verschiedenartigen 
Vereinigungen zum Schutze des Grenzlanddeutschtums zu 
sichern, im Ausland müssen in Zusammenarbeit mit dort 
tätigen Landsleuten Arbeitsstätten erkundet werden unter 
Unterstützung durch den Bund der Ausländsdeutschen. 

Dem Reichsarbeitsministerium fällt in diesem Rahmen die 
Aufgabe zu, welche ausschlaggebend für das Sein und Werden 
des deutschen Volkes ist, die Mobilmachung der vorhandenen 
Volkskräfte und ihr Einsatz an den verschiedenen Wirtschafts¬ 
hilfen. Dazu ist notwendig, die Errichtung eines Reichs¬ 
arbeitsamtes mit unterstellten Landes-, Provinz-, Bezirks-, 
Kreis- und Ortsarbeitsämtern. 

Die Arbeitsämter haben in erster Linie in Zusammen¬ 
arbeit mit den wissenschaftlich-technischen Vereinen den 
Weiterausbau der vorhandenen, die Inbetriebnahme der still¬ 
gelegten und die Aufschließung der brachliegenden Arbeits¬ 
stätten vorzunehmen unter Berücksichtigung der Grundsätze 
wissenschaftlicher Betriebsführung. In zweiter Linie ist im 
Einvernehmen mit dem Reichsverband der deutschen In¬ 
dustrie und mit dem Landbund die wirtschaftlich, also tech¬ 
nisch und kaufmännisch ertragreichste Ausnutzung aller Ar¬ 
beitsstätten zu bearbeiten. In dritter Linie muß unter Hinzu¬ 
ziehung der Vereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände 
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den sozialen und sozialpolitischen Aufgaben bei der Ein¬ 
richtung von Arbeitsstätten größte Aufmerksamkeit geschenkt 
werden, da die vorhandene Arbeitsunlust — abgesehen von 
dejm Tiefstand der sittlichen Lebensfassung — nicht auf 
einer wirtschaftlichen, einer Lohnfrage, sondern auf einer 
sozialen, einer Wohlfahrtsfrage beruht. 

Der Arbeiterverband mit seinen einzelnen angeschlossenen 
Verbänden wird bei allen Fragen in gleicher Welse Gel ör linden 
müssen, so daß am Wiederaufbau des deutschen Wirtschafts¬ 
lebens Arbeitgeber und Arbeitnehmer einzeln oder auch zu¬ 
sammengeschlossen in der Arbeitsgemeinschaft der indu¬ 
striellen und gewerblichen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
Deutschlands beteiligt sind, ohne dabei Landbund und Land¬ 
arbeiterverband außer acht zu lassen. Es gilt dabei, die bis¬ 
herigen freiwilligen Vereinbarungen auf dem Wege der 
Gesetzgebung zu regeln, um die intensive Ausnützung aller 
Arbeitsstätten zum Nutzen des Arbeitgebers und zum Wohle 
des Arbeitnehmers — also zum Segen der Gesamtvolks¬ 
gemeinschaft — herbeizutuhren. Die Schaffung eines Arbeits¬ 
stättengesetzes, in welchem Recht und Pflicht zur Arbeit 
verankert sind, wird zur Staatsnotwendigkeit. 

Zwei Millionen Arbeitsuchende fordern mit ihrem Anhang 
von etwa acht Millionen Brotsuchenden ihr Recht zur Ar¬ 
beit. Sofort können sie aber nur angesetzt werden an Arbeits¬ 
stätten, wo Urprodukte gefördert werden, also im Bergbau, 
in der Landwirtschaft und in der Forstwirtschaft. Erst durch 
Herbeischaffung von Braunkohle, Steinkohle, Kali, Erzen, 
Holz und landwirtschaftlichen Erzeugnissen kann in den 
industriellen und gewerblichen Werkstätten neues Leben er¬ 
stehen und darauf weiter bauend kann sich kaufmännische 
Rührigkeit entfalten. Nicht beschäftigte, gelernte Arbeiter 
dieser letzteren Betriebe müssen den erstgenannten Arbeits¬ 
stätten zugeführt werden, in gleicher Weise aber auch die 
vielen während des Krieges nicht ausgebildeten Hand- und 
Kopfarbeiter, die jetzt mühsam um eine Lebensmöglichkeit 
ringen. 

Dieser Masseneinsatz von ungelernten Arbeitskräften dient 
jedoch nicht dem Nutzen des Arbeitgebers, dem im Vergleich 
zur Leistung zu hohe Kosten entstehen, sondern nur dem 
Wohl der Allgemeinheit und des Arbeiters selbst, dem dabei 
aber, da ungelernt, nicht die gleic le Verdienstmöglichkeit 
zufällt wie seinem ortsansässigen Mitarbeiterkameraden. Des- 
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halb muß hier, als erstem Grundstein des Aufbaues, die 
produktive Erwerbslosen.ürsorge Platz greifen, soll wirklich 
das Recht zur Arbeit in eine gern geleistete Pflicht sich 
kehren. 

Die Fürsorge kann aber nur folgerichtig durchgeführt 
werden bei so»ortiger Einrichtung eines Berufskartensystems. 
In gleicher Weise wie früher über die geleistete Dienstpflicht 
der Militärpaß das Ausweismittel eines jeden deutschen Volks¬ 
genossen war, so wird die durch die Arbeitsämter ausge¬ 
händigte Berufskarte zur Dauer legi timation, ohne welche 
keine Arbeit gegeben werden darf, und in weiche Art und Zeit 
der Arbeitsbetätigung einzutragen sind. Nur aus ihr kann 
der ungewollte Uebergang aus einem Beruf in einen anderen, 
— erzwungen durch die jeweilige Wirtschaftslage — und 
die verminderte Existenzmöglichkeit während der beruflichen 
Uebergangszeit ersehen werden. Des Vorteils der Fürsorge 
werden nur die Besitzer der Berufskarte teilhaftig. Auf diese 
Weise kann baldmöglichst die Mobilmachung der brachliegen¬ 
den, den Staat belastenden Arbeitskräfte erfolgen. 

Die beruilich notwendige Uebergangszeit kann verbracht 
werden entweder an schon vorhandenen Arbeitsstätten, wo¬ 
bei der Arbeitgeber über die Art der Fürsorge mitbestimmt, 
oder aber bei Notstandsarbeiten, bei dener^ der Leiter dieser 
Arbeiten die Höhe der notwendigen Unterstützungen in Vor¬ 
schlag bringt oder aber in Arbeitsschulen tür Bergbau, für 
Landwirtschaft und Forstwirtschaft, in denen berufliche Neu¬ 
ausbildung erfolgt, wobei der Leiter dieser Schule die Not¬ 
wendigkeit einer Fürsorge anerkennt. 

Nacndem im Einvernehmen mit den Verbänden der Er¬ 
werbslosen die Hauptschwierigkeiten des Arbeiismarktes be¬ 
hoben sind, erstreckt sich das Aufgabengebiet der Arbeits¬ 
ämter auf folgende Punkte: 

1. Organisation, das heißt organischer Weiterausbau der 
Arbeitsämter in sich unter Ausmerzung aller vorhandenen 
Reibungsflächen mit gleichzeitiger Vereinheitlichung des ge¬ 
samten Arbeitsnachweiswesens in Zusammenarbeit mit Ar¬ 
beitgeber- und Arbeitnehmerverbänden. 

2. Arbeiterfärsorge, das heißt Ausstellung der Berufskarten, 
Berufsberatung unter Feststellung der körperlichen und geisti¬ 
gen Eignung, Arbeitsnachweis, Unterkunft, Bekleidung, Aus¬ 
rüstung, Verpflegung und Besoldung des Arbeitsuchenden, 
Inmarschsetzung zur Arbeitsstätte. 
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3. Arbeitsstättenfürsorge, das heißt Beschaffung von Ar¬ 

beitsgelegenheiten und ihre vorherige Erkundung in bezug 
auf Art der Arbeit, Arbeitszeiten, Unterkunft nebst Aus¬ 
stattung, Bekleidung, Ausrüstung, Verpflegung, Tarife, ge¬ 
sundheitliche Anforderungen betreffend Körper und Geist, 
Versicherung und Erholung. Weiterhin an der Arbeitsstätte 
selbst Fürsorge für diese Punkte, sowie Geltendmachung 
der Grundsätze wissenschaftlicher Betriebsführung unter Hin¬ 
zuziehung der Betriebsräte. Einrichtung von Arbeitsschulen 
zur Vermittlung der Kenntnisse wissenschaftlicher Betriebs¬ 
führung. ; 

4. Heimstättenjürsorge, das heißt Beschaffung von Bau¬ 
land, Baustoffen, Gestellung von Bautrupps, Abschluß von 
Bauverträgen, Durchführung des Rohaufbaues und des Innen¬ 
ausbaues, Besitzzuteilung. 

5. Wirtschaftliche Fürsorge, das heißt Sorge für vorläufige 
Unterkunft durch Gestellung von Holzhäusern und Baracken, 
Beschaffung von Hausrat, Bekleidung, Ausrüstung und Ver¬ 
pflegung. 

6. Geldliche Fürsorge, das heißt Verrechnung der nach 
den Bestimmungen zu zahlenden Fürsorgegelder. 

7. Rechtliche Fürsorge, das heißt Rechtsberatung bei allen 
Arten von Vertragsabschlüssen und Geltendmachung von An¬ 
sprüchen bei zutreffenden Verhältnissen des Armenrechts. 

8. Gesundheil liehe Fürsorge, das heißt Sorge für vernunft¬ 
gemäße Volkshygiene in Anwendung auf Arbeitsstätte und 
Heimstätte. 

9. Geistige Fürsorge, das heißt Hineintragen des volks¬ 
wirtschaftlichen Gedankens in die Arbeiterschaft durch Auf¬ 
klärung im Sinne des Aufbaues einer Volkshochschule, Sorge 
für die geistige Erholung durch Errichtung von Büchereien 
und Lichtspielhäusern und Einsatz von Presse und Propa¬ 
ganda zur Belebung der Arbeitslust. 

Die Ausübung der Fürsorge an der Arbeitsstätte selbst 
wird am besten einem vom Arbeitgeber angestellten Wohl¬ 
fahrtspfleger übei tragen, der nach den Riditlinien des zu¬ 
ständigen Arbeitsamtes die praktische Ausführung über¬ 
nimmt. 

Wenn die Arbeitsämter im Sinne dieser Ausführungen ihre 
Pflicht und Schuldigkeit tun, dann wird es dem Reichsarbeits¬ 
ministerium gelingen, der deutschen Arbeitskraft wiederum 
Weltgeltung zu verschaffen, das Reichswirtschaftsministerium 
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wird mit Genugtuung feststellen, daß das deutsche Wirt¬ 
schaftsleben wieder aufblüht, und dem Reichsfinanzministe¬ 
rium werden wiederum die Mittel zur Verfügung stehen, eine 
staatliche Gesundung herbeizuführen. Notwendig jedoch ist 
die Mitarbeit aller vorstehend nicht genannten Ministerien 
und Behörden — unter Beiseitesetzung persönlicher und 
parteipolitischer Beweggründe — um auf diese Weise der 
Aufgabe der Arbeitsämter — Mobilmachung der Gesamt¬ 
volkswirtschaft — zum Siege zu verhelfen. 


Studienrat ROMMEL: 

Vom höheren Schulwesen. 

iii. 

OIE alte einseitig intellektualistische Wissensschule war 
schon vor dem Kriege ein überwundener Standpunkt, 
ihre ursprüngliche Aufgabe, lediglich auf die Uni¬ 

versität vorzubereiten, hatte sich unendlich erweitert 
und sollte dem Ideal einer Arbeits-' beziehungsweise 
Lebensschule möglichst nahekommen. Aus dieser' Wand¬ 
lung erwachsen der Schule wesentlich anders geartete 
Aufgaben, die darin gipfeln, die Jungen und Mädchen für 
die Gemeinschaft zu erziehen. Das ist wahrhaft soziale Bil¬ 
dung, wenn wir sie für das Gemeinschaftsleben geschickt 
und fertig machen. Für das Gemeinschaftsleben aber vor¬ 
bereiten heißt für das wirkliche Leben vorbereiten, da 
dieses nur in der Form der Gemeinschaft denkbar ist. Hierzu 
ist es unerläßlich, sie so früh wie möglich zur Selbständigkeit 
und Selbsfverantwortlichkeit im Denken und Handeln zu bilden. 
Bei Zeiten müssen sie sich — und im Volksstaate von heute 
mehr denn früher — bewußt werden, daß sie dazu berufen 
sind, der Gesamtheit zu dienen und sich in sie als nützliche 
Glieder einzufügen und ihre persönlichen Wünsche und Inter¬ 
essen ihr unterzuordnen. Dies letzte nicht einem äußeren 
Zwange, einem „Druck von oben“ folgend, sondern in der 
sicheren Erkenntnis, daß Gemeinschaft mehr ist, als die bloße 
Summe der ihr angehörenden Einzelmenschen. Sie müssen 
sich bewußt werden, daß die wahre, echte Persönlichkeit 
nicht unterdrückt und nivelliert wird, wenn sie sich der Ge¬ 
meinschaft opfert, sondern im Gegenteil gerade erst durch 
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dieses Opfer zur Persönlichkeit wird. Wie unbegründet ist 
die Furcnt, der Jugend werde mit solchen Anschauungen die 
Mißachtung der „Autorität“ gepredigt! Autorität ohne In¬ 
halt ist ein Geßlerhut, ein Popanz! Auf die Schule übertragen; 
ein Lehrer, der nur vermöge des ihm anvertrauten Amtes, 
wegen der „Würde“ und des Titels, die ihm der Staat auf 
Grund von Prüfungen und damit verbundene Berechtigungen 
verleiht, sonst aber ein charakterloser Geselle ist, ist ein 
„Gendarm des Zwanges“ und verdient keine Achtung, und 
man sollte endlich begreifen, daß es dem Ansehen unseres 
Lehrerstandes nur schadet, wenn auch diesen Menschen, die 
nicht Anwälte des sittlichen Wollens sind, eine rein äußerlich 
bleibende Ehrfurcht erzwungen wird. Pestalozzi war weder 
Oberlehrer, noch Schulrat, noch Geheimrat, er hatte keine 
Staatsprüfungen abgelegt, und doch genoß er Autorität wie 
wenige. 

Von solchen Erwägungen ausgehend, hätte die Lehrerschaft 
die in Frage stehenden Erlasse begrüßen sollen, weil mit 
ihrer konsequenten Durchführung das Verantwortlichkeitsbe¬ 
wußtsein der Schüler geweckt und gefördert wird. Und ge¬ 
rade der Krieg sollte doch gelehrt haben, wie notwendig 
dieses ist! „Um einen Anfang zu machen mit der Befreiung 
schlummernder und gebundener Kräfte der Jugend, um ihr 
eine erste Möglichkeit zu eröffnen, aus innerer Wahrhaftigkeit 
und unter eigener Verantwortung an der Herstellung ihres 
Lebens mitzuwirken, und um die Richtung zu bezeichnen, in 
der sich die Arbeit an der öffentlichen Erziehung bewegen 
wird, für die alle Erziehung nur Hilfe zur Selbsterziehung 
ist“, ordnete die preußische Unterrichtsverwaltung die Bil¬ 
dung von Schulgemeinden an allen höheren Lehranstalten 
an und — mußte sich davon überzeugen, daß der Boden für 
eine solche Einrichtung noch nicht allenthalben bereitet war. 
Daher gab sie in einem zweiten Erlasse vom 15. Dezember 
1918 Freiheit, die Schulgemeinde anzunehmen oder abzulehnen. 
Es ist aber zu wünschen und doch auch wohl zu hoffen, 
daß die Zahl der Berufspädagogen sich mehrt, die „die 
neuen Einrichtungen mit Leben füllen und sich auch durch 
einzelne anfängliche Fehlschläge nicht beirren lassen, die fast 
unvermeidlich sind bei einer bisher noch zu wenig zur Frei¬ 
heit erzogenen Jugend“. 

Und man kann dem Satze unbedenklich zustimmen; „Es 
wäre bedauerlich, wenn der Grundgedanke des ersten Er- 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 




1230 


Vom höheren Schulwesen. III. 


lasses, ein engeres Vertrauensverhältnis zwischen Lehrern und 
Schülern zu schaffen, das sich auf gegenseitiges Verständnis, 
auf innere Achtung und freie, offene Aussprache stützt, nicht 
verwirklicht würde.“ 

Im Zusammenhang mit dieser Auffassung wird man Schülern 
und Schülerinnen auch ein erheblich weitgehenderes Maß 
von Selbständigkeit in der Bildung von Vereinen gestatten 
dürfen als früher. Ob die „völlige Freiheit zur Bildung 
unpolitischer Vereine im Rahmen des geltenden Rechts“, wie 
sie der Schulgemeindeerlaß vorsieht, für die Schüler jeden 
Alters ein Segen ist, kann billig bezweifelt werden. Es ge¬ 
hört mit zu den unerfreulichsten Erscheinungen der deut¬ 
schen Schulgeschichte der letzten Monate, daß von einigen 
Schülervereinigungen aus eine Unruhe und eine Zerklüftung 
in die Schule getragen worden ist, die dem gedeihlichen Zu¬ 
sammenarbeiten im höchsten Maße abträglich gewesen ist 
Nicht näher eingegangen soll hier darauf werden, inwieweit 
Erwachsene Schülervereine zu agitatorischen und parteipoliti¬ 
schen Zwecken mißbraucht haben. Daß dies geschehen ist, 
ist für eine Reihe von Orten, wo Schülerstreiks aufflammten, 
amtlich einwandfrei festgestellt worden. Der Raum verbietet 
es, in ausführlicher Weise auf die Erlasse einzugehen, die 
die Entfernung der Kaiserbilder aus den Schulräumen ver¬ 
langten. Soweit sie Symbole der Monarchie sind, gehören 
sie nicht in die Schulen. Es ist keine Bilderstürmerei, wenn 
im republikanischen Staätswesen, für das sich die Mehrheit 
des Volkes nun einmal entschieden hat und das durch die 
Reichsverfassung festgelegt ist, Wahrzeichen der gestürzten 
Monarchie in amtlichen Räumen nicht mehr geduldet werden. 
Die Verfassung soll gewiß nicht als über jede Kritik er¬ 
haben dargestellt werden. Niemandem ist es verwehrt, inner¬ 
lich der Ueberzeugung zu sein, daß die Monarchie die unserem 
Volke nützlichere und passendere Staatsform ist Und der 
neue Staat wird sicherlich nicht in den Fehler des alten ver¬ 
fallen, jemanden wegen seiner Ueberzeugung zu ächten und 
zu verfolgen. Aber kein Staat der Welt würde es sich ge¬ 
fallen lassen, wenn in herausfordernder Weise seine Da¬ 
seinsberechtigung angezweifelt und seine Verfassung als etwas 
Vorübergehendes gekennzeichnet, und — wenn auch nur in¬ 
direkt — zur Staatsfeindschaft erzogen würde. Eins muß 
jedenfalls als Norm nach diesen trüben Erfahrungen fest¬ 
stehen : Parteipolitik muß unter allen Umständen vor der 
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Schultür Halt machen. So wenig man unseren Jungen und 
Mädchen das Recht im demokratischen Staat beschränken 
wird, sich politische und staatsbürgerliche Bildung anzueignen, 
so sehr witd man sie daran hindern müssen, den Boden 
der Schule für politische Kämpfe zu benutzen. Ist, wie ein¬ 
gangs betont, heute schon der erwachsene Deutsche nur mit 
wenigen Ausnahmen fähig, Gegensätze in der politischen 
Denkrichtung als sachliche zu empfinden und zu bekämpfen, 
so ist in noch viel höherem Graae die Jugend geneigt, das 
Sachliche persönlich zu nehmen und als Wurzel gegnerischer 
Anschauungen nicht ehrliche Ueberzeugung, sondern mora¬ 
lische Minderwertigkeit zu sehen. Die Folgen dieser mit 
jugendlichem mehr dem heißen Herzen als dem kühlen Kopfe 
entsprungenen Denkart werden immer wieder in der häß¬ 
lichsten und Erziehung und Unterricht schwer schädigenden 
Weise in Erscheinung treten, wenn nicht von Lehrern und 
Eltern mit dem gewichtigen Ernst der Verantwortung von 
der Jugend alles ferngehalten wird, was sie in die falsche 
Bahn des politischen Kampfes leiten kann. Es werden also 
neue Richtlinien der Unterrichtsverwaltung nötig sein, da¬ 
neben aber wird es des Taktes von Eltern und Lehrern be¬ 
dürfen, um die Jugend wieder in das rechte Fahrwasser zu 
leiten. 

Im übrigen wird man die Vereinsbildung der Schüler auf 
alle Weise fördern müssen. Bilden doch diese Vereine ein 
hochwichtiges, nicht zu unterschätzendes Bildungs- und Er¬ 
ziehungsmittel. Ja, ich stehe nicht an, zu behaupten, daß 
sie wirkungsvoller sind als staatsbürgerlicher Unterricht. Ge¬ 
meinsinn, Selbständigkeit, Uebung im freien Gebrauch der 
Rede und Widerrede, organisatorische Fähigkeiten — alles 
Dinge, die gerade bei uns Deutschen noch vielfach unent¬ 
wickelt sind —, werden hier ausgebildet. Voraussetzung ist 
nur, daß die Jugend unter sich bleibt, und daß der Lehrer 
sich in diese Dinge nur soweit hineinmischt, als seine Teil¬ 
nahme und Mitarbeit ausdrücklich gewünscht wird. Daß er 
in diesem Falle nicht den Leiter oder gar den Vorgesetzten 
spielen, sondern immer nur älterer Führer und Kamerad sein 
darf, ist wohl selbstverständlich, wenn auch das Verständnis 
für diese im Rahmen der Sache liegende Auffassung in der 
Lehrerschaft noch nicht allgemein vorbereitet ist. Mit diesen 
skizzenhaften Andeutungen mag diese wichtige Frage hier 
erledigt sein. 
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Eins dürfte bei allem klar sein: Die gesamte Schulreform 
steht und fällt mit der Lehrervorbildung; ohne die glückliche 
Lösung dieser Frage bleibt die Neuorganisation Stückwerk. 
Auf die Vereinheitlichung des Lehrerstandes soll hier nicht 
eingegangen werden, wenn es auch eine selbstverständliche 
Forderung der Zeit ist, daß die Standesschranken zwischen 
den verschiedenen Arten von Lehrern fallen, denn sie ist 
nur zu behandeln im Rahmen der Gesamtreform, ist zudem 
abhängig von dem zu erwartenden Reichsschulgesetz. Die 
unserer Betrachtung gestellte Aufgabe besteht aber im wesent¬ 
lichen in der Darstellung dessen, was in den letzten Mo¬ 
naten geschehen ist, und dessen, was in den nächsten ge¬ 
schehen kann. So muß denn mit Rücksicht auf die bestehen¬ 
den Verhältnisse die Vorbildung des Oberlehrers gesondert 
betrachtet werden. Nun haben wir zwar erst während dies 
Krieges eine Neuordnung auf diesem Gebiete erhalten, und 
es wird häufig — besonders in den Kreisen der Oberlehrer 
— der Wunsch ausgesprochen, damit erst praktische Er¬ 
fahrungen zu sammeln, ehe man nach ihrer Reformbedürf¬ 
tigkeit fragt. Dieser Wunsch wäre aber nur dann begreiflich, 
wenn die erwähnte Neuregelung den früheren Zuständen 
gegenüber eine völlig neue Situation schüfe. Dem ist aber 
nicht so! Vielmehr ist dadurch im einzelnen nicht viel, im 
wesentlichen so gut wie nichts geändert, und die Frage 
entbehrt nicht der Berechtigung, ob wir auf diesem Gebiete 
nicht eine ganz andere Bann einschlagen müssen im Inter¬ 
esse unserer Volkserziehung und im Interesse der Verein¬ 
heitlichung des gesamten Schulwesens. Und da ist doch wohl 
folgendes zu sagen: 

Es gehört eine beträchtliche Voreingenommenheit dazu, zu 
glauben, daß für die neuen Ziele der Schulpolitik die bisher 
übliche Vorbereitung auf den Oberlehrerberuf die 
richtige sei. Wer wollte leugnen, daß über der Ausbildung 
des künftigen Oberlehrers zum „Mann der Wissenschaft“ 
das erziehliche Moment allzu sehr vernachlässigt wurde. Immer 
wieder ertönte es aus berufenem Munde, daß die wissenschaft¬ 
liche Seite der Berufsarbeit die allein richtige sei, und so 
kam es, daß sich manche tüchtige Oberlehrer mit Spezialfragen 
ihres Studiengebietes abgaben, gelegentlich darin Beachtliches 
leisteten, darüber aber vergaßen, daß alle Wissenschaft toter 
Kram bleibt, wenn sie nicht in Beziehung zum Leben der 
Gegenwart und zur Erziehungsaufgabe gebracht wird. Un- 
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merklich für sie selbst verloren viele die Fühlung mit ,den 
Fortschritten (man mag sie auch Veränderungen nennen) der 
Erziehungswissenschaft, und traten mit Hartnäckigkeit für 
das „bewährte Alte“ ein, ohne das Neue recht zu kennen. 
Ihnen entging es, daß das Bildungs- und Erziehungsideal sich 
fortwährend wandelt und daß Zeitströmungen sich nicht da¬ 
durch überwinden lassen, daß man an ihnen, ohne sie zu 
beachten, vorübergeht. Irrtümlich nennen sie „Ueberzeugungs- 
treue“, was in Wirklichkeit Mangel an Verständnis für die 
Aufgaben der Zeit und die damit verknüpften Notwendig¬ 
keiten ist, übersehen, daß Anschauungen nicht Dinge an sich 
sind, sondern tief in den Dingen der äußeren Welt begründet 
sind. Sokrates fühlte noch auf dem Sterbelager, daß er ein 
Werdender sei, Goethe war fortwährendem inneren Wandel 
unterworfen und Wagner schämte sich auf der Höhe seines 
Schaffens, des „Rienzi“, als einer Jugendsünde“. 

Ueberflüssig, zu betonen, daß hier nicht charakterloser 
Wankelmütigkeit das Wort geredet werden soll, die Ansichten 
je nach der Möde wechselt wie ein Kleid, überflüssig auch, 
ausdrücklich zu bemerken, daß nicht gemeinhin über den 
gesamten „Oberlehrerstand“ der Stab gebrochen werden soll. 
Vor solchen Verdächtigungen hofft der Schreiber dieser Zeilen 
auf Grund seiner Tätigkeit in den letzten 15 Jahren sicher 
zu sein. Nur möchte er seine Berufsgenossen davor warnen, 
ihr Ohr den Stimmen der Zeit gegenüber allzu hartnäckig 
zu verschließen und alle die zu brandmarken, die „offenen 
Auges durch die Welt gehen, die sich neuen Tatsachen und 
neuen Erkenntnissen nicht ängstlich verschließen, die sich, 
wenn auch oft genug erst nach schweren inneren Kämpfen, 
nicht scheuen, rundheraus einzugestehen: in diesem und jenem 
Punkt habe ich mich getäuscht.“ (Haenisch.) 

In diesem Sinne sollte jeder, der imstande ist, umzulernen* 
stolz darauf sein, den Geist echter und wahrer Wissenschaft¬ 
lichkeit zu verkörpern, der keine unveränderlichen Wahrheiten 
kennt, sondern unablässig ehrlich weiter forscht und strebt. 

So ist der Verfasser dieses Ueberblicks schon vor mehr 
als zehn Jahren für eine bessere und tiefere pädagogische 
Ausbildung der künftigen Jugendbildner in Wort und S-hrift 
eingetreten, und hat in diesem Zeitraum und besonders durch 
Krieg und Staatsumwälzung in der Hinsicht „umgelernt“, 
daß er diese Forderung für viel dringlicher hält als früher, 
daß seiner Meinung nach die Umgestaltung viel gründlicher 
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sein muß, als er seinerzeit glaubte; und er würde sich 
schämen, wenn das Weltgeschehen des letzten Jahrzehnts 
eindruckslos an ihm vorübergegangen wäre. Er befindet sich 
mit seinen Ansichten auch in den Kreisen der Akademiker 
nicht allein, von anderen Schulpolitikern ganz zu schweigen. 
Um nur ein Beispiel anzuführen: der Unterstaatssekretär im 
preußischen Kultusministerium Becker schreibt in seiner „Hoch¬ 
schulpädagogik“ (S. 26): „Die künftigen Oberlehrer werden 
zu Philologen, zu Naturwissenschaftlern und Mathematikern 
erzogen, alter beileibe nicht zu Lehrern, das heißt zu Pä¬ 
dagogen. Daher kommen die Oberlehrer von der Hochschule 
mit einem falschen Berufsideal; sie sind als Gelehrte erzogen, 
nicht als Staatsbürger, dem die heilige Aufgabe unserer Er¬ 
ziehung obliegt.“ 

In der Erkenntnis nun, daß für absehbare Zeit die Ein¬ 
heitsschule nicht in völliger Geschlossenheit wird durchge¬ 
führt werden können, hat die preußische Unterrichtsverwal¬ 
tung einen Entwurf zur Umgestaltung der Oberlehrervor¬ 
bildung zur Erörterung in den Kreisen der Pädagogen vor¬ 
gelegt. Das Wesentliche dieser Vorlage besteht darin, daß 
das eine der beiden Ausbildungsjahre vor die Studienzeit an 
der Universität gelegt wird. Dies in der Ueberzeugung, daß 
die pädagogischen Fähigkeiten der künftigen Staatserzieher 
nicht so nebensächlich sind, wie bisher geglaubt wurde. Nicht 
soll der auch der beste Pädagoge sein, der ein Staatsexamens¬ 
zeugnis mit möglichst viel „Lehrbefähigungen“ vorweisen 
kann. Vielmehr soll sich jeder, bevor er sich endgültig der 
eigentlichen Berufsvorbildung widmet, sich auf Herz und 
Nieren prüfen, ob er erzieherisch den hochgespannten An¬ 
forderungen der neuen Zeit genügt, ob er Liebe zur Jugend 
besitzt. Das ist das Entscheidende! Die denkbar ausge¬ 
dehnteste und vertiefte Wissenschaftlichkeit kann nichts nützen, 
wenn diese Grundbedingung für jede Erziehung nicht er¬ 
füllt ist. 

„Man kann ohne Liebe Holz spalten, Ziegel formen, Eisen 
schmieden, aber mit Menschen darf man nicht ohne Liebe 
umgehen. Zwar kann man sich nicht zur Liebe zwingen, 
wie man sich zur Arbeit zwingen kann, aber daraus folgt 
nicht, daß man mit den Menschen ohne Liebe umgehen darf. 
Wenn du keine Liebe zu den Menschen empfindest, so halte 
dich fern. Beschäftige dich mit dir selbst, oder mit irgend¬ 
welchen Sachen, aber nicht mit Menschen.“ (Tolstoj.) 
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Es gehört eine unglaubliche Engstirnigkeit dazu, diesen Vor¬ 
schlag zusammenfassend damit abzutun, daß in ihm „gründ¬ 
liches, wissenschaftliches Universitätsstudium (doch wohl 
selbstverständliche Voraussetzung! D. Verf.) für überflüssig, 
erklärt wurde, daß in Zukunft die höhere Schule und die 
Universität darauf verzichten solle, der Herrschaft einer ide¬ 
ellen Gedankenwelt die Wege zu bereiten und dem deutschen 
Volke in dem Erforschen der Wahrheit um ihrer selbst willen, 
die Quelle seiner Kraft lebendig zu erhalten.“ (Schles. Zeitg. 
23. 10. 19.) Difficile est, satiram non scribere! Und es 
heißt die Dinge auf den Kopf stellen, wenn der Entwurf 
als „sehr lebensfremd“ bezeichnet wird. Nur mit Wider¬ 
streben sei hier darauf verzichtet, im einzelnen auszuführen, 
inwiefern die bisherige Oberlehrerausbildung „sehr lebens¬ 
fremd“ gewesen ist. 

Diesen Widerspruch zwischen dem Bildungsideal der Gegen¬ 
wart, sowie den sich daraus ergebenden Aufgaben des Lehrers 
und der bisher üblichen Berufsvorbildung zu beseitigen, will 
der in Frage stehende Entwurf einen gangbaren Weg zeigen. 
Es ist dringend zu wünlschen, daß er mit etwas weniger 
Voreingenommenheit und mehr Sachlichkeit ernsthaft geprüft 
wird. Daß er, mag map im einzelnen anders denken, die 
zukünftige Richtung der ‘ Entwicklung angibt, scheint außer 
Zweifel zu stehen. 

Der Gedanke, auch die Eltern mehr als bisher am Schul¬ 
leben zu beteiligen, ist nicht neu. Bereits während des Krieges 
wurde ihnen in einem Erlasse (vom 1. Oktober 1918) aas 
Recht zur Mitarbeit zugesprochen und gestattet, „Elternbei- 
,räte“ zu bilden. In welcher Weise, davon soll hier lieber 
nicht erst gesprochen, nur darauf hingewiesen werden, daß 
die Mitglieder eines sogenannten Elternbeirates „ernannt“ 
werden sollten und der Schulleiter der Vorsitzende, die Lehrer¬ 
schaft überhaupt nicht beteiligt war. Soll der Elternbeirat 
einen vernünftigen Sinn haben, so kann er nur durch Wahlen 
auf demokratischer Grundlage aus der Gesamtelternschaft 
einer Schule hervorgehen. Lehrer und Schulleiter sollen nicht 
Mitglieder, sondern nur Gäste sein um ihrer selbst willen. 
Die Schulen sollen lebensvolle Erziehungsgemeinschaften 
bildern die Schüler, Lehrer und Eltern umfassen. Jede dieser 
drei Gruppen soll in sich eine geschlossene Einheit bilden, 
damit selbständiges Leben sich in jeder entfalten kann, aber 
alle drei sollen sich gegenseitig ergänzen und in der har- 
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monischen Zusammenarbeit zusammenfinden. Es ist törichtes 
Gerede, einen „Elternbeirat“, dem nur beratende Befugnisse, 
aber keine Aufsichtsrechte zustehen, eine „revolutionäre Kon- 
trollinstanz“ zu nennen. In wie vielen Fällen wird die Lehrer¬ 
schaft die tätige Mithilfe des Elternbeirats aufs wärmste 
begrüßen. Man denke nur an Fälle, wo es sich um die 
Ausgestaltung der baulichen und hygienischen Verhältnisse 
einer Schule handelt. Man unterschätze doch auch nicht das 
Urteil der Eltern in Fragen des Schulbetriebs, z. B. in den 
Angelegenheiten der Schulbücher, des Spiel- und Sportbe¬ 
triebs, der Schulordnung, der Hausaufgaben usw. Wie häufig 
wird es auch Vorkommen, daß die Lehrerschaft den Eltern 
klar machen kann, daß Maßnahmen der Schule nicht einen 
lebensfremden Schuldespotismus, sondern wohlerwogene pä¬ 
dagogische Grundsätze zum Ausgangspunkte haben. Der 
Schreiber dieser Zeilen hat es in seiner über 15jährigen 
Lehrpraxis in sehr häufigen Aussprachen nicht ein einziges 
Mal erlebt, daß er Eltern nicht von den guten und ehrlichen 
Absichten der Schule und ihrem besten Willen, gerecht 
zu sein, überzeugt hätte. Er hat stets den Wunsch gehabt, daß. 
diese Aussprachen in aller Oeffentlichkeit erfolgten, damit 
nicht nur die gerade betroffenen, sondern alle Eltern einen 
Einblick in die überaus mühevolle und schwierige Arbeit 
der Schule gewinnen. Nur ungeschickte und unfleißige Lehrer 
können eine solche offene Aussprache fürchten, und im übrigen 
ist es ihnen, wenn sie nur Sitz, aber keine Stimme im Eltem- 
beirat haben, unbenommen, den Sitzungen fernzubleiben oder 
sie zu verlassen. Die viel erörterte Frage „Schule und Haus“ 
tritt in ein neues, verheißungsvolles Stadium, wenn die Eltern 
wirklich Helfer am Erziehungswerke der Schule werden; denn 
bisher waren sie bestenfalls Zuschauer, die im stillen Kritik 
übten und froh waren, wenn sie möglichst wenig von der 
Schule erfuhren und ihre Kinder ohne Schwierigkeit und 
Aufenthalt der Schule möglichst bald wieder den Rücken kehr¬ 
ten. Oft genug mag Elternmund dem zagenden und unmutigen 
Kinde gegenüber der tröstende Zuspruch entschlüpft sein; 
„Laß nur, in ein paar Jahren bist du von der leidigen Schule 
befreit, bis dahin füge dich, sonst dauert es noch länger!“ 
Wir wollen die Schule aus dem unwürdigen Zustande der 
„Anstalt“ zur Züchtung von „Berechtigten“ befreien und 
zu einer Lebensgemeinschaft machen, zu einer Stätte der 
Freude und einem Jugendeiland, an das auch noch der 
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Greis und die Greisin mit frohen und dankbaren Erinnerungen 
zurückdenkt. Zu diesem Zwecke müssen die trennenden 
Schranken zwischen Schule und Elternhaus niedergerissen 
werden, die Eltern müssen ebenso von „ihrer“ Schule spre¬ 
chen können wie die Schüler. Gegenseitiges Vertrauen soll 
die Grundlage des neuen Verhältnisses sein, dieses gründet 
sich aber nur auf gegenseitiger Offenheit. 

In diesem Sinne erscheint, während diese Zeilen nieder¬ 
geschrieben werden, der Erlaß des preußischen Kultusmini¬ 
steriums über die Bildung und Wahl von Elternbeiräten, in 
diesem Sinne will er aufgefaßt und durchgeführt werden. 
Wird er von der Lehrerschaft mit Vertrauen und gutem 
Willen begrüßt werden? Fast möchte man daran zweifeln, 
wenn man sich ihrer Stellungnahme in den letzten Monaten 
vergegenwärtigt. Und doch sollte ihr das Vertrauen nicht 
schwer werden, wenn sie sich klar machte, daß die Schule 
um der Jugend willen da ist, und daß der Rücksicht auf ihr 
Wohl, ihr Gedeihen letzten Endes alles unterworfen sein muß,. 
\ was mit und in der Schule geschieht. Das „Dienen“ ist 
unmodern geworden, und doch gibt es keine schönere Lebens¬ 
aufgabe, als der Jugend zu dienen. 

Noch gar nicht berührt und keineswegs spruchreif sind 
die Fragen der Schulorganisation, die Stellung der /höheren 
Schule im Rahmen der Einheitsschule, die Frage der soge¬ 
nannten Aufbauschule, des „deutschen Gymnasiums“ (man 
sollte es möglichst bald in „Deutsche Oberschule“ umtaufen), 
die Stellung der einzelnen „Fächer“ im Gesamtlehrplan, die 
Frage der Prüfungen und Berechtigungen, die der Konzen¬ 
tration und Differenzierung auf der Oberstufe, die der not¬ 
wendigen Umgestaltung des Lehrverfahrens, die überaus wich¬ 
tige Schulbücherfrage, um nur einige der dringlichsten Auf¬ 
gaben zu erwähnen. 

Zieht man aus ailem die Summe und versucht den gegen¬ 
wärtigen Stand auf eine Formel zu bringen, so kann man 
vielleicht sagen: 

Die höhere Schule befindet sich zurzeit in einem Stadium 
des Flusses oder des Uebergangs. Das Alte ist noch nicht 
überwunden, das Neue erst in den ersten Anfängen zu er¬ 
blicken. Die äußere Umorganisierung ist noch nicht in An- 

f riff genommen worden, die innere im Werden begriffen. 

s kann nicht die Rede davon sein, planlos etwas gänzlich 
Neues zu schaffen und dabei auch bewährtes Erbgut als un- 
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nützen Ballast über Bord zu werfen. Auch den radikalsten 
Schulpolitikern ist so viel klar, daß die organische Ent¬ 
wicklung einer Katastrophenpolitik vorzuziehen ist Freilich 
werden entschiedene Reformen nötig sein, wenn die gewal¬ 
tigen Aufgaben der Gegenwart und Zukunft erfüllt werden 
sollen. Mit einigen Schönheitspflästerchen und Reförmchen 
ist es nicht getan, und es wäre ein fruchtloses Beginnen, 
wollte man etwa, wie bei früheren Gelegenheiten, den Kern¬ 
punkt der Reformfragen darin sehen, daß man dem einen 
„Fache“ eine „Stunde“ nimmt, um ein anderes damit zu be¬ 
glücken. Es gilt, das gesamte Schulwesen unter die Forde¬ 
rungen der Gegenwartskultur zu stellen. Die nächsten Ge¬ 
schlechter werden darüber zu urteilen haben, ob wir dieser 
Aufgabe gewachsen gewesen sind, oder ob sie werden sagen 

müssen: Die große Zeit fand ein kleines Geschlecht 

* 

Ich kann es mir nicht versagen, an dieser Stelle einige 
prächtige Worte Rathenaus ^nzuführen, die allseitiger Be¬ 
herzigung wert sind: 

„Auch die geplagte, selbst die irrende Zeit ist ehrwürdig, 
denn sie ist nicht Menschensache, sondern Menschheitssache, 
und somit Werk der schaffenden Natur, die fort sein kann, 
nicht sinnlos. Ist diese Zeit schwer, so ist es unsere schwere 
Pflicht, sie zu lieben, sie mit unserer Liebe zu durchbohren, 
bis die schweren Gebirge der Materie weichen und das 
jenseitige Licht erscheint. Auch diese Liebe ist hart; zu 
Staub zermahlt sie nicht nur das taube Gestein, das die 
Zeit uns entgegentürmt; sie zerbricht auch manches lieb¬ 
gewohnte Wahrzeichen unseres Herzens; denn nur durch 
dies Herz allein führt der Weg zur Freiheit der Welt.“ 
(Von kommenden Dingen, Seite 19.) (Schluß.) 


Rektor H. BRENNE: 

Schule und Wirtschaftsleben. 

PS unterliegt keinem Zweifel: die wirtschaftliche Demokratie 
marschiert. Die Massen wollen aus leidenden Objekten 
des Wirtschaftslebens zu handelnden Subjekten werden. Sie 
wollen mitraten und mitbestimmen, wenn über wirtschaft¬ 
liche Fragen und damit über die Grundlage ihrer Existenz 
entschieden wird. Nicht länger soll das freie Spiel der Kräfte 
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die von Haus aus wirtschaftlich Schwachen vollends elend 
machen, nicht wieder soll es durch den von niemand gezügel¬ 
ten Wettbewerb der Völker zum Krieg mit allen seinen 
Schrecken führen. Die Wenigen, die bisher fast unumschränkte 
Herren des Wirtschaftslebens waren, haben Massenelend im 
Frieden und Massensterben des Krieges nicht zu hindern 
gewußt. Was Wunder, daß nun die Massen selber mitreden 
wollen? Aber sind sie reif für die neuen Rechte, die sie 
für sich begehren? Schon die Demokratisierung des poli¬ 
tischen Lebens hat die staatsbürgerliche Ertüchtigung der 
' breitesten Volksschichten zur Voraussetzung, wenn nicht das 
Ganze Schaden leiden soll. Die Verleihung des Mitbestim- 
m.ungsrechts bei der Gestaltung des Wirtschaftslebens ohne 
die erforderliche Einsicht und ohne das nötige Verständnis 
müßten katastrophale Folgen haben. Schon politische Fehler 
rächen sich schwer, aber durch Fehlgriffe bei der Organi¬ 
sation der Wirtschaft wird, besonders in der augenblicklichen 
Situation, das nackte Leben von Millionen unmittelbar ge¬ 
fährdet. Es genügt den Namen Rußland zu nennen, um 
die Bedeutung des Erziehungsproblems, das mit der Ver¬ 
wirklichung der wirtschaftlichen Demokratie gestellt wird, 
in seinem ganzen Umfang zu begreifen. Denn glatt bejahen 
wird die Frage nach der Reife der Massen schwerlich jemand 
wollen. Die Schule des alten Obrigkeitsstaates hatte sich 
andere Ziele gesteckt, als Verständnis für wirtschaftliche 
Zustände und Vorgänge zu pflegen. In ihrem Geschichts¬ 
unterricht, der hier ja in erster Linie in Frage kommt, 
trieb sie vornehmlich Kriegsgeschichte in territorial-dynasti¬ 
scher Auffassung. Für sie bestand ein Zusammenhang mit 
dem Wirtschaftsleben höchstens insofern, als die Schulung 
der Massen die Voraussetzung der für den wirtschaftlichen 
Konkurrenzkampf benötigten Qualitätsarbeit war. Aber eigent¬ 
lich wirtschaftlicher Kenntnisse bedurfte es dazu nicht. Die 
herrschenden Gewalten, deren Einfluß sich natürlich auch 
in der Schule geltend machte, hatten im Gegenteil ein Inter¬ 
esse daran, die Lehre von der Volkswirtschaft den Massen 
gegenüber ebenso sehr als ein Buch mit sieben Siegeln 
erscheinen zu lassen wie die Jahresabschlüsse ihrer Betriebe. 
Es können also nur die politischen Parteien und die wirt¬ 
schaftlichen Interessenvertretungen gewesen sein, die sich 
um die Verbreitung wirtschaftlicher Kenntnisse bemüht hät¬ 
ten. Es läßt sich auch nicht leugnen, daß die Gewerkschaften 
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in dieser Richtung gearbeitet haben. Aber sie beschränkten 
sich doch im wesentlichen darauf, ihre Mitglieder zum Ver¬ 
ständnis ihrer wirtschaftlichen Lage und der Mittel zu ihrer 
Besserung auf dem Boden des gegebenen wirtschaftlichen 
Systems zu erziehen. Für die Kenntnisse, die gebraucht 
werden, wenn es sich nicht bloß um die ^ielbewußte Füh¬ 
rung von Lohnkämpfen, sondern um die Mitarbeit beim 
Wiederaufbau des Wirtschaftslebens handelt, fiel dabei wenig 
ab. Daß man immer wieder den kapitalistischen Charakter 
der heutigen Wirtschaftsweise aufzeigte und in der zu er¬ 
strebenden sozialistisphen Gesellschaft das Mittel pries, womit 
die jetzigen Mängel zu überwinden seien, ändert daran auch 
nichts. Mit solchen ganz allgemeinen Ueberzeugungen ist 
der Wirklichkeit nicht beizukommen. So stehen wir vor 
der Tatsache, daß die wirtschaftliche Demokratie Wirklich¬ 
keit geworden ist, wenigstens in ihren Anfängen, ohne ge¬ 
nügende Schulung derer, die sie tragen sollen. Und doch 
muß auf dem beschrittenen Wege, wenn auch vorsichtig, 
weiter gegangen werden. „Das Leben durch Vernunft divi¬ 
diert, geht eben niemals rein auf, sondern es bleibt immer 
ein wunderlicher Bruch übrig.“ Die Erziehungsaufgabe ist 
die, dafür zu sorgen, daß Recht und Einsicht, Wollen und 
Können in zunehmendem Maße gleiche Größen werden, daß 
der wunderliche Bruch, von dem Goethe spricht, immer 
kleiner wird. Im allgemeinen soll sich die Schule ja hüten, 
sich ihre Arbeit nach Augenblicksbedürfnissen zuweisen zu 
lassen, aber in diesem Fall handelt es sich um eine Lebens¬ 
frage, aus der selbstverständlich auch die pädagogischen 
Folgerungen zu ziehen sind. Ein Neues will sich gestalten 
in unserm Leben, und ihm müssen die Türen und Fenster 
unserer Schulen weit auf getan werden. Das ist um so nötiger, 
als das Neue geboren ist aus dem Zusammenbruch. Es gilt 
den Wiederaufbau unseres Wirtschaftslebens. Dieser Wieder¬ 
aufbau ist nur möglich durch Mobilisierung aller Kräfte, die 
in neu gewonnener Arbeitsfreude ans Werk gehen. Arbeits¬ 
freude? Fast gehört Mut dazu, denen, die Tag für Tag 
dieselbe einförmige, geistlose Beschäftigung verrichten müs¬ 
sen, dies Wort zu sagen. Nichts Schlimmeres hat ja die zu 
Ende gehende Wirtschaftsweise ihren Opfern angetan, als 
daß sie durch Zerlegung in tausend Teilverrichtungen die 
Arbeit entseelte und so die Freude am vollbrachten Werk 
aus der Arbeitsstätte verbannte. Und doch muß die Arbeits- 
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freude wiederkehren, und sie kann es auch. Man hat früher 
zuweilen versucht, durch eine Art leisen Betrug dem Arbeiter 
das Bewußtsein seiner Bedeutung und dadurch so etwas wie 
Ersatz für die verlorene Arbeitsfreude zu geben, indem man 
ihm sagte, daß in dem ganzen Prozeß des wirtschaftlichen 
Lebens alles ineinandergriffe wie die Räder einer Maschine, 
daß kein Rädchen nebensächlich, keins entbehrlich wäre. 
Mit solchem Sagen ist nichts getan, sondern in der aktiven 
Beteiligung an der Gestaltung des gesamten Wirtschafte 
lebens muß jeder einzelne aus der großen Masse nach dem 
Maß seiner Befähigung ein über seine kleine Teilarbeit ihn 
hinaushebendes Schaffensgefühl unmittelbar erleben, was nur 
dadurch möglich wird, daß durch zunehmende Einsicht in 
wirtschaftliche Vorgänge, sich die Augen dafür öffnen, daß 
der eigene und des Arbeitskameraden Wille bis in die Spitze 
des organisierten Wirtschaftslebens wirkt. Arbeitsfreude kann 
nur Freude am Ganzen sein. Deshalb ist es eine Hauptauf¬ 
gabe der wirtschaftlichen Schulung, den Massen zu der Ueber- 
zeugung zu verhelfen, daß der wirtschaftliche Neubau mit 
seinen Fehlern und seinen Vorzügen ihr Werk sein wird. 
Freilich, auch das ist kein Allheilmittel. Die Freude, die echte 
Schöpferfreude, die der Künstler empfindet und wovon das 
alte Handwerk etwas wußte, die kann keine Macht der Welt 
dem modernen Industriearbeiter verschaffen. Aber der dumpfe 
Druck und der bittere Groll können schwinden. Daß die Zu¬ 
stände so wenig durchschaut werden und deshalb wie ein 
persönliches von Menschen dem Menschen angetanes Unrecht 
wirken, das läßt es zu keinem innerlichen Frei Ae.den kommen. 
Notwendigkeiten kann man sich ohne Verbitterung beugen, 
dauernde Vergewaltigung muß die Seele mit Haß vergiften. 
Deshalb muß mit der möglichst günstigen Gestaltung der 
'Arbeitsverhältnisse und der immer gerechteren Verteilung des 
Arbeitsertrages die Erziehung des Verständnisses für die 
wirtschaftlichen Zusammenhänge Hand in Hand gehen, damit 
der Rest, der immer bleibt, nicht nur gezwungen ertragen, 
sondern willig getragen wird. Mit Einsicht und Verständnis 
allein ist das allerdings auch nicht zu erreichen. Kenntnisse 
ßind einiges, Gesinnungen sind mehr. Kapitalismus ist Mam¬ 
monismus, und dieser Mammonismus hat auch diejenigen 
ergriffen, die ihn am leidenschaftlichsten hassen und am 
lautesten bekämpfen. Die Wirtschaftsgesinnung einer be¬ 
stimmten Epoche ist eben eine einheitliche. Das hat auch 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 




1242 


Schule und Wirtschaftsleben. 


das Proletariat an sich erfahren müssen. Die, die den Er¬ 
werbsgeist geißelten, sie trugen ihn doch so sehr auch in 
sich selbst, daß sie, als die Stunde ihrer Macht kam, aus der 
Revolution eine Lohnbewegung machten. Soll die wirtschaft¬ 
liche Demokratie ihre letzte Aufgabe, Verwirklichung des 
Sozialismus, lösen, dann muß eine neue Wirtschaftsgesinnung 
entstehen. Nicht Aufgehen im Erwerb, der nur die Grund¬ 
lage unseres physischen Lebens, auf dem das eigentliche 
Leben ruhen kann, sichern soll. Dienst am Ganzen und 
Freude am Schönen! Dafür muß Raum bleiben auch bei 
denen, die in harter Arbeit stehen. Dem Geist von London 
und Neuyork müssen wir den Geist von Königsberg und 
Weimar entgegenstellen. 

Eine bedeutungsvolle Erziehungsaufgabe ist damit für die 
Presse, für die freien Bildungsveranstaltungen und für die 
Schulen aller Art gegeben. Es ist von entscheidender Wichtig¬ 
keit, daß vor allem die Volks- und Fortbildungsschule, die 
Schulen der Massen, die Lösung in Angriff nehmen. Die 
Schwierigkeiten sind in Anbetracht des unreifen Schüler¬ 
materials sehr groß. Welcher Weg erscheint zu ihrer Ueber- 
windung gangbar? Das nächstliegende wäre eine analysie¬ 
rende Betrachtung des wirtschaftlichen Lebens der Gegenwart, 
um auf diese Weise zu den bewegenden Kräften und zu 
den beherrschenden Prinzipien vorzudringen. Aber bei näherer 
Ueberlegung erweist sich dieser direkte Weg als ungangbar. 
Die heutige Wirtschaft ist etwas so ungemein Kompliziertes 
ein solch verwirrendes Hin- und Her von Beziehungen und 
Abhängigkeiten nationaler und internationaler Art, daß es 
als ein aussichtsloses Unternehmen betrachtet werden muß, 
durch die direkte Betrachtung Kindern auch nur die Anfänge 
wirtschaftlichen Verständnisses zu erschließen. Dann bleibt 
nur dieser Weg: wir müssen versuchen, die heutigen wirt¬ 
schaftlichen Zustände durch die Darstellung vergangener be r 
greifen zu lehren. Nicht Wirtschaftskunde durch Betrachtung 
der Gegenwart, sondern Wirtschaftsgeschichte und dadurch 
Erzielung von Verständnis für die heutigen Zustände und 
Vorgänge. Wir gewinnen durch diese Art des Vorgehens 
den Vorteil, daß wir zunächst an primitive, unentwickelte 
und durchsichtige wirtschaftliche Zustände anknüpfen können. 
Und diesen Vorteil dürfen wir um so unbedenklicher be¬ 
nutzen, als sich auch an solchen Verhältnissen schon Grund¬ 
tatsachen des wirtschaftlichen Lebens zur Anschauung brin- 
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gen lassen, die für das Verständnis der Gegenwart von 
größter Bedeutung sind. Es ist ferner wichtig, daß uns die 
geschichtliche Betrachtung Gelegenheit zum genetischen Ver¬ 
fahren gibt. Es kann aufgezeigt werden, daß sich auch im 
Wirtschaftsleben die Zustände der einen Epoche aus denen 
der vor auf gehenden entwickeln. Der Gedanke der Entwick 7 
lung in seiner Anwendung auf das Wirtschaftsleben kann 
nicht früh genug den Hirnen eingehämmert werden. Nichts 
ist mehr schuld an den kein Ende nehmenden Erschütterungen 
unseres Wirtschaftslebens als der Köhlerglaube, daß man 
wirtschaftliche Zustände über Nacht ändern könne, wie man 
etwa eine politische Verfassung ändert. Es fehlt in der breiten 
Masse vollständig das Verständnis dafür, daß wir es beim 
Aufbau der Wirtschaft nicht mit einen verwaltungstechnischen 
Mechanismus, sondern mit einem Organismus zu tun haben. 
Hier darf es nicht heißen: Revolution, sondern: Evolution, 
und immer wieder Evolution. Ein Organismus will wachsen 
und wachsen will seine Zeit. Verständnis für solche Ge¬ 
dankengänge erhoffen wir von der Pflege der Wirtschafts¬ 
geschichte. Daß sie in der Volks- und Fortbildungsschule 
nicht lückenlos betrieben werden kann, daß sie nicht mit 
der Absicht systematischer Vollständigkeit auftritt, bedarf 
bei der knappen zur Verfügung stehenden Zeit und den 
rein praktischen Zielen kaum besonderer Betonung. An Voll¬ 
ständigkeit und Fülle des Einzelmaterials liegt nichts. Wir 
wollen das Charakteristische, das Grundlegende und für das 
Verständnis der Gegenwart Bedeutungsvolle. Deshalb müs¬ 
sen vor allen Dingen die vorkapitalistische und die kapita¬ 
listische Wirtschaftsweise in scharfer Betonung der Gegen¬ 
sätze zur Darstellung gelangen. Daneben verdienen die Ueber- 
gangszeiten von einer Wirtschaftsepoche zu einer grundsätz¬ 
lich neuen, wie wir sie miterleben, besondere Beachtung, weil 
sich in ihnen die Triebkräfte einer neuen Wirtschaftsweise, 
eben weil sie noch mit einer alten kämpft, in aller Deutlich¬ 
keit enthüllen. Immer aber wird Wirtschaftsgeschichte mit 
dem Gesicht vorwärts zu erteilen sein. Immer muß Begreifen 
der Gegenwart aus der Vergangenheit angestrebt werden. 
Alle Schulreformen laufen ja letzten Endes darauf hinaus, daß 
der Zusammenhang der Schule mit dem Leben hergestellt 
werden muß. In diesem Sinne allein hat die Wirtschafts¬ 
geschichte in den Lehrplänen der Volksschule ein Recht: 
Wirtschaftsgeschichte um des Wirtschaftslebens willen! 
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Glossen. 

Der Triumph des Juristen. 

Daß die Cherusker Armins nach ihrem Sieg im Teutoburger 

Walde ihre besondere Wut an den römischen Juristen ausließen 

und ihnen die Zungen abschnitten, wird jeder sehr begreiflich 

finden, der neunzehn Jahrhunderte später als Student mit un¬ 

verdorbenen Sinnen genötigt war, sein gesundes Rechtsempfinden 
mit der Kabbala jener Recntstalmudisten zu vergiften. Leider hatte 
die Cheruskermethode keinen dauerhaften Erfolg, auf dem Wege 
über Glossatoren und Postglossatoren vergewaltigten die römischen 
Juristen anderthalb Jahrtausende später das deutsche Rechtsleben, 
und ihren verderblichen Geisteseinfluß sind wir seitdem nicht 
losgeworden. 

In Berlin schießen die Spielklubs wie Pilze in die Höhe. Die 
bestehenden Strafvorschriften reichen nicht aus, dem Unwesen zu 
steuern. Der Oberbefehlshaber Noske erläßt auf Grund des Be¬ 
lagerungszustandes eine Verordnung, die den veränderten Zuständen 
gerecht >yird. Das Ende des Unfugs scheint gekommen. Aber da 
steht als Schüler des Halbverbrechertums der zünftige römische 
Buchstabenjurist auf und erklärt mit erhobenem Zeigefinger: „Die 
Verordnung ist nicht rechtsgültig, alle mühsam Gefaßten müssen 
wieder in Freiheit gesetzt werden!“ 

Ja, wozu wären Zwirnsfäden da, außer, daß der Buchstaben¬ 
jurist über sie stolperte? I — Mögen hundert und aber hundert 
Spielhöllen die moralische Atmosphäre noch mehr vergiften, als 
sie Krieg und Zusammenbruch ohnehin vergiftet haben, Haupt¬ 
sache bleibt, daß die Lehrmeinung des Professors Soundso und 
-die Entscheidung des Reichsgerichts im soundsovielten Bande be¬ 
stehen bleiben. Die Juristerei für die Juristen! 

Kümmerlich vegetiert in Deutschland eine Freirechtsschule, die 
den Juristen bisher vergeblich klar zu machen suchte, daß Rechts¬ 
pflege keinen scholastischen Geistessport zum Vergnügen der Rechts¬ 
gelehrten, sondern Dienst am Volke bedeute. Man hat sich nie 
um sie gekümmert und kümmert sich nicht um sie. Der römische 
Jurist spottet aller Revolutionen. In der weltfremden deutschen 
Stubengelehrsamkeit hat er einen neuen Heimatsboden gefunden, 
auf dem er fast besser gedeiht als auf dem alten. Hundert 
deutsche Rechtsgelehrte verabscheuen das Laster der Spielhöllen 
und grübeln gleichzeitig über die Auslegung der Paragraphen, 
die dem Laster freien Lauf läßt. Armes deutsches Volk, wie wirst 
du den Druck der Entente loswerden, da du noch nicht einmal 
die Labco und Capito, die Ulpian und Papinian, und wie alle diese 
seit mehr als anderthalb Jahrtausenden in feuchter Erde ruhenden 
Tyrannen deines gesunden Rechtsempfindens heißen, losgeworden 
bist! , E.K’V. 
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In Kanpl im die Wahrheit 

Preis 1,20 Mark 

ln dieser Schrift legt Parvus seinen sozialistischen Werdegang 
vom russischen Revolutionär zum deutschen Sozialdemokraten 
dar und setzt sich mit seinen politischen und persönlichen Wider¬ 
sachern auseinander. Außer dem Interesse, das die wediselvollen 
Schicksale des Verfassers erwecken, enthält das Werk, das zuerst 
in russischer Sprache im April 1918 erschien, wichtige politische 
und sozialistische Rückblicke und Ausblicke. 

Der Arbeitersozialismus und die 
Weltrevolution 

Briefe an die deutschen Arbeiter 

1./2. Die Wirtschaftliche Überwindung des Kapitalismus. 
Sozialismus und Bolschewismus. 

Zwei Briefe in einem Hefte. Preis 50 Pfennig. 

3. Die Entfaltung des sozialistischen Wirtschaftssystems. 

Preis 40 Pfennig. 

4. Der Friede und der Sozialismus. Preis 70 Pfennig. 

Diese Briefe müssen von jedem gelesen werden, der an der 
Zukunft des Sozialismus mitarbeiten will, einerlei ob er die 
Ansichten des Verfassers teilt oder nicht. Der geschichtlich und 
sozialistisch geschulte Blick des Autors, der in den deutschen, 
wie in den russischen Verhältnissen gleich gut beschlagen ist, 
hat schon im Anfang der Revolution manches vorausgesehen, 
was anderen verborgen blieb. Die Briefe enthalten eine Schil¬ 
derung kommender sozialistischer Entwicklung, welche der größten 

Beachtung wert ist. 
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Die soziale Bilanz Oes Krieges 

Erweiterte Auflage. 21. bis 40. Tausend 

Preis 50 Pfennig 

Der Wahnsinn des imperialistischen Weltkrieges wird in dieser 
Schrift, deren erste Auflage zu einer Zeit erschienen war, da 
man noch an den Sieg der Zentralmächte glaubte, mit kaum zu 
■ übertreffender Logik aufgedeckt. 

Der Staat, die Industrie und der Sozialismus 

Preis kartoniert 3 Mark, gebunden 4,50 Mark 

Eine wissenschaftliche Darstellung und Begründung des Sozialismus 
aus dem Getriebe des modernen Kapitalismus heraus, Aufstellung 
eines Programms der proletarischen Demokratie. 

Die Verstaatlichung der Danken und der Sozialismus 

Preis kartoniert 3 Mark 

Auf volkswirtschaftlicher Grundlage aufbauend, schildert Parvus 
in diesem Band mit reichem Wissen und hervorragender Sach* 
kenntnis das Problem der Verstaatlichung von Industrie und Banken. 

In der russischen Dastille während der Rovolution 

Eindrücke und Stimmungen 
Preis 3 Mark 

Heine Antwort an Kerenski & Co. 

Preis 20 Pfennig 
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